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    Vorwort


      Hohe Arbeitslosigkeit: Das ist fast vier Jahrzehnte lang der Normalzustand der deutschen Wirtschaft gewesen. Viele von uns können sich eine andere Welt gar nicht mehr vorstellen. Im modernen globalisierten Kapitalismus, so scheint die Erfahrung zu lehren, ist Beschäftigung stets knapp, und die Menschen müssen hart miteinander um die vorhandenen Arbeitsplätze kämpfen. „Uns geht die Arbeit aus“, so lautete denn auch bis in die jüngste Zeit eine gängige Befürchtung mit Ausblick auf die Zukunft der Marktwirtschaft.

      Dieses Buch sieht die Zukunft ganz anders. Sein Titel Vollbeschäftigt ist eine Prognose für den Zustand der deutschen Wirtschaft in den kommenden Jahrzehnten. Das Buch selbst ist ein Versuch, diesen Zustand in der Sache zu begründen und in seinen weitreichenden Folgen zu untersuchen. Diese Folgen sind für die Deutschen überwiegend, aber keineswegs ausschließlich positiv. Vor allem: Sie stellen Wirtschaft, Politik und Gesellschaft vor völlig neue, große Herausforderungen, und zwar nicht nur in Deutschland, sondern auch in der Europäischen Union. 

      Wer in die Zukunft blicken will, der muss die Vergangenheit verstehen. Das Buch ist deshalb auch ein Versuch, die epochalen Veränderungen des deutschen Arbeitsmarkts in ihrem Zusammenspiel von demografischen Trends, wirtschaftlichen Anpassungen und politischen Problemlagen zu erkennen, nachzuzeichnen und zu deuten. Dies geschieht in diesem Buch über weit längere Zeiträume, als sie in der öffentlichen Diskussion üblich sind. Als Volkswirt wandere ich dabei auf den Spuren der Wirtschaftsgeschichte. Ich tue dies in der Überzeugung, dass die Welt anders gar nicht wirklich zu erklären ist. Das hat allerdings seinen Preis: Regelmäßig vereinfache ich die Zusammenhänge drastisch, und häufig überschreite ich die Grenzen meiner Fachkompetenz. Freimütig bekenne ich, dass der Volkswirt in mir dabei auf die Großzügigkeit der Kollegen aus der historischen Wissenschaft hofft. Sie mögen ihm bitte seine Chuzpe nachsehen.

      Das Buch wendet sich an eine breite Öffentlichkeit. Es ist deshalb, so hoffe ich jedenfalls, weitgehend frei von Fachjargon. Rein Wissenschaftliches wurde, soweit irgend möglich, in die Anmerkungen verbannt. Der Text ist als volkswirtschaftliche Erzählung konzipiert: Die Leser und der Autor besichtigen gemeinsam die Entwicklungen der Vergangenheit und die Herausforderungen der Zukunft. Ergänzt wird der Gedankengang durch 25 einfache Schaubilder, die an geeigneten Stellen die Argumente des Textes grafisch und statistisch illustrieren. Unabhängig davon gibt es 25 zweiseitige Beiträge, die jeweils grau unterlegt und im Erscheinungsbild des Textes deutlich abgesetzt sind. Sie behandeln Einzelthemen, die zum Haupttext in enger Beziehung stehen. Sie können aber auch unabhängig davon gelesen werden. Sie sind absichtlich in lockerem Ton geschrieben – als Ausdruck der Liebe eines Volkswirts zum Feuilleton. 

      Thema dieses Buches ist der Arbeitsmarkt. Über vier Jahrzehnte stand er im Zentrum der marktwirtschaftlichen Diskussion in Deutschland. Wenige haben diese so geprägt wie Otto Graf Lambsdorff, der im Dezember 2009 verstarb. Dieses Buch erscheint in Erinnerung an ihn, einen der großen Wirtschaftspolitiker Deutschlands.

      Magdeburg, im Juli 2012

      Karl-Heinz Paqué

    
    1. Arbeitsmarkt im Umbruch

      1.1 Die merkwürdige Krise 2009

      „Das hat es seit dem Zweiten Weltkrieg nicht gegeben.“ So formulierte Spiegel Online am 13. Januar 2010, als das Statistische Bundesamt die ersten Zahlen zum Konjunkturverlauf im gerade abgelaufenen Jahr 2009 der Öffentlichkeit vorstellte. Die Aussage stimmte: Mit rund fünf Prozent Rückgang des Bruttoinlandsprodukts im Vergleich zum Vorjahr 2008 hatte soeben die schwerste Rezession in der bundesdeutschen Geschichte stattgefunden.1

      Experten und Öffentlichkeit staunten. Frühere Einbrüche, die bisher als besonders dramatisch gegolten hatten, erschienen plötzlich wie eher kleine Betriebsstörungen. Erinnern wir uns an die vier schwersten Rezessionen der Nachkriegsgeschichte und deren Veränderungsraten der gesamtwirtschaftlichen Produktion: 1967 waren es minus 0,3 Prozent, 1975 dann minus 0,9 Prozent, 1982 gerade mal minus 0,4 Prozent und 1993 schließlich minus 1,0 Prozent, alles kein Vergleich zu dem, was sich 2009 abspielte.2 Um eine solche Dimension historisch wiederzufinden, muss man schon in die unglückselige Weimarer Republik zurückblicken. Damals schrumpfte im Sog der Weltwirtschaftskrise das Produktionsniveau im Deutschen Reich mit Raten von 3,5 Prozent (1930) und verheerenden 10,8 Prozent (1931).3 Wahrlich ein Horrorvergleich, denn zwei Jahre später kamen die Nationalsozialisten an die Macht.

      So viel zur Statistik der Krise. Der konkrete Ablauf der Ereignisse des Jahres 2009 war noch viel dramatischer als die reinen Zahlen. Die weltweite Finanzkrise hatte mit dem Zusammenbruch des amerikanischen Bankhauses Lehman Brothers schon im September 2008 ihren Gipfelpunkt erreicht: Der Geldkreislauf stockte weltweit, und nur durch massive geld- und fiskalpolitische Notmaßnahmen konnte die Refinanzierungsmöglichkeit der Banken wiederhergestellt werden, da der private Markt für kurzfristige Kredite praktisch zusammengebrochen war.4 Es kam dann – bei weit offenen Liquiditätsschleusen – zu einer gewissen Stabilisierung. Aber es blieb doch eine tiefe Verunsicherung in den Finanzmärkten, die mit atemberaubender Geschwindigkeit auf die Gütermärkte übergriff. So wurde das Jahr 2009 zu einem volkswirtschaftlichen Albtraum, vor allem in den ersten Monaten. Der Welthandel brach zusammen, was schnell und unmittelbar auf die weltmarktorientierte Industrie übergriff. Die deutschen Exporte fielen im Jahr 2009 um fast 15 Prozent; die Investitionen brachen sogar um 20 Prozent ein, denn unter den herrschenden Verhältnissen wurden möglichst alle Projekte, die noch irgendwie zu stoppen waren, auch tatsächlich angehalten oder zurückgestellt. Dadurch traf der Einbruch mit voller Wucht die klassischen deutschen Investitionsgüterindustrien, vom Maschinen-, Fahrzeug- und Werkzeugbau bis zur Elektrotechnik und Feinmechanik. Er traf kaum weniger das Baugewerbe, die Grundstoffindustrien und das Transportwesen. Lediglich die Konsumgüterindustrie blieb weitgehend von der Talfahrt ausgespart, einfach weil der private Verbrauch immer viel träger auf veränderte Zukunftserwartungen reagiert als die stark ertragsabhängigen Investitionen.

      Das Jahr 2009 begann also mit einer konjunkturellen Katastrophe, wie es sie seit der Weltwirtschaftskrise 1929 bis 1932 nicht gegeben hatte. Allenfalls der Zusammenbruch des Welthandels 1975 im Gefolge der Ölkrise konnte da noch mithalten, aber selbst der bewegte sich in erheblich maßvolleren Größenordnungen. Zwar stabilisierte sich die Lage ab Mitte des Jahres, aber sie tat es zunächst auf niedrigem Niveau. Jedenfalls war das Ausmaß der Unterauslastung der Produktionskapazitäten der deutschen Industrie im Durchschnitt des Jahres 2009 auf einem historischen Höchststand (Schaubild 1): Seit 1960 befragt das ifo Institut München in vierteljährlichem Rhythmus die Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes nach dem Auslastungsgrad ihrer Produktionskapazitäten, und in den ersten beiden Quartalen 2009 erreichte der Index dieser Auslastung sein bisher niedrigstes Niveau, deutlich niedriger als in den Rezessionsjahren 1967, 1975, 1982 und 1993.
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      Früh reagierten die Experten auf die Verschlechterung der Lage. Schon ab November 2008 wurden die Prognosen grundlegend revidiert, und zwar für das Wachstum nach unten und für die Arbeitslosigkeit nach oben. Im Laufe des Frühjahrs setzte sich die Erkenntnis durch, dass wohl mit bis zu fünf Millionen Arbeitslosen, also einer Quote von rund elf Prozent, zu rechnen sein sollte. Zunichtegemacht würden damit praktisch alle Fortschritte, die seit Mitte des Jahrzehnts im Zuge des vorangegangenen Aufschwungs am Arbeitsmarkt erreicht worden waren. An dieser allgemeinen Meinung änderte sich zunächst auch nichts, als sich seit Mitte des Jahres die deutsche Wirtschaft stabilisierte und wieder mit einer gewissen konjunkturellen Erholung gerechnet wurde.

      Für diese Auffassung fanden die Experten gute historische Orientierungspunkte in der Vergangenheit der letzten drei großen Rezessionen. In der Tat hatte jeder dieser schweren konjunkturellen Einbrüche einen massiven Anstieg der Arbeitslosigkeit gebracht, aber anschließend einen nur sehr mäßigen Rückgang. So waren ein bis zwei Jahre nach dem Tiefpunkt der Kapazitätsauslastung 1993 über 700.000, 1982 fast eine Million und 1975 knapp 500.000 mehr Arbeitslose übrig geblieben, als es im Jahr vor dem Tiefpunkt der jeweiligen Rezession gegeben hatte (Schaubild 2). Genau diese tief sitzende Erfahrung gab den Anlass, die Erholung am Arbeitsmarkt eher skeptisch zu beurteilen, selbst dann, wenn die Wirtschaft auf einen Wachstumskurs zurückfinden würde.

      Es kam ganz anders. Nicht nur erholte sich die deutsche Wirtschaft schnell; auch die Arbeitslosigkeit stieg nur wenig und fiel schon ein Jahr nach der Krise auf das unmittelbare Vorkrisenniveau zurück (Schaubild 2). Der Unterschied zu den drei letzten großen Konjunkturkrisen konnte kaum drastischer sein: in den Jahren 1975, 1982 und 1993 die Fortdauer der zusätzlichen Erwerbslosigkeit, 2009 dagegen ein nur kurzer und sehr moderater Anstieg – trotz Überkapazitäten, die weit größer waren als jemals in den letzten fünf Jahrzehnten. Lediglich zur Rezession von 1967 zeigen sich auffallende Parallelen. Auch damals kehrte die Erwerbslosigkeit schon nach zwei Jahren auf das Vorkrisenniveau zurück. Auf längere Sicht hinterließ der Einbruch keinerlei Spuren am Arbeitsmarkt.

      Es sind diese Parallelen, die aufmerken lassen: Warum zeigen ausgerechnet die erste und die bisher letzte scharfe Rezession der bundesdeutschen Konjunkturgeschichte ein so ähnliches Profil, während die Zeit dazwischen ganz andere Muster hervorgebracht hat? Dabei geht die Parallelität von 1967 und 2009 noch ein Stück weiter. In beiden Rezessionen wurde reichlich Gebrauch gemacht von dem, was man einen konjunkturellen Puffer nennen könnte. 2009 war dies vor allem die Kurzarbeit. Sie stieg im Laufe des Jahres bis auf 1,4 Millionen Betroffene an, um dann anschließend recht zügig wieder abgebaut zu werden, bis auf einen kleinen Rest von etwa 100.000 Personen Mitte 2011. Offenbar zogen es die Unternehmen vor, ihre Beschäftigten zu halten, statt sie in Massen zu entlassen, ganz anders als in den früheren Rezessionen 1975, 1982 und 1993.
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      Ähnliches geschah 1967, zumindest mit den deutschen Arbeitnehmern. Damals diente als „Puffer“ allerdings nicht nur die Kurzarbeit, sondern vor allem auch der Verzicht auf neuerliche Einstellung von ausländischen Arbeitskräften: Viele der damaligen „Gastarbeiter“ verbrachten den Winter 1966/67 zu Hause im mediterranen Süden und verzichteten ein Jahr lang auf eine Rückkehr nach Deutschland, weil keine Arbeit für sie da war. Rein rechnerisch ging es dabei um etwa 230.000 Personen, bei einem Zuwachs der Arbeitslosenzahl um fast 300.000, also um über 40 Prozent der 530.000 Arbeitskräfte, die per saldo in der Rezession ihren Job verloren. Es mag zynisch gewesen sein, einen derart großen Teil der Arbeitslosigkeit zu „exportieren“, wo doch der Anteil der Ausländer an der inländischen Beschäftigung damals nicht höher als fünf Prozent lag. Ökonomisch war klar, warum dies geschah: Die Arbeitslosenquote lag im Durchschnitt der 1960er-Jahre kaum höher als ein Prozent, und bei der herrschenden Knappheit an Arbeitskräften taten die Unternehmen alles, um ihre Teams von leistungsfähigen Facharbeitern möglichst zusammenzuhalten, und das waren natürlich vornehmlich Deutsche. Sie zu entlassen barg die große Gefahr, sie bei einer Erholung der Konjunktur nicht mehr zurückholen zu können.5

      So weit die Parallelität zwischen 1967 und 2009. In beiden Fällen haben die Arbeitgeber aus Eigeninteresse alles getan, um Massenentlassungen so gering wie möglich zu halten. Im Klima der 1960er-Jahre erklärt sich dies offensichtlich aus der herrschenden Knappheit an Arbeitskräften. Aber wie erklärt es sich im Jahr 2009, wo doch die Arbeitslosenquote vor der Krise in Deutschland noch immer bei sieben Prozent lag? Manche Experten – so der Sachverständigenrat in seinem Jahresgutachten 2010/11 – sprachen im Nachhinein von einem Horten der Arbeitskräfte, aber sie ließen offen, wo die tiefere Erklärung für dieses Horten liegen könnte.6 Warum sollten deutsche Unternehmen bei einer Arbeitslosenquote von sieben Prozent im Jahr 2009 ganz anders reagieren, als sie es bei nur leicht höherer Arbeitslosigkeit in einer weit weniger dramatischen Krise vor gar nicht so langer Zeit getan hatten? Und warum wurde dieses „Horten“, wenn es denn als Erklärung so naheliegt, von keinem Experten zu Beginn der Rezession 2009 vorhergesagt? Warum verhalten sich die Unternehmen neuerdings so ganz anders, als wir es seit Langem von ihnen gewohnt sind?

      Tatsächlich ist das Horten das eigentliche große Rätsel, das aufgeklärt werden muss. Das kollektive Gedächtnis der Experten hat dabei die Erfahrungen der letzten großen Rezessionen gespeichert, die immer einen Sprung der Arbeitslosigkeit nach oben bewirkten, der von längerer Dauer war. Das ganz andere Erlebnis der 1967er-Rezession liegt zu weit zurück und ist längst verblasst, zumal es anscheinend auch aus einer ganz anderen Welt stammt, einer Art fernem Nirwana der Vollbeschäftigung – längst vergangen, verloren und für das moderne Deutschland der chronischen Arbeitslosigkeit ohne Aussagekraft. Hier macht sich die Prägung einer ganzen Generation bemerkbar; die hat – wie der Autor dieser Zeilen – in der Zeit ihres Berufslebens bisher niemals den Zustand der gesamtwirtschaftlichen Vollbeschäftigung kennengelernt.

      Es ist die Generation der „73er“, um die es hier geht. Sie ist geprägt durch die Massenarbeitslosigkeit, die ab 1973 im Gefolge der ersten Ölkrise entstand und dann nie mehr verschwand. Mit Ausnahme der Wirtschaftshistoriker haben praktisch alle Mitglieder dieser Generation – ob Experten oder nicht – die Zeit bis 1973 aus ihrem Gedächtnis gestrichen beziehungsweise nie wirklich zur Kenntnis genommen. Die 73er dominieren seit einigen Jahren die Ausrichtung der Politik, die Botschaften des wirtschaftswissenschaftlichen Rats und den Tenor der journalistischen Beobachtung. Dies ist ganz natürlich, da die Generation davor – die sprichwörtlichen „68er“, aber auch die noch älteren „Vor-68er“ – das Pensionsalter bereits erreicht haben oder in Kürze erreichen werden. Ihre Erinnerung spielt in der Meinungsbildung deswegen kaum noch eine Rolle, ganz anders, als dies noch bis in die 1990er-Jahre der Fall war.

      Dieses Buch ist ein Versuch, aus dem festgefahrenen Denkschema der 73er auszubrechen, und zwar radikal. Es ist die zentrale These des Buches, dass wir in Deutschland mitten in einem grundlegenden Wandel des Arbeitsmarktes stehen: von der säkularen Arbeitslosigkeit zur Vollbeschäftigung, vom Käufer- zum Verkäufermarkt, vom chronischen Mangel an Arbeitsplätzen zum chronischen Mangel an Arbeitskräften. Der Rest des Buches behandelt die tieferen Ursachen und die weitreichenden Folgen dieser Entwicklung. Dazu werfen wir zunächst einen Blick auf die großen Veränderungen am Arbeitsmarkt in der deutschen Wirtschaftsgeschichte. Wir tun dies aus der volkswirtschaftlichen Vogelperspektive, ohne uns in Details zu verstricken. Es geht um das grobe Bild und was wir aus ihm für die Diagnose der heutigen Situation lernen können.

      1.2 Historische Wechsellagen

      Große Veränderungen der Lage am Arbeitsmarkt sind selten. Dies mag auf den ersten Blick überraschen, weil wir heutzutage monatlich mit neuen Pegelständen der Erwerbslosigkeit konfrontiert werden. Aber die meisten Veränderungen, die sich dabei zeigen, sind eher kurzfristiger Art. Die regelmäßigen Schwankungen im Saisonverlauf sowie die unregelmäßigen, aber doch stets wiederkehrenden Bewegungen der Konjunktur vermitteln den Eindruck, dass ständig dramatische Dinge passieren. Dieser Eindruck täuscht. Ein Blick auf die deutsche Wirtschaftsgeschichte zeigt, dass es eigentlich nur ganz wenige Wechsellagen7 des Arbeitsmarktes gegeben hat, die über lange Zeiträume anhielten. Bis auf kurze Übergangsphasen fallen sie eindeutig in eine von zwei Kategorien: absolute Vollbeschäftigung oder chronische Unterbeschäftigung.

      Von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis heute lassen sich nicht mehr als sechs solcher Wechsellagen unterscheiden. Die erste fällt noch weitgehend in die Zeit vor der Gründung des Deutschen Reiches 1871. Sie ist gekennzeichnet durch die erste große Welle der Industrialisierung, getrieben vor allem vom Eisenbahnbau, der schon vor der Revolution von 1848 in großem Stil einsetzte und ab Mitte der 1850er-Jahre ganz Deutschland ergriff, vor allem natürlich die künftigen Zentren der Eisen- und Stahlindustrie sowie des Maschinenbaus, also das Königreich Sachsen sowie große Teile Preußens, von Westfalen, dem Rheinland und dem Saargebiet bis zum Großraum Berlin, der Provinz Sachsen und Schlesien. Die gesamtwirtschaftliche Produktion stieg im Zeitraum 1855 bis 1875 um 83 Prozent, was einer Wachstumsrate von 3,1 Prozent p. a. entspricht.8 Wirtschaftlich also eine überaus erfolgreiche Zeit.

      Und eine Zeit niedriger Arbeitslosigkeit. Zumindest ist dies der Eindruck, der sich ohne moderne Statistik der Unterbeschäftigung aufgrund einer Vielzahl anderer historischer Indikatoren aufdrängt. Von Mitte der 1850er- bis Mitte der 1870er-Jahre wuchs die industrielle Produktion fast durchgängig, unterbrochen nur von zwei sehr kurzen Konjunkturkrisen um 1857 und 1866. Nach beiden Einbrüchen gab es kräftige Expansionsphasen, deren letzte vor und nach der Reichsgründung 1871 geradezu boomartige Züge der Übersteigerung aufwies und schließlich 1873 im sogenannten Gründerkrach endete. Bis dahin hatte der Eisenbahnbau mit seinen weitreichenden Rückwirkungen auf eine Vielzahl differenzierter Zulieferindustrien und durch die Verbesserung der Verkehrsbedingungen am Arbeitsmarkt für einen überaus kräftigen Beschäftigungsschub gesorgt.9 Dieser verstärkte – bei anhaltendem Bevölkerungswachstum – die Binnenwanderung in die deutschen Industriezentren, während die Abwanderung in die Vereinigten Staaten nach ihrem Hoch in den 1840er-Jahren abflaute, bedingt durch den Boom zu Hause, aber auch die Wirren des Amerikanischen Bürgerkriegs. Bei all dem stiegen die Industrielöhne in Deutschland kräftig an, im Durchschnitt des Zeitraums 1855 bis 1875 um 3,3 Prozent p. a., was bei moderater Preisinflation (etwa 0,4 Prozent p. a.) auf eine Reallohnsteigerung von immerhin 2,9 Prozent p. a. hinauslief. Und dies geschah bei im Wesentlichen freier Lohnsetzung ohne Einfluss von Gewerkschaften, die ja gerade erst dabei waren, in zaghaften Ansätzen zu entstehen.10

      Der Start dessen, was Wirtschaftshistoriker die „Hochindustrialisierung“ nennen,11 war also in Deutschland eine lang gedehnte Phase der Vollbeschäftigung. Dabei blieb es aber nicht. Mit dem Gründerkrach 1873 wandelte sich nämlich das Bild recht abrupt und grundlegend. Es folgte die zweite lange, aber ganz andere Wechsellage, die etwa bis Mitte der 1890er-Jahre anhielt. Zwar ging die Industrialisierung weiter, aber sie tat es im Zuge einer Wachstumsschwäche, die fast zwei Jahrzehnte anhielt.

      
    Arbeitslosigkeit

    Das hässliche Kind der Industrialisierung

    Karl August von Hardenberg war von 1810 bis 1822 preußischer Staatskanzler. Er war nicht nur ein professioneller Politiker, sondern auch ein gebildeter Intellektueller. Hätte ihm allerdings damals einer seiner Beamten berichtet, es herrsche im Land „Arbeitslosigkeit“, er hätte wahrscheinlich gar nicht verstanden, was damit gemeint ist – trotz seiner umfassenden Bildung und staatsmännischen Erfahrung.

    Der Grund ist einfach: Arbeitslosigkeit gab es zu seiner Zeit noch nicht, jedenfalls nicht in dem Sinne, wie wir den Begriff heute verstehen. Erst die Industrialisierung und – damit verbunden – das Entstehen großer „Industriestädte“ machte die Arbeitslosigkeit zu einer alltäglichen Erfahrung. Denn erst die Industrie sorgte dafür, dass Menschen in riesiger Zahl vom Land in die Städte zogen und dort auf Dauer blieben. Sie begannen, in modernen Fabriken an großen Maschinen und Anlagen tätig zu sein; und solange der „Arbeitgeber“ sie dafür benötigte, war eben Arbeit da. Aber sobald die Nachfrage nach den Produkten der Fabriken einbrach und sie ihren Job verloren, wurden sie „arbeitslos“. Sie zogen dann nicht zurück auf das Land, wo sie oder ihre Vorfahren einmal herkamen, sondern sie blieben in der Stadt, vielleicht sogar räumlich sehr nahe zu ihrem früheren Arbeitsplatz. Ihre Hoffnung war, alsbald wieder einen industriellen Arbeitsplatz zu finden, bei demselben oder einem anderen Arbeitgeber. Sie warteten und suchten. Und dabei lebten sie und ihre Familien in der ständigen Gefahr, ins Elend abzurutschen, bis hin zur Hungersnot. Damit erst war ein neues Problem geboren: die Arbeitslosigkeit, das hässliche Kind der Industrialisierung.

    Erst seither, in Deutschland etwa dem zweiten Viertel des 19. Jahrhunderts, lässt sich auch von einem „Arbeitsmarkt“ im modernen Sinne sprechen, also einem zumeist städtischen Ort, wo Angebot und Nachfrage zusammentreffen. In der vorindustriellen Agrarwirtschaft war dies nicht wirklich der Fall: Gab es dort „auf dem Feld“ mehr oder weniger zu tun, dann wurden einfach die Menge und Intensität der Arbeit individuell verändert, ohne „Neueinstellungen“ oder „Entlassungen“. Das Ergebnis waren Schwankungen in Einkommen, Lebensstandard und Versorgung, bis hin zu bitterer Armut. Auch auf dem Lande konnte es Hungersnöte geben. Aber anders als in Industriestädten waren sie nicht das Ergebnis von Arbeitslosigkeit, sondern von Naturkatastrophen wie etwa in Irland Mitte der 1840er-Jahre, als die Kartoffelernte wiederholt verheerend schlechte Erträge brachte. Nicht fehlende Arbeit führte dort ins grausame Elend, sondern der Ausfall dessen, was eigentlich das Ergebnis der Mühe des Landarbeiters sein sollte.

    Ganz anders bei dem modernen Industriearbeiter. Er stellt Produkte her, die in aller Regel nichts mehr zu tun haben mit dem dringenden Bedarf zum Überleben. Und genau dafür bezieht er seinen Lohn, mit dem er sich sein „täglich Brot“ kaufen kann. Fällt der Lohn aus, steht er vor dem Nichts – es sei denn, ihm wird geholfen. Es kann deshalb kaum überraschen, dass Industrialisierung und Urbanisierung in fast allen westlichen Industrieländern irgendwann zum Aufstieg des modernen Sozialstaats führten. In Deutschland waren es in den 1880er-Jahren die Reformen Bismarcks, die erste Weichen stellten – mit einer beitragsfinanzierten Versicherung für diejenigen, die wegen Alter, Krankheit oder Unfallfolgen auf Dauer nicht mehr arbeitsfähig waren.

    Es gehört also beides zusammen: das Industrieland und der Sozialstaat. Allerdings sind viele Varianten entstanden, je nach Präferenzen und Prioritäten der jeweiligen Gesellschaft. Die Vereinigten Staaten, ein Land mit einer ungebrochenen Tradition der persönlichen Freiheit und Selbstverantwortung, optierte für ein weitmaschiges soziales Netz. Die meisten europäischen Nationen, fast alle mit tiefen Wurzeln im Feudalismus und mit einem machtvollen Aufstieg der Sozialdemokratie, wählten den Weg einer umfassenden Wohlfahrtspflege. Politisch mögen diese Unterschiede stark ins Gewicht fallen, wirtschaftshistorisch sind sie nicht mehr als verschiedene Varianten der modernen Industriegesellschaft.

      

      So sahen es auch die Zeitgenossen. Sie sprachen von der Großen Depression, was im Rückblick eine Übertreibung ist, weil seit den späten 1870er-Jahren die eigentliche Schrumpfung und dann Stagnation der Wirtschaft ihr Ende fand und wieder ein moderates reales Wachstum einsetzte. Immerhin nahm die gesamtwirtschaftliche Produktion im Zeitraum 1875 bis 1895 im Jahresdurchschnitt noch mit respektablen 2,3 Prozent zu. Dies geschah indes bei im Trend leicht sinkenden Preisen, was sicherlich dazu beitrug, aus der beobachteten Deflation Rück- und damit auch Fehlschlüsse auf eine völlig fehlende Dynamik der Wirtschaft zu ziehen. Unstrittig ist indes, dass die Wachstumskraft bis in die frühen 1890er-Jahre hinein nie mehr die Stärke der Zeit vor 1873 erreichte, selbst nicht in den konjunkturellen Aufschwungphasen von 1879 bis 1882 und 1886 bis 1890, die es durchaus gab, unterbrochen allerdings durch eine ausgeprägte Rezession.12

      Kurzum: Es herrschte wieder über einen recht langen Zeitraum eine einheitliche Lage, ein „Regime“, das tiefe Spuren auch am Arbeitsmarkt hinterließ. Es war wohl durchweg eine Zeit der Unterbeschäftigung, nach allen (unvollkommenen) Indikatoren, die wir zur Verfügung haben. So stiegen die Industrielöhne von 1875 bis 1895 gerade mal im Jahresdurchschnitt mit einer Rate von 0,5 Prozent, was real (bei leicht sinkendem Preisniveau) einem Plus von 1,0 Prozent p. a. entsprach – weit weniger als im Vierteljahrhundert davor. Die Auswanderung erreichte einen Gipfelpunkt: In den 1870er-Jahren verließen rund 1,5 Prozent und in den 1880er-Jahren fast drei Prozent der Bevölkerung das Deutsche Reich, die meisten davon in Richtung der Vereinigten Staaten. Dies ist die höchste Auswanderungsquote, die Deutschland in seiner neueren Geschichte verzeichnet hat, bis heute.13 Unter den gegebenen wirtschaftlichen Verhältnissen fanden sich offenbar nicht annähernd genug Arbeitsplätze für die rasch zunehmende Zahl an Erwerbspersonen, zumal die Bevölkerung in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts recht kontinuierlich mit einem Prozent p. a. wuchs, weitgehend unabhängig von der Lage am Arbeitsmarkt.14

      In den frühen 1890er-Jahren begann sich das Bild abermals zu wandeln, und zwar wiederum zügig, umfassend und dauerhaft. Innerhalb nur weniger Übergangsjahre kehrte das kräftige Wirtschaftswachstum zurück, und mit ihm die Vollbeschäftigung. Es begann damit der dritte Abschnitt seit der Industrialisierung. Sein Name könnte „Wilhelminischer Boom“ lauten, denn er fiel vollständig in die Regentschaft von Kaiser Wilhelm II. Er hielt bis zum Vorabend des Ersten Weltkriegs: Zwischen 1895 und 1913 nahm die gesamtwirtschaftliche Produktion um beeindruckende 76 Prozent zu, im Durchschnitt also 3,2 Prozent p. a., etwa so schnell wie in der ersten großen Phase der Hochindustrialisierung von 1855 bis 1875. Diesmal war es natürlich nicht mehr der Eisenbahnbau, der die wirtschaftliche Führungsrolle spielte, sondern es waren die neuen Industrien mit wissenschaftlich fundierter Technologie, in der Deutschland begann, global eine Führungsposition einzunehmen, so unter anderem Elektrotechnik, Chemie, Metallverarbeitung und gegen Ende auch schon die Fahrzeugherstellung. 

      Mit dem Wilhelminischen Boom änderte sich die Lage am Arbeitsmarkt in kurzer Zeit radikal. Schon ab etwa 1895 deuten alle Indikatoren auf Vollbeschäftigung hin, unterbrochen nur durch eine kurze und scharfe, aber schnell überwundene Rezession im Jahr 1901 und eine – statistisch kaum merkliche – Abschwächung im Jahr 1907. Die Auswanderung nahm rapide ab und kam seit der Jahrhundertwende praktisch zum Erliegen; sie wurde durch eine Zuwanderung abgelöst, vor allem von polnischen Arbeitern, die in die westlichen Industrieregionen Deutschlands strömten. Auch innerhalb Deutschlands gab es massive Wanderungsströme, vor allem von den agrarisch geprägten östlichen Gebieten Preußens in die Industriezentren von West- und Mitteldeutschland sowie nach Berlin, Sachsen und Schlesien.

      Auch die Entwicklung der Industrielöhne spiegelte die neue Lage wider, wenn auch in eher gemäßigter Form. Sie stiegen im Zeitraum 1895 bis 1913 im Jahresdurchschnitt nominal um immerhin 2,6 Prozent, was bei deutlich beschleunigter Preisinflation (1,4 Prozent p. a.) einem Reallohnanstieg von 1,2 Prozent p. a. entsprach. Dass trotz Vollbeschäftigung der Preis der Arbeit nicht noch stärker in die Höhe schoss, hing wohl mit dem Ausmaß an Binnen- und Zuwanderung zusammen. Dieses sorgte dafür, dass die Produktion doch recht elastisch auf die entstehenden Kapazitätsengpässe reagierte. Immerhin stieg in nur 18 Jahren die Zahl der Beschäftigten gesamtwirtschaftlich um fast ein Drittel, in der Industrie sogar um 44 Prozent. Deutschland wurde in dieser Zeit so etwas wie ein zweites Amerika, mitten in Europa. 

      Es folgte der Erste Weltkrieg. Er hinterließ einen grundlegend veränderten Arbeitsmarkt, mit dem die Weimarer Republik unter völlig neuen politischen Bedingungen umzugehen hatte. Es ist die vierte Wechsellage seit der Industrialisierung Deutschlands, eine Zeit durchweg hoher Arbeitslosigkeit, völlig anders als die vorangegangene Phase des Wilhelminischen Booms. Es ist auch die erste Wechsellage, für die wir über seriöse Berechnungen von Arbeitslosenquoten der Industriebeschäftigten verfügen, die im Nachhinein von Wirtschaftshistorikern vorgelegt wurden. Schaubild 3 zeigt diese für die gesamte Zwischenkriegszeit.15 Als Erstes fallen die ungeheuer starken Sprünge der Arbeitslosenquoten ins Auge. Sie hängen natürlich mit der hohen Dramatik der politischen Veränderung in der Zwischenkriegszeit zusammen. Dabei sind die Quoten der Frühphase bis 1922 nicht sehr aussagekräftig: Es war die Phase beschleunigter Preissteigerungen, die schließlich in der Hyperinflation von 1922/23 mündeten – eine absurde Zeit der Misswirtschaft, in der die Löhne, die morgens gezahlt wurden, bereits am Abend praktisch wertlos waren. Entsprechend lässig waren das Einstellungsverhalten der Arbeitgeber und die Arbeitsmoral der Arbeitnehmer. Erst nach der Währungsreform des Kanzlers Stresemann im Herbst 1923 kann man von einem funktionierenden Arbeitsmarkt sprechen, aber dies nur bis 1932, weil ab 1933 die Nationalsozialisten durch Zwangsmaßnahmen bis hin zu Dienstpflichten in den Arbeitsmarkt eingriffen und – zusammen mit forcierter Aufrüstung – die Arbeitslosigkeit durch eine Art Kommandowirtschaft „beseitigten“. 

      Es bleibt als „normale“ Zeitspanne nur die kurze Phase von 1924 bis 1932. Sie zeigt selbst vor Beginn der Weltwirtschaftskrise 1929 eine hohe und stark schwankende Arbeitslosigkeit, die lediglich in drei Jahren unter neun Prozent sank, in zwei davon recht knapp; und ab 1929 rutschte Deutschland in die Weltwirtschaftskrise mit seither nicht mehr erreichten Arbeitslosenquoten in dramatischer Höhe. Die Botschaft von Schaubild 3 ist klar: Vollbeschäftigung blieb in der Weimarer Republik ein Traum, selbst in der relativ stabilen Phase der sogenannten Stresemann-Zeit; chronische Unterbeschäftigung war die harte Normalität, und sie war zudem überlagert von massiven Konjunktureinbrüchen. Bis heute ist dies ein Bild des Schreckens, zumal es schließlich in hohem Maße zur Zerstörung der Demokratie beitrug, worüber sich Historiker einig sind.16
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      Aus der volkswirtschaftlichen Vogelperspektive bleibt vor allem der Eindruck einer überaus scharfen Zäsur zwischen dem Wilhelminischen Boom und der Wirtschaftsschwäche der Weimarer Republik, die erst neun Jahre nach dem Ende des Ersten Weltkriegs erlaubte, das Produktionsniveau von 1913 wieder zu erreichen, um ab 1931 im Zuge der Weltwirtschaftskrise wieder darunter zu fallen.17 Also: eine zwar wild zerklüftete Wirtschaftsphase, die aber durchaus in das langfristige Auf und Ab der Wechsellagen des deutschen Arbeitsmarktes passt, und zwar natürlich als eines der tiefsten Täler. Ob dabei das Ausmaß der Unterbeschäftigung in den späteren 1920er-Jahren höher oder geringer war als in den zwei Jahrzehnten nach dem Gründerzeitkrach, ist mangels differenzierter Statistiken nicht mehr zu entscheiden.

      Die Geschichte ging weiter: Es folgten der Zweite Weltkrieg, die Besatzungszeit danach und schließlich zumindest in den Westzonen des besetzten Landes eine Wirtschafts- und Währungsreform mit Rückkehr zu marktwirtschaftlichen Verhältnissen. Es begann das berühmte deutsche Wirtschaftswunder. Seither ist die deutsche Arbeitsmarktgeschichte lückenlos dokumentiert, zumindest für die im September 1949 gegründete Bundesrepublik. Schaubild 4 zeigt die Arbeitslosenquoten seit 1950, und zwar bis 1990 für Westdeutschland und ab 1991 für Gesamt-, Ost- und Westdeutschland.18 Das Bild lässt sich in zwei große Wechsellagen zerlegen: die Zeit bis 1973 und die Zeit nach 1973. Beide Wechsellagen werden uns in den folgenden Abschnitten (1.3 und 1.4) intensiv beschäftigen, denn sie haben große Bedeutung für die Interpretation der aktuellen Lage.

      Beschränken wir uns deshalb zunächst auf eine ganz knappe Beschreibung der Fakten. Die sind einfach genug. So herrschte bis 1973 im Wesentlichen Vollbeschäftigung. Genauer gesagt: Die deutsche Wirtschaft startete in der Nachkriegszeit zwar mit hoher Arbeitslosigkeit, raste aber dann mit beeindruckender Geschwindigkeit in Richtung Vollbeschäftigung. Schon Mitte des Jahrzehnts, im Zuge der Boomphase 1955, sank die Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt unter fünf Prozent, im Jahr 1957 lag sie bei 3,7 Prozent. Nach allen normalen Maßstäben war eigentlich schon Vollbeschäftigung erreicht.19 Es ist merkwürdig, dass es aber bei diesem Zustand keineswegs blieb, sondern im Trend einfach weiterging. Die deutsche Wirtschaft erlebte innerhalb weniger Jahre eine Verstärkung und Verdichtung der Vollbeschäftigung, bis ab 1960 eine Arbeitslosenquote von einem Prozent zur Normalität wurde, die bis zum Jahr 1973 fortbestand. Nur einmal – in der scharfen und kurzen Rezession 1967 – gab es einen Sprung nach oben, aber selbst der damalige Jahresdurchschnitt von 2,1 Prozent lag für einen konjunkturellen Tiefpunkt noch extrem niedrig (und zwar selbst dann, wenn man berücksichtigt, dass ein guter Teil der Unterbeschäftigung durch fernbleibende Gastarbeiter „exportiert“ wurde).20

      
    [image: Abb_04.tif]
      

      Die Vollbeschäftigung endete fast noch abrupter, als sie begonnen hatte, im Nachgang zur ersten Ölkrise 1973 und im Zuge der darauffolgenden schweren Rezession. Damit wurde die zweite große Wechsellage der Nachkriegszeit eingeläutet. Es ist die sechste und letzte in der Reihe unseres historischen Überblicks. Diese Wechsellage hält bis heute an. Ihr dramatischer Auftakt ähnelt dem Gründerkrach fast genau 100 Jahre zuvor; indes hat sie, wie die Geschichte zeigte, viel länger überdauert als die damalige Krise am Arbeitsmarkt. Tatsächlich ist seit 1973 die Arbeitslosigkeit in Deutschland zu einem Dauerproblem geworden: Nach dem stufenweisen Anstieg nach 1973 und wieder nach 1982 (im Gefolge der zweiten Ölkrise!) blieb das Niveau der Arbeitslosenquote bemerkenswert konstant, und zwar auf einem Niveau von etwa neun Prozent. Ende der 1980er-Jahre schien es Ansätze zu einer Verbesserung der Lage zu geben, aber es kam anders: Mit der deutschen Wiedervereinigung folgten zwei weitere Jahrzehnte der chronischen Arbeitslosigkeit, die sich fast nahtlos an die früheren anschlossen, und zwar nicht nur im Osten, sondern auch im Westen. Bis eben zu jener merkwürdigen Rezession 2009, deren ungewöhnlicher Verlauf im Vergleich zu früheren Rezessionen der Ära der Arbeitslosigkeit seit 1973 uns erst aufmerken ließ.

      Fassen wir also unsere Beobachtungen zusammen: Die kapitalistische Wirtschaftsgeschichte Deutschlands ist anscheinend geprägt von ganz wenigen großen Wechsellagen am Arbeitsmarkt. Wir haben sechs davon gezählt. Die Strukturbrüche zwischen jeweils zwei Lagen sind dabei stets recht abrupt, und zwar gleichgültig, ob es vom Zustand der Vollbeschäftigung in die Unterbeschäftigung geht oder umgekehrt. Sie dauern nur wenige Jahre. Auf dem Weg in die Unterbeschäftigung waren dies der Gründerkrach 1873, der tragische wirtschaftliche Fehlstart der Weimarer Republik in den frühen 1920er-Jahren sowie die Ölkrisen und anschließenden Rezessionen 1973 bis 1975 und 1979 bis 1982. Auf dem Weg in die Vollbeschäftigung waren es der Wachstumsschub in den 1890er-Jahren der Wilhelminischen Zeit und das deutsche Wirtschaftswunder in den 1950er-Jahren.

      Es bleibt die große Frage: Ist die merkwürdige Rezession 2009 ein erster Vorbote eines neuen Strukturbruchs, und zwar in Richtung Vollbeschäftigung, also einer neuen, siebten Wechsellage? Um diese Frage zu beantworten, müssen wir nochmals hineintauchen in die Zeiten vor und nach 1973. Diese enthalten den Schlüssel zur Antwort, denn sie zeigen, wie der Arbeitsmarkt im bundesdeutschen Wirtschaftssystem mit Wachstum und Strukturwandel der Volkswirtschaft sowie demografischen Veränderungen umgeht. Nur vor diesem Hintergrund lässt sich eine vernünftige Vorstellung gewinnen, wie die Zukunft aussehen könnte.

      1.3 Bis 1973: Das gefährdete Paradies

      Im historischen Rückblick auf die Nachkriegszeit ist der Startpunkt unstrittig: Der Weg in die Vollbeschäftigung begann im Juni 1948. Mit der Wirtschafts- und Währungsreform wurde die westdeutsche Wirtschaft in die marktwirtschaftliche Welt hineingeworfen, praktisch von einem auf den anderen Tag. Alle rechneten von nun an wieder „ökonomisch scharf“, und zwar auf der Grundlage eines neuen Geldes, das Vertrauenswürdigkeit und Stabilität schuf, wie sich schnell herausstellte. Die Konsequenz war, dass es trotz stabiler Wirtschaftslage und kräftiger Umsatzsteigerung doch vorübergehend zu einer deutlich steigenden Arbeitslosigkeit kam. Dies lag vor allem daran, dass sich viele Vertriebene aus den früheren Ostgebieten erst jetzt arbeitslos meldeten, weil sie bisher in gewerblichen Unternehmen und vor allem in der Landwirtschaft als geduldete Hilfskräfte tätig waren; die sollten schnellstmöglich verschwinden, sobald sich die Lage normalisierte. Diese Anpassung war im Wesentlichen im Frühjahr 1950 vollzogen, mit dem Ergebnis, dass die Arbeitslosenquote im März des Jahres mit rund elf Prozent einen Höhepunkt erreichte.

      Etwa von diesem Zeitpunkt an begann ein rasantes Wachstum von Produktion und Beschäftigung. In wenigen Jahren war das „Problem“ der zehn Millionen Vertriebenen gelöst: Praktisch alle von ihnen, die Arbeit suchten, fanden auch Arbeit. Sie waren nach dem Krieg zunächst als Flüchtlinge vor allem in den eher ländlichen Regionen Norddeutschlands und Nordbayerns gestrandet, also in jenen Gebieten, die ihrer früheren Heimat in Ostpreußen, Pommern, Schlesien, Böhmen und Mähren landschaftlich und landsmannschaftlich am nächsten standen. Genau dort schnellte deshalb die Arbeitslosigkeit in die Höhe, und es entstand vorübergehend ein enormes regionales Gefälle der Arbeitsmarktlage in Westdeutschland, wie es zuvor noch nie existiert hatte. Dieses Gefälle – grob gesprochen von Nordost nach Südwest – schmolz allerdings in wenigen Jahren mit der Arbeitslosigkeit selbst dahin, da die Vertriebenen als eine Art mobile Reserve des Arbeitsmarkts wirkten, die ohne Zögern in die industriellen Zentren des Südens und Westens wanderten, sobald dort die nötigen industriellen Arbeitsplätze entstanden.

      All dies geschah überaus schnell – so schnell, dass bald von einem Wirtschaftswunder gesprochen wurde, weil selbst die größten Optimisten eine solche Entwicklung nicht vorhergesagt hatten. Die Produktion der westdeutschen Wirtschaft wuchs im Zeitraum 1950 bis 1960 real um atemberaubende 120 Prozent (!), also 8,2 Prozent p. a., und es gab nur eine einzige wirklich spürbare Wachstumsdelle – eine kurze Konjunkturschwäche 1958, die wie ein erstes Wetterleuchten die künftige Dauerkrise des Kohlebergbaus anzeigte. Im Grunde lag der einzige Wachstumsengpass darin, an den Zielorten der Binnenwanderung, die auch gleichzeitig die Zentren der industriellen Expansion waren, die nötigen Wohnungen zu bauen, um die neuen Arbeitskräfte mit ihren Familien aufzunehmen. Dies gelang trotz der herrschenden Kapitalknappheit und entsprechend hoher Zinsen, auch dank groß angelegter Programme des sozialen Wohnungsbaus.

      Wo aber lagen die tieferen Gründe für das wundersame industrielle Wachstum? Im Nachhinein fällt es relativ leicht, sie zu identifizieren.21 Es sind im Wesentlichen zwei, ein globaler und ein nationaler. Global sorgten der Marshall-Plan, die stabile Währungsordnung von Bretton Woods, die Liberalisierung des Handels im Rahmen des GATT und der Weg in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft für einen Schub der Handelsintegration, von dem fast alle Industrienationen profitierten. Für Deutschland (und im Übrigen auch Österreich und Italien) war er besonders ertragreich, gerade weil die chaotische Zwischenkriegszeit Potenziale der Integration ungenutzt gelassen hatte – aufgrund politischer Wirren und der Hinwendung zur Autarkiepolitik der Nationalsozialisten (beziehungsweise der italienischen Faschisten). In diesem Sinne ging es tatsächlich um eine Art Aufholen des Versäumten – und Wiederanknüpfen an den „natürlichen Wachstumstrend“, der sich in der Wilhelminischen Zeit abgezeichnet hatte.

      Auf nationaler Ebene kam hinzu, dass Deutschland über eine noch immer gesunde (und durchaus moderne) industrielle Basis verfügte, die bestens platziert war, um die neuen Chancen auch wahrzunehmen. Denn die anlaufende weltwirtschaftliche Integration nutzte vor allem den modernen Investitionsgüter- und Grundstoffindustrien, in denen Deutschland trotz der Misere der Zwischenkriegszeit jene Spitzenposition bewahrte, die sich schon in der Kaiserzeit angedeutet hatte. In der Tat war die deutsche Wirtschaft, wie sich jetzt zeigte, technologisch nie wirklich zurückgefallen, trotz aller politischen Wirren. Vor allem der massiv einsetzende Fortschritt im Maschinenbau und in der Elektrotechnik sowie jetzt auch im boomenden Automobilbau schuf für Deutschland optimale Wachstumschancen in einer Welt, die sich zunehmend motorisierte.

      Aber zurück zum Arbeitsmarkt, wo die industrielle Expansion fast mühelos für die nötigen Arbeitsplätze sorgte. Spätestens 1957, also schon nach nur wenigen Jahren Wirtschaftswunder, war das Potenzial von erwerbslosen Vertriebenen weitgehend integriert, und zwar auf nachhaltig profitablen Arbeitsplätzen der privaten Wirtschaft, vor allem der Industrie. Dies galt nicht nur als wirtschaftlicher, sondern auch als politischer Erfolg ersten Ranges. Er trug viel dazu bei, das Vertrauen in den neuen Staat, die junge Bundesrepublik, zu stärken. Kanzler Adenauer und sein Wirtschaftsminister Erhard, der Vater der sozialen Marktwirtschaft, und ihre seit 1949 regierende CDU/FDP-Regierung erreichten auch deshalb um diese Zeit den Zenit ihrer Popularität.

      Ab Mitte der 1950er-Jahre wurden Arbeitskräfte knapp. Die Zahl der offenen Stellen stieg 1955 erstmals im Jahresdurchschnitt über 200.000. Es begann die Zeit der Zuwanderung. Sie speiste sich aus zwei Quellen. Zunächst waren es vor allem DDR-Flüchtlinge, die über die gesamten 1950er-Jahre – und in zunehmendem Maße – die Chance nutzten, ihr berufliches Glück im Westen zu finden. Bis zum Mauerbau 1961 flohen rund zwei Millionen Menschen aus der DDR in die Bundesrepublik und nach West-Berlin, davon rund die Hälfte im erwerbsfähigen Alter, etwa 13 Prozent aller DDR-Erwerbstätigen.22 Die meisten von ihnen waren hervorragend ausgebildete Fachkräfte, die im Durchschnitt mindestens das gleiche Niveau an Qualifikation und Motivation mitbrachten wie die westdeutschen Arbeitskräfte selbst.

      
    Die Atempause

    DDR-Wirtschaftspolitik im Schatten der Mauer

    Am 13. August 1961 wurde die Berliner Mauer gebaut. Dies war ein grausamer Schlag gegen die Menschlichkeit. Aus Sicht der Planer im Politbüro der DDR war es aber eine vernünftige, wenn auch verzweifelte Entscheidung. Denn die extreme Knappheit an Arbeitskräften in Deutschlands Westen hatte den ständigen Strom der Abwanderung qualifizierter Erwerbspersonen nochmals kräftig anschwellen lassen. Dieser gefährliche Aderlass war nun beendet. Endlich konnte in der DDR jene wirklich eigenständige Wirtschaftspolitik betrieben werden, die der sozialistischen Parteiführung immer vorschwebte. Man schaffte sich eine Atempause.

    Und diese Atempause wurde zunächst tatsächlich genutzt. Immerhin gelten die weiteren 1960er-Jahre in der DDR zu Recht als eine Zeit durchaus stabilen Wirtschaftswachstums. Es ist jene Phase der kurzen DDR-Geschichte, in der die Bevölkerung mit jenen modernen Konsumgütern ausgestattet wurde, die auch in den westlichen Industrieländern auf der Tagesordnung der wirtschaftlichen Entwicklung standen: Kraftfahrzeuge, Fernsehapparate, Waschmaschinen und vieles mehr. Sie verbreiteten ein erstes Gefühl des bescheidenen Wohlstands. Natürlich waren sie in Design, Funktionalität, Komfort und Qualität durchweg den entsprechenden Westprodukten unterlegen. Aber damit ließ sich leben, zumal es ja keine realistische Alternative gab.

    Der damals mächtigste Mann der DDR, Walter Ulbricht, Erster Sekretär des ZK der SED und Vorsitzender des Staatsrats, erkannte den technischen Rückstand der DDR-Wirtschaft. Er hielt ihn für ein gefährliches Problem. Deshalb gab er unter anderem eine denkwürdige Losung aus: „Überholen ohne einzuholen“. Diese wurde später oft belächelt. Sie war aber damals ein ernster Aufruf zu einer technologischen Offensive, bei der es der mauergeschützten DDR endlich gelingen sollte, in einer völlig neuen Generation von Produkten wirklich führend zu sein und dadurch den Westen insgesamt hinter sich zu lassen, auch wenn der Rückstand bei eher schon traditionellen, etablierten Industrieprodukten erhalten bleiben sollte. War das nicht auch in der Raumfahrt den Sowjets gegenüber den Amerikanern gelungen? Die Hoffnung ruhte vor allem auf der modernen Elektronik, die in den späten 1960er-Jahren weltweit ihren ersten großen Aufschwung nahm. Deshalb lenkte Ulbrichts zentrale Planung – gezielt und massiv – Ressourcen in ausgewählte Felder dieser zukunftsweisenden Technologie. Es war der Versuch, die Atempause des Mauerbaus zu nutzen, um den Grundstein für künftiges Wachstum zu legen.

    Der Versuch scheiterte kläglich. Denn ausgerechnet im Fehlen der Innovationskraft erwies sich die Schwäche der Planwirtschaft als besonders fatal. Wer als Erster einen Sputnik ins All befördern konnte, der war eben noch lange nicht imstande, die vielfältig differenzierten Herausforderungen der Technik zu bewältigen, wie sie sich an den Wünschen freier Kunden zu orientieren hatten. Die teure technologische Offensive traf deshalb auch auf zunehmenden Widerstand im Politbüro. Ulbricht wurde schließlich 1971 entmachtet. Sein Nachfolger Honecker riss das Steuer radikal herum, und zwar in eine konservative Richtung: weg von Versuchen, einen Entwicklungsschub zu forcieren, und stattdessen Bewahrung einer Minimalversorgung, wenn nötig mit schäbigen Produkten, aber mit Sicherheit von Arbeitsplätzen und Versorgung zu stabilen Preisen für das Lebensnotwendige.

    Zunächst schien dies auch zu funktionieren, zumal der kapitalistische Westen im Zuge der Ölkrisen in einen Zustand der chronischen Unterbeschäftigung abglitt und von selbst gar nicht mehr ganz so anziehend wirkte. Aber spätestens in den 1980er-Jahren zeigte sich, dass die DDR wirklich nur mehr von der Substanz lebte. Die Lücke zum Westen klaffte immer weiter, und die Bilder des Westfernsehens machten dies jedermann deutlich. Den Machthabern fiel einfach nichts mehr ein, was sie Zukunftsweisendes mit ihrer eingeschlossenen Bevölkerung hätten unternehmen können. Und die reagierte schließlich mit einer friedlichen Revolution. Die Mauer fiel am 9. November 1989, die DDR verschwand am 3. Oktober 1990.

      

      Die zweite Quelle der Zuwanderung waren Arbeitskräfte aus Südeuropa. Sie kamen zunächst in kleiner und ab 1960 in stark zunehmender Zahl nach Deutschland. Der Anteil der Ausländer an der Beschäftigung in Deutschland nahm kontinuierlich zu – von unter einem Prozent in den 1950er-Jahren bis auf 10,8 Prozent (1973). Bis zur Rezession 1967 wuchs die Zahl der ausländischen Beschäftigten jährlich um mindestens 100.000, nach 1968, als die Rezessionsfolgen abklangen, kam es bis einschließlich 1973 zu einem jährlichen Plus von über 150.000, in den Jahren 1969 bis 1971 sogar über 300.000. Trotz dieses Zustroms blieben im Zeitraum 1960 bis 1973 in jedem Jahr (außer in der Rezession 1967) deutlich mehr Stellen offen, als es Arbeitslose gab, im Spitzenjahr 1970 sogar mehr als fünfmal so viel (Schaubild 5). Ein Zustand der absoluten Voll-, wenn nicht der chronischen Überbeschäftigung war erreicht und blieb über fast eineinhalb Jahrzehnte erhalten. Es gab kaum noch Reserven in der deutschen Bevölkerung, die zu mobilisieren waren.23 In den zehn Jahren nach 1963 stieg die Zahl der beschäftigten Deutschen gerade mal um insgesamt 136.000, in den letzten Jahren hoher Auslastung der Kapazitäten (1970 bis 1973) praktisch gar nicht mehr. Deutschland war restlos vollbeschäftigt.

      Ein bemerkenswerter Zustand. Es lohnt sich, an dieser Stelle kurz innezuhalten. War dieser Zustand der restlosen Vollbeschäftigung und seine Entstehung etwas historisch völlig Neues, eine Art einmalige Kuriosität der Nachkriegsgeschichte, die es vorher nie gab? Wir wissen es nicht, weil uns die nötigen Statistiken des Arbeitsmarktes zu früheren Zeiten fehlen, um es genau prüfen zu können. Gleichwohl fällt auch ohne statistische Tiefenschärfe ins Auge, dass es zum Wilhelminischen Kaiserreich ab den frühen 1890er-Jahren doch beachtliche Parallelen gibt, und zwar sowohl was den Weg in die Vollbeschäftigung als auch die Konservierung des Zustands über einen langen Zeitraum betrifft.
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      Blicken wir zurück: Bis in die frühen 1890er-Jahre gab es ein großes Potenzial einer wachsenden Erwerbsbevölkerung, die lange Zeit entweder aus Verzweiflung auswanderte oder – eigentlich unterausgelastet – in der Landwirtschaft verblieb. Ab diesem Zeitpunkt begann eine kraftvolle Beschleunigung des (vor allem industriellen) Wachstums, das bisher ungenutzte Potenziale von Erwerbspersonen zügig absorbierte. Schon ab Mitte des Jahrzehnts prallte die Expansion hart gegen die Kapazitätsgrenzen der Wirtschaft – genau wie am Ende der 1950er-Jahre, als die arbeitslosen Vertriebenen und auch neu ankommende Flüchtlinge aus der DDR mit Leichtigkeit integriert wurden. Ab 1895 im Kaiserreich und ab den frühen 1960er-Jahren in der westdeutschen Bundesrepublik waren die jeweiligen Reserven voll ausgeschöpft. Weitere zu erschließen erforderte Zuwanderungen in großem Stil, aus Polen im Kaiserreich, aus Südeuropa in der Bundesrepublik.

      So weit die historische Parallele. Sie stimmt nachdenklich. Vielleicht steckt dahinter ein Wesenszug der kapitalistischen Marktwirtschaft oder jedenfalls ihrer deutschen Variante. Demnach gleitet die Wirtschaft bei Annäherung an die Vollbeschäftigung keineswegs sanft in das sich abzeichnende neue Regime, gewissermaßen von Gleichgewicht zu Gleichgewicht, gebremst durch Marktmechanismen, die graduell und nachhaltig einsetzen. Stattdessen rast sie recht unvermittelt in die neue Wechsellage hinein, neigt also zu einem „Überschießen“, das dann längerfristig anhalten kann. Das Ergebnis ist eben nicht ein harmonischer Gleichgewichtszustand der Vollbeschäftigung, sondern eine spannungsgeladene „Überbeschäftigung“, die weitere machtvolle Anpassungsprozesse in Gang setzt. Irgendwann entladen sich dann die Spannungen und führen zum abrupten Ende der Wechsellage, zurück in die Unterbeschäftigung. Immerhin folgte dem erfolgreichen Kaiserreich nach dem Ersten Weltkrieg die erfolglose Weimarer Republik, und der Überbeschäftigung bis 1973 folgte chronische Arbeitslosigkeit.

      In der Tat liefern die 1960er- und frühen 1970er-Jahre beispielhaftes Anschauungsmaterial für die Zweischneidigkeit der Lage. Es ist nützlich, die Entwicklung etwas genauer zu betrachten. Zunächst gilt es festzustellen: Eine dynamische Zunahme der Arbeitsnachfrage ist auf Dauer nur aufrechtzuerhalten, wenn die Löhne sich nicht allzu schnell anpassen und damit die Arbeitskraft verteuern. Schaubild 6 zeigt die Entwicklung von Löhnen und Preisen (Schaubild 6a) sowie das Niveau der realen Lohnstückkosten (Schaubild 6b) für das Vierteljahrhundert 1950 bis 1975. Das Bild fällt dabei im Wesentlichen in zwei Teile: Bis 1969 gab es zwar kräftige Zuwächse der Nominallöhne, aber gemessen an der Preisinflation und der Entwicklung der Arbeitsproduktivität war die Zunahme durchaus nicht überhöht. Dies zeigt sich an den realen Lohnstückkosten – als Maß für das Verhältnis von Lohn und erwirtschaftetem Marktwert der Produktion, der mit der entlohnten Arbeit erzielt wird:24 Sie schwankten zwar im Konjunkturzyklus, also Abnahme im Boom und Zunahme in der Rezession, getrieben vor allem von den üblichen zyklischen Änderungen der Arbeitsproduktivität; aber es kam im Trend nicht zu einer Zunahme, obwohl der Arbeitsmarkt schon ab Mitte der 1950er-Jahre von einsetzenden Knappheiten geprägt war. Die deutsche Volkswirtschaft wuchs eben schnell – in den 1950er-Jahren im Rekordtempo und in den 1960er-Jahren noch immer zügig; und dies erlaubte ordentliche Lohnsteigerungen, ohne die Dynamik am Arbeitsmarkt zu gefährden.
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      So weit das Bild bis 1969. Ab diesem Zeitpunkt jedoch veränderte sich die Welt, abrupt und radikal. Innerhalb weniger Jahre schossen die Löhne nach oben, und zwar weit schneller als Konsumenten- und Erzeugerpreise. In nur fünf Jahren kletterten die Nominallöhne um 75 Prozent, die Reallöhne um 33 Prozent und die Lohnstückkosten um mehr als acht Prozent. Eine neue Zeit kündigte sich an. Vorbei waren die Jahre billiger Arbeit. Zusammen mit der gleichzeitigen Erhöhung der Ölpreise und der massiven Aufwertung der D-Mark nach dem Zusammenbruch des Bretton-Woods-Systems 1973 wurde Deutschland insgesamt zu einer teuren Region. Praktisch alle Produktionskosten waren massiv gestiegen, und ein beträchtlicher Teil der deutschen Industrie konnte nicht mehr profitabel produzieren. Der Weg in die bisher schlimmste Rezession der Nachkriegszeit war vorgezeichnet und, wie sich herausstellte, auch das Ende der Vollbeschäftigung.

      Es ist eine Geschichte vom Paradies am Arbeitsmarkt, gefolgt von der Vertreibung aus dem Paradies. Zunächst in den 1950er-Jahren das Wirtschaftswunder, das nur deshalb nicht zu schnell steigenden Lohnkosten führte, weil es eine Zeit lang noch genug Konkurrenz gab, und zwar durch gut qualifizierte Vertriebene und DDR-Flüchtlinge. Hinzu kam, dass deren Integration als eine Art nationale Aufgabe galt, der sich auch die Tarifpartner nicht entziehen konnten. Rätselhaft bleibt allerdings, warum auch nach definitivem Erreichen der Vollbeschäftigung 1960 die Lohnkosten noch immer nicht kräftig anzogen. Denn es war durchaus leicht vorauszusehen, dass in den kommenden Jahren die Knappheit an Arbeitskräften eher zu- als abnehmen würde. Der industrielle Erfolg Deutschlands sorgte seinerzeit für eine weiter zunehmende Arbeitsnachfrage. Und auf der Seite des Arbeitsangebots ließ die demografische Entwicklung eine zunehmende Knappheit erwarten. Die quantitativ starke Generation der zwischen 1895 und 1905 geborenen Deutschen begann sich nämlich in den Ruhestand zu verabschieden, während die quantitativ schwache Generation der zwischen 1940 und 1950 geborenen Kriegs- und Nachkriegskinder in den Arbeitsmarkt hineinwuchs und später zur 68er-Generation mutierte.

      Was lag da näher, als die starke Verhandlungsposition der Arbeitnehmer auszureizen und in Lohnerhöhungen umzusetzen? Es ist merkwürdig, dass es dazu ein Jahrzehnt lang nicht kam. Es bleibt bis heute eine offene Frage, warum dies so war. Zu beantworten ist sie bestenfalls mit einem Verweis auf die indirekten Wirkungen des herrschen Arbeitskräftemangels auf die typische Situation eines deutschen Arbeiters oder Angestellten. Der sah sich vor überaus reizvollen Aufstiegschancen: Wegen des Ausscheidens der älteren Generation boten sich Möglichkeiten, in frei werdende Positionen hineinzurücken, individuell besser bezahlt und mit mehr Verantwortung. Dies setzte allerdings voraus, dass auf die eigene bisherige Position jemand nachrückte, der die weniger anspruchsvolle, aber trotzdem für die Produktion notwendige Arbeit erledigte. Nach Lage der Dinge konnten dies nur Zuwanderer sein – ohne besondere Qualifikationen, aber mit der Motivation und Fähigkeit zur einfachen Arbeit. Der Zustrom der Gastarbeiter ermöglichte deshalb indirekt das, was Soziologen vertikale Mobilität nennen: Die Deutschen stiegen auf und die Gastarbeiter rückten nach. Es lag möglicherweise wirklich nicht im Interesse einer ganzen Generation von deutschen Arbeitern und Angestellten, diesen Prozess durch allzu aggressive Lohnforderungen zu gefährden. Entsprechend mäßigend wirkten sie auf ihre Gewerkschaftsvertreter ein, und dies schlug sich in den Tarifabschlüssen nieder.

      Hinzu kam das, was man im Rückblick – und mit der Erfahrung späterer glückloserer Jahre – als „Privatisierung der Arbeitsmarktpolitik“ bezeichnen könnte. Gemeint ist damit der große Anreiz von Unternehmen, in die Weiterbildung und das berufliche Fortkommen der deutschen Arbeitnehmerschaft zu investieren: Umschulungs-, Qualifikations- und Mobilitätskosten wurden von den Arbeitgebern bereitwillig übernommen und tauchten natürlich nicht in den Lohnstatistiken auf, kamen aber den Arbeitnehmern zugute. Was später zu Zeiten der Massenarbeitslosigkeit der Staat oder der Erwerbswillige selbst finanzieren musste, besorgte in den 1960er-Jahren aus purem Eigeninteresse der Arbeitgeber. In gewisser Weise wirkte dies wie eine (unsichtbare) zusätzliche Entlohnung.

      Ähnliches gilt, wenn auch indirekter, für die Bereitschaft der Unternehmen, jenseits der industrialisierten urbanen Zentren in ländlicheren Regionen zu investieren, einfach weil nur dort noch qualifizierte Arbeitskräfte überhaupt zu haben waren. Zunehmend kam also das Kapital zur Arbeit und nicht, wie noch in den 1950er-Jahren, die Arbeit zum Kapital. So erreichte die „systematische“ Wanderung von Arbeitskräften von strukturschwachen in strukturstarke Regionen in den 1960ern und frühen 1970ern in der bundesdeutschen Geschichte einen Tiefpunkt.25 Ähnliches gilt für die Streuung der Arbeitslosenquoten zwischen Regionen in Westdeutschland zu dieser Zeit: Niemals vorher und nachher war der Abstand zwischen den wirtschaftlichen Zentren und der Peripherie geringer als zu jener Zeit der Voll- beziehungsweise Überbeschäftigung.26

      Es gab also gute Argumente dafür, warum die deutschen Arbeitnehmer ein Interesse daran hatten, vor allzu aggressiven Lohnforderungen zurückzuschrecken. Damit halfen sie selbst mit, dass die Expansion der Industrie noch ein gutes Stück länger währte, als die Arbeitsmarktlage dies eigentlich rechtfertigte. Hinzu kam die Einbindung Deutschlands in das Bretton-Woods-System fester Wechselkurse: Bei einer Parität des US-Dollars von vier D-Mark (bis 1961 sogar 4,20 D-Mark) erwies sich die deutsche Industrie als höchst wettbewerbsfähig – mit der Folge, dass ab Mitte der 1960er-Jahre das Land permanent hohe Überschüsse der Leistungsbilanz erwirtschaftete und weiter expandierte. Ermöglicht wurde all dies letztlich durch den Zustrom der Gastarbeiter, denn nur das Erschließen dieses zusätzlichen Potenzials an Arbeitskräften erlaubte erst, das nötige Produktionsniveau zu halten und auszubauen.

      Die Gefahr dieser Strategie lag indes auf der Hand: Die Überbeschäftigung bedeutete auch eine Art Überindustrialisierung, und zwar in dem Sinne, dass bei einer veränderten Konstellation der wichtigsten Bestimmungsgründe der Wettbewerbsfähigkeit – Löhne, Energiepreise, Währungsparität – ein beträchtlicher Teil der Industrie in größte Schwierigkeiten kommen würde, mit unabsehbaren Folgen. Tatsächlich gab es weitsichtige Ökonomen, die vor einer solchen Entwicklung warnten.27 Ob diese wirklich vermeidbar war, lässt sich selbst im Nachhinein kaum beurteilen. Zu sehr prägte eine Vielzahl von politischen Zwängen das Handeln der Akteure, sodass eine gleitende Anpassung – obwohl theoretisch denkbar – wohl eine Illusion bleiben musste.

      Und so geschah es, dass in wenigen Jahren wirklich alles zusammenkam: 1973 der Übergang zu flexiblen Wechselkursen mit massiver Aufwertung der D-Mark, im gleichen Jahr der erste große Ölpreisschock und vor allem ab 1969 eine Reihe aggressiver Lohnerhöhungen. Diese waren die Konsequenz eines veränderten Klimas, das insbesondere in einer Welle wilder Streiks im Herbst 1969 zum Ausdruck kam. Die Basis der Gewerkschaften revoltierte, weil die tariflichen Mindestlöhne seit Jahren hinter den sogenannten Effektivlöhnen hinterherhinkten. Übertarifliche Zuschläge (die „Lohndrift“) waren weithin zur Normalität geworden und warfen ein zunehmend schlechtes Licht auf die Strategie der Gewerkschaftsspitzen.28 Offenbar hatten es die führenden Funktionäre über Jahre versäumt, den Spielraum auszuschöpfen, den die Entwicklung in der Wirtschaft und am Arbeitsmarkt für die Umverteilung zugunsten der Arbeitskräfte erlaubte. Den einfachen Gewerkschaftsmitgliedern riss schließlich die Geduld, und den Gewerkschaftsführungen blieb nichts anderes übrig, als in den kommenden Verhandlungsrunden eine neue, noch nie da gewesene Härte zu zeigen. Übrigens beeindruckte dies die Basis nachhaltig, und die Gewerkschaften erlebten in den Folgejahren einen massiven Zuwachs an Mitgliedern, den bisher letzten bis heute!

      All diese Ereignisse liefen überaus dramatisch ab. Sie waren Teil der Geschichte jener turbulenten Zeit, in der es an vielen Fronten der Gesellschaft und der Politik zu großen Brüchen kam: ab 1968 die Revolte einer neuen Generation von Studenten, die den Klassenkampf auf ihre Fahnen schrieb; ab 1969 eine neue Bundesregierung, und zwar erstmalig seit Gründung der Bundesrepublik mit einem sozialdemokratischen Kanzler; ab 1970 die umstrittene außenpolitische Neuorientierung des Landes, von der reinen Westbindung zur Westorientierung plus Ostpolitik; ab 1971 der verzweifelte Kampf um die Rettung des Bretton-Woods-Systems fester Wechselkurse; ab 1972 die weitverbreitete Diskussion um die Studie des Club of Rome Die Grenzen des Wachstums mit seinen Szenarien der Erschöpfung der globalen Rohstoffreserven; und schließlich ab 1973 der Ölpreisschock, der tiefe Bestürzung in der Bevölkerung hervorrief und von der Politik mit einem – zumindest vorübergehenden – Fahrverbot für Kraftfahrzeuge an ausgewählten Sonntagen beantwortet wurde. Fast alle Menschen, die sich für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft interessierten, spürten damals sehr genau, dass Deutschland an einer Art Zeitenwende stand. Das Bild der „Vertreibung aus dem Paradies“ ist also keineswegs nur eine Interpretation im Nachhinein. Es entsprach damals durchaus einem weitverbreiteten Lebensgefühl.

      So eindeutig der Bruch zu identifizieren ist, so schwierig bleibt er zu erklären, zumindest am Arbeitsmarkt. Denn objektiv war die Situation 1969 nicht viel anders als etwa 1965: hohe Auslastung der Kapazitäten, minimale Arbeitslosigkeit, große Zahl offener Stellen. Zugegeben, der einsetzende Boom hatte noch stärker inflationäre Züge als Mitte der 1960er-Jahre, aber der Unterschied kann kaum begründen, warum es 1969/70 zu überaus scharfen Lohnanstiegen kam, in den früheren Jahren dagegen nicht. Wie so oft bei der Terminierung von Brüchen steht man vor einem Rätsel: lange Jahre eine unerklärliche Lohnzurückhaltung, und dann eine ebenso unerklärliche Lohnexplosion, die weit über das hinausgeht, was eine gleichgewichtige Anpassung erfordert.

      Als Erklärung am plausibelsten, aber noch immer hochspekulativ, ist eine politische Interpretation der merkwürdigen Ereigniskette der 1960er- und frühen 1970er-Jahre. Sie lautet etwa wie folgt: In keinem Zeitraum der bundesdeutschen Geschichte bemühte sich die Bundespolitik so intensiv, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände in die Maßnahmen der gesamtwirtschaftlichen Wirtschaftspolitik einzubinden. Einen Höhepunkt erreichte dieses Bemühen in dem Versuch des Bundeswirtschaftsministers Karl Schiller, eine konzertierte Aktion von Regierung, Zentralbank und Tarifpartnern zustande zu bringen, um die Inflation zu bekämpfen und später dann möglichst rasch die scharfe Rezession 1967 zu überwinden. Im Großen und Ganzen zwang das fast permanente Kooperationsangebot der Politik die Gewerkschaften, durch eine gemäßigte Gangart die Möglichkeit zu wahren, auf Dauer maßgeblichen Einfluss auf die Bundespolitik zu gewinnen. Dies galt vor allem so lange, wie die Regierungsführung durch die Sozialdemokraten, die traditionellen Verbündeten der Gewerkschaften, wohl eine berechtigte Hoffnung, aber noch nicht Realität war. Als sie es dann 1969 wurde, entfiel der Grund zur Zurückhaltung, zumal die Basis revoltierte. Die Rechnung wurde präsentiert, und die Vertreibung aus dem Paradies begann. Die lange so stabile Wechsellage der Vollbeschäftigung neigte sich dem Ende zu.

      1.4 Seit 1973: Die harte Welt der Babyboomer

      Die schwere Rezession 1974/75 markiert eine Wasserscheide in der bundesdeutschen Wirtschaftsgeschichte. Sie nahm einen zweistufigen Verlauf: Zunächst brach im Jahr 1974 die Binnenkonjunktur ein, und die Experten waren eigentlich zuversichtlich, dass im darauffolgenden Jahr eine Erholung folgen würde. Stattdessen traf es im Jahr 1975 mit aller Wucht den Welthandel und damit auch die (längst sehr große) westdeutsche Exportwirtschaft. Es kam zu einem scharfen Einbruch der Beschäftigung. Im Zeitraum von drei Jahren (1973 bis 1976) verschwanden per saldo 1,24 Millionen industrielle Arbeitsplätze29; allein im verarbeitenden Gewerbe mit seiner starken Exportorientierung waren es 924.000, also gut zehn Prozent der Beschäftigung. Die Arbeitslosenquote stieg auf fast fünf Prozent, ihr höchstes Niveau seit zwei Jahrzehnten.

      Es war wirklich alles an unglücklichen Umständen zusammengekommen, was zu einer konjunkturellen Talfahrt beitragen konnte; und bis 1993 blieb ja auch 1975 mit einer Schrumpfung des Bruttoinlandsproduktes um 0,9 Prozent das Jahr mit der schlechtesten wirtschaftlichen Bilanz der bundesdeutschen Geschichte. Es ist aber eigentlich nicht die Tiefe, die jene Rezession zu einer Wasserscheide der Wirtschaftsgeschichte macht. Es ist vielmehr der Umstand, dass mit ihr eine erste irreversible Schrumpfung der Industrie einherging, bedingt durch die inzwischen drastisch erhöhten Produktionskosten der Unternehmen in Kombination mit dem starken konjunkturellen Einbruch. Das verarbeitende Gewerbe in Westdeutschland hatte, was die Zahl der Beschäftigten betrifft, mit rund neun Millionen in der Zeit 1970 bis 1973 sein historisches Hoch; dieses Niveau wurde später nie mehr erreicht.

      Im Rückblick ist dies nicht wirklich überraschend, erweisen sich doch die 1960er- und frühen 1970er-Jahre, wie wir gesehen haben, historisch als eine Art Spätblüte der Überindustrialisierung. Für die Zeitgenossen – und selbst die Experten unter ihnen – war dies keineswegs so klar, wenn auch manche von ihnen die Radikalität der Veränderung durchaus zur Kenntnis nahmen.30 Aber für sie lagen die langfristigen Konsequenzen dieser Entwicklung noch im Dunkeln, gerade auch mit Blick auf den Arbeitsmarkt. Jedenfalls hätten die meisten sich wohl kaum träumen lassen, dass die Deutschen auch dreieinhalb Jahrzehnte später mit Arbeitslosenquoten leben würden, die sogar noch über jenen lagen, die sich gegen Ende der Rezession Mitte der 1970er-Jahre einstellten.

      Wie kam es dazu? Um diese Frage zu beantworten, müssen wir die wesentlichen Veränderungen auf dem deutschen Arbeitsmarkt in der Zeit von der Mitte der 1970er-Jahre bis heute ins Visier nehmen, und zwar wieder aus einer Art volkswirtschaftlichen Vogelperspektive. Es ist dabei zweckmäßig, zunächst zwischen dem „Arbeitsangebot“, also dem Potenzial der Erwerbspersonen, und der „Arbeitsnachfrage“, also den zu besetzenden Arbeitsplätzen der Unternehmen, zu unterscheiden. Erst später werden wir beides wieder zusammenführen.

      Angebot

      Beginnen wir mit dem Arbeitsangebot, also mit den Menschen, die arbeiten wollen und können („Erwerbspersonen“). Hier waren die Veränderungen zunächst weit weniger spektakulär als auf der Seite der Arbeitsnachfrage, aber dafür nicht weniger nachhaltig. Ab Mitte der 1970er-Jahre begann nämlich die Generation der Babyboomer, auf den Arbeitsmarkt zu strömen. Es sind all jene Menschen, die in Deutschland etwa in den 15 Jahren ab 1955 geboren wurden. Es ist die zahlenstärkste Generation, die es bis heute in Deutschland gegeben hat. Sie sorgte dafür, dass in den 15 Jahren, die der Krise von 1975 folgten, die Zahl der Erwerbspersonen in Westdeutschland um etwa 4,8 Millionen zunahm und 1986 erstmals über 30 Millionen lag. Sie ersetzte am Arbeitsmarkt die ausscheidende Generation der im Zeitraum 1910 bis 1925 Geborenen, die wegen der Kriegs- und Nachkriegswirren sowie der Opfer der beiden Weltkriege erheblich kleiner ausfiel und im Übrigen auch im Durchschnitt ein deutlich schlechteres Ausbildungsniveau aufwies.

      Es gab also fortan eine massive neue Konkurrenz um Arbeitsplätze durch eine Generation, die in Zahl und auch beruflicher Qualifikation alles bisher Dagewesene übertraf. Die Zuwanderung von Erwerbspersonen aus Südeuropa kam deshalb fast schlagartig zu ihrem Ende; es gab 1973 sogar ganz explizit einen „Anwerbestopp“ von Gastarbeitern. Fortan sank der Anteil der Ausländer an der Beschäftigung in Westdeutschland kontinuierlich, von fast elf Prozent (1973) auf unter sieben Prozent (ab 1984). Diese Entwicklung war fast ausschließlich auf das Hineinwachsen der Babyboomer in das Arbeitsleben zurückzuführen. 

      Unter normalen historischen Umständen wäre wohl die Zunahme des Arbeitskräftepotenzials in Westdeutschland etwa um 1990 zu Ende gekommen, eben mit der Integration der westdeutschen Babyboomer. In der Tat gab es in vielen westeuropäischen Ländern mit ähnlicher demografischer Entwicklung um diese Zeit eine deutliche „Entlastung“ des Arbeitsmarkts, weil die auch dort vorhandene Generation von Babyboomern absorbiert war und erste Knappheiten entstanden.31 Die spezifisch deutsche Geschichte wollte es, dass dem nicht so sein konnte. Mit dem Fall der Mauer am 9. November 1989 und der deutschen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 veränderte sich die Lage radikal. Rein theoretisch kam mit der Wiedervereinigung zwar nicht nur ein neues Potenzial an Arbeitskräften hinzu, sondern auch eine ostdeutsche Wirtschaft, die diesen die nötigen Arbeitsplätze bieten konnte. In der Praxis führte aber der fast komplette Zusammenbruch der ostdeutschen Industrie dazu, dass ein großer Teil der früheren DDR-Beschäftigten – direkt oder indirekt – zu Arbeitsuchenden wurde, und zwar nicht nur im Osten des wiedervereinigten Landes, sondern auch im Westen.

      Es war eine völlig neue Situation für den westdeutschen Arbeitsmarkt: Über Nacht verschmolz er in einen gesamtdeutschen Markt, mit hoher Mobilität der Menschen zwischen Ost und West. Das Potenzial der Erwerbspersonen stieg von 32 auf 41 Millionen Menschen. Schnell war von den zusätzlichen neun Millionen Erwerbspersonen ein weit überproportionaler Teil arbeitslos, und ein beträchtlicher Teil saß auf Arbeitsplätzen, die jederzeit im Zuge der bevorstehenden Umstrukturierung wegfallen konnten. In vielerlei Hinsicht ähnelte die Problemlage der Situation Westdeutschlands in den frühen 1950er-Jahren, als zehn Millionen Vertriebene für Arbeit bereitstanden und integriert werden mussten. Allerdings gab es politisch den gewaltigen Unterschied, dass diesmal ein Territorium – der Osten – vorhanden war, dessen Wiederaufstieg (und nicht der des Westens!) für die nötigen Arbeitsplätze sorgen sollte. Also diesmal: Aufbau Ost und nicht wie damals Erweiterung West. Klar war dabei auch, dass selbst bei erfolgreichem Aufbau Ost die latente Ost-West-Mobilität der Menschen dafür sorgte, dass es in Ost und West auf Dauer keine wirklich eigenständigen Arbeitsmärkte mehr geben würde. Hessen und Thüringen lagen geografisch plötzlich genauso nah beieinander wie Hessen und Niedersachsen.32

      Wohlgemerkt: Auch im Osten gab es eine Babyboomer-Generation mit ganz ähnlicher demografischer Struktur wie im Westen. In gewisser Weise erlebte die deutsche Marktwirtschaft deshalb – zeitlich gestreckt – die Ankunft zweier Generationen von Babyboomern: zunächst die westdeutschen, die bis 1990 auf den (westdeutschen) Arbeitsmarkt strömten, und dann ab 1990 die ostdeutschen, die im Schatten der Mauer zwar in die (ostdeutsche) Planwirtschaft hineinwuchsen, aber dabei mit einer Beschäftigung versorgt wurden, die sich unter marktwirtschaftlichen Bedingungen zu großen Teilen als nicht nachhaltig erwies. Dies war in Europa (und weltweit) eine einmalige Situation. Wie wir noch sehen werden, hilft sie zu erklären, warum die deutsche Entwicklung in den darauffolgenden zwei Jahrzehnten anders verlief als im Durchschnitt der westlichen Industrieländer, die ja auch fast alle seit 1973 mit Arbeitslosigkeit zu kämpfen hatten. 

      Im Übrigen war es nicht nur die Wiedervereinigung, die das Potenzial an Arbeitskräften in Deutschland in den frühen 1990er-Jahren ausweitete. Es fiel gleichzeitig der „Eiserne Vorhang“, der Europa ideologisch und politisch geteilt hatte, und für einige Jahre kam es im Osten des Kontinents zu massiven politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen. Viele ethnische Deutsche, die vor allem in der früheren Sowjetunion und in Rumänien gelebt hatten, nutzten deshalb die Gelegenheit, ihren rechtlichen Anspruch auf Zuwanderung nach Deutschland geltend zu machen.33 Es ging dabei um etwa 1,3 Millionen Personen34, die in den 1990er-Jahren aus Russland und Rumänien sowie Polen und anderen Ländern kamen und mit ihren Familien vor allem in die industriellen Kernregionen Süddeutschlands übersiedelten. Neben den üblichen „natürlichen“ Entwicklungen der deutschen Bevölkerung – unter anderem Veränderungen der Altersstruktur und der Erwerbsbeteiligung von Frauen – ist gerade diese Zuwanderung ethnischer Deutscher dafür mitverantwortlich, dass die Zahl der Erwerbspersonen auch seit 1990 nochmals deutlich und nachhaltig zunahm, und zwar insgesamt um weitere drei Millionen Menschen. Das „Arbeitsangebot“ hat in Deutschland deshalb wohl erst in allerjüngster Zeit mit rund 43 Millionen Erwerbspersonen seinen Höhepunkt erreicht. 

      Aus alledem lässt sich eines zweifelsfrei feststellen: Deutschland hatte seit Mitte der 1970er-Jahre eine außergewöhnlich anspruchsvolle Aufgabe der Integration am Arbeitsmarkt zu bewältigen. Von 1973 bis 1991 waren es in Westdeutschland zusätzlich rund 4,8 Millionen Erwerbspersonen,35 seit 1991 in Gesamtdeutschland rund 2,6 Millionen, und im Sprung von West- zu Gesamtdeutschland etwa 8,7 Millionen, die hinzukamen – dies natürlich zusammen mit einem Territorium, dessen industrielle und infrastrukturelle Substanz allerdings in einem jämmerlichen Zustand war. Insgesamt ging es also, je nachdem, wie man rechnet, um ein zusätzliches Potenzial von 7,4 Millionen (ohne Ostdeutsche) beziehungsweise 16,1 Millionen (mit Ostdeutschen), also fast 30 beziehungsweise 60 Prozent der Zahl der westdeutschen Erwerbspersonen in den frühen 1970er-Jahren. Wie auch immer man rechnet: Es ist eine Dimension, die sich mit den Integrationsaufgaben klassischer Einwanderungsländer wie Australien, Kanada und den Vereinigten Staaten durchaus messen lässt. Jedenfalls liegt sie weit über dem, was andere westeuropäische Länder im selben Zeitraum am Arbeitsmarkt zu bewältigen hatten. 

      Nachfrage

      Kommen wir nun zur „Arbeitsnachfrage“, also zu den Arbeitsplätzen, die in der Zeit seit 1973 von der Wirtschaft geschaffen beziehungsweise beseitigt wurden. Deren Entwicklung folgt im Grunde zwei sehr unterschiedlichen Mustern: zum einen die kurzen, dramatischen und zum Teil spektakulären Krisen, die auf Deutschland einstürzten; zum anderen die langen Zeiträume der Erholung, des Strukturwandels und der Neuordnung, die den Krisen folgten. Es waren dabei die Krisen selbst, die völlig neue Orientierungsdaten setzten und die Herausforderungen definierten, an denen sich Politik, Wirtschaft und Gesellschaft anschließend abzuarbeiten hatten; aber es waren die langen Phasen der schwierigen Anpassung, die den Zeitgeist maßgeblich prägten und der Stimmungslage der Gesellschaft den Stempel aufdrückten. Wir behandeln der Reihe nach beide, zunächst die Krisen und dann die folgenden Anpassungen.

      Die Anatomie der Krisen ist schnell zusammengefasst.36 Es waren eigentlich nur zwei, die sich gedanklich jeweils in zwei „Krisenetappen“ zerlegen lassen. Die erste der Krisen waren die beiden Ölpreisschocks 1973/74 und 1979/80, denen jeweils schwere Rezessionen folgten. Den Ablauf der ersten Krisenetappe haben wir schon geschildert, zumindest in ihren Wirkungen auf den Arbeitsmarkt und die Schrumpfung der Industrie. Der Rezession 1975 folgten einige Jahre der durchaus kräftigen, aber unsteten konjunkturellen Erholung,die schließlich in einen weiteren Schub der Inflation gegen Ende der 1970er-Jahre mündete – angetrieben auch durch eine ausdrücklich expansive Nachfragepolitik, die von der Bundesregierung unter Helmut Schmidt nicht zuletzt auf internationalen Druck hin betrieben wurde. Die Bundesrepublik Deutschland sollte, so lautete die Forderung, erstmalig in der Nachkriegszeit, ihr wirtschaftliches Gewicht voll nutzen und als sogenannte Lokomotive dazu beitragen, die Wirtschaft Europas und der Welt aus der Unterauslastung herauszuziehen. Und so geschah es. Auch die Bundesbank unterstützte diese Politik, sodass Deutschland in den Jahren 1979 und 1980 – erstmalig seit 1965 – ein Defizit in der Leistungsbilanz aufwies. 

      Ab 1979 beschleunigte sich die Inflation durch eine zweite machtvolle Welle von Ölpreissteigerungen. Diese war nicht ganz so dramatisch wie 1973, aber dafür zog sie sich über einen etwas längeren Zeitraum hin und sorgte damit in allen Industrieländern für ein besonders nachhaltiges Anziehen der Preisinflation. Es war die Zentralbank der Vereinigten Staaten, die seinerzeit als erste einen radikalen Politikschwenk vollzog, hin zur kompromisslosen Inflationsbekämpfung. Der neu gewählte Präsident des Federal Reserve System, Paul Volcker, kündigte dies im September 1979 glaubhaft an, und es folgten die europäischen Zentralbanken, die ja ihre Währungen über das Europäische Wechselkurssystem (EWS) seit dessen Gründung 1978 mit festen, wenn auch stufenweise anpassungsfähigen Paritäten aneinandergekettet hatten. Es begann eine Phase überaus hoher Nominalzinsen, die sich im Zuge der Inflationsbremsung auch in hohe Realzinsen übersetzten. Das Ergebnis war schließlich der weltweite konjunkturelle Einbruch 1981/82. In dessen Folge überschritt die Zahl der Arbeitslosen in Westdeutschland erstmals in der Nachkriegsgeschichte 1983 die Zweimillionengrenze. Die Arbeitslosenquote erreichte neun Prozent, das höchste Niveau seit 1952. 

      Im historischen Rückblick ist es fast zwingend, die beiden Ölkrisen 1973/74 und 1979/80 als zwei Etappen eines einzigen Vorgangs zu betrachten, zusammen mit den Rezessionen 1974/75 und 1981/82, die ihnen folgten. Zu groß sind – bei kleineren Unterschieden – die fundamentalen Gemeinsamkeiten im Ablauf, und zu sehr unterscheiden sich die Wirtschaftswelten bis 1973 und ab 1983, sodass die kurze Zwischenphase der späten 1970er-Jahre eigentlich nur wie ein Atemholen im Zuge eines grundsätzlichen Wandels erscheint. Dabei darf man jedoch nicht vergessen, dass die damaligen politischen Akteure dies noch nicht so sehen konnten. Entsprechend fragwürdig sah auch die Politik aus: So wurde lange Zeit verkannt, dass die Erhöhung von Löhnen und Rohstoffpreisen in den frühen 1970er-Jahren zu einer drastischen, dauerhaften Verschlechterung der industriellen Angebotsbedingungen geführt hatte, die eben nicht mit expansiven Maßnahmen der Nachfragepolitik in ihren Wirkungen auf das Produktionsniveau und die Arbeitslosigkeit nachhaltig zu beseitigen waren. Griff man, was teilweise geschah, trotzdem zu diesen Instrumenten (wie eben in der „Lokomotivenpolitik“ der späten 1970er-Jahre!), dann war die Gefahr groß, letztlich nur die Inflation zu schüren und nicht das reale Wirtschaftswachstum zu stärken. 

      Tatsächlich lässt sich der harte Schwenk der Politik 1979/80 in Richtung Inflationsbekämpfung als eine späte Einsicht in die wahren Zusammenhänge interpretieren. Ob dabei die Härte des Schwenks richtig war oder eine schrittweise Wendung („Gradualismus“) weniger Schaden in Form von Arbeitslosigkeit hinterlassen hätte, kann für unsere Analyse dahinstehen. Damals war dies allerdings ein zentraler Punkt der hitzigen wirtschaftspolitischen Debatten, die sich zwischen monetaristisch und keynesianisch orientierten Ökonomen abspielten, wobei es viele Zwischenstufen und Nuancierungen der Diagnosen und Therapievorschläge gab. Jedenfalls steht historisch das zwiespältige Ergebnis fest, das schließlich dabei herauskam: Einerseits wurde die Inflation auf lange Zeit besiegt, denn ab Mitte der 1980er-Jahre hat es keinerlei globale Geldentwertung mehr gegeben, die sich auch nur annähernd mit dem messen kann, was in den späten 1970er-Jahren üblich war; andererseits wurde hohe Arbeitslosigkeit zumindest in Europa zu einem dauerhaften Problem, und zwar in einer Dimension, wie es sie bis 1973 nirgends gegeben hatte. 

      Wichtig für uns ist vor allem die Arbeitsplatzwirkung der zweiten „Etappe“, die – wie schon die erste – durch eine Ölkrise eingeleitet und eine schwere Rezession Realität wurde. Auch diesmal brach die industrielle Beschäftigung ein, wobei die Wucht und Größenordnung des Einbruchs nicht ganz die Dramatik der ersten Etappe erreichte; dafür zog sich aber die Krise deutlich länger hin. Von 1980 bis 1983 gingen per saldo etwa 750.000 industrielle Arbeitsplätze37 verloren, davon allein 600.000 im verarbeitenden Gewerbe, das damit einen neuen Tiefpunkt erreichte. Es hatte nun seit Anfang der 1970er-Jahre etwa 15 Prozent seines damaligen Beschäftigungsniveaus eingebüßt, rund 1,4 Millionen Arbeitsplätze. Der Westen Deutschlands lebte also fortan mit einer industriellen Basis, die rein quantitativ doch deutlich kleiner ausfiel als jene, die in der Nachkriegsgeschichte bis 1973 aufgebaut worden war. Und dies ausgerechnet in einer historischen Phase, in der die Babyboomer-Generation unvermindert auf den Arbeitsmarkt drängte. Bei nun stabil über zwei Millionen Arbeitslosen rückte deshalb ab Mitte der 1980er-Jahre die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit endgültig in das Zentrum der wirtschafts- und sozialpolitischen Debatte in Westdeutschland. Es begann eine neue Phase der Anpassung, die durchaus Beschäftigungserfolge brachte, aber gleichwohl die Arbeitslosigkeit nicht beseitigen konnte. Wir werden darauf noch ausführlich zurückkommen. 

      Zunächst aber zur zweiten großen Krise der deutschen Wirtschaftsgeschichte seit 1973: der Deutschen Einheit und ihren Folgen. Die Krise begann bereits im Jahr 1990 und fand zunächst ausschließlich im Osten des Landes statt. Denn durch die Wirtschafts- und Währungsunion wurde dort ein radikaler Strukturwandel in Gang gesetzt, der praktisch jeden wirtschaftlichen Betrieb der Region total umkrempelte. So verschwanden in der Landwirtschaft in der Anpassung an die globalen Agrarmärkte in kürzester Zeit etwa 700.000 Arbeitsplätze. Als noch viel gewaltiger erwies sich der Strukturwandel in der Industrie: Innerhalb von drei Jahren gingen mindestens 2,5 Millionen Arbeitsplätze im verarbeitenden Gewerbe verloren. Im Zuge der Sanierung und Privatisierung der Treuhandanstalt schrumpfte der ostdeutsche Bestand an industriellen Arbeitsplätzen auf jenes Niveau, bei dem die Erwerber bei rundum erneuertem Kapitalstock einen nachhaltigen wirtschaftlichen Erfolg erwarten konnten. Es war wahrscheinlich der schnellste und grundlegendste Wandel, der bisher in irgendeinem industrialisierten Land stattgefunden hat. Die übliche Bezeichnung dafür – „Transformation“ – bringt dies nur recht milde zum Ausdruck.38

      Im Kern ging es bei der Transformation um zwei unterschiedliche Aspekte der radikalen Modernisierung. Zum einen mussten die verheerenden Ineffizienzen der Planwirtschaft in den Betrieben angegangen werden. Sie waren zunächst allgegenwärtig, vom Beschaffungswesen über die Organisation bis zum Vertrieb; mit dem Übergang zur Marktwirtschaft gehörten sie aber sehr schnell der Vergangenheit an. Ihre Beseitigung war eher noch der leichtere Teil der Transformation. Zum anderen musste jene Erneuerung des Kapitalbestandes und der Produktpalette nachgeholt werden, die im Westen – über Jahrzehnte gestreckt – stattgefunden hatte. Das erwies sich als der wirklich schwierige Teil der Transformation, ihr eigentlicher harter Kern. Immerhin hatte es ja im Westen als Reaktion auf die Verteuerung von Rohstoffen und Arbeit schmerzhafte Anpassungen gegeben. Im Ergebnis waren traditionelle Produktionsweisen, die viele Arbeitskräfte sowie teure Rohstoffe benötigten und die Umwelt zerstörten, durch neue, schonende Technologien ersetzt worden. Und ebenso hatte es eine nicht weniger radikale Modernisierung des Spektrums der produzierten Waren und Dienstleistungen gegeben. So musste die ostdeutsche Industrie im Zeitraffer alles durchlaufen, was in der kapitalistischen Marktwirtschaft kontinuierlich und evolutionär erfolgt war – als natürliche Reaktion auf „Ölkrisen“ und Ähnliches, also auf Preissignale des Marktes und auf ein größeres Umweltbewusstsein der Bevölkerung.

      Kurzum: Es war eine historische Aufgabe ungeheuren Ausmaßes. Sie sorgte – ganz ähnlich wie seinerzeit die Ölkrisen mit den anschließenden Rezessionen im Westen – für eine drastische Korrektur der Arbeitsnachfrage nach unten. Genauer gesagt: Eine Arbeitsnachfrage, die nur hinter der wasserdichten protektionistischen Mauer der Planwirtschaft eine geschützte Existenz geführt hatte, wurde unter marktwirtschaftlichen Bedingungen auf ihr nachhaltiges Niveau zurückgeführt. Die Folge war eine hohe Arbeitslosigkeit, und zwar in einer Größenordnung, die es in Deutschland seit der Weltwirtschaftskrise 1929 bis 1932 nicht mehr gegeben hatte. Die Arbeitslosenquote bewegte sich im Osten des wiedervereinigten Deutschlands ab Mitte der 1990er-Jahre zwischen 15 und 20 Prozent. Rechnet man die Erwerbspersonen in verdeckten Formen der Arbeitslosigkeit hinzu – von Kurzarbeit über die Frühverrentung bis zu Arbeitsbeschaffungs- und Umschulungsmaßnahmen –, landet man für jene Jahre schnell in der Größenordnung von 30 bis 40 Prozent.39

      Die Transformation im Osten hatte auch Rückwirkungen auf den Westen. In den Jahren 1990 bis 1992 sorgte sie für eine kräftige konjunkturelle Belebung, die stärkste seit den frühen 1970er-Jahren, bedingt vor allem durch die riesigen öffentlichen Ausgaben-, Investitions- und Förderprogramme, die westdeutsche Unternehmen ausgiebig nutzten. Allerdings kam es im Windschatten dieser Programmwelle im Jahr 1993 zu einer Rezession, der ersten seit 1982 (siehe Schaubild 1). Diese war indirekt auch außenwirtschaftlich bedingt: Durch die massive Erhöhung der Staatsausgaben zur Finanzierung des Aufbaus Ost gerieten die öffentlichen Haushalte ins Defizit. Als Folge davon wies – erstmalig seit den späten 1970er-Jahren – auch die Leistungsbilanz Deutschlands ein Defizit auf, das im Wege moderat steigender Zinsen recht problemlos auf den internationalen Kapitalmärkten finanziert werden konnte. Es sorgte jedoch innerhalb des Europäischen Währungssystems (EWS) für Spannungen. So kam es schließlich im September 1992 im Rahmen eines Realignments der Wechselkurse zu einer kräftigen Aufwertung der D-Mark und zum Ausscheiden des Vereinigten Königreichs aus dem Währungsverbund mit anschließender Abwertung des Pfund Sterling gegenüber der D-Mark. Die starke deutsche Währung sorgte im Land selbst für eine deutliche Abkühlung der Konjunktur. Die dadurch bedingte Rezession – das Gegenstück zum vorangegangenen „Einheitsboom“ – war also eine Art verspäteter Preis der Deutschen Einheit. Am Arbeitsmarkt war sie ein zentraler Grund dafür, dass Mitte der 1990er auch im Westen Deutschlands eine industrielle Krise einsetzte, mit einem neuen Höchststand der Arbeitslosigkeit. 

      So weit also die Anatomie der beiden großen Krisen und ihre Wirkung auf die Arbeitsnachfrage. Vor dem Hintergrund der Zunahme der Erwerbspersonen hinterließen die Krisen eine deutsche Wirtschaft mit Aufgaben der Anpassung, die noch weit über das hinausgingen, was andere westeuropäische Länder am Arbeitsmarkt zu bewältigen hatten. Von 1997 bis 2006 gab es bis auf zwei Jahre im wiedervereinigten Deutschland nach den offiziellen Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit deutlich mehr als vier Millionen Arbeitslose. Deutschland wurde schließlich ab 2001 innerhalb der Europäischen Union zu einem Land mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit, erstmals seit der frühen Nachkriegszeit (Schaubild 7). 

      
    [image: Abb_07.tif]
      

      Es bleibt die Frage: Was geschah in jenen langen Phasen der konjunkturellen Normalität, die den großen dramatischen Strukturbrüchen der Ölkrisen und der Deutschen Einheit folgten? Und vor allem: Wie reagierten der Arbeitsmarkt und die Politik auf diese Herausforderung? Gab es Anpassungen, die für mehr Beschäftigung sorgten? Und wenn ja, wie sahen sie aus und wem nutzten sie?

      Reaktionen

      Von zentraler Bedeutung ist zunächst die Entwicklung der Lohnkosten: In einem Arbeitsmarkt, der funktioniert, sorgt eine dauerhaft erhöhte Arbeitslosigkeit durch die Konkurrenz der Arbeitnehmer um die knappen Arbeitsplätze für einen ebenso dauerhaften Druck auf die Entwicklung des Lohnniveaus. Schaubild 8a zeigt die Entwicklung von Löhnen und Preisen für den gesamten Zeitraum der chronischen Arbeitslosigkeit, also ab 1973 bis 2010. Das Bild ist bemerkenswert. Im Trend nahmen die Zuwachsraten von Löhnen und Preisen kontinuierlich ab. Gleichzeitig verlor zwar auch der Fortschritt der Arbeitsproduktivität an Dynamik, aber das Gesamtergebnis war doch eine säkulare Abnahme der realen Lohnstückkosten – als Maß für das Verhältnis von Lohn und erwirtschaftetem Marktwert der Produktion (Schaubild 8b): Von ihrem Höhepunkt 1974 bis zu ihrem vorläufigen Tiefpunkt 2007 sanken die Lohnstückkosten um beachtliche 15,2 Prozent. Die Veränderungsrate im Durchschnitt dieser 33 Jahre betrug mithin minus 0,5 Prozent. Tatsächlich gibt es nur ganz wenige Jahre seit 1975, in denen die Lohnstückkosten ausnahmsweise stiegen, zumeist im Übergang vom Boom zur konjunkturellen Beruhigung oder gar Rezession, wie zum Beispiel Anfang der 1980er- und der 1990er-Jahre sowie ab 2008, als Deutschland in die schärfste Konjunkturkrise der Nachkriegszeit rutschte.40 Genau dies waren aber rein zyklische Phänomene, weil kurzfristig die Produktion stärker zurückgefahren wurde als die Beschäftigung; mit dem längerfristigen Trend haben sie nichts zu tun. Jedenfalls hat es eine Welle starker (und irreversibler!) Lohnsteigerungen wie in den frühen 1970er-Jahren nie mehr gegeben.
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      Es war also nicht nur eine Zeitenwende in der Höhe der Arbeitslosigkeit, die sich mit der Rezession 1974/75 einleitete. Es war auch eine Wende in der Lohnentwicklung. Ein historischer Blick auf die jährlichen Reallohnzuwächse von 1951 bis 2010 macht dies deutlich (Schaubild 9): hohe Zuwächse von den 1950er- bis in die frühen 1970er-Jahre und danach eine deutlich abgeschwächte Dynamik, die immer mehr an Kraft verliert – bis hin zu mehreren Jahren der Reallohnsenkungen im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts, als die Arbeitslosigkeit ihr Hochplateau erreicht hatte. All dies deutet darauf hin, dass die chronische Unterbeschäftigung auch einen nachhaltigen und dauerhaften Druck auf die Lohnkosten der Arbeitgeber und damit auch die Verdienstmöglichkeiten der Arbeitnehmer ausgeübt hat.

      Eben dies war die harte Realität für die Babyboomer, die 73er, im Unterschied zur Welt der älteren 68er und Vor-68er. Zunächst traf es dabei die Westdeutschen. Vorbei war ab Mitte der 1970er-Jahre die Zeit, als der kräftige Aufwind der Nachkriegsexpansion noch alles Wünschenswerte gleichzeitig garantierte: hohe Lohnsteigerungen, ein großes Maß an Arbeitsplatzsicherheit, beste Aufstiegschancen, rosige Zukunftspläne. Die westdeutsche Babyboomer-Generation musste nun mit ganz anderen Bedingungen leben: harte Konkurrenz um knappe Ausbildungs- und Arbeitsplätze, Lohnzurückhaltung bei Tarifabschlüssen, Lohnverzicht zur Sicherung von Einstiegs- und Karrierechancen, pragmatische Beschränkung auf Erreichbares statt Visionen und große Entwürfe, die in Anbetracht des täglichen Lebenskampfes zunehmend utopisch wirkten. Zwar gab es für die allermeisten, die Arbeit fanden, im Gleichschritt mit dem gesamtwirtschaftlichen Wachstum einen kontinuierlichen Anstieg des Lebensstandards und auch Möglichkeiten des beruflichen Aufstiegs; aber die bewegten sich doch in einem überschaubaren Rahmen im Vergleich zu dem steilen Weg nach oben, den die frühere Generation nehmen konnte.

      Noch viel schwieriger war der Wandel für die nachfolgende ostdeutsche Generation der Babyboomer, als sie in die Wirtschaftswelt des wiedervereinigten Deutschlands einstiegen. Vorbei war für sie ab 1990 die Zeit, in der Arbeitsplatz und soziale Position durch planwirtschaftliche Protektion auf ewig gesichert schienen – in einer Welt, in der praktisch alles knapp war und nur auf Zuteilung wartete. Nun plötzlich war vor allem eines knapp: die Anzahl der Arbeitsplätze. Und mit der neu gewonnenen Freiheit verband sich deshalb stets das Gefühl, alles tun zu müssen, um irgendwie Arbeit zu finden, auch wenn sie nicht sonderlich gut bezahlt wurde und die Arbeitsbedingungen manche Wünsche offenließen. Die Situation ähnelte der Lebenslage der arbeitslosen Vertriebenen in den frühen 1950er-Jahren, allerdings mit dem gewaltigen Unterschied, dass sich damals innerhalb weniger Jahre das Kernproblem der Massenarbeitslosigkeit wie von selbst löste, während es sich in Ostdeutschland nach der Wiedervereinigung in quälender Weise über lange Jahre hinzog und zum Teil auch heute noch immer fortbesteht.

      In der Tat war und ist das Lebensgefühl der Babyboomer-Generation in West und Ost in hohem Maße ein Reflex der objektiven Wirtschaftslage Deutschlands in den letzten fast vier Jahrzehnten. Während bis 1973 der kräftige Sog der weltwirtschaftlichen und europäischen Integration die Menschen in die Voll- und sogar Überbeschäftigung „hineinzog“, musste die nächste Generation sich selbst in Beschäftigung „hineindrücken“: durch gute Qualifikation, Anpassungsbereitschaft und wenn nötig eben auch niedrigere Löhne, die es den Unternehmen erlaubten, nicht nur durch Erneuerung des Kapitalbestandes, Verbesserung der Produktpalette und Stärkung der Innovationskraft, sondern auch durch relativ günstige Lohnkosten international wettbewerbsfähig zu bleiben oder zu werden. Dabei ging es niemals um eine explizite „Niedriglohnstrategie“, die nur billig produzieren will und ausdrücklich auf die vielen anderen Fortschritte einer modernen Industrie im internationalen Wettbewerb verzichtet; es ging aber sehr wohl um die Verbesserung der Standortbedingungen durch eine moderate Lohnentwicklung, die es erlaubte, das innovations- und investitionsgetriebene Wachstum auch in einen höheren Grad der Beschäftigung umzusetzen.

      Genau um diesen Punkt drehten sich viele wirtschaftspolitische Debatten seit den 1970er-Jahren über die Möglichkeiten und Grenzen des Kampfes gegen die Unterbeschäftigung. Dabei zeigt die Entwicklung, dass der beschrittene Weg gesamtwirtschaftlich keineswegs erfolglos war. Zwar gelang es bis zur Mitte des letzten Jahrzehnts nicht, die Arbeitslosigkeit wirklich deutlich zu senken. Gleichwohl war die Entwicklungsbilanz der Beschäftigung beachtlich. So stieg von 1975 bis 1990 die Zahl der Arbeitnehmer in Westdeutschland immerhin um 21 Prozent, also mit einer durchschnittlichen Wachstumsrate von 1,3 Prozent p. a. Im Jahr 1990 gab es schließlich 4,7 Millionen Arbeitsplätze mehr als 1975. Dabei half das durchaus respektable Wirtschaftswachstum von real 2,7 Prozent p. a. kräftig mit.

      Selbst für das wiedervereinigte Deutschland ist das Bild nicht wirklich düster, jedenfalls für die Zeit nach dem Tiefpunkt der Transformationskrise des Ostens in den frühen 1990er-Jahren. So stieg die Zahl der Arbeitnehmer von 1995 bis 2010 um knapp 6,5 Prozent, was einer Wachstumsrate von 0,4 Prozent p. a. und einem absoluten Zuwachs von 2,2 Millionen Arbeitsplätzen entspricht. Dabei ist zu bedenken, dass sich die ostdeutsche Transformationskrise noch bis tief in das vergangene Jahrzehnt hinzog und eine noch bessere Bilanz vor allem deshalb erschwerte. Das insgesamt relativ schwache Wirtschaftswachstum von nur knapp über 1,2 Prozent p. a. tat ein Übriges.41 Erst als sich das Wachstum ab 2005 deutlich beschleunigte, schlug dies dann auch voll auf den Arbeitsmarkt durch. Von dem Zuwachs an Beschäftigten von 2,2 Millionen im Zeitraum 1995 bis 2010 gehen 1,6 Millionen, also etwa 70 Prozent, auf das Konto der Jahre ab 2005.

      So weit die grobe gesamtwirtschaftliche Bilanz. Hinter dieser Entwicklung steckte ein tief greifender qualitativer Wandel der Funktionsweise der deutschen Wirtschaft, vielleicht sogar der gesamten deutschen Gesellschaft. Die soziale Marktwirtschaft war ja jene ordnungspolitische Konzeption, die Ludwig Erhard und seine intellektuellen Mitstreiter in den späten 1940er- und frühen 1950er-Jahren als Grundlage für einen typisch deutschen Weg des humanen Kapitalismus ausgerufen hatten.42 Sie veränderte sich nun, und zwar vor allem durch die neue Problemlage am Arbeitsmarkt. Die Grundrichtung dieser Veränderungen war dabei eindeutig – „mehr Markt“, so lautet sie in einem politischen Schlagwort, „mehr Elemente der Anpassungsflexibilität“, so könnte sie in akademischer Sprache heißen. Die wichtigsten Veränderungen betrafen vor allem drei Gebiete: die Befristung von Arbeitsverhältnissen, die Arbeitnehmerüberlassung und den Flächentarifvertrag. In allen dreien setzten in den 1980er-Jahren erste Lockerungstendenzen ein, die in den beiden Jahrzehnten nach der Wiedervereinigung massiv an Fahrt gewannen. Wegen ihrer Bedeutung müssen wir kurz auf sie eingehen, auch wenn dabei so manches rechtliche und institutionelle Detail zu behandeln ist, das nicht unbedingt zum Spannendsten der deutschen Geschichte gehört.

      Zunächst also zur Befristung von Arbeitsverhältnissen. Sie wurde nach heftigem politischem Streit mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 ein Stück weit liberalisiert. Bis dahin war es nur in eng begrenzten, sachlich begründeten Ausnahmefällen erlaubt, Arbeitsverträge mit einer Befristung auszustatten (zum Beispiel an den Hochschulen). Ansonsten galt jenseits einer sehr kurzen Probezeit der übliche Kündigungsschutz, der dem Arbeitgeber nur dann gestattete, ein Arbeitsverhältnis zu beenden, wenn es dafür zwingende betriebliche Gründe gab oder der Arbeitnehmer seinen Pflichten nicht nachkam. Ab 1985 war nun bei einer Ersteinstellung grundsätzlich eine maximal zweijährige Befristung ohne Begründung erlaubt.

      Das Gesetz schuf damit faktisch die Möglichkeit einer zweijährigen Probezeit. Es öffnete damit die Tür für eine auf zwei Jahre begrenzte Vermeidung des dauerhaften Kündigungsschutzes – ein beachtlicher Schritt in Richtung der Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, denn man sollte erwarten, dass ein Arbeitgeber in der Lage ist, spätestens nach 24-monatiger Arbeit eines Beschäftigten festzustellen, ob der Betreffende für einen Dauerarbeitsplatz geeignet ist. Das Gesetz wurde zwar zunächst für fünf Jahre verabschiedet, aber danach verlängert und schließlich im Jahr 2001 durch eine endgültige Regelung ersetzt, das sogenannte Teilzeit- und Beschäftigungsgesetz.43 Was die Befristung von Arbeitsverträgen betrifft, übernahm das neue Gesetz im Wesentlichen die Regelung des alten. Im Ergebnis hat es also durchgehend seit 1985 die Möglichkeit gegeben, ohne sachliche Begründung Arbeitsverhältnisse bis zu zwei Jahren zu befristen. 

      Von dieser Möglichkeit machten die Unternehmen offenbar in der Vergangenheit in hohem Maße Gebrauch. So waren im Zeitraum 2000 bis 2009 stets zwischen sechs und zehn Prozent der Arbeitsplätze von sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten befristet.44 Da es sich dabei wegen der gesetzlichen Regelung wohl weitgehend um Arbeitsplätze handelt, die innerhalb der letzten 24 Monate besetzt wurden, ist wahrscheinlich der Anteil der Neueinstellungen, der zunächst befristet erfolgt, sehr hoch. Dies deutet darauf hin, dass Unternehmen es sich bei der für sie günstigen Arbeitsmarktlage eigentlich durchweg leisten konnten, eine „verlängerte Probezeit“ zu nutzen, um gegebenenfalls das Arbeitsverhältnis doch nicht in ein dauerhaftes umzuwandeln. Die Gefahr, einen leistungsfähigen Beschäftigten wegen der Befristung nicht halten zu können, wurde also wohl bis in die jüngste Vergangenheit hinein als gering eingeschätzt – ein klares Indiz für einen „Käufermarkt“. 

      Nun zur Arbeitnehmerüberlassung, dem zweiten Terrain der Liberalisierung. Sie war in der Zeit der Vollbeschäftigung bis in die 1970er-Jahre eine wenig beachtete Randerscheinung. Über die Jahrzehnte der hohen Arbeitslosigkeit entstanden jedoch immer mehr Unternehmen, die sich darauf spezialisierten, Arbeitskräfte allein zu dem Zweck einzustellen, um sie dann anderen Unternehmen als Zeitarbeiter zu überlassen. Ähnlich wie die befristete Beschäftigung erlaubt dies am Markt mehr Flexibilität: Die Regeln des gesetzlichen Kündigungsschutzes gelten für den verleihenden, aber nicht den entleihenden Arbeitgeber, der im Rahmen seiner (frei gestaltbaren) vertraglichen Vereinbarungen mit dem Entleiher Arbeitskräfte einstellen oder entlassen kann. Das Kostenrisiko trägt allein der „Verleiher“, aber er ist als Unternehmer in der Regel auch in der Lage, professionell damit umzugehen, weil er sich auf die Vermittlung von Arbeitsplätzen spezialisiert und deshalb über besonders gute Markt- und Brancheninformationen verfügt.

      Erstmalig gesetzlich geregelt wurde die Arbeitnehmerüberlassung bereits 1972, mit einer engen zeitlichen Befristung von drei Monaten. In mehreren Schritten wurde 1985, 1994, 1997 und 2002 die maximale Überlassungsdauer auf sechs, neun, zwölf und 24 Monate ausgedehnt und schließlich 2004 ganz beseitigt (zusammen mit anderen einschränkenden Regelungen). Auch ein aus dem Jahr 1982 stammendes generelles Überlassungsverbot für das Bauhauptgewerbe wurde 2003 gelockert, allerdings nur für den Fall, dass ein einschlägiger Tarifvertrag vorliegt. Es folgten ab 2004 eine grundsätzliche Regelung mit dem Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt („Hartz I“) sowie diverse Tarifabschlüsse verschiedener Verbände von Zeitarbeitsunternehmen mit den Gewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbunds.45 Diese Abschlüsse sind typischerweise so ausgestaltet, dass sie den Zeitarbeitern niedrigere Löhne zubilligen als der Stammbelegschaft der Entleiher. Damit durchbrechen sie, was per Tarifabschluss möglich ist, das sogenannte „Equal-Treatment-Equal-Pay-Prinzip“ des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes von 2004, das ansonsten grundsätzlich eine Gleichbehandlung zwischen Zeitarbeitern und Stammbelegschaft vorsieht.

      Auch von der liberalisierten Arbeitnehmerüberlassung haben die Unternehmen in Deutschland breiten Gebrauch gemacht. Seit dem Jahr 2000 liegt die Zahl der Zeitarbeiter über 300.000. In der zweiten Hälfte des Jahrzehnts stieg sie bis auf fast 800.000 zur Mitte des Jahres 2008 an. Sie erreichte damit im letzten konjunkturellen Hoch 2,2 Prozent der Gesamtbeschäftigung. Bei den neu entstandenen Arbeitsplätzen – zwischen 2005 und 2008 insgesamt 1,3 Millionen – entfiel sogar bereits ein Viertel auf die Zeitarbeit, die aber auch in der darauffolgenden scharfen Rezession entsprechend stark zurückging. Sie lieferte in der Krise 2009 einen zusätzlichen „Puffer“, den die Unternehmen neben der Kurzarbeit nutzten, um ihre Stammbelegschaft vor Entlassungen zu schonen.46

      Kommen wir schließlich zum Flächentarifvertrag. Es ist jener Bereich der Arbeitsmarktordnung, in dem es in der Zeit der hohen Arbeitslosigkeit die tiefgreifendsten Veränderungen gab. Es waren allerdings nicht Reformen des Rechtsrahmens, die dabei ins Gewicht fielen, sondern einfach die Wirklichkeit des Marktes. Dabei ging die akademische Debatte den Veränderungen deutlich voraus. So gab es bereits im Westdeutschland der 1980er-Jahre eine intensive öffentliche Diskussion darüber, ob der starre Flächentarifvertrag in seiner traditionellen Form noch zeitgemäß sei. Strukturwandel und Arbeitslosigkeit trafen Regionen in ganz unterschiedlichem Maße. Es bildete sich jenes Nord-Süd-Gefälle heraus, das seither in Westdeutschland zu einem etablierten Muster gehört: Der ländliche Norden und das hoch industrialisierte, aber von der Strukturkrise hart getroffene Nordrhein-Westfalen litten unter hoher Arbeitslosigkeit; der Süden der Republik, vor allem das innovationsstarke Baden-Württemberg und der industrielle Aufsteiger Bayern, insbesondere sein südbayerischer Großraum München, kamen weit glimpflicher davon. Vorbei war die Tendenz zur „natürlichen Konvergenz“, wie sie zur Zeit der deutschlandweit niedrigen Arbeitslosigkeit geherrscht hatte. Was lag da näher als die Forderung, die industrielle Regeneration der strukturschwachen Gebiete im Standortwettbewerb durch niedrigere Lohnkosten zu unterstützen und damit die Regionen für Investitionen attraktiv zu machen? Dies war nur möglich mit einer Lockerung des Flächentarifkorsetts, und eben dies wurde zu einer weitverbreiteten Forderung.

      Bei den Tarifparteien stieß die Forderung nicht auf Gegenliebe. Bis auf kleine, eher kosmetische Korrekturen, die betriebliche Vereinbarungen in schweren Strukturkrisen erleichtern sollten, tat sich an Flexibilisierung zunächst wenig. Stattdessen versuchten die Gewerkschaften, aus der Not ihrer geschwächten Verhandlungsposition beim Durchsetzen höherer Löhne eine Tugend zu machen. Unter der Führung der mächtigen IG Metall definierten sie eine Art „Ausweichziel“: die 35-Stunden-Woche. Sie erinnerten sich der großen Popularität, die sie in den späten 1950er-Jahren mit der Kampagne für die Fünf-Tage-Woche gewonnen hatten. Mit dem Slogan „Am Samstag gehört der Papi mir!“ war es ihnen damals gelungen, erstmalig im Wirtschaftswunderland breite Sympathien in der Bevölkerung zu gewinnen. In der Tat erwies sich die Kampagne für die 35-Stunden-Woche als ein wirksames Instrument, um in der schwierigen Nachrezessionszeit 1983/84 wieder mit einem großen nationalen Ziel der Arbeitnehmer in aller Munde zu sein. Und als schließlich nach einem harten Arbeitskampf das Ziel wirklich erreicht wurde – allerdings erkauft mit Zugeständnissen bei den Lohnforderungen –, stand die Gewerkschaftsbewegung unter der Führung des IG-Metall-Chefs Franz Steinkühler als machtvolle Kraft durchaus wieder im Rampenlicht der Öffentlichkeit. Indes blieb der erhoffte Schub der Popularität aus, und die Mitgliederzahlen setzten ihren Rückgang fort.

      Die Arbeitszeitverkürzung stieß als eine Form der kruden Rationierung auf die einhellige Kritik marktorientierter Ökonomen. Viele von ihnen blickten damals aufmerksam auf die Entwicklungen in den Vereinigten Staaten und Großbritannien, wo am Arbeitsmarkt starre Strukturen durch harte politische Konfrontation aufgebrochen wurden. Ähnliches fand in Deutschland nicht statt, was zum einen an einer stärker konsensorientierten politischen Kultur lag. So war die seit 1983 regierende christlich-liberale Koalition unter Helmut Kohl nicht bereit, die härtere Gangart Ronald Reagans und Margaret Thatchers zu imitieren. Zum anderen lag es – zumindest im Vergleich zur Situation in Großbritannien – an dem noch immer relativ gut funktionierenden „Korporatismus“ deutscher Prägung, der gelegentlich liebevoll-ironisch als Rheinischer Kapitalismus bezeichnet wurde. Tatsächlich war ja die Arbeitslosigkeit seit den frühen 1970er-Jahren in Westdeutschland deutlich gestiegen, aber sie lag noch für einige Jahre unter dem amerikanischen und weit unter dem britischen Niveau. Kurzum: Das „deutsche Modell“ war zwar ein Stück weit ramponiert, aber im internationalen Vergleich nahm es sich gar nicht so schlecht aus.

      Genau diese gesellschaftliche Stimmungslage, gepaart mit ersten bescheidenen kleinen Maßnahmen der Liberalisierung, stabilisierte ein letztes Mal den Ruf und die Funktionsfähigkeit des deutschen Tarifvertragssystems. Erst mit der Deutschen Einheit und ihren Folgen begann sich dies zu ändern.47 Es zeigte sich nämlich nach 1990 schnell, dass die historisch neue Dimension der strukturellen Arbeitslosigkeit im Osten dem Flächentarifvertrag in wenigen Jahren die Geschäftsgrundlage entzog. Die früh vereinbarte Ost-West-Angleichung der Tariflöhne – ausgehandelt in merkwürdig asymmetrischen Verhandlungen zwischen Gewerkschaftsfunktionären aus dem Westen und Managern der hoch subventionierten Treuhandanstalt im Osten – stand nach der schnellen Privatisierung der Betriebsstätten und Unternehmen nur mehr auf dem Papier.

      Wie kam es dazu? Grundsätzlich gab es zwei Wege dahin. Der eine Weg bestand für die Unternehmen darin, die Tarifverträge im Einvernehmen mit Beschäftigten und lokalen Betriebsräten einfach nicht anzuwenden. Dies wäre zu früheren Zeiten in Westdeutschland völlig undenkbar gewesen. Es geschah offenbar häufig in den 1990er-Jahren, als viele Unternehmen in größte Existenznöte gerieten und aus den tariflichen Bedingungen einfach ausstiegen. Sie taten dies entweder durch Anwendung vorab vereinbarter Notklauseln oder durch Vertragsverletzung, aber mit stillschweigender Duldung durch die Arbeitnehmerschaft, die bei der hohen Arbeitslosigkeit davor zurückschreckte, die eigenen Arbeitsplätze zu gefährden.

      Der zweite Weg bestand darin, als neu gegründetes Unternehmen gar nicht erst Mitglied in einem Arbeitgeberverband zu werden. In diesem Fall kamen ohnehin betriebliche Vereinbarungen zum Zuge, die sich nicht an den Tarifverträgen der Treuhandanstalt orientieren mussten. Die Statistiken der späten 1990er-Jahre zeigen, wie mächtig diese Tarifflucht ausfiel. So gaben 1998 in einer Umfrage des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) immerhin 79 Prozent aller Unternehmen in den neuen Ländern an, nicht Mitglied eines tariffähigen Arbeitgeberverbandes zu sein. Besonders stark war die Verbandsabstinenz unter eigenständigen Unternehmen (85 Prozent) und Neugründungen (88 Prozent), etwas niedriger, aber noch immer hoch bei westdeutschen oder ausländischen Zweigbetrieben (60 Prozent) und privatisierten Treuhand-Unternehmen (67 Prozent). So kam es, dass bereits 1998 insgesamt mehr als die Hälfte aller Industriebeschäftigten im Osten in tariflich nicht gebundenen Betrieben arbeiteten. Bei neu gegründeten Unternehmen lag der Anteil sogar bei fast drei Viertel.

      Im Ergebnis bedeutete dies das Ende des Flächentarifvertrags in Ostdeutschland. Es war eine stille Revolution, die sich in den Betrieben und am Arbeitsmarkt abspielte. Sie geschah fast geräuschlos, ohne politische Auseinandersetzung, einfach erzwungen durch die normative Kraft des Faktischen. Es zeigte sich, dass in einer praktisch deindustrialisierten Wirtschaft, in der über 20 Prozent der Erwerbspersonen – offen oder verdeckt – arbeitslos waren, die tariffähigen Verbände keine wirkliche Marktmacht mehr besaßen, egal wie gut organisiert sie waren. Dies gilt für die Gewerkschaften, aber mindestens genauso für die Arbeitgeberverbände. Bei mehr als 20 Prozent Unterbeschäftigung hatte der einzelne industrielle Arbeitgeber in Ostdeutschland nicht die geringste Mühe, sich eine Belegschaft aus qualifizierten Facharbeitern zusammenzustellen, und zwar ohne jeden Gewerkschaftseinfluss. Denn die klassische Gewerkschaftsklientel des Westens, die Facharbeiter, war in Massen arbeitslos und insofern wenig geneigt, für eine aggressive Lohnpolitik ihre Chancen zu mindern, wieder eine Beschäftigung in der Industrie zu finden.

      Ostdeutschland wurde somit zu einem merkwürdigen Präzedenzfall: Selbst die mächtigste Gewerkschaft der Welt, die deutsche IG Metall, war kaum mehr in der Lage, eine Massenbewegung für ihre Belange zu organisieren. Ihre Macht schwand dahin. Spätestens im Frühjahr 2003 wurde dieser Machtverlust auch der IG Metall selbst und der breiteren Öffentlichkeit bewusst. Mit überwältigender Mehrheit und mit hoher Wahlbeteiligung beschlossen die Mitglieder der IG Metall damals einen Streik zur Einführung der 35-Stunden-Woche in Ostdeutschland. Sie versuchten einfach, auch im Osten das nachzuholen, was ihnen fast 20 Jahre zuvor im Westen so eindrucksvoll gelungen war. Nach mehreren Wochen musste dieser Streik abgebrochen werden, weil es vor Ort an der nötigen Unterstützung der Arbeiterschaft fehlte. Auch in der öffentlichen Meinung gab es kaum Verständnis für das gewerkschaftliche Anliegen, das bei der hohen Arbeitslosigkeit im Osten eher als Luxus denn als legitimes Ziel angesehen wurde.

      Es spricht vieles dafür, dass diese Entwicklung in Ostdeutschland tiefe Rückwirkungen auch auf den Westen hatte. Immerhin macht das Territorium der fünf neuen Länder (plus Berlin) etwa ein Drittel der Fläche des wiedervereinigten Deutschlands aus, und etwa ein Fünftel seiner Bevölkerung. Nach allen Maßstäben ist der Osten eine Region ohne spürbaren Einfluss der Gewerkschaften geworden, mit einem Lohnniveau, das in der Industrie auch heute noch um ein Drittel niedriger liegt als im Westen. Es ist damit im eigenen Land eine permanente Standortkonkurrenz für industrielle Ansiedlungen entstanden, die insgesamt das Lohnniveau nach unten drückte. Sie hat dafür gesorgt, dass auch im Westen die Tarifabschlüsse über einen langen Zeitraum recht moderat ausgefallen sind und neue Instrumente der betrieblichen Flexibilität zur Anwendung kamen. Die besonders deutliche Senkung der (realen) Lohnstückkosten in den letzten beiden Jahrzehnten (siehe Schaubild 8b) lässt sich zu einem großen Teil durch diese besondere deutsche Situation erklären.

      So weit unsere Zwischenbilanz zur Liberalisierung des Arbeitsmarkts in der Zeit der hohen Arbeitslosigkeit. Es bleibt die Frage: Wie weit ging der Erfolg dieses teils politisch gewollten, teils durch Marktkräfte erzwungenen Wandels des deutschen Wirtschaftssystems, der sozialen Marktwirtschaft? Natürlich können wir niemals genau wissen, was gewesen wäre, hätte es die Liberalisierung nicht gegeben. Gleichwohl ist zumindest eine plausible spekulative Antwort auf die Frage möglich. Sie lautet: Die Veränderungen halfen, das Lohnniveau und die Lohnstruktur flexibler zu machen; sie halfen damit auch, mehr Beschäftigung zu schaffen; aber sie sorgten nicht dafür, dass die Arbeitslosigkeit insgesamt wirklich abnahm. So gelang es in den späten 1970ern, in der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre und dann auch wieder in den späten 1990ern durchaus, wie wir gesehen haben, neue Arbeitsplätze entstehen zu lassen, und zwar auch in der Industrie. Aber die Dynamik am Arbeitsmarkt reichte insgesamt nicht aus, um die Arbeitslosigkeit nachhaltig zu senken.

      Der Hauptgrund dafür lag in einer Art Zweiteilung des Arbeitsmarktes, die sich in jeder der drei konjunkturellen Erholungsphasen zeigte. Ein Teil der Erwerbslosen – tendenziell die jüngeren und besser ausgebildeten – fand wieder den Weg in die Beschäftigung, aber ein anderer Teil bildete eine Art Sockel der Langzeitarbeitslosigkeit, der überhaupt nicht mehr zu verschwinden schien. Dieses Schicksal traf insbesondere ehemalige Arbeiter und Angestellte der Industrie, die aufgrund mangelnder Qualifikation nur wenig Möglichkeiten hatten, in Dienstleistungsberufen gegenüber einer jüngeren Generation besser ausgebildeter Bewerber konkurrenzfähig zu sein. Aus diesen Gründen nahm der Anteil der Langzeitarbeitslosen an der gesamten Arbeitslosigkeit – bei kräftigen konjunkturellen Schwankungen – im Trend deutlich zu, und zwar in Westdeutschland in der Zeit von 1975 bis 1990 und im wiedervereinigten Deutschland von den frühen 1990er-Jahren bis 2007, wobei diese Steigerung vor allem durch die Zunahme im Osten bedingt war (Schaubild 10).
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      Am besten lässt sich die Zweiteilung des Arbeitsmarkts im Bild zweier Schlangen von Bewerbern vor einem Werkstor fassen. Da sind die „Alten“, also die Generation der traditionellen Industriearbeiter, und die „Jungen“, die Generation der Babyboomer; und bei Neu- oder Wiedereinstellungen werden die „Jungen“ den „Alten“ systematisch vorgezogen, weil sie – tatsächlich oder vermeintlich – in einer Reihe struktureller Merkmale überlegen sind: Alter, Ausbildung, Beweglichkeit, Gesundheit, Motivation und vielem mehr. Die gestärkte Flexibilität am Arbeitsmarkt und die moderaten Lohnabschlüsse nützen deshalb vor allem den „Jungen“, geben ihnen bessere Einstiegschancen. Mehr von ihnen werden integriert, und die „Alten“ verbleiben als eine Gruppe von Langzeitarbeitslosen, die dann durch den fortwährenden Zustand der Erwerbslosigkeit den Kontakt zum Arbeitsmarkt noch mehr einbüßt. Der Antrieb zur Jobsuche lässt nach vielen Frustrationen nach, das physische und kognitive Training flaut ab, die berufliche Erfahrung veraltet, und die Arbeitgeber selbst deuten die Länge der Arbeitslosigkeit als Indikator für die Untauglichkeit der Bewerber. Eine Art selbststabilisierende Auslese findet statt. Die Folge: Der Arbeitsmarkt spaltet sich auf und bleibt auf Dauer zweigeteilt, trotz konjunktureller Erholung und deutlichem Beschäftigungsanstieg.

      
    Natürliche Arbeitslosigkeit?

    Über die Mühen der Wirtschaftswissenschaft, die Welt zu erklären

    Es war ein völlig neues Phänomen: Die Arbeitslosigkeit stieg in der Rezession ruckartig an, ging aber in der anschließenden Erholung nicht mehr auf das alte Niveau zurück. So lag in Westdeutschland die Arbeitslosenquote 1973 bei einem Prozent, 15 Jahre später, 1988, bei neun Prozent, beides unter normalen konjunkturellen Bedingungen. In fast allen anderen europäischen Industrieländern gab es einen ähnlichen Sprung.

    Die Aufregung in der Wissenschaft war groß. Irgendetwas hatte sich im Arbeitsmarkt grundlegend verändert. Aber was? In jedem Fall etwas, das damals in der Wirtschaftstheorie nicht zu finden war. Denn die unterstellte, dass es eine Art „natürliche Arbeitslosigkeit“ gibt, die sich einstellt, sobald eine Volkswirtschaft einen konjunkturellen Normalzustand erreicht. Die Höhe dieser Arbeitslosigkeit bestimmten die üblichen Marktfriktionen: Arbeitslose brauchen Zeit, um passende Jobs zu finden, und sie erhalten in dieser Zeit eine Unterstützung aus öffentlichen Kassen. Es ist deshalb völlig normal, eben „natürlich“, dass sich ein bestimmter Anteil der Erwerbspersonen auf der Suche befindet. Das Rätsel hieß damit: Warum sollte dieser Anteil dramatisch zugenommen haben, auch wenn sich die Konjunktur vollständig erholt hat?

    Es begann in der Wissenschaft eine intensive Suche nach den Gründen für die Asymmetrie der Entwicklung. Es schälte sich bald ein Konsens heraus, zumindest in den zentralen Punkten. Danach verfestigt sich eine einmal vorhandene hohe Arbeitslosigkeit in zwei Stufen. Zunächst verlieren Arbeitslose aufgrund der Länge der Arbeitslosigkeit den Kontakt zum Markt; ihre Motivation zur Suche flaut ab, ihre physische und kognitive Belastbarkeit lässt nach; sie erhalten von Arbeitgebern gerade wegen der Länge ihres Suchens das Stigma „nicht leistungsfähig“. Kurz: Sie werden „Outsider“. Als solche verlieren sie – die zweite Stufe – ihren mäßigenden Einfluss auf die Lohnabschlüsse: Sie sind effektiv keine wirksame Konkurrenz mehr für die beschäftigten „Insider“, deren Arbeitsplätze mit der konjunkturellen Erholung ohnehin immer sicherer werden. Es kommt deshalb zu kräftigen Lohnerhöhungen, die dann durchaus auch im Interesse der Arbeitgeber liegen, da die Motivation der Insider für sie wichtiger wird als der mögliche Rückgriff auf die weniger leistungsfähigen Outsider.

    So weit die weithin anerkannte Diagnose. Sie kann im Einzelnen mit ganz unterschiedlichen Theorien der Arbeitsmarktökonomik unterfüttert werden – die Wissenschaft kennt unter anderem Effizienzlohn-, Kontrakt-, Humankapital-, Insider/Outsider- und Hysterese-Modelle. Die Frage ist allerdings: Trifft sie auch wirklich zu? Für Deutschland lautet die Antwort: nur zum Teil. Was die Diagnose der Spaltung des Arbeitsmarktes betrifft, ist sie gut belegt. Was die Lohnentwicklung betrifft, ist sie es dagegen nicht. Denn seit es in Deutschland wieder Massenarbeitslosigkeit gibt, sind die Lohnkosten im Trend real zurückgegangen – moderat in den späten 1970er-, stärker in den 1980er- und seit den frühen 1990er-Jahren.

    Der Grund ist einfach: Die starke Babyboomer-Generation (West und dann Ost), die auf den Arbeitsmarkt strömte, war und blieb eine harte Konkurrenz für die schon beschäftigten Insider. Mit diesen vielen jungen, motivierten, gut ausgebildeten Newcomern vor den Werkstoren hatten die Arbeitgeber durchweg eine starke Verhandlungsposition. Sie mussten keineswegs hohe Lohnzuwächse bieten, um die Insider zu motivieren, weiter ihre gewohnte Leistung zu bringen. Und die Insider selbst mussten stets vorsichtig sein, den Bogen ihrer Forderungen nicht zu überspannen. Das Ergebnis waren eine lang anhaltende Lohnzurückhaltung und dabei eine kräftige Zunahme der Beschäftigung. Der Arbeitsmarkt funktionierte also doch.

    Jedenfalls für die Babyboomer. Sie wurden nicht zur verlorenen Generation. Aber es blieben die älteren Opfer der industriellen Schrumpfung. Viele von ihnen fanden den Weg nicht zurück ins Erwerbsleben. Sie lieferten den Grund dafür, warum die natürliche Arbeitslosenquote auf Dauer hoch blieb. Aber was war daran eigentlich „natürlich“?

      

      Wie reagierte die Politik auf die Zweiteilung des Arbeitsmarktes? Die Antwort lautet: Sie tat eine Menge, aber nur mit sehr begrenztem Erfolg. Es war das Terrain der „Arbeitsmarktpolitik“, jenes Bündels an Maßnahmen, das im Wesentlichen in der Verantwortung der Bundesagentur für Arbeit lag, seit 2005 auch in weit geringerem Maße in der Hand von Kommunen. Die Bundesagentur (bis 2003: Bundesanstalt) für Arbeit mit Sitz in Nürnberg begann erstmalig Mitte der 1970er-Jahre mit Arbeitsmarktpolitik im großen Stil, nachdem die Erwerbslosigkeit massiv zugenommen hatte. Neben der Arbeitsvermittlung, die es in Deutschland seit 1927 als Aufgabe einer Reichs- und später Bundesanstalt gab, lag ein wichtiger Schwerpunkt fortan bei der Finanzierung, Organisation und Unterstützung von Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung und Umschulung sowie der Arbeitsbeschaffung. Mit der stufenweise steigenden Arbeitslosigkeit wurden die Programme im Volumen aufgestockt und in der Anwendung verbreitert. Sie erreichten einen bisherigen historischen Höhepunkt in den 1990er-Jahren, als es um die Reintegration der riesigen Zahl von Erwerbslosen in Ostdeutschland ging.48

      Im Mittelpunkt stand in zunehmendem Maße das zählebige Problem der Langzeitarbeitslosigkeit. Es gab eine wahre Batterie von Programmen, die allein darauf gerichtet waren, die Reintegrationschancen der Betroffenen zu verbessern. Alles in allem waren ihre Ergebnisse enttäuschend, und zwar umso mehr, je schwieriger die allgemeine Arbeitsmarktlage ausfiel. Programme der Arbeitsbeschaffung (oder in jüngster Zeit: Bürgerarbeit) erwiesen sich fast immer als rein sozialpolitische Maßnahmen, die zwar oft einem gemeinnützigen Zweck dienten, aber nur wenig dazu beitrugen, die Betroffenen in den kommerziellen Arbeitsmarkt zurückzuführen. Bei Programmen der Qualifizierung und Umschulung ist das Bild etwas differenzierter. Sie lieferten in durchaus zahlreichen Einzelfällen eine erste Basis zur Rückkehr in den Markt. In ihrer Gesamtheit aber waren sie nicht annähernd wirksam genug, um einen wesentlichen quantitativen Beitrag zur Lösung des Problems der Langzeitarbeitslosigkeit zu leisten.49 Alles in allem also ein negatives Bild, das auch zunehmend in der Öffentlichkeit Beachtung fand. Der Staat war anscheinend hilflos.

      Hartz-Reformen

      Politisch wurde die Lage über die Jahre immer verzweifelter, zumal ab etwa Mitte der 1990er-Jahre die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland die 4.000.000-Grenze überschritt und der Anteil der Langzeitarbeitslosen weiter anstieg und sich der 40-Prozent-Marke näherte. Es begann deshalb eine öffentliche Diskussion über eine wirklich grundlegende Reform des deutschen Systems der Arbeitslosenunterstützung. Sie drehte sich im Kern um jene Erkenntnisse der Wissenschaft (vor allem der Arbeitsmarktökonomik), die empirisch recht eindeutig belegten, dass auch die Struktur des deutschen Sozialsystems Mitschuld an der zähen Fortdauer der Langzeitarbeitslosigkeit trug.

      Der zentrale Gedanke war dabei sehr einfach: Die deutsche Arbeitslosenunterstützung gewährte nach Auslaufen des (versicherungsfinanzierten) Arbeitslosengeldes – zumeist nach einem Jahr – jedem Langzeitarbeitslosen die (steuerfinanzierte) Arbeitslosenhilfe, die sich wie das Arbeitslosengeld nach dem letzten Nettolohn bemaß und, wenn auch in der Theorie bedürfnisgeprüft (in der Praxis meist nicht!), unbefristet gezahlt wurde. Dies verminderte maßgeblich den Anreiz zur Suche von Arbeit zu niedrigeren Löhnen und unterstützte damit noch den natürlichen Prozess der Verfestigung der Langzeitarbeitslosigkeit, der sich allein schon aus normalen psychologischen Prozessen der Demotivation ergab.50

      Genau diese Anreizwirkung des deutschen Sozialsystems wurde nun zum Gegenstand von Reformideen, aber auch von heftigen politischen Kontroversen. Dies kann nicht verwundern, denn die unerwünschte Anreizwirkung war letztlich die Konsequenz der sozialpolitischen Zielsetzung, eine Erwerbsperson, die vielleicht jahrzehntelang redlich gearbeitet und in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt hat, in ihrem Versorgungsniveau nicht auf die Stufe der Sozialhilfe fallen zu lassen, wenn sie unverschuldet langzeitarbeitslos wird. Der Falltyp, auf den genau dies häufig zutraf, waren gerade ältere Industriearbeiter und -angestellte, die zum unverschuldeten Opfer der industriellen Schrumpfung im Zuge des Strukturwandels wurden und für immer ihren gut bezahlten Arbeitsplatz verloren. Ihnen sollte nun zugemutet werden, entweder fortan auf Sozialhilfeniveau zu leben oder einen „Niedriglohnjob“ zu akzeptieren, der sich weder vom gesellschaftlichen Ruf noch von der Bezahlung her mit der früheren Tätigkeit in der Industrie messen konnte. Eben dies wurde weithin als ungerechter Sozialabbau empfunden. 

      Diesem Vorwurf hielten die Befürworter einer Reform entgegen, dass dem Dauerproblem der Langzeitarbeitslosigkeit nur beizukommen sei, wenn die Anreize zum Einstieg in Arbeit verbessert würden. Nur durch den sanften, aber zunehmenden Druck einer bevorstehenden Kürzung der Unterstützung würden viele Menschen erst dazu motiviert, endlich auch niedriger bezahlte Tätigkeiten anzunehmen. Diese könnten dann als eine Art Sprungbrett wirken, um zurück in den kommerziellen Arbeitsmarkt zu finden und dann auch wieder höhere Löhne zu erzielen. Dabei könnte der Staat für die Betroffenen einen sozialen Abstieg abfedern oder gar vermeiden, indem er den niedrigen Lohn am Markt mit Zuzahlungen aufstockte und damit im Übrigen den Anreiz zur Arbeitsaufnahme auch bei niedrigen Löhnen erhöhte. Denn bereits im herrschenden Sozialsystem gab es einen grundsätzlichen Zwang zur Aufnahme von angebotener Arbeit, aber der tat seine Wirkung nicht, eben weil die Aussicht auf einen sozialen Abstieg drohte.

      So weit die grundlegenden Argumente, die damals intensiv ausgetauscht wurden. Es obsiegten schließlich die Befürworter einer Reform: Die rot-grüne Bundesregierung – seit 1998 im Amt – initiierte die „Hartz-Reformen“, benannt nach dem früheren Personalchef des VW-Konzerns, der einer Kommission vorsaß, die Bundeskanzler Schröder zur Prüfung und Vorbereitung der Reform einsetzte. Diese fand schließlich in vier Schritten statt („Hartz I bis IV“). Ihr zentraler und wichtigster Bestandteil war die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe, die ersetzt wurde durch das sogenannte Arbeitslosengeld (ALG) II, das sich grundsätzlich nur mehr an der Höhe der früheren Sozialhilfe orientierte. Im Ergebnis lief die Reform darauf hinaus, ab einem Jahr des Bezugs von (versicherungsfinanziertem) Arbeitslosengeld eine Sozialhilfe greifen zu lassen, bei der allerdings durch die erheblich verbesserte Möglichkeit der Aufstockung von Markteinkommen die Aktivierung für den Arbeitsmarkt einen viel höheren Stellenwert bekam, als dies traditionell der Fall war. Viele weitere Regelungen unterstützten dieses zentrale Ziel – bis hin zur Einführung von sogenannten Ein-Euro-Jobs (im Amtsdeutsch: „Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung“), bei denen die Aufstockung lediglich darin bestand, dass pro Arbeitsstunde mindestens ein Euro (und maximal 2,50 Euro) mehr bezahlt wurde, als ohne Arbeit an sozialer Unterstützung vom Staat zu leisten wäre.51

      Die Hartz-Reformen sind politisch ein Meilenstein in der deutschen Sozial- und Arbeitsmarktgeschichte. Sie wurden in relativ breitem politischem Konsens verabschiedet – initiiert von SPD und Grünen, aber von CDU/CSU und FDP in allen zentralen Elementen vollständig mitgetragen und in einem höchst komplexen Vermittlungsverfahren zwischen Bund und Ländern angepasst und austariert. Lediglich die Partei Die Linke, damals noch PDS, opponierte auf parlamentarischer Ebene hart und kompromisslos. Die politische Auseinandersetzung verlagerte sich dabei vorübergehend auch auf die Straße – mit einer langen Serie von „Montagsdemonstrationen“, die mit Schwerpunkt in ostdeutschen Großstädten gegen den Sozialabbau mobilisierten und sich dabei gezielt in die Tradition der politischen Proteste in der späten DDR stellten. Diese Demonstrationen wurden maßgeblich von den Gewerkschaften, aber auch der Linkspartei sowie den linken Flügeln der beiden Regierungsparteien unterstützt. 

      Bei alledem verlief die politische Auseinandersetzung mit einer Härte, wie es sie wahrscheinlich seit den großen westdeutschen Massendemonstrationen gegen die Kernkraft und den NATO-Doppelbeschluss in den späten 1970er- und frühen 1980er-Jahren nicht gegeben hatte. Auch die politischen Konsequenzen waren weitreichend: Die SPD erlitt eine lange Serie von schweren Wahlniederlagen, weil vor allem sie als klassische Arbeitnehmerpartei von den Gewerkschaften für einen „unsozialen“ Kurs verantwortlich gemacht wurde. Davon profitierte besonders die PDS. Sie gewann in Gewerkschaftskreisen wegen ihrer kompromisslosen Gegnerschaft gegen die Hartz-Reformen große Sympathien. Dies führte in den alten Ländern zur Gründung der WASG („Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit“), einer Abspaltung der SPD, die sich schließlich 2007 mit der PDS zur neuen Partei Die Linke zusammenschloss – ein politisches Erdbeben ersten Ranges, weil es bedeutete, dass die PDS, die ihre Hochburgen bisher allein im Osten hatte, in neuem Gewande nun auch im Westen Fuß fassen konnte. Ein zweites Erdbeben fand im Mai 2005 statt, nämlich die erdrutschartige Niederlage der SPD bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen, die schließlich zu Neuwahlen zum Bundestag im Herbst 2005 führte. Es besteht kaum Zweifel, dass es dafür vor allem ein verantwortliches Thema gab: Hartz IV, der letzte und wichtigste Schritt der Hartz-Reformen. Wie sich zeigte, bedeutete dies das Ende von Rot-Grün unter Kanzler Schröder.

      Lichtblicke

      Im historischen Rückblick liefern die Hartz-Reformen so etwas wie einen späten Höhepunkt der Epoche der Arbeitslosigkeit in Deutschland. Dies gilt offensichtlich politisch: Niemals zuvor (und bisher nicht danach) war eine schmerzhafte Reform zur Senkung der Arbeitslosigkeit praktisch allein verantwortlich für einen Regierungswechsel. Es gilt aber auch wirtschaftlich: Ab etwa 2005 bewegte sich viel am Arbeitsmarkt. Es kam zu einem besonders kräftigen Wachstum der Beschäftigung, erstmalig seit Langem zu einer deutlichen Senkung der Arbeitslosenquote, und zwar in West und Ost (Schaubild 4), sowie ab 2007 zu einer Abnahme des Anteils der Langzeitarbeitslosen an der gesamten Arbeitslosigkeit (Schaubild 10). Manche Beobachter führten dies allein auf die Hartz-Reformen zurück, was abwegig ist. Denn die Erholung wurde getragen von einem exportgetriebenen Wachstum, das erstmalig seit Langem eine große Zahl neuer industrieller Arbeitsplätze entstehen ließ, und dies praktisch überall in Deutschland. Es war am Arbeitsmarkt das erste große positive Ergebnis der verbesserten Wettbewerbsposition der deutschen Wirtschaft aufgrund erfolgreicher Modernisierung der Industrie bei moderaten Lohnabschlüssen. Genau dies verbesserte auch die Chancen jener Arbeitskräfte, die bisher auf der Schattenseite des Arbeitsmarktes standen.

      Also eine viel breitere wirtschaftliche Verbesserung, als die Hartz-Reformen jemals hätten bewirken können. Trotzdem ist es nicht ganz falsch, die Hartz-Reformen auch wirtschaftlich als einen ganz wichtigen Schritt anzusehen. Ihre Bedeutung lässt sich am besten ermessen, wenn man sie als einen letzten großen Baustein in der Liberalisierung des deutschen Arbeitsmarktes betrachtet. Diese reichte nun vom Kündigungsschutz über die Zeitarbeit und flexiblere Tarifverträge bis zur Arbeitslosenunterstützung. Innerhalb von rund zwei Jahrzehnten war doch eigentlich das gesamte Spektrum der Arbeitsmarktordnung verändert worden – nicht fundamental, aber doch signifikant, und zwar in Richtung einer Öffnung. Es war nicht der Weg in die Hire-and-fire-Welt, die es – tatsächlich oder vermeintlich – in den Vereinigten Staaten gab. Es war aber schon eine grundlegende Anpassung der Ordnung an neue Verhältnisse und Herausforderungen. Vor allem aber bedeutete es auch eine Art „klimatische“ Veränderung der Gesellschaft: Fast überall hatte sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass der Staat die Probleme am Arbeitsmarkt nicht lösen konnte; dafür waren seine Instrumente der Arbeitsmarktpolitik viel zu bescheiden und stumpf, selbst wenn man sie, wie nach der Wiedervereinigung geschehen, in der Anwendung massiv aufstockte. Jeder Einzelne, so die Botschaft, musste seinen Beitrag leisten – von den Arbeitnehmern, die moderate Lohnabschlüsse akzeptierten, bis hin zu den am schlimmsten Betroffenen, den Langzeitarbeitslosen.

      Wohlgemerkt: Einzelne Gruppen der Gesellschaft – allen voran die Gewerkschaften – protestierten laut gegen Lohndumping, Sozialabbau und die Spaltung der Gesellschaft, die sich im Zuge der schmerzhaften Anpassung vollzog. Bei genauem Hinsehen stellt man jedoch fest, dass die Gewerkschaften selbst an vielen Schlüsselstellen dieses Prozesses letztlich pragmatisch mitwirkten – unter Protest zwar, aber wohl stets in dem bitteren Bewusstsein, dass sonst ihr Einfluss noch mehr schwinden würde, als er es ohnehin schon tat. Besonders markante Beispiele dafür bieten das Fortschreiten der Zeitarbeit und die Arbeitsmarktsituation in Ostdeutschland. In Anbetracht der stark zunehmenden „Leiharbeit“, so die despektierliche Bezeichnung für die Zeitarbeit, ließ der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) Tarifverträge abschließen,52 die explizit eine Differenzierung zwischen Zeitarbeitern und Stammbelegschaft von Unternehmen zuließen, natürlich zuungunsten der Zeitarbeiter. Sie taten dies, um überhaupt noch einen gewissen Einfluss wahren zu können und die Stammfacharbeiterschaft, die klassische Gewerkschaftsklientel, nicht noch mehr zu verprellen. In Anbetracht der hohen Arbeitslosigkeit im Osten wurden von DGB-Gewerkschaften Tarifverträge abgeschlossen, die auf Dauer weit entfernt waren von den Bedingungen im Westen. So zahlte etwa das Friseurhandwerk im Osten noch Mitte des letzten Jahrzehnts Stundenlöhne von unter vier Euro, ein Drittel weniger als im Westen und damit auf einem absoluten Niveau, das in allen politischen Forderungen des DGB als inakzeptabel bezeichnet wurde.53

      Diese Haltung des DGB war politisch pragmatisch und wirtschaftlich vernünftig. Sie rettete das Gesicht der Großorganisation und trug gleichzeitig den harten wirtschaftlichen Realitäten Rechnung. Sie half damit, vorhandene Arbeitsplätze zu retten und neue entstehen zu lassen. Sie zeigt allerdings auch, wie stark die deutsche Arbeiterbewegung in die Defensive geraten war, und zwar nicht nur durch die überall wirkenden Kräfte des Strukturwandels, sondern vor allem auch die spezifisch deutsche Situation nach der Wiedervereinigung. Es war ein dramatischer Verfall an Marktmacht im historischen Vergleich zu den 1960er- und 1970er-Jahren: Damals aus einer Position der Stärke die offensive Bereitschaft, politisch und sozial zu „kooperieren“, und als dies nicht die erwarteten Früchte bringt, die überaus harte Durchsetzung massiver Lohnsteigerungen; und danach fast vier Jahrzehnte lang der ständige Kampf, bei schwieriger Arbeitsmarktlage wenigstens einen Rest des traditionell starken Einflusses zu wahren.

      Was an Defensive für die Gewerkschaften gilt, das lässt sich in abgewandelter Form für die gesamte Generation der Babyboomer feststellen. Sie musste erleben, dass der Konkurrenzkampf über Jahrzehnte ihres Berufslebens nicht wirklich nachließ; und nach dem Fall der Mauer begannen sogar die jüngeren Jahrgänge, die durchaus nicht mehr so geburtenstark waren und insgesamt ein recht gutes Bildungsniveau aufwiesen, um ihre Berufschancen zu bangen. Die „Generation Praktikum“, wie sie in den letzten Jahren genannte wurde,54 musste ein Maximum an Bereitschaft zeigen, sich zumindest beim Einstieg in den Arbeitsmarkt über längere Zeit mit unsicheren (weil befristeten) und eigentlich unattraktiven (weil mäßig bezahlten) Arbeitsplätzen zu bescheiden. Sie tat es – genau wie die Gewerkschaften – mit gelegentlichem Murren und Zaudern, aber insgesamt doch bemerkenswert anpassungsbereit.

      Genau mit dieser Flexibilität öffnete sich der Weg für die Wende am Arbeitsmarkt, die sich seit einigen Jahren abzeichnet. Nach mehr als drei Dekaden der Anpassung steht Deutschland als Industriestandort überaus gut im internationalen Wettbewerb. Der Verlauf jener merkwürdigen Krise des Jahres 2009, die wir in Teil 1.1 beschrieben haben, belegt es. Offenbar sind die Arbeitsplätze, die über die langen Jahre der Anpassung – und vor allem auch seit 2005 – entstanden sind, überaus nachhaltig. Die Unternehmen scheuen sich, sie aus kurzfristigen zyklischen Gründen abzubauen. Das ist zunächst einmal ein gutes Zeichen. Aber was wird die weitere Zukunft bringen?

      
    Armut an Ideen?

    Die Babyboomer unter der Lupe

    Am 17. Februar 2012 trat Bundespräsident Christian Wulff, Jahrgang 1959, von seinem Amt zurück. Dieses Ereignis nahm zwei Tage später Frank Schirrmacher, auch Jahrgang 1959 und einer der Herausgeber der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, zum Anlass für eine Analyse der „Generation Wulff“, der Babyboomer. Seine Diagnose: Diese Generation leidet an chronischer Ideenarmut und weltanschaulicher Substanzlosigkeit. Das Einzige, was ihr an ideologischen Prinzipien über die Jahre einfiel, war der Neoliberalismus, also der blinde Glaube an den Markt, den diese Generation – wegen ihrer schieren Größe – als Nachfrager ohnehin dominiert.

    So Schirrmacher. Ein vernichtendes Urteil, das allerdings nicht unwidersprochen blieb. In einer empörten Replik verteidigte der hessische Ministerpräsident Volker Bouffier (Jahrgang 1951) die Babyboomer-Generation als besonders engagiert, motiviert und begeisterungsfähig, und zwar quer durch das politische Spektrum, ob es nun – eher von links – um die Umwelt- und Friedensbewegung oder – eher von der rechten Mitte – um die deutsche Wiedervereinigung ging. Nicht „so schnell wie möglich in Pension“ sei die Devise der Babyboomer, sondern so lange wie möglich Herausforderungen!

    Wer hat nun recht, Schirrmacher oder Bouffier? Die Antwort lautet: beide teils, aber keiner ganz. Tatsächlich durchzieht die Politik und Praxis der Babyboomer ein tiefer Zug der ideologiefernen pragmatischen Anpassung an die Realitäten. Dies teilt sie übrigens mit der „skeptischen Generation“ (Helmut Schelsky), die sich unmittelbar nach dem Erleben des Zweiten Weltkriegs mit Haut und Haar in den Wiederaufbau stürzte, aber wenig mit großen weltanschaulichen Entwürfen anzufangen wusste. Zwischen beiden Generationen liegen die 68er, die vehement, aber nicht allzu lange die Banner des linken Radikalismus schwangen.

    Man mag den Pragmatismus der Babyboomer als Prinzipienlosigkeit geißeln. Ihn zu erklären ist allerdings nicht wirklich schwierig: Es war der Schatten der chronischen Arbeitslosigkeit, der seit 1973 über Deutschland lag und ideologische Träume zerstörte. Auch die Neigung zu marktwirtschaftlichen Lösungen in der Politik – von Gegnern als „Neoliberalismus“ diffamiert – mag damit zusammenhängen; denn wer nüchtern ökonomisch auf die Realität blickte, der war schnell geneigt, sich von großen Entwürfen ganzheitlicher Politik zu verabschieden, seien sie nun reaktionär, konservativ, grün oder sozialistisch. So überrascht es nicht, dass diese Generation sich nach zunächst heftigen Kämpfen in den 1970er-Jahren in ihrer Mehrheit mit Atomkraft und Nachrüstung abfand und die deutsche Einheit mit dem Vermerk „unmöglich“ ad acta legte.

    Allerdings hatte der Pragmatismus auch eine Kehrseite. Sie bestand in dem unterschwelligen Fortwirken dieser unerledigten Herausforderungen auf einer Art ideologischen Sparflamme. Denn als sich dann später plötzlich die Chancen auftaten, die alten großen Ideen zu verwirklichen, da stand diese Generation schnell und willig bereit, sich an die Arbeit zu machen. Das beste Beispiel dafür ist die Deutsche Einheit: Ältere Generationen hatten sie noch herbeigesehnt, die westdeutschen Babyboomer waren dagegen zunächst mit ganz anderen Themen beschäftigt. Aber als sie sich dann nach dem Mauerfall eher verdutzt dem Freiheits- und Einheitswillen der Ostdeutschen gegenübersahen, machten sie mit und leisteten Beachtliches. Sie taten es nicht aus tiefster innerer Überzeugung wie die ältere Generation mit Brandt, Kohl und Genscher, wohl aber aus einem Gefühl der gesellschaftlichen Verantwortung, dem man sich nicht entziehen konnte und wollte.

    Ist das nun geistige Ideenarmut und Substanzlosigkeit? Oder ist es geistige Offenheit und Bereitschaft zur Gestaltung? Vielleicht alles zusammen. Es müssen ja nicht immer in der deutschen Geschichte die Trompeten der Ideologie laut blasen. Die Erholungspause des Pragmatismus hat jedenfalls geholfen, einen beachtlichen Berg von Problemen abzuarbeiten. Das ist das Verdienst einer ansonsten glanzlosen Generation. Jedenfalls aus Sicht des Verfassers dieser Zeilen. Er ist übrigens Jahrgang 1956.

      

      1.5 Die Zukunft: Ein neues Paradies?

      Die Babyboomer verabschieden sich – so lässt sich die fernere Zukunft am Arbeitsmarkt in einem Schlagwort beschreiben. Natürlich tun sie dies noch nicht gleich, aber spätestens ab 2020 wird die demografische Entwicklung dafür sorgen, dass die Zahl der Erwerbspersonen in Deutschland in etwa so stark abnehmen wird, wie sie seit der zweiten Hälfte der 1970er-Jahre zunahm. Wir werden dann an der anderen Seite des Berges ankommen: Die zahlenstarke Babyboomer-Generation geht und die überaus zahlenschwache Generation der nach 1990 Geborenen kommt. Tatsächlich ist diese neu ankommende Generation als Alterskohorte in absoluten Zahlen die kleinste seit der Gründung des Deutschen Reiches, und dies, obwohl das Deutsche Reich damals nur etwa 41 Millionen Einwohner hatte, also halb so groß war wie Deutschland heute.55

      Um die Dimension der Veränderung zu verstehen, ist es nützlich, einen Blick auf die gängigen Prognosen der Entwicklung des Potenzials an Erwerbspersonen zu werfen (Schaubild 11).56 Danach wird die Zahl der Erwerbspersonen bis 2020 zunächst moderat, aber schon mit zunehmender Geschwindigkeit abnehmen, insgesamt um etwa 2,5 Prozent, also rund 1,1 Millionen, der Großteil davon in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts. Bis zum Jahr 2030 werden es schon rund 4,2 Millionen weniger Erwerbspersonen sein, also fast zehn Prozent. Die Geschwindigkeit der Abnahme wird ihren Höhepunkt etwa um 2030 erreichen. Danach geht die absolute Zahl der Erwerbspersonen zwar weiter zurück, aber mit gemäßigtem Tempo, einfach weil dann die Babyboomer bereits weitgehend im Ruhestand sind und sich die folgenden Generationen von Ankommenden und Ausscheidenden in der Größenordnung nicht mehr so stark voneinander unterscheiden werden wie zuvor. Bis 2050 wird es pro Jahrzehnt noch einmal um eine Abnahme von 2,9 beziehungsweise 2,1 Millionen gehen, also sechs bis sieben Prozent des jeweiligen Standes. Rein rechnerisch wird dies nach den gängigen Prognosen sogar danach noch so weitergehen; allerdings beruhen diese Szenarien sehr stark auf Annahmen über die Geburtenraten der Zukunft, die natürlich weit unsicherer sind als Aussagen über die bereits bekannten Geburtenraten der Vergangenheit.
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      Klar ist: Prognosen sind stets mit Vorsicht zu interpretieren, wenngleich die Erfahrung lehrt, dass von allen Prognosen jene noch am besten sind, die auf Annahmen über die demografische Entwicklung beruhen. Denn diese ist vergleichsweise träge – träger jedenfalls, als die langfristige Veränderung vieler anderer volkswirtschaftlicher Größen. In jedem Fall ist die Dimension der Veränderung so drastisch, dass sie als ein fundamentaler Wandel betrachtet werden muss: Deutschland steht am Arbeitsmarkt – in historischen Zeiträumen betrachtet – kurz vor einer völlig neuen Herausforderung, die es in dieser Form noch nie gegeben hat. Was es zuletzt gab, war das Umgekehrte: fast vier Jahrzehnte der ungewöhnlich starken Zunahme der Erwerbspersonenzahl. Und was es davor von den späten 1950er- bis zu den frühen 1970er-Jahren gab, war dagegen nicht mehr als eine moderate demografische Delle. Auch die weiter zurückliegende Geschichte des deutschen Arbeitsmarkts liefert keinen Präzedenzfall, einfach weil das Land seit der Industrialisierung durchweg eine wachsende Bevölkerung aufwies.

      Gleichwohl sind die historischen Erfahrungen keineswegs bedeutungslos. Sie zeigen nämlich, dass es der deutschen Wirtschaft und Politik bisher nie gelang, einen fundamentalen Wandel der Knappheitsverhältnisse am Arbeitsmarkt so „abzufedern“, dass extreme Situationen – Überbeschäftigung oder hohe Arbeitslosigkeit – vermieden werden konnten. Steuern wir also geradewegs auf eine neue Überbeschäftigung zu, vielleicht im Stil des Kaiserreichs ab 1895 und Westdeutschlands in den 1960er-Jahren? Wir können dies natürlich heute noch nicht wissen, aber wir können zumindest versuchen, die derzeitige Lage der deutschen Volkswirtschaft und ihres Arbeitsmarkts sowie die zu erwartenden Trends noch etwas schärfer in den Blick zu nehmen. Dies tun wir im Folgenden.

      Zunächst zur aktuellen Lage. Wie stellt sich die deutsche Wirtschaft heute dar, in der ersten Phase der 2010er-Jahre? Die Antwort lautet: wie ein Unternehmen, das durch eine lange Rosskur der Modernisierung und Kostensenkung gegangen ist und diese durchaus erfolgreich abgeschlossen hat. Es fällt schwer, für die weitere Entwicklung pessimistisch zu sein: Die konjunkturelle Krise 2009 wurde relativ leicht überwunden; die Wettbewerbsposition der deutschen Industrie auf den Weltmärkten ist stark; ihre Stellung in Europa als „Exportmotor“ ist unstrittig, ihre Chancen in den schnell wachsenden Märkten der großen „emerging market economies“ wie Indien und China sind es ebenso; ihr Spezialisierungsmuster mit Schwerpunkten auf qualitativ hochwertigen Ingenieurleistungen wirkt zukunftsträchtig; ihre Orientierung auf Forschung und Innovationen ist solide und gefestigt; ihr duales System der betrieblichen Ausbildung bleibt im internationalen Vergleich vorbildlich, zumal es die Jugendarbeitslosigkeit auch in den schlimmsten Zeiten relativ niedrig hielt. Natürlich gibt es weiterhin Mängel, aber die meisten davon haben durch Reformen und marktgemäße Anpassungen eher an Gewicht verloren: Ostdeutschland hängt weiter zurück, hat aber industriell große Schritte nach vorn gemacht; die traditionelle deutsche Schwäche bei Dienstleistungen mag fortbestehen, aber sie ist nicht mehr so brisant wie früher, und zwar weil produktionsbezogene Dienste im Schlepptau der Industrie wachsen und weil personenbezogene Dienste sowie der Einzelhandel liberalisiert wurden (wie zum Beispiel die Ladenschlusszeiten); noch immer kann sich der Risikokapitalmarkt in Deutschland mit dem der Vereinigten Staaten nicht messen, aber es gibt doch zunehmend auch hierzulande vielversprechende Start-ups im Umfeld der Universitäten.

      Kurzum: Die deutsche Wirtschaft ist sehr gut vorbereitet, im weiteren Prozess der Globalisierung ihren Platz in der Weltspitze des Pro-Kopf-Einkommens und der Arbeitsproduktivität zu verteidigen oder gar auszubauen. Wie kraftvoll das Wachstum ausfällt, hängt dabei natürlich – wie zu früheren Zeiten – vor allem auch von der weltwirtschaftlichen Dynamik ab. Aber jene breite Palette schwerer, spezifisch deutscher Probleme gibt es nicht mehr, ganz anders als in den letzten Jahrzehnten. In dieser Hinsicht lassen sich Parallelen ziehen zum ersten großen Übergang von der chronischen Arbeitslosigkeit zur Vollbeschäftigung: die 1890er-Jahre. Auch damals gab es – zeitlich vorgelagert – eine lange Phase der Unterbeschäftigung und der nur schwachen Reallohnsteigerungen. Diese blieb aber keineswegs wirtschaftlich und politisch ungenutzt: Die Industrie wurde modernisiert, der Strukturwandel schritt voran, die wissenschaftlich fundierte Industrieforschung hielt Einzug und die Rahmenbedingungen für wirtschaftliches Wachstum wurden verbessert, damals unter anderem durch den Ausbau der Infrastruktur, technischer Hochschulen, wirtschaftsfreundlicher Verbände und kommunaler Verwaltungen. Deutschland stand jedenfalls anschließend bereit, sein Zug um Zug erweitertes Produktionspotenzial voll auszuschöpfen.

      In den letzten Jahrzehnten waren natürlich die Aufgaben andere. Neben dem Aufbau Ost und den Anforderungen der Globalisierung gingen sie vor allem in die Richtung, der deutschen Wirtschaft mehr Anpassungsflexibilität zu verschaffen, zusätzlich zu ihrer schon traditionell starken Innovationskraft. Dies ist in bemerkenswerter Weise gelungen. Es bleibt als letzte große Aufgabe nur noch das Erreichen der Vollbeschäftigung. Hier gab es seit 2005 zwar Fortschritte, aber erreicht ist das Ziel offenbar noch nicht, denn es gab 2011 noch fast drei Millionen Arbeitslose im Land. Hinzu kommt, dass viele Beschäftigte – fast 1,4 Millionen – derzeit noch Tätigkeiten ausüben, die so schlecht bezahlt werden, dass sie im Rahmen der Hartz-IV-Regeln einen Anspruch darauf haben, ihr Einkommen mit staatlichen Zuschüssen aufzubessern. Diese „Aufstocker“ würden sehr gerne, wenn nur möglich, ihren Job wechseln oder ihre Arbeitsbedingungen einschließlich der Entlohnung verbessern. Sie sind eine Art „stille Reserve“, die keineswegs als wirklich zufriedenstellend beschäftigt gelten kann. Hinzu kommen noch auffallend viele Zeitarbeiter, die noch nicht in ein rundum gesichertes Beschäftigungsverhältnis vermittelt sind, es aber wahrscheinlich in der großen Mehrheit gerne wären.

      
    Kommt die einfache Arbeit zurück?

    Überraschende Trends in der deutschen Industrie

    Lange Zeit galt es als selbstverständlich: Einfache Jobs gehören der Vergangenheit an, jedenfalls in der deutschen Industrie. Sie verschwinden unaufhaltsam, Schritt für Schritt. Denn die Arbeit wird immer komplexer und die Anforderungen werden immer höher. Tatsächlich war dies ein Trend, der sich statistisch gut belegen ließ. Vor allem in den 1990er-Jahren nahm der Anteil der einfachen Jobs an der gesamten Beschäftigung im verarbeitenden Gewerbe in recht kurzer Zeit deutlich ab, von rund 30 auf 25 Prozent. Also: absolut düstere Perspektiven für jene Erwerbspersonen, die ohne berufliche Qualifikation in den Arbeitsmarkt strömen. Für sie blieben nur einfache Jobs im Bereich persönlicher Dienstleistungen: schlecht bezahlt, kaum angesehen, ohne Aufstiegsperspektive.

    Irgendwann in den frühen 2000er-Jahren begann dann der allgemeine Wiederaufstieg der deutschen Industrie. Ab Mitte des Jahrzehnts nahmen die Beschäftigungszahlen im verarbeitenden Gewerbe wieder zu, aber alle erwarteten, dass diese Expansion fast nur den besser qualifizierten Stellen zugutekommen würde. Weit gefehlt, so jedenfalls das Ergebnis einer wichtigen Studie des Dortmunder Industriesoziologen Hartmut Hirsch-Kreinsen und seines Teams, die 2010 erschien. Danach stieg der Anteil der einfachen Industriejobs sogar wieder leicht, auf 26 Prozent im Jahr 2007, und zwar nach mehrjähriger Stagnation. Der langjährige Trend scheint vorerst gestoppt.

    Über die Gründe für diese noch zaghafte Trendwende lässt sich bisher nur spekulieren. Die Autoren der Studie liefern folgende Deutung: Mit dem Einzug modernster computergestützter Technologie in den Fabrikhallen gab es nicht nur eine Automation der Produktion, die einfache Tätigkeiten wegrationalisierte; es gab gleichzeitig eine Zunahme an Kontroll- und Überwachungsfunktionen, die keineswegs ein hohes Niveau der Qualifikation der Beschäftigten erfordern. Es sind ihrem Wesen nach durchaus simple Routinetätigkeiten, die zwar ein hohes Maß an Verlässlichkeit und Aufmerksamkeit verlangen, aber keine besondere Spezialität der Ausbildung. Der Trend hat deshalb auch eine klare Struktur: Im physischen Produktionsprozess, der traditionellen Domäne der Hilfsarbeiter, nahm die Zahl der einfachen Jobs ab, während sie in der Bedienung von Maschinen und bei sonstigen Dienstleistungen im Betrieb anstieg. Es ging also eher um subjektive Eigenschaften der kognitiven Präsenz, die gefordert sind, und weniger um Körperkraft.

    Die Entwicklung zeigt, wie vorsichtig man schon in der Vergangenheit mit der simplen Fortschreibung von Trends umgehen musste. Dies gilt umso mehr für die Zukunft: Wenn nämlich die Computer- und Informationstechnologien auf längere Sicht die Bedienung industrieller Anlagen drastisch vereinfachen sollten, dann könnte daraus ein neues Feld der beruflichen Chancen für den traditionellen Hilfsarbeiter oder -angestellten entstehen. Dies gilt vor allem dann, wenn hoch qualifizierte Arbeitskräfte knapp werden und nicht mehr für diese einfachen Jobs zur Verfügung stehen, weil sie anderweitig besser bezahlte und verantwortungsvollere Tätigkeiten finden. Dann hört seitens der Unternehmen das lange Zeit übliche Rosinenpicken auf, einfach weil es im Pool der Arbeitsuchenden keine Rosinen mehr gibt. Und die Erwerbslosigkeit sinkt auf breiter Front, auch beim Hilfspersonal.

    Viel hängt davon ab, wie „bedienungsfreundlich“ der industrielle Maschinenpark ausfällt, der als Ergebnis des weltwirtschaftlichen Wandels und des technischen Fortschritts in Deutschland entsteht. Gerade die Entwicklung der Informations- und Wissensgesellschaft lässt da durchaus Hoffnung aufkommen. Man merkt es ja selbst zu Hause als privater Nutzer: Mit Personal Computer, iPad und Internet ist vieles an technischen Finessen verschwunden, was der geplagte Nutzer früher gelernt haben musste, ehe er überhaupt von den neuen Möglichkeiten produktiven Gebrauch machen konnte. Was allerdings nötig bleibt, sind kognitive Präsenz, Motivation sowie ein Mindestmaß an Allgemeinbildung – Lesen, Schreiben, Rechnen etc. Ganz ohne Schule geht es eben doch nicht.

      

      Es gibt also derzeit zweifellos noch Potenziale an zusätzlicher Arbeitskraft, die nutzbar sind. Allerdings nehmen diese sich doch recht gering aus im Vergleich zur demografiebedingten Abnahme der Zahl an Erwerbspersonen, die noch folgen wird. Hinzu kommt, dass diese Abnahme in hohem Maße den Kernbereich der Facharbeiter und -angestellten betrifft, während die noch verfügbaren Potenziale tendenziell die weniger gut Qualifizierten betreffen, die eben nur mit Mühe und zu relativ niedrigen Löhnen integriert wurden. Es gibt eben noch immer die Zweiteilung des Arbeitsmarktes, wenn auch die Fortschritte der letzten Jahre unverkennbar sind.

      Genau hier liegt die Lösung für das Rätsel, das uns zu dem Rundgang durch die deutsche Arbeitsgeschichte veranlasst hat: die merkwürdige Rezession 2009, mit ihrem schweren Produktionseinbruch, der kaum zu höherer Arbeitslosigkeit führte. Die Unternehmen „horteten“ die Arbeitskräfte, weil sie die demografischen Fakten kennen und wissen, dass es schwer wird, für einmal entlassene hoch qualifizierte Beschäftigte Ersatz im Markt zu finden. Die Situation ist ganz anders geworden als in den letzten Jahrzehnten: Da stehen keine bestens ausgebildeten Babyboomer mehr vor den Werkstoren, die man bei Erholung der Konjunktur nur übernehmen müsste, wenn man in der Rezession zu Massenentlassungen greift. Früher lautete die rationale Unternehmensstrategie: Nutze die Gelegenheit der Rezession, um im Konjunkturzyklus zu einem jüngeren und besser qualifizierten Personalbestand zu kommen. Niemand sprach dies aus, denn es hätte zynisch geklungen, aber viele handelten danach. Heute ist diese Strategie offenbar nicht mehr sinnvoll, denn der Personalaustausch Jung für Alt kommt – mangels Masse – überhaupt nicht mehr zustande.

      Die Erfahrungen der Rezession 2009 liefern insofern eine Art Wetterleuchten dessen, was noch kommen kann. Sie werden kein Einzelfall bleiben, sollte es in den nächsten Jahren zu weiteren konjunkturellen Produktionseinbrüchen kommen. Denn je mehr Zeit auf dem Weg in die demografische Schrumpfung vergeht, umso deutlicher wird sich das Problem der „Unersetzbarkeit“ von Fachkräften mental bei den Unternehmen durchsetzen. Die Situation ähnelt dann immer stärker der Arbeitswelt der 1960er-Jahre: Bewährte Arbeitskräfte werden bevorzugt behandelt, qualifizierte junge Arbeitskräfte werden verzweifelt gesucht und alle Möglichkeiten werden erforscht, noch irgendwie Leistungspotenziale zu erschließen – durch Einsatz neuer Technik, Rückgriff auf zugewanderte Arbeitskräfte und betriebliche Ausbildung und Umschulung derjenigen, die unter anderen Verhältnissen in der Langzeitarbeitslosigkeit landen.

      Also die Rückkehr in das Paradies der 1960er-Jahre, mit Arbeit für alle? In gewisser Weise ja, aber klar ist auch: Geschichte wiederholt sich nicht; die Zukunft wird wieder anders aussehen. Und vergessen wir nicht: Das damalige Paradies der Vollbeschäftigung war immer gefährdet und wurde, wie wir gesehen haben, schließlich zerstört. Wie es dem künftigen Paradies ergehen wird, ist Gegenstand der Kapitel 2 und 3 dieses Buches.

      
    Macht Teilhabe alle glücklich?

    Ketzerische Gedanken zur Vollbeschäftigung

    Es ist fast schon eine Binsenweisheit: Wer auf Dauer keine Arbeit hat, dem fällt es auch schwer, am sozialen Leben teilzunehmen. Jedenfalls ist dies das einhellige Ergebnis einer Fülle von Studien, die in der langen Zeit der chronischen Arbeitslosigkeit durchgeführt wurden. Arbeit ist eben in modernen Industriegesellschaften nicht nur Arbeit, sondern auch eine Form der „Teilhabe“, und diese wiederum ist ein wichtiger, wenn auch nicht der einzige Schlüssel zum menschlichen Glück. Die Rückkehr der Vollbeschäftigung, wenn sie denn kommt, ist deshalb weit mehr als ein rein wirtschaftliches Ereignis. Es ist eine ungeheuer wichtige psychologische Wende für die Menschen. Jahrelang hieß es doch: „Uns geht die Arbeit aus“, und damit waren für viele Menschen schwere Existenzängste verbunden. Jetzt lautet die Botschaft: „Ihr werdet gebraucht.“

    Ein ganz neues und schönes Lebensgefühl. Wer sich an die 1960er-Jahre erinnert, weiß dies noch. Es war damals in Deutschland eine Welt, in der fast niemand Angst haben musste, ohne eigenes Verschulden am Rand der Gesellschaft zu landen. Denn überall war Nachfrage zu spüren. Arbeitgeber flehten die Arbeitnehmer an, doch bitte noch ein paar – gut bezahlte – Überstunden zu leisten, weil sonst die Kundenwünsche einfach nicht zu erfüllen waren; aus Eigeninteresse boten sie freiwillig übertarifliche Leistungen, verbesserten die Arbeitsbedingungen, besorgten die neueste maschinelle Ausrüstung und investierten in die Qualifikation der Mitarbeiter. Und wenn es einem als Arbeitnehmer an einem Arbeitsplatz wirklich nicht mehr gefiel, bewarb man sich auf eine der zahllosen offenen Stellen, die angeboten wurden.

    Wahrlich eine glückliche Gesellschaft, eine Art Paradies! Allerdings nur für die Arbeitnehmer selbst, nicht für die Kunden. Denn die ständige Vollauslastung aller Kapazitäten der Produktion sorgte – mitten in der Marktwirtschaft – für Engpässe in der Lieferung und viele Mängel in der Produktion. Es gibt noch heute überall in Westdeutschland steinerne Zeugen dieser Schlamperei: Viele öffentliche Gebäude, die damals entstanden – Schulen und Universitäten, Sporthallen und Stadtverwaltungen –, haben die Zeit zwar überdauert, aber nur weil in späteren Jahren massive Investitionen zur Reparatur und Erneuerung dafür sorgten, dass die Substanz erhalten blieb. Auch die Architektur der 1960er-Jahre hat nicht gerade einen untadeligen Ruf bewahrt: Zu banal und lieblos war so mancher Entwurf, der im Bauboom der damaligen Zeit umgesetzt wurde. Offenbar fehlte es auch bei der Planung an jenem hohen Niveau von Inspiration und Sorgfalt, das sich wohl erst bei hartem Wettbewerb um wenige Aufträge einstellt.

    Die Qualität der Lieferleistung ist nicht das einzige Opfer der Vollbeschäftigung. Es gibt mindestens ein weiteres: die Freizeit. Wir haben uns in den deutschen Tarifverträgen an immer mehr Urlaubstage gewöhnt, in den meisten Branchen rund 30 Tage pro Jahr; und an eine Jahresarbeitszeit, die im internationalen Vergleich sehr niedrig liegt. Aber wird dies so bleiben, wenn auf breiter Front die Nachfrage nach zusätzlicher Arbeitszeit jedes Einzelnen durch die Unternehmen ansteigt? Werden die Arbeitnehmer auf sechs Wochen Jahresurlaub bestehen, wenn ihre Arbeitgeber händeringend (und mit Zuschlägen!) darum bitten, doch dieses oder jenes Projekt zu Ende zu bringen, wo die Kunden doch so dringend warten? Immerhin war auch in den letzten Jahrzehnten schon zu spüren, dass zumindest im öffentlichen Dienst bei vielen Arbeitnehmern regelmäßig „Resturlaubstage“ übrig blieben, die dann in einem Schlag am Ende der Frist „abgefeiert“ wurden.

    Es spricht also doch manches dafür, dass der scheinbar unaufhaltsame Aufstieg der Freizeitgesellschaft zu Ende geht. Ist das ein Kollateralschaden der Teilhabe? Wohl nur dann, wenn man den Genuss von immer mehr Freizeit als einen Wert an sich betrachtet, den es um jeden Preis zu erhalten gilt. Ansonsten ließe sich gelassen feststellen: Ein wenig mehr Arbeit für alle (und dies auch noch freiwillig!), das kann einer Gesellschaft wie der deutschen kaum ernstlich schaden.

      

    
    2. Deutschland: Leben mit Vollbeschäftigung

      2.1 Arbeit wird teuer!

      Was knapp ist, wird teurer. Eigentlich eine Binsenweisheit, denn kaum jemand käme auf den Gedanken, zu bezweifeln, dass in einer Marktwirtschaft besonders begehrte Güter einen hohen Preis erzielen. Gilt diese Binsenweisheit auch für die Arbeitskraft? Im Prinzip ja, allerdings lehrt die Geschichte, dass die Löhne sich in der Regel sehr viel verzögerter und zäher anpassen, als dies Preise auf anderen Märkten tun. Das kann nicht überraschen: Löhne werden am Arbeitsmarkt bestimmt, und der gehört zu jenem Bereich der Wirtschaft, in dem in der Regel längerfristige oder unbefristete Verträge vereinbart werden. Dabei spielen Vertrauen und Verlässlichkeit der Beziehung zwischen Nachfrager und Anbieter eine viel größere Rolle als in vielen anderen Märkten. Es gibt deshalb auch eine Vielzahl von ökonomischen, politischen, kulturellen und sozialen Kriterien, die in ganz unterschiedlicher Weise in die Lohnsetzung Eingang finden. Gerade diese ändern sich aber oft nur langsam, viel langsamer jedenfalls als die eigentliche Knappheit der „Ware Arbeitskraft“.57 Dies unterscheidet die Lohnsetzung fundamental von der schnellen und reibungslosen Preisfindung in „Spotmärkten“, wie sie sich etwa für schnell verderbliche Waren oder für Finanzprodukte herausgebildet haben.

      Gerade die letzte historische Phase der Knappheit an Arbeitskräften hat diese verzögerte Anpassung der Löhne eindrucksvoll gezeigt, wie wir in Kapitel 1 gesehen haben.58 So war in Westdeutschland schon Ende der 1950er-Jahre Vollbeschäftigung erreicht, aber es dauerte noch ein ganzes Jahrzehnt, bis es zu einer kräftigen Erhöhung der Löhne kam, die weit über die Zunahme der Arbeitsproduktivität hinausging. Dann allerdings schossen die Löhne und Lohnstückkosten steil nach oben. Damals waren zunächst wilde Streiks und schließlich eine veränderte Position der Gewerkschaften für den Wandel verantwortlich: von der Kooperation zur Konfrontation, von einer selbst auferlegten Zurückhaltung zur lohnpolitischen Offensive. Es kam zu einer Art „Revolution“ an den Arbeitsmärkten, die in wenigen Jahren die Grundkonstellation radikal veränderte.

      
    Wetterleuchten der Knappheit:

    Ist die Zeit der Befristung doch nur befristet?

    Ende Mai 2012 geisterte durch die deutschen Tageszeitungen eine eher unauffällige Meldung. Es ging um die Entwicklung befristeter Beschäftigungsverhältnisse. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung veröffentlichte dazu ein kleines Schaubild, zusammengestellt aus Daten der Bundesagentur für Arbeit, die offenbar als Folge einer parlamentarischen Anfrage der Fraktion „Die Linke“ im Bundestag in handlicher Form zusammengestellt worden waren. Also eigentlich nichts Aufregendes.

    Oder doch? Die abgebildete Grafik vermittelte eine beachtliche Botschaft: Zwischen 2007 und 2011 war der Anteil befristeter Arbeitsverträge an allen Neueinstellungen von 15- bis unter 25-Jährigen von über 60 Prozent auf 41 Prozent gesunken. Dies war ein klarer Trendbruch, denn zwischen 2000 und 2007 hatte sich der Anteil von 32 Prozent bis auf über 60 Prozent fast verdoppelt. Wohlgemerkt: Dieser Trendbruch fand in einem Zeitraum statt, der den scharfen konjunkturellen Einbruch von 2009 umschloss; und er fand statt in einer Welt der Arbeitsmarktregulierung, die nach den gesetzlichen Lockerungen früherer Jahre den Unternehmen mehr als jemals zuvor Freiräume schuf, auf befristete Arbeitsverhältnisse zurückzugreifen, wenn sie dies nur wollten. Offenbar wollten sie aber nicht, jedenfalls weit weniger als in den Jahren zuvor.

    Der Grund ist einfach und hat einen Namen: Knappheit. Offenbar sorgten die Marktverhältnisse für eine Situation, in der – erstmals seit langer Zeit – die Unternehmen bestrebt waren, junge Menschen nach einer Ausbildung nicht einfach in den Arbeitsmarkt ziehen zu lassen, wo sie irgendwo anders zu attraktiveren Bedingungen eingestellt würden. Stattdessen begannen die Unternehmen, bessere Vertragsbedingungen als „Bleibeprämie“ einzusetzen – oder als „Lockprämie“ für diejenigen, die andernorts nur mit befristeten Verträgen abgespeist wurden. Die Verhandlungsposition der jungen Menschen hatte sich verbessert – trotz konjunktureller Flaute, aber sicherlich wegen der absehbaren demografischen Entwicklung, die bereits zu einem spürbaren Mangel an leistungsfähigen Lehrlingen führte. Offenbar sind es nicht zuerst die Löhne, die sich für die jungen Menschen verbessern, sondern die Arbeitsbedingungen. Dies sollte eigentlich nicht überraschen. Denn für einen Berufseinsteiger hat es einen großen Wert, schon mal einen unbefristeten Vertrag in der Tasche zu haben; und für den Arbeitgeber ist es zunächst einmal das kleinere Übel, als höhere Löhne zu zahlen, wenn er wohl ohnehin damit rechnet, irgendwann den Vertrag entfristen zu müssen.

    Dies alles erinnert an die Entwicklung der 1960er-Jahre: Bevor die Löhne stiegen, verbesserten sich damals zunächst die Arbeitsbedingungen. Die Löhne folgten später. So wird es wohl auch diesmal sein: Erst wenn in den nächsten Jahren die Befristung wie von selbst als Massenphänomen ausläuft, werden die Löhne nachziehen. Und neben den Vertragskonditionen werden andere Arbeitsbedingungen verbessert werden – oft statistisch gar nicht erfasst, oft noch nicht einmal explizit vereinbart, sondern als zunehmende Selbstverständlichkeit gedeihlicher Arbeitsbeziehungen vorausgesetzt.

    Nicht alle werden davon gleich profitieren. Dies zeigt sich schon heute: Während der Anteil der Neueinstellungen mit Befristung bei den 15- bis unter 25-Jährigen zwischen 2007 und 2011 schon deutlich abnahm, setzte das Sinken des Anteils im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt erst zwei Jahre später ein und blieb bisher bescheiden – von 49 Prozent (2009) auf 46 Prozent (2011). Der Anteil lag somit im Durchschnitt des Jahres 2011 sogar höher als bei den Jungen! Interpretiert man die Befristung als eine Art Probezeit, so sind die Arbeitgeber heute also eher geneigt, bei jungen als bei älteren Arbeitskräften auf die Probezeit zu verzichten. Wer hätte das noch vor einigen Jahren gedacht. Was die Knappheit nicht alles möglich macht! Erst wenn sie auf den Arbeitsmarkt insgesamt voll übergreift, werden sich auch die Vertragsbedingungen der Älteren bei Neueinstellungen verbessern. Warten wir ab, was nach dem ersten Wetterleuchten kommt.

      

      Eine solche Entwicklung ist für die Zukunft nicht zu erwarten, da die Tarifpartner seit den 1970er-Jahren erheblich an Marktmacht verloren haben. So sind heute weniger als ein Fünftel der Arbeitnehmer gewerkschaftlich organisiert – gegenüber einem Drittel am Ende der 1970er-Jahre.59 Auch die Macht der Arbeitgeberverbände hat deutlich abgenommen. So ist der Flächentarifvertrag in Ostdeutschland längst eher die Ausnahme als die Regel; und auch im Westen des Landes hat es eine starke Zunahme betrieblicher Vereinbarungen außerhalb des Tarifkartells gegeben. Ein Lohnanstieg der Zukunft wird deshalb anders aussehen als der Lohnanstieg vor vier Jahrzehnten. Er wird sich – viel stärker als früher – Zug um Zug aus den Märkten selbst heraus entwickeln. Am ehesten ließen sich Vorbilder in der Zeit der Wilhelminischen Boomphase vor dem Ersten Weltkrieg finden, allerdings mit dem großen Unterschied, dass es damals noch überhaupt keine Tarifverträge gab und auch nach dem Erreichen der Vollbeschäftigung die demografische Entwicklung sowie die Zuwanderung von den ländlichen Räumen in die Städte und vom Aus- ins Inland durchaus noch für eine gewisse „Elastizität“ des Arbeitsangebots sorgten. Entsprechend moderat fielen die Lohnsteigerungen aus.60 Diese Elastizität wird es in der Zukunft nicht mehr geben können.

      Die deutsche Wirtschaftsgeschichte ist demnach als Orientierungshilfe für den künftigen Lohnanstieg nicht sonderlich ergiebig. Es bleibt deshalb weitgehend Spekulation, wie sich der Prozess genau abspielen könnte – unter völlig neuen, bisher nicht gekannten Bedingungen. Ein plausibles Szenario mag wie folgt aussehen. Es wird in bestimmten Berufssparten und Arbeitsbereichen schon sehr frühzeitig zu extremen Knappheiten kommen. Kandidaten dafür sind Ärzte in Krankenhäusern und Ingenieure in Industriebetrieben, die hoch qualifizierte und schwer ersetzbare Tätigkeiten ausführen und in der ausscheidenden Babyboomer-Generation stark vertreten sind. Hinzu kommen jene eher unauffälligen Jobs, die an Schlüsselstellen der Wirtschaft und Gesellschaft eine gewisse Monopolmacht haben, was gar nicht unbedingt auf ein besonders hohes Qualifikationsniveau zurückzuführen sein muss. Dies waren bisher etwa Fluglotsen und Lokomotivführer. In der Zukunft einer alternden Gesellschaft mit hoher Erwerbsbeteiligung der Frauen könnten dies aber durchaus auch Alten- und Krankenpfleger sowie Kinderbetreuer sein, zumal diese heute in der Gehaltsskala noch sehr niedrig stehen. Der Lohnanstieg mag sich dabei direkt über den Markt oder auch durch den Druck kleiner Gewerkschaften vollziehen, die entweder neu entstehen oder sich aus großen Organisationen abspalten, um die klar erkennbaren Eigeninteressen der jeweiligen Berufsgruppe durchzusetzen. Gewinnt eine solche Entwicklung eine gewisse Schwungkraft, so werden in ihrem Schlepptau auch nahe verwandte Arbeitsmärkte von einer Welle der imitierenden Lohnsteigerungen erfasst. Und schließlich folgt die gesamte Breite der Volkswirtschaft.

      Der Prozess wird also nicht abrupt, sondern schleichend, nicht „revolutionär“, sondern „evolutionär“ ablaufen, ganz anders als seinerzeit in den frühen 1970er-Jahren. Dies ist aus gesamtwirtschaftlicher Sicht sicherlich eine Chance: Zwar müssen sich Unternehmen und Staat letztlich auf dauerhaft höhere Löhne einstellen, aber sie haben wenigstens eine längere Frist der Anpassung dazu. Auch den Gewerkschaften wird dabei Zeit gegeben, sich neu zu orientieren. Denn nach vier Jahrzehnten der hohen Arbeitslosigkeit haben sie endlich wieder eine realistische Chance, auf längere Sicht lohnpolitischen Boden gutzumachen. Indes steckt in der Chance das Risiko, aufgrund der zunehmenden Eigeninteressen von Arbeitskräften mit hohen „Knappheitsrenten“ in eine neue strukturelle Defensive gedrängt zu werden. Besonders gefragte Arbeitnehmer könnten sich – noch stärker als bisher – aus dem Geleitzug der Großgewerkschaften lösen und ihre eigenen Wege gehen. Dies gilt umso mehr, als gerade auch die junge, gut ausgebildete, aber kleine Generation, die in den Arbeitsmarkt hineinwächst, ihre hervorragenden Chancen schnell erkennen wird und nutzen will. Es wird zu einer Frage von existenzieller Bedeutung für die Gewerkschaftsbewegung, ob sie in der Lage ist, für diese Generation attraktive Mitgliedschaftsangebote zu machen. Wahrscheinlich wird dies nur gelingen können, wenn die Gewerkschaften in den Tarifverträgen eine stärker differenzierte Tarifstruktur zulassen, die diesen besonderen Interessen Rechnung trägt.

      
    Die neue Welt der Spartenstreiks

    Fachgewerkschaften nutzen ihre Rechte

    Wesentlicher Grund für den Erfolg der sozialen Marktwirtschaft in Deutschland ist die Tarifautonomie. Sie gehört zu den Grundrechten, durch Artikel 9 Absatz 3 des Grundgesetzes geschützt. Dort heißt es: „Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig.“ Auf diesen Grundsätzen beruht in Deutschland die Tätigkeit aller Gewerkschaften, und zwar wirklich aller. Es ist dabei gleichgültig, welche Größe oder Weltanschauung sie haben und ob sie die Beschäftigten einer ganzen Branche oder einzelner Berufssparten vertreten.

    Über Jahrzehnte übernahmen die großen mächtigen Industriegewerkschaften die Rolle der Arbeitnehmervertretung, und zwar jeweils für alle Arbeitnehmer ihrer gesamten Branche. Seit einigen Jahren lässt sich allerdings ein merkwürdiges Phänomen beobachten: der Wiederaufstieg der Fachgewerkschaften. Es gab sie natürlich immer schon in großer Zahl, von den Berufsmusikern über die Forstleute und Fußballspieler bis zu den Kraftfahrern und Sozialversicherungsangestellten. Aber sie fielen nicht weiter auf, weil sie in den mächtigen Wellen regelmäßiger Tarifabschlüsse unauffällig mitschwammen und sich dabei an den Großen orientierten.

    Dies hat sich geändert, zumindest an einigen neuralgischen Stellen der Wirtschaft. So konnten etwa der Marburger Bund für die Ärzte und die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer in jüngerer Zeit mit Streikdrohungen und -aktionen einiges an Lohnerhöhungen und weiteren Vergünstigungen durchsetzen. Am spektakulärsten ging es dabei im März 2012 an den deutschen Flughäfen zu, als die Unabhängige Flugbegleiter Organisation die Arbeit niederlegen ließ und die Gewerkschaft der Flugsicherung mit einem Solidaritätsstreik des Bodenpersonals am Frankfurter Flughafen den Streik der Kollegen unterstützen wollte. Dies wurde per einstweiliger Verfügung durch Gerichtsbeschluss untersagt – zu Recht, weil es die Verhältnismäßigkeit sprengte.

    Der Fall stieß auf große Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit. Er führte zu lauten Forderungen nach einem Eingriff der Politik. In seltener Einigkeit riefen die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di und der Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft, die beiden Tarifpartner mit „Branchenzuständigkeit“, nach einem Eingriff des Gesetzgebers – natürlich im Namen eines übergeordneten nationalen Interesses. Man fragt sich allerdings, worin dieses Interesse genau liegen soll, wenn nicht allein in dem Verhindern von Machtmissbrauch durch Unverhältnismäßigkeit der Mittel. Da reichen aber die Gerichte aus, wie sich ja gerade beim Frankfurter Flughafenstreik gezeigt hat. Es ging wohl eher darum, die Konkurrenten des herrschenden Tarifkartells mithilfe der Politik in die Schranken zu weisen.

    Hinter dem Wiederaufstieg der Fachgewerkschaften stehen tief greifende wirtschaftliche Veränderungen. Sie betreffen die Verhandlungs- und Machtposition einzelner Berufsgruppen, letztlich also den Marktwert ihrer Leistung. Schritt für Schritt bewegt sich unsere Gesellschaft in Richtung der Vollbeschäftigung. Wie ein erstes Wetterleuchten signalisiert der Markt die zunehmende Knappheit an Arbeitskräften, und zwar zunächst in bestimmten Berufssparten, deren Leistungen anscheinend immer schwerer zu ersetzen sind. Darin liegt natürlich eine Gefahr für die „Einheitsgewerkschaft“ in einer Branche: Sie verliert an Macht. Und die Arbeitgeberseite muss sich mit mehreren Gewerkschaften auseinandersetzen, auch dies ist nicht angenehm.

    Gleichwohl gibt es für die traditionellen Tarifpartner einen naheliegenden Ausweg: Sie müssen eben die Lohnstrukturen ändern. Sie müssen – noch bevor Fachgewerkschaften neu gegründet oder aktiv werden – die besonderen Interessen von deren potenziellen Mitgliedern berücksichtigen. Nur wenn sie dies tun, können sie ihren Einfluss wahren. Mehr als das: Sie können an Einfluss gewinnen, die Lage am Arbeitsmarkt ist günstig.

      

      Es könnte also zu einer Art Wettrennen kommen zwischen dem Anstieg der Löhne am Markt und den Tariflöhnen. In jedem Fall wird das Endergebnis auf Dauer eine substanzielle Verteuerung der Arbeit sein, also eine vollständige Trendumkehr von jener Entwicklung, die seit Mitte der 1970er-Jahre beobachtbar war. Welche volkswirtschaftlichen Folgen wird der neue Trend haben? Vor allem: Wie wirkt dieser Lohnanstieg auf den Einsatz und die Entwicklung der anderen Produktionsfaktoren, mit denen die Arbeit im Produktionsprozess kombiniert wird, allen voran natürlich das Sachkapital? Wie teuer wird es sein, zu investieren, um die Wertschöpfung pro Arbeitsplatz zu erhöhen und damit auch die höheren Löhne nachhaltig erwirtschaften zu können? Wie schnell und gründlich kann also der Kapitalstock modernisiert werden? Haben wir in einer alternden Gesellschaft überhaupt die Innovationskraft, dies zu leisten? Und was kommt dabei im Ergebnis für einzelne Gruppen von Beschäftigten heraus? Werden wir eine weitere Spaltung der (alternden) Gesellschaft erleben – etwa dadurch, dass zunehmend knappe Junge zulasten der Älteren gewinnen? Was bedeutet dies alles für die Chancen und Risiken steuernder Technologie- und Industriepolitik, allen voran der Energiewende? Genau dies sind die Fragen, mit denen wir uns in diesem Kapitel beschäftigen werden.

      2.2 Kapital wird billig!

      Der Kapitalbestand, mit dem Menschen arbeiten, ist für die Leistungskraft einer industrialisierten Wirtschaft von überragender Bedeutung. Dies wissen wir spätestens seit Adam Smith und Karl Marx.61 Die moderne Volkswirtschaftslehre hat diese klassische Sichtweise bestätigt. Sie erkennt unverändert im Kapitalbestand – im Jargon der Ökonomen: im „Kapitalstock“ – eine zentrale Größe für das Wachstumspotenzial, das eine Ökonomie erreichen kann, auch im 21. Jahrhundert.

      Worin genau liegt die Bedeutung des Kapitalstocks, also der Ausrüstungen und Bauten einer modernen Wirtschaft? Die Antwort lautet: Das Kapital ist – neben dem Menschen selbst – der wichtigste Träger des Wissens, das eine Gesellschaft über lange Zeiträume entwickelt und ansammelt. Dieses Wissen schlägt sich in vielfältiger Weise im Kapitalbestand nieder – in dessen Modernität, Technologie und Funktionalität, die sich ständig verbessert. Damit steigen die Produktivität der Arbeit und die Qualität der hergestellten Güter. Die Wirtschaftswissenschaft mag sich noch im Einzelnen darüber streiten, wie viel des gesamten beobachteten Wachstums von Volkswirtschaften auf Akkumulation und Modernisierung des Kapitalbestandes, auf Verbesserungen des Qualifikationsniveaus („Humankapital“) oder auf andere Arten der Entwicklung und Verbreitung des Wissens zurückzuführen ist.62 In jedem Fall bleibt die fast triviale Tatsache, dass ohne die Umsetzung des Wissens in einen neuen Kapitalstock, sei es in Ausrüstungen oder in Bauten, die Beschäftigten keine Chance haben, ihr Können und Wissen (oder auch nur ihre Körperkraft) bestmöglich in wirtschaftliche Leistung umzusetzen. Die Bedeutung des Kapitals ist deshalb eigentlich offensichtlich: Ohne Kapitalstock fehlt der Transmissionsriemen zwischen Arbeitskraft und Produktion.63

      Wie entsteht Kapital? Die volkswirtschaftliche Antwort ist einfach: durch Verzicht auf Konsum. Ein Teil des erzielten Einkommens wird nicht verbraucht, sondern „investiert“, also letztlich umgewandelt in einen Kapitalstock, der dann über einen begrenzten Zeitraum für Arbeitskräfte in wirtschaftlichen Produktionsprozessen zur Verfügung steht und deren Produktivität erhöht. Wer also wissen will, wie groß und wie gut künftig der Kapitalstock sein wird, der muss zunächst über die weitere Entwicklung des Kapitalmarkts nachdenken: Wie werden sich das Angebot an Ersparnissen und dessen Nachfrage durch den Investitionsbedarf entwickeln? Die Frage ist dabei nicht auf Deutschland begrenzbar, denn in globalisierten Kapitalmärkten, mit denen wir heute leben, können Ersparnisse weltweit entstehen und weltweit verwendet werden.

      Um diese höchst komplexe Frage zu beantworten, müssen wir einen längeren Ausflug in die Volkswirtschaftslehre unternehmen. Es geht dabei um ein Phänomen, das seit einigen Jahren mit dem Begriff Kapitalschwemme („savings glut“) beschrieben wird, also ein Überangebot an Ersparnissen, das tendenziell den Preis des Kapitals, also den Realzins, nach unten drückt.64 Wir werden ferner zu fragen haben, ob eine solche Konstellation – wenn sie tatsächlich besteht – von Dauer sein kann, und wenn ja, welche Bedeutung sie für Volumen und Struktur der Investitionen in Deutschland haben wird, und zwar gerade auch in Reaktion auf das zu erzielende hohe Lohnniveau. Wir stellen also letztlich die Frage, wie sich der neben der Arbeit wichtigste Produktionsfaktor entwickeln wird, und zwar zum einen aufgrund einer eigenständigen Dynamik der Weltkapitalmärkte, zum anderen aufgrund der Knappheit der Arbeitskräfte und deren steigender Löhne.

      Beginnen wir mit der Dynamik der globalen Kapitalmärkte.65 Ähnlich wie am Arbeitsmarkt beobachten wir auch am Kapitalmarkt historisch sehr langfristige Phasen der Knappheitsbedingungen. Schaubild 12a zeigt die Entwicklung des Realzinses, definiert als die nominale Rendite auf langfristige Schuldverschreibungen abzüglich der laufenden Inflationsrate, für Deutschland im Zeitraum 1954 bis 2011.66 Das Bild ist recht eindeutig: hohe Realzinsen in den 1950er- und 1960er-Jahren, der Zeit von Wirtschaftswunder und Vollbeschäftigung; niedrigere Realzinsen von den späten 1960er- bis zu den späten 1970er-Jahren, der Zeit der starken Preisinflation; danach Realzinsanstieg mit einem Höhepunkt in den 1980er- bis zu den frühen 1990er-Jahren, den Zeiten zunächst der Inflationsbekämpfung und später des Aufbaus Ost; und schließlich – mit konjunkturellen Schwankungen – eine Abnahme auf ein historisch niedriges Niveau, das im letzten Jahrzehnt bis in die allerjüngste Zeit erreicht wurde. Man muss schon auf die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg zurückgehen, um über einen längeren Zeitraum ähnlich niedrige Realzinsen zu finden wie in der letzten Dekade (Schaubild 12b): Zwischen 1853 und 1911 gab es zwei Phasen niedriger Realzinsen, nämlich von Mitte der 1860er- bis Mitte der 1870er-Jahre und dann wieder von Mitte der 1890er-Jahre bis zum Ersten Weltkrieg. Es sind dies ziemlich genau jene Wirtschaftsphasen, die durch eine besonders kräftige Zunahme von Produktion und Beschäftigung gekennzeichnet waren.67
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      Die jüngste Phase sehr niedriger Realzinsen war, wie alle anderen Phasen auch, kein isoliert deutsches Phänomen. Es gab weltweit niedrige Realzinsen, ein Zustand, den Beobachter geradezu liebevoll als „Great Moderation“68 bezeichneten, ein Begriff, der allerdings mit der Weltfinanzkrise 2007/08 geschwind wieder aus dem Sprachgebrauch gestrichen wurde. Zweifellos gab es wesentliche monetäre Gründe für diese Entwicklung, insbesondere die Politik der amerikanischen Zentralbank, die in der Frühphase der 2000er-Jahre eine überaus expansive Liquiditätspolitik mit niedrigen Leitzinsen verfolgte,69 sowie eine übergroße Expansion des transatlantischen Kreditvolumens innerhalb des Bankensystems.70 In den Vereinigten Staaten kam noch eine systematische Subventionierung von Wohnungsbaukrediten hinzu, als eine Art amerikanische Variante der Sozialpolitik für einkommensschwache Bevölkerungsschichten, die sich die Marktkonditionen bei Hypothekenkrediten nicht leisten konnten. Auch sie wirkte für Kreditnehmer zinssenkend.71 All dies zusammen sorgte für eine ungewöhnlich starke Zunahme der Kapitalnachfrage in den Vereinigten Staaten und einigen europäischen Ländern. Es entstanden in vielen Ländern Immobilienblasen, die dann mit Macht im Zuge der Weltfinanzkrise ab 2007 platzten.

      So weit die monetäre Seite. Gleichzeitig gab es aber auch nichtmonetäre Gründe für die niedrigen Realzinsen, also Gründe, die in der „realen“ Wirtschaft zu suchen sind und nichts mit Geld- und Bankenpolitik zu tun haben. Vor allem strömten in ungewöhnlich großem Umfang Ersparnisse auf den Weltmarkt, und zwar aus jenen Ländern, die über längere Zeiträume hohe Überschüsse in ihrer Leistungsbilanz aufwiesen. Dazu zählten in erster Linie China, Deutschland und Japan, aber auch eine Reihe südostasiatischer Länder, die noch in der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre schwere Finanzkrisen erlebt hatten und daraus mit öffentlicher Sparpolitik und privater Konsumzurückhaltung Konsequenzen zogen. Es gab deshalb auch eine „reale“ Kapitalschwemme, die den Zustand der niedrigen Realzinsen alimentierte.72

      So weit die Vergangenheit. Die Frage ist nun: Wird der Zustand niedriger Realzinsen in der Zukunft fortdauern? Die Antwort auf diese Frage hängt entscheidend davon ab, welche der Ursachen niedriger Realzinsen man für die gewichtigeren hält, die monetären oder die realen. War es vor allem die Kombination von laxer Geldpolitik und Überexpansion des privaten Kreditvolumens, die für die Blase sorgte, sollte sich der Realzins in der laufenden Dekade alsbald auf einem langjährigen Durchschnittsniveau einpendeln, das deutlich über dem extrem niedrigen Niveau der letzten Jahre liegt; denn die Aufblähung an den Geld- und Kreditmärkten ist mit der Weltfinanzkrise 2007/08 verschwunden. Geht es allerdings vor allem um ein tieferes realwirtschaftliches Phänomen der Kapitalschwemme, dann ist mit einer Korrektur auf längere Sicht nicht ohne Weiteres zu rechnen. Die Blase ist nach dieser Sicht lediglich eine Art erste historische Erscheinungsform eines Zustands, der sich nur dann von selbst korrigiert, wenn sich die tieferen realen Gründe dafür nachhaltig verändern. Mit dem Verschwinden einer Blase geschieht dies keineswegs automatisch. Es ist mithin die Diagnose einer langfristigen Kapitalschwemme, die besonders weitreichende Implikationen für die Zukunft in sich trägt. Es lohnt sich deshalb, sie etwas ausführlicher zu behandeln. Ihr Gedankengang wird im Folgenden knapp zusammengefasst.73

      Startpunkt ist eine fundamentale Beobachtung: Die Weltbevölkerung hat einen neuen Zustand erreicht, der über einen langen Zeitraum anhalten wird. Dieser Zustand ist durch zwei zentrale strukturelle Charakteristika gekennzeichnet: Alterung und steigende Lebenserwartung. Diese gemeinsamen Trends gibt es nicht mehr nur wie bisher in reifen Industrieländern, sondern in zunehmendem Maße auch in großen Entwicklungs- und Schwellenländern der Welt, allen voran in China. Der wichtigste Grund dafür ist einfach: Das wirtschaftliche Aufholen sehr großer Entwicklungs- und Schwellenländer verändert die Demografie in Richtung weniger Kinder und verbessert die medizinischen und hygienischen Bedingungen in Richtung des längeren Überlebens älterer Menschen. Dies sind fundamentale Veränderungen, die sich in späteren Stadien der Entwicklung nicht mehr zurückbilden, wie die Erfahrung der reichen Industrienationen zeigt. Übrigens sind es im Kern Veränderungen zum Besseren und Wünschenswerten, sieht man einmal von dem Schrumpfen der Bevölkerung ab, das sich bei niedriger Kinderzahl ab Mitte des Jahrhunderts abzeichnen könnte.74 Standen also zu früheren Zeiten wenige alternde und reiche Nationen vielen jungen und armen Nationen gegenüber, so ist dies auf absehbare Zeit nicht mehr der Fall.

      Die Konsequenzen dieser Entwicklung für das globale Sparverhalten sind weitreichend. Denn ein wesentliches Motiv des Sparens in einer Gesellschaft ist die Altersvorsorge – mit Blick auf eine Rente zum Überleben und eine möglichst gute Gesundheitsversorgung im Alter. Dieses Motiv gewinnt im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung sogar noch an Bedeutung, denn die Erfahrung lehrt, dass sich im Verlauf von Industrialisierung und Urbanisierung großfamiliäre Versorgungsbande tendenziell auflösen und somit für das gleiche Niveau an Versorgung im Alter ein höheres Maß an Ersparnis in den aktiven Jahren nötig ist. Es gibt keine Anzeichen dafür, dass es in den nächsten Jahren irgendwelche größeren Regionen der Welt geben könnte, die diesem bestens bestätigten „Gesetz“ der wirtschaftlichen Entwicklung entrinnen.

      Carl Christian von Weizsäcker hat diesen Gedanken in der treffenden, wenn auch etwas abstrakten Vorstellung einer „Sparperiode“ beschrieben.75 Es geht dabei – grob gesprochen – um das Verhältnis von in die Zukunft verlagertem Konsum, gewissermaßen gespeichert in einem angesammelten Vermögen, zu dem jährlichen Konsum. Dieses Verhältnis nimmt weltweit drastisch zu, eben weil Alterung und steigende Lebenserwartung die Menschen veranlassen, in ihrer aktiven Arbeitsphase mehr für spätere Zeiten zurückzulegen, also anzusparen. Dies kann in ganz unterschiedlichen Formen institutionell ausgestaltet sein: von der „expliziten“ Variante des freiwilligen privaten Ansparens bis zur „impliziten“ Variante, den Systemen der Renten- und Krankenversicherung, die über Beiträge oder Steuern die derzeit aktive Generation heranzieht, um – via „Zwangssparen“ – die derzeitige Rentnergeneration zu finanzieren und genau dadurch in der Zukunft das soziale Recht zu erwerben, im eigenen Alter dann durch die künftig aktive Generation alimentiert zu werden. Beide Varianten des Sparens, die explizite und die implizite, also die freiwillig-individuelle und die zwangsweise-soziale, laufen gesamtwirtschaftlich im Kern darauf hinaus, einen Konsum in die Zukunft zu verlagern.76

      In beiden Varianten gibt es Möglichkeiten, dem Wunsch nach einer Verlängerung der Sparperiode Rechnung zu tragen. Explizit geschieht dies durch eine höhere Ersparnisbildung in der aktiven Arbeitszeit, möglicherweise in Ergänzung zu einem weiter existierenden System der Sozialversicherung (in Deutschland zum Beispiel durch die „Riester-Rente“). Implizit kann es geschehen, indem über politische Entscheidungen das Defizit im Staatshaushalt verringert oder der Überschuss erhöht wird, und zwar um so viel, wie die zusätzliche implizite Verpflichtung des Staates durch Renten- und Gesundheitszahlungen in der Zukunft ausmacht.77 In jedem Fall wird – unter sonst gleichen Bedingungen – der Kapitalmarkt ein Stück weit entlastet, und dies folgt ökonomischer Logik: Die Menschen wollen ihre Sparperiode verlängern, also ihr Vermögen relativ zum laufenden Konsum erhöhen, und sie werden dies direkt am Kapitalmarkt oder indirekt im politischen Prozess der Reformen der Staatsfinanzen durchsetzen. Gelingt ihnen die Durchsetzung ihres Ziels politisch nicht, werden sie eben ergänzend zur Existenz des Sozialstaats privates Vermögen bilden, also eine Art Mischform der Alters- und Gesundheitsvorsorge wählen. Auch dann kommt es zur Entlastung des Kapitalmarkts, sei es durch zusätzliche Ersparnis, sei es durch geringere staatliche Defizite. Von dieser Seite her wird es auf lange Sicht eine Tendenz zu einem niedrigen Realzins geben.

      Natürlich gibt es Möglichkeiten, dieser Tendenz zur Verlängerung der Sparperiode entgegenzuwirken. Das Hauptinstrument ist dabei die Verlängerung der Lebensarbeitszeit: Sie kann zwar nicht die Gesundheitsrisiken des Alterns mindern, wohl aber die Zeit des Rentenbezugs verkürzen, indem die Menschen über die bisherigen Altersgrenzen der Verrentung hinaus arbeiten. So hat es in Deutschland bereits die Einführung der Rente mit 67 (statt 65!) gegeben; andere Industrieländer sind diesem Trend gefolgt beziehungsweise werden noch folgen. Weitere Erhöhungen bis zu einem Alter von 70 sind keineswegs ausgeschlossen, ebenso wie Bemühungen, das Eintrittsalter in das aktive Berufsleben zu senken, mit analoger Wirkung auf die avisierte Sparperiode. Allerdings ist sehr zweifelhaft, ob diese Reformen mehr leisten können, als die Wirkungen der (fortschreitenden) Erhöhung der Lebenserwartung und der Verbesserung (und Verteuerung) der medizinischen Altersversorgung und Pflege leicht abzufedern. Der fundamentale Trend hin zu höheren Ersparnissen bleibt wohl bestehen.

      So viel zur Seite des Kapitalangebots. Ob dessen Zunahme im Trend tatsächlich zu dauerhaft niedrigen Realzinsen führt, hängt entscheidend von der Entwicklung der Kapitalnachfrage ab. Die wichtigste Frage lautet dabei: Wie wird sich – jenseits des Staates – die Bereitschaft der privaten Wirtschaft entwickeln, am Markt verfügbares Kapital zu investieren? Hier sind die Unsicherheiten einer Vorhersage weit größer als auf der Seite der Ersparnisse. Der Grund ist einfach: Wir sprechen hier letztlich über die globale Rentabilität von Investitionen, eine Frage von ungeheurer Komplexität. Um sie vernünftig anzugehen, ist es nützlich, zwischen der Kapitalnachfrage in Entwicklungs- und Schwellenländern auf der einen Seite und in reifen Industrieländern auf der anderen Seite zu unterscheiden. Denn alle historische Erfahrung spricht dafür, dass der Investitionsbedarf in Ländern, die noch aufholen, deutlich höher liegt als in Ländern, die bereits über einen arrondierten Bestand an Maschinen und Bauten sowie Infrastruktur verfügen.

      Beginnen wir mit der prototypischen Situation von Entwicklungs- und Schwellenländern. In der Wirtschaftswissenschaft herrschte über lange Jahre Einigkeit, dass es in diesen Ländern tendenziell eine sehr hohe Kapitalnachfrage gibt, die typischerweise das Kapitalangebot bei Weitem übersteigt. Die traditionelle Lehre der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung, wie sie in Deutschland unter anderem Herbert Giersch in den 1970er- und 1980er-Jahren vertrat,78 sah es deshalb als einen Normalfall an, dass diese Länder, wenn sie schnell wachsen, im Zuge ihrer Entwicklung eher Kapital importieren, also ein Defizit in der Leistungsbilanz finanzieren, bedingt vor allem eben durch hohe Investitionen. Dies entsprach völlig der Logik eines harmonischen Ausgleichs der Kapitalknappheit in der Welt: Investitionen fließen „bergab“, also von Reich zu Arm, und nicht „bergauf“ von Arm zu Reich. Bereits in den späten 1980er- und frühen 1990er-Jahren wurde indes von Wachstumsökonomen, allen voran Robert Lucas79, die Frage aufgeworfen, ob nicht häufig genau das Gegenteil zu beobachten ist. Inzwischen, weitere 20 Jahre später, hat sich dieser Verdacht erhärtet: Einige große, bevölkerungsreiche Entwicklungs- und Schwellenländer, allen voran China und seine südostasiatischen Nachbarnationen, weisen große und lang andauernde Überschüsse in ihren Leistungsbilanzen auf, sind also Kapitalexporteure. Viele weitere Nationen, die ihr Aufholpotenzial erfolgreich nutzen und schnell wachsen, haben zwar keine hohen Leistungsbilanzüberschüsse, sind aber auch weit entfernt vom Ausmaß der strukturellen Defizite, das die traditionelle Theorie suggeriert.

      Mit etwas Mut zur Vereinfachung lässt sich heute eigentlich schon von einer typischen Entwicklungsstrategie sprechen, der viele erfolgreiche Schwellenländer folgen. Nennen wir diese das „Überschussmodell“. Es besteht darin, ein Spektrum von Industrien aufzubauen, die in die globalen Märkte hineinwachsen und für eine zunehmende Handelsintegration des Landes sorgen, mit einer starken Exportbasis im verarbeitenden Gewerbe. Dabei ist der Prozess im Wesentlichen durch die Signale des Weltmarkts gesteuert, wird aber häufig durch technologie-, industrie- und handelspolitische Initiativen des Staates gestützt und ein Stück weit gelenkt. Die Entwicklungsstrategie ähnelt dabei jenen großen Industrieländern, die – als Nachzügler zu Großbritannien – im 19. und 20. Jahrhundert eine nachhaltige industrielle Basis aufbauten, allen voran die Vereinigten Staaten, Deutschland und später Japan. Auch die Parallelen zum Wiederaufstieg der westdeutschen Wirtschaft in den 1950er-Jahren sind nicht zu übersehen. Es gab natürlich auch Versuche, den ganz anderen Weg zu gehen, gewissermaßen das „Defizitmodell“, also über lange Zeit Import von Kapital und Hinnahme hoher Leistungsbilanzdefizite; aber diese Versuche sind mit einer gewissen Regelmäßigkeit gescheitert. Es kam in mächtigen Wellen zu schweren Krisen der Kapitalflucht, in die zunächst lateinamerikanische Länder in den 1980er- und frühen 1990er-Jahren und dann einige südostasiatische Schwellenländer ab 1997 hineinrutschten. Die Bilanz dieser Art von Politik war jedenfalls fast durchweg ernüchternd.80

      Wieso ist das Überschussmodell so dominierend geworden? Sein Erfolg reicht als Antwort nicht aus, denn der war nicht von vornherein vorauszusehen. Die Frage lässt sich ohne spekulative Erwägungen auch heute noch nicht klar beantworten. Indizien sprechen allerdings für eine Art systematisches „Risikoproblem“, das dem institutionellen Umfeld vieler Schwellenländer anhaftet.81 Anscheinend eilt das schnelle Wirtschaftswachstum dem Aufbau vertrauenswürdiger – und damit risikosenkender – gesellschaftlicher Institutionen weit voraus. Die Risikoprämie, die deshalb bei Investitionen zu entrichten ist, fällt relativ hoch aus. Ausländische Sparer aus Industrieländern sind deshalb vorsichtig und halten ihr Kapital zu schneller Kapitalflucht bereit, wenn es denn nötig wird. Selbst inländische Sparer ziehen tendenziell Aktiva aus jenen Industrieländern vor, deren institutionelle Stabilität über Jahrzehnte, wenn nicht Jahrhunderte zu beobachten gewesen ist. Anders ist es schwer zu erklären, warum zum Beispiel in China in großem Stil und über lange Zeiträume niedrig verzinste amerikanische Staatspapiere angehäuft wurden, obwohl die Vereinigten Staaten selbst ein hohes Leistungsbilanzdefizit aufwiesen und eine relativ expansive Geldpolitik betrieben.

      Die Erfahrung der letzten Jahrzehnte lässt also eigentlich nur eine Schlussfolgerung zu: Ein typischer Wachstums- und Aufholprozess in Schwellenländern ist nicht mit einem Investitionsvolumen verbunden, das von außen finanziert werden muss. Offenbar sind die betreffenden Schwellenländer sehr wohl in der Lage, ihren Investitionsbedarf durch ihre eigenen Ersparnisse zu decken. Mehr als das: Sie nutzen bei zügigem Wirtschaftswachstum ihre gleichfalls schnell wachsenden Ersparnisse, um trotz hoher Investitionen im Inland ausländische Aktiva zu erwerben, und zwar vornehmlich in hoch entwickelten Industrieländern mit hoch entwickelten Rechtssystemen und bewährten Institutionen.

      Wird dies in der Zukunft so bleiben? Die Frage ist ohne spekulative Überlegungen nicht zu beantworten, denn sie verlangt eine Prognose über die künftigen Entwicklungen der Institutionen von Ländern, die sich wirtschaftlich und gesellschaftlich überaus rasch verändern. Allerdings sprechen doch wichtige Indizien dafür, dass in den nächsten Jahrzehnten wohl kaum mit einem grundlegenden Wandel der globalen Konstellation zu rechnen ist. Der Grund liegt in der gewaltigen Trägheit von Institutionen und ihrer Bewertung durch die Märkte im Vergleich zum Wirtschaftswachstum. Selbst wenn zum Beispiel alle asiatischen Schwellenländer radikale Reformen ihrer Institutionen voranbrächten – mit dem Ziel, die Glaubwürdigkeit und Stabilität zu steigern und damit Risiken im Auge der Kapitalmärkte zu mindern –, so wäre doch damit zu rechnen, dass es Jahrzehnte dauert, bis diese Weichenstellung auch von Kapitalmärkten entsprechend gewürdigt wird. Die Erfahrungen mit substanziellen und persistenten Zinsdifferenzen zwischen Industrieländern machen dies deutlich.

      All dies schließt übrigens keineswegs aus, dass es – völlig unabhängig von der Entwicklung der Finanzinvestitionen – weiterhin einen kontinuierlichen Fluss von Direktinvestitionen privater Unternehmen aus Industrienationen in Entwicklungs- und Schwellenländer gibt. Im Gegenteil, Direktinvestitionen, also der Aufbau eigener Produktionsstätten, dienen typischerweise dazu, vor Ort die Produktionsbedingungen so zu steuern, dass auf die spezifischen Bedingungen des lokalen Kapitalmarkts keine Rücksicht genommen werden muss. Soweit das Enteignungsrisiko für Produktionsstätten von Ausländern gering ist (der Normalfall in schnell wachsenden Schwellenländern!), sorgen sie also für eine Vermeidung gerade der Risiken, um die es hier geht. Es bleiben natürlich die üblichen Risiken und Nachteile der physischen Produktion im Ausland, und die sind in der Regel nicht gering, weshalb Direktinvestitionen unter normalen Umständen auch nur einen Bruchteil des Volumens erreichen, das bei Finanzinvestitionen üblich ist. Ausnahmen sind nur bei eng benachbarten Industrie- und Schwellenländern zu beobachten, wie etwa dem Südwesten der Vereinigten Staaten und dem Norden Mexikos.

      Die Schlussfolgerung aus all diesen Überlegungen und Beobachtungen ist weitreichend. Sie lautet: Es ist offenbar für schnell wachsende Entwicklungs- und Schwellenländer viel schwieriger, den Kapitalmärkten Glaubwürdigkeit und Stabilität von Institutionen überzeugend zu vermitteln, als mit einer weltmarktorientierten Wirtschaftspolitik die Arbeitsproduktivität und damit die Pro-Kopf-Einkommen zu erhöhen. Insofern ist kaum zu erwarten, dass der zunehmende Sparwille der (alternden) Bevölkerung in den Entwicklungs- und Schwellenländern sich auf absehbare Zeit weg von ausländischen auf inländische Anlagen verlagert. Wohlgemerkt: Reformen zur Verbesserung der betreffenden Anlagemöglichkeiten in diesen Ländern werden weiter stattfinden und sind in vielerlei Hinsicht zu begrüßen. Dazu zählt – neben Aufwertungen der Währung, die im Einzelfall nötig sind – der Aufbau vertrauenswürdiger Börsen- und Kapitalmarktstrukturen sowie moderner sozialer Sicherungssysteme. Aber selbst wenn diese Reformen erfolgen, wird wahrscheinlich eine Neigung zu Leistungsbilanzüberschüssen und Kapitalexporten fortbestehen. Von den Entwicklungs- und Schwellenländern ist also kaum eine drastische Erhöhung ihrer Kapitalnachfrage auf den Weltmärkten zu erwarten.

      Es bleiben die Industrieländer. Die Bevölkerung altert dort noch schneller als im Rest der Welt. Hinzu kommt, dass sie fast überall schrumpft. Es wird deshalb in den nächsten Jahrzehnten eher weniger an infrastrukturellem Investitionsbedarf geben als in früheren Jahrzehnten. Einzig die massiven Großprojekte in der Umstrukturierung der Energieversorgung, die in Deutschland (und vielleicht bald auch anderswo) geplant sind, ragen noch als große Infrastrukturvisionen heraus. Wegen ihrer singulären Bedeutung auch für andere Fragen der Entwicklung kommen wir noch gesondert und ausführlich in den Abschnitten 2.4 und 2.5 auf sie zu sprechen. Ansonsten ist jedenfalls nicht zu erkennen, wo ein massiver neuer Investitionsbedarf liegen könnte: Die Verkehrs- und Kommunikationsnetze sind im Wesentlichen vollendet, der Immobilienbestand ist ausreichend und physisch intakt, zumindest die Erstausstattung mit einer Vielzahl langlebiger Konsumgüter ist vorhanden. Was bleibt, sind die „üblichen“ Kapitalbedarfe der Wirtschaft. Es geht dabei um die permanenten Erhaltungs-, Renovierungs- und Erneuerungsinvestitionen sowie die Umsetzung von Innovationen in neue Verfahren und Produkte, die durch Forschung und Entwicklung entstehen. Gerade die Umsetzung dieser Innovationen am Markt sorgt für ein qualitatives Wachstum, das sich in einer Zunahme der Arbeitsproduktivität niederschlägt – im langjährigen Durchschnitt vielleicht maximal zwei Prozent p. a., jedenfalls viel weniger als die Wachstumsraten in Entwicklungs- und Schwellenländern. Ergebnis ist eine eher mäßige Zunahme der Kapitalnachfrage im Trend, und dies bei deutlich steigendem Ersparnisvolumen. Also: auch vonseiten der Industrieländer eher sinkende Realzinsen.

      Unser erstes Zwischenfazit lautet: Kapital wird global billig, vielleicht billiger, als es jemals in der Wirtschaftsgeschichte seit der Industrialisierung war. Tatsächlich war auch in den beiden Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg der Realzins für Anlagen mit geringen Risiken sehr niedrig. Er lag im langjährigen Durchschnitt bei unter zwei Prozent (siehe Schaubild 12b). Und dies war immerhin noch eine Zeit, in der ein großer infrastruktureller Investitionsbedarf bestand. Wir dürften in den wohlhabenden Industrieländern dagegen in der Zukunft eher darunter liegen. Es geht also um Kapitalkosten, wie sie Japan schon seit fast zwei Jahrzehnten kennt. Dort liegen die langfristigen Zinsen nominal sehr nahe bei null, abzüglich der laufenden Inflationsrate, also real, sogar phasenweise im negativen Bereich.

      So weit der Trend der Zukunft, wie er sich aus der strukturellen Konstellation der Weltwirtschaft ergibt. Auf den Punkt gebracht lautet er: Arbeit wird teuer, Kapital wird billig. Dies ist in einem Land wie Deutschland in der Tat eine neue Situation, wie es sie über einen längeren Zeitraum bisher, wenn überhaupt, nur einmal gegeben hat: in den Friedensjahrzehnten des Wilhelminismus, etwa von 1895 bis 1914. Aus der Volkswirtschaftslehre wissen wir, dass für viele unternehmerische Entscheidungen vor allem das Verhältnis der Faktorpreise von größter Bedeutung ist, also die Lohn-Zins-Relation, oder präziser formuliert: die Nutzungskosten der Arbeit im Verhältnis zu den Nutzungskosten des Kapitals. Dieses Verhältnis der Faktorpreise reagiert bei gegebenem Trend der Reallöhne (nach oben!) äußerst sensibel auf Zinsveränderungen. Ein simples Zahlenbeispiel macht dies deutlich: Bei gegebenem Reallohn von, sagen wir, 100.000 Euro pro Jahr, einer einmaligen Investition in Sachkapital von 100.000 Euro und einer Nutzungsdauer des Kapitalstocks von 15 Jahren ist das Verhältnis der Faktorpreise gleich 0,74 für zwei Prozent Realzins im Jahr, 0,86 für ein Prozent und 1,0 für null Prozent. Es geht also bei einer Abnahme des Realzinses gegenüber einem früheren Trend von, sagen wir, zwei Prozentpunkten um eine Erhöhung des Verhältnisses der Faktorpreise von 0,74 auf 1,0, also um stolze 35 Prozent. Zumindest über einen längeren Zeitraum wird es mithin einen gewaltigen zusätzlichen Anreiz geben, knappe Arbeit durch reichlich vorhandenes Kapital zu ersetzen. Wohlgemerkt: Dieser Anreiz wirkt zusätzlich zu der ohnehin erwarteten Steigerung der Reallöhne. Nehmen wir an, diese liege über 15 Jahren im Trend bei zwei Prozent p. a., so kommen wir sehr schnell in den Bereich einer Verdoppelung des Faktorpreisverhältnisses zwischen Arbeit und Kapital.

      
    Zu wenig Staatsverschuldung?

    Kontroverse Konsequenzen der Kapitalschwemme

    Säkulare Kapitalschwemme – so lässt sich das Bild bezeichnen, das Carl Christian von Weizsäcker in einer Reihe wichtiger Beiträge von der Zukunft der Weltwirtschaft gezeichnet hat. Es ist eine Welt der extrem niedrigen Nominalzinsen, in der die Sparer geradezu verzweifelt nach Möglichkeiten suchen, ihre Vermögen möglichst risikolos anzulegen. Das Bild ist plausibel, denn es beruht auf stabilen langfristigen Trends der Demografie und des Wachstums in Industrie- und Schwellenländern, die so schnell nicht wegzudiskutieren sind.

    Sichere Anlagen, „safe assets“, daran fehlt es in der Weizsäcker-Welt. Sie sind sehr knapp und sehr teuer. Nichts liegt deshalb näher, als dafür zu sorgen, dass es mehr davon gibt. Was aber sind die sichersten Anlagen? Es sind die Schuldverschreibungen hochsolventer Staaten, denen der globale Finanzmarkt ohne Weiteres zutraut, das nötige Geld durch Besteuerung seiner Bürger zu mobilisieren.

    Deutschland ist ein hochsolventes Land. Warum hat es dann eine Schuldenbremse eingeführt? Welchen Sinn macht die staatliche Selbstbeschränkung, wenn der Finanzmarkt nach genau jenen „safe assets“ giert, die Deutschland anbieten kann? Eines jedenfalls ist klar: Stimmt Weizsäckers Analyse, so braucht die Weltwirtschaft einen kontinuierlichen Zufluss neuer „safe assets“, um überhaupt den globalen Kapitalmarkt ins Gleichgewicht zu bringen. Bleibt der aus, droht irgendwann ein schwieriges Dilemma: Entweder es gibt einen permanenten Druck in Richtung Deflation – mit Unterauslastung der Produktionskapazitäten und Arbeitslosigkeit –, oder die Zentralbanken lassen eine stärkere Inflation zu, um den Realzins nach unten zu drücken und die private Kapitalnachfrage anzuheizen, und zwar in Richtung von eigentlich unrentablen Projekten, die nur einen negativen Realzins erwirtschaften! Es ist eine Art selbst gewählte keynesianische Falle, in die wir tappen: Der solvente Staat zieht sich zurück, obwohl er vielleicht der Einzige ist, der noch über sozial rentable Projekte verfügt. Das macht keinen Sinn. Weizsäcker folgert daraus: Die Schuldenbremse ist falsch, sie sollte weg.

    Klar ist: Allein im Rahmen seiner ökonomischen Logik hat Weizsäcker recht. Er liefert damit tatsächlich ein starkes Argument gegen einen schuldenpolitischen Dogmatismus, der die deutsche Öffentlichkeit zu erfassen droht. Er lässt allerdings einen wichtigen Aspekt außer Acht: die Erfahrung der Vergangenheit. Auch ein solventer Staat muss – zur Erhaltung seines Rufes – gelegentlich die Fähigkeit beweisen, dass er einen scheinbar unaufhaltsamen Trend stoppen kann. Seit Mitte der 1960er-Jahre die öffentlichen Haushalte ins Defizit gerieten, stieg auch die Schuldenquote fast kontinuierlich an – von knapp über null Prozent (1965) auf rund 30 Prozent (1980), 60 Prozent (1995) und 80 Prozent (2010). Der Staat und seine Finanzminister waren offenbar politisch machtlos, den Trend zu stoppen – trotz vieler gegenteiliger Ankündigungen. Entsprechend aufgeregt wurde im letzten Jahrzehnt die öffentliche Diskussion geführt, als Reflex des Versagens. Es war der Verlust an politischem Vertrauen, um das es ging, ähnlich wie beim Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. Nicht der Kapitalmarkt, sondern der breite Konsens der Bürger erzwang das Handeln – bei der Schuldenbremse genauso wie bei Hartz IV.

    Warten wir also ab. Gelingt es dem deutschen Staat, die öffentlichen Haushalte spätestens ab 2020 (oder noch früher) auszugleichen, so ist vielleicht schon bald das politische Vertrauen in seine Entschluss- und Handlungsfähigkeit wiederhergestellt. Sollte dann im nächsten Jahrzehnt die Kapitalschwemme zu einer extremen Belastung der Weltwirtschaft werden, so wären auch pragmatische neue Wege vorstellbar – etwa dadurch, dass man nicht die Nullverschuldung verlangt, sondern ein Drei-Prozent-Maximum des BIP für die Nettokreditaufnahme zulässt. Bis dahin aber muss der Staat politisch beweisen, dass er es kann. Und die Diagnose der Kapitalschwemme muss erst einmal zur herrschenden Meinung in der Öffentlichkeit werden. So ist eben die politische Realität in Deutschland – nach fast 50 Jahren des Wegs in den „Schuldenstaat“.

      

      
    Krise der Kapitaldeckung?

    Zur Zukunft unserer Rentensysteme

    Auf Dauer niedrige Realzinsen: Das ist eine gute Nachricht für Investoren, aber eine schlechte für Sparer. Denn ohne Rendite vergrößert sich der Wert eines Vermögens nicht mehr von selbst. Das Sparen wird zu einem reinen Zurücklegen, ohne Aussicht auf eigenständigen Zuwachs des einmal angehäuften Kapitals. Wer in der Zukunft mehr Mittel zur Verfügung haben will, der muss also immer neuen Konsumverzicht leisten.

    Damit zerplatzen so manche Träume von der Reform unseres Rentensystems. Erinnern wir uns: Durch die demografische Entwicklung wurde bereits im Deutschland der 1990er-Jahre öffentlich diskutiert, dass in der Zukunft die Finanzierung der Renten im Umlageverfahren zu deutlich höheren Beiträgen führen müsse. Der politische Ruf nach mehr Eigenvorsorge wurde laut. Also: eigenes Ansparen, von der Lebensversicherung über die betriebliche Altersvorsorge bis zum simplen Sparvertrag. In Ansätzen wurde dies auch als politisches Programm in die Tat umgesetzt, in Deutschland mit der sogenannten Riester-Rente, also mit steuervergünstigten Sparprogrammen für die Altersvorsorge.

    All dies beruhte auf der Annahme, dass die Kapitaldeckung vor den Problemen des Umlageverfahrens gefeit sei. Diese Annahme schien auch wirtschaftlich plausibel zu sein: Die Kapitaldeckung sorgt für eine Zusatzversorgung, deren nachhaltige Rentabilität vom Realzins abhängt – und nicht von der Größe unterschiedlicher Generationskohorten, die sich über eine Art intertemporalen Sozialvertrag eine Alterssicherung versprechen. Es wird eben in das Rentensystem ein zusätzlicher solider Haltegriff eingeführt: der Weltmarktzins für sichere Anlagen. Und das erscheint auch fair: Vor allem jener Generation (die Babyboomer!), die selbst groß ist, aber relativ wenige Kinder hat, wird zugemutet, sich des Haltegriffs zu bedienen.

    So weit, so logisch. Was aber, wenn die Welt tatsächlich auf Dauer mit sehr niedrigen Realzinsen leben muss? Dann ist der Haltegriff nicht so nachhaltig wie ursprünglich angenommen. Der Grund dafür ist dann doch wieder die Demografie: Sie sorgt nämlich nicht nur für ein Verteilungsproblem zwischen Generationen in den Umlagesystemen der Alterssicherung, sondern auch aus sich selbst heraus für eine hohe Sparbereitschaft und für eine geringere Rentabilität der Investitionen im Inland. Schrumpft oder stagniert eine Bevölkerung, so tut es eben auch der inländische Investitionsbedarf.

    Genau dies macht klar, wo genau die Befürworter der Kapitaldeckung ihre eigentlich entscheidende, aber gut versteckte Annahme machten: Sie unterstellten, der Haltegriff würde global gestärkt – durch hochrentable und sichere Anlagen im Ausland. Das Kapital würde von Reich zu Arm fließen, die Rentner von morgen hierzulande würden also finanziert durch das Wirtschaftswachstum und die Rentabilität der Investitionen in Entwicklungs- und Schwellenländern. Genau dies ist nicht der Fall – mangels „safe assets“ und wegen merkantilistischer Wirtschaftspolitik in China und anderswo. Es ist fast schon eine Ironie der Geschichte: Die Reichen wetteten auf das Aufholen der Armen; und heute holen die Armen tatsächlich auf, aber sie weigern sich, die für sie vorgesehene Strategie auch zu verfolgen.

    Fazit: Das „deutsche Rentenproblem“ wird durch die Kapitaldeckung nicht wirklich gelöst. Dies ist allerdings kein Grund für politische Panik. Denn es könnte anderswo Ansätze zur Lösung geben, und zwar auch bedingt durch die Demografie. Die zunehmende Knappheit der Arbeitskräfte wird ja zu kräftig steigenden Reallöhnen führen. Damit wird aber auch die Bemessungsgrundlage für die Beiträge zum Rentensystem steigen. Deshalb eröffnet sich ein neuer Weg der Entlastung der Beitragszahler: Wenn in der Zukunft üppige Lohnsteigerungen durch den Gesetzgeber nur zum Teil auf die Renten übertragen werden, entstehen Spielräume, die Beiträge zu senken oder wenigstens konstant zu halten, ohne die Verarmung der künftigen Rentner in Kauf zu nehmen. Allerdings erfordert eine solche Entkoppelung der Rente und des Lohns von künftigen Regierungen einigen politischen Mut. Auch der ist ein knapper Faktor!

      

      Kurzum: Die volkswirtschaftlichen Zeichen stehen in Richtung dessen, was Ökonomen als „Kapitalintensivierung“ bezeichnen. Grundsätzlich ist dies eine große gesellschaftliche Chance, denn es eröffnet die Möglichkeit, dass die Wertschöpfung pro Arbeitsplatz sich „offensiv“ an die höheren Löhne anpasst – durch eine immer bessere und modernere Kapitalausstattung. Auf diesem Wege beschleunigt die Knappheit der Arbeit letztlich die Zunahme der Arbeitsproduktivität. Sie induziert das, was als „intensives“ Wachstum bezeichnet werden könnte – im Unterschied zu einem „extensiven“ Wachstum, das im Wesentlichen auf dem zusätzlichen Einsatz von immer mehr Arbeitskräften beruht.

      Wie weit kann dieser Prozess gehen? Theoretisch denkbar ist eine unendliche Kapitalintensivierung. Auf kurze Sicht erscheint dies ziemlich absurd, denn es gibt bei gegebenem Anlagebestand nur begrenzte technische Möglichkeiten, Arbeit durch Kapital zu ersetzen; die einzelne Arbeitskraft ist ja typischerweise an einem fixen Kapitalstock (einer Maschine, einer Büroausrüstung oder Ähnlichem) tätig, und es bringt in der Regel nicht viel an zusätzlicher Leistung, diesen Kapitalstock einfach zu erweitern. Längerfristig ist dies ganz anders: Bei einer Neuanschaffung von Anlagen wird dann von vornherein die Technologie so gewählt, dass die Kapitalintensität höher ausfällt – und damit auch die Produktivität der Arbeit. Tatsächlich ist ja die Geschichte des wirtschaftlichen Wachstums in weiten Teilen nichts anderes als der ewige Fortgang eines Prozesses der Kapitalintensivierung, bedingt durch neues technisches Wissen, das den profitablen Betrieb neuer Anlagen in Kombination mit den vorhandenen Arbeitskräften erlaubt.82

      Bei genauerer Überlegung gibt es allerdings doch auch langfristig eine Grenze der Kapitalintensivierung, die anscheinend nicht leicht zu durchbrechen ist. Sie gilt für den Bereich sehr niedriger Realzinsen, also für jene Investitionsprojekte, die nur noch eine minimale Rendite abwerfen. Für sie liegt die Grenze in den ansteigenden Erhaltungskosten, die grundsätzlich jede Kapitalanlage – ob Ausrüstungen oder Bauten – mit sich bringt. Es ist schwer vorstellbar, einen Arbeitsplatz mit immer größeren, aufwendigeren und anspruchsvolleren Maschinen auszustatten oder in immer bessere Räume zu platzieren, ohne nicht die Folgekosten dieser Anlagen in Form von Pflege und Wartung in die Höhe zu treiben und damit die Investition doch unrentabel zu machen. Ist dies tatsächlich so, bleibt bei sehr niedrigem Zins stets ein Ersparnisüberhang – mit sehr weitreichenden Konsequenzen für die Möglichkeit, überhaupt den Kapitalmarkt ohne Inflation (und damit Senkung der Realzinsen) ins Gleichgewicht zu bringen.83 Die Frage ist allerdings, ob die neue und merkwürdige Gesamtkonstellation – teure Arbeit, extrem niedriger Zins, Trend zu massiver Kapitalintensivierung – nicht doch den Keim für eine Art neuen Wachstumspfad in sich trägt, bei dem die Wirtschaft das billige Kapital vollständig nutzt.

      Den Schlüssel dazu liefert wie so häufig der technische Fortschritt. Er wird nämlich auch auf steigende Erhaltungskosten reagieren: Gibt es bei hohen Löhnen und niedrigen Zinsen Möglichkeiten der Investition, die nur an den Folgekosten der Pflege und Wartung scheitern, dann wird es wiederum einen neuen ökonomischen Anreiz geben, und zwar zur systematischen Suche nach Techniken, die eben geringere Folgekosten nach sich ziehen, als es die bisher vorhandenen tun. Dies mag bei Großanlagen von Ausrüstungen und Bauten unmöglich sein. Im wichtigen Bereich der Computer- und Informationstechnik sieht es aber ganz anders aus, wie eigentlich schon die historische Erfahrung der letzten Jahrzehnte gezeigt hat: Mit der praktisch vollständigen Ausstattung der Büros unserer Wirtschaft mit Personal Computer und Internetanschluss ist zwar der absolute Erhaltungsaufwand gestiegen. Im Verhältnis zur Steigerung der Arbeitsproduktivität durch Speicherkapazität, Vernetzung und viele andere technische Optionen ist er aber heute viel geringer als zu Zeiten des wartungsintensiven und störungsanfälligen Mainframe-Computers, der noch Anfang der 1980er-Jahre die Welt beherrschte. Offenbar gibt es ohnehin schon im Gleichschritt mit dem technischen Fortschritt einen gewissen Trend zur Einsparung von Erhaltungskosten. Sorgen nun sehr hohe Arbeits- und sehr niedrige Kapitalkosten für eine weitere Verstärkung der Anreize, diese Erhaltungskosten zu senken, so wird der technische Fortschritt genau in diese Richtung gelenkt. Die Robustheit von Anlagen wird als Ziel des technischen Fortschritts aufgewertet. Es wird so der Produktionsumweg der Investition noch um eine weitere Schleife erweitert, und zwar um die Forschung nach robusten Lösungen. Und gerade diese Art von Forschung wird wegen des billigen Kapitals zunehmend rentabel.

      In der Tat stellt sich in diesem Zusammenhang die spekulative Frage, wie überhaupt ein künftiger Kapitalstock aussieht. Konkret: Wie wird in der Zukunft dem Faktor Arbeit geholfen, eine höhere Wertschöpfung zu erzielen und damit den höheren Lohn, den der Markt erzwingt, auch zu erwirtschaften? Wahrscheinlich muss man sich in dieser Hinsicht ein Stück lösen von der Vorstellung eines „physischen Kapitalstocks“ in Form von materiellen Anlagen und Bauten, die den Arbeitnehmer unterstützen, so wie es in der „klassischen“ Industriewirtschaft mit ihrer mechanischen Maschinenwelt der Fall war. Es wird wahrscheinlich eher um eine virtuelle Welt gehen, in der sich ein Produktionsarbeiter bewegt: Produkte werden dabei virtuell entworfen, verändert und bearbeitet und erst dann in kleiner Stückzahl maßgeschneidert hergestellt. Gerade dadurch könnte aber der Grad der Abnutzung des Maschinenparks geringer und die Nutzung selbst robuster werden. Vieles davon muss heute allerdings noch allzu vage Fantasie bleiben, wenn auch die Entwicklungen der letzten Jahre in dieser Hinsicht sehr ermutigend sind. Jedenfalls liegt der eigentliche Engpass wohl kaum in prohibitiven Erhaltungskosten selbst, sondern eher in der Originalität der Menschen, neue Lösungen als Reaktion auf die Preisanreize zu finden. Es ist also vor allem ein Mangel an Innovationskraft, der als Engpass das „intensive“ Wachstum behindern könnte – und nicht irgendeine absolute Kostenschranke der physischen Erhaltung.

      Aus alledem wird klar: Deutschland befindet sich in einer merkwürdigen Grundkonstellation, die es in dieser Form historisch noch nie gegeben hat. Seit langer Zeit, mindestens seit den späten 1940er-Jahren, ist die Verfügbarkeit von Kapital der wirtschaftliche Engpass gewesen, den es zu erweitern galt. In den 1950er- und 1960er-Jahren lag der Kapitalbedarf im Wiederaufbau, und er erfolgte über hohe Gewinne und Selbstfinanzierung der Unternehmen bei zunächst hohen, aber eher sinkenden Realzinsen; in den 1970er- und 1980er-Jahren lag er in der Welle der Kapitalentwertung infolge der Ölkrisen, und er musste in einem inflationär überhitzten Klima mit hohen Nominal- und Realzinsen über zusätzliche Ersparnisse finanziert werden; in den 1990ern schließlich lag er im Aufbau Ost als Folge eines massiv aufgestauten Investitionsbedarfs in jenem Teil Deutschlands, der über vier Jahrzehnte unter der grotesken Fehllenkung von Kapital in der Planwirtschaft gelitten hatte. Mit dem Auslaufen dieser Aufgabe deutet sich auf Dauer eine neue Grundkonstellation an. Bei dieser ist eben nicht mehr das Kapital selbst der Engpass, sondern jene Innovationskraft, die nötig ist, um die billige Ersparnis in positiv rentierliche Investitionen zu lenken und damit – gerade wegen der teuren Arbeitskraft – einen hinreichend großen Fortschritt der Wertschöpfung pro Arbeitsplatz zu erzielen. Was als Engpass zählt, ist also die Komplementarität von Innovationskraft und Kapital, nicht die von Arbeit und Kapital: Während Arbeit grundsätzlich in weiten Bereichen durch Anlagen ersetzt werden kann, ist die Innovationskraft die Voraussetzung, um diesen Prozess überhaupt in Gang zu setzen und zu halten.

      
    Eine dritte industrielle Revolution?

    Auf dem Weg in die digitale Maßarbeit

    Am 21. April 2012 erschien die britische Wochenzeitschrift The Economist mit der Überschrift „A third industrial revolution“. Im Blatt selbst wurde in einem prominenten Leitartikel sowie in einem 14-seitigen „special report“ ausführlich begründet, wie und warum eine massive Veränderung der Technik und Arbeitsweise in der Industrie bevorsteht. Nachdem der Computer und das Internet die Welt der Dienstleistungen grundlegend umgestaltet haben, steht nun auch eine fundamentale Transformation im verarbeitenden Gewerbe bevor.

    Der zentrale Gedankengang ist dabei einfach. Er kreist vor allem um die Durchbrüche im digitalisierten „additive manufacturing“. So bestand die traditionelle physische Be- und Verarbeitung in der Industrie vor allem darin, dass vorgefertigte Teile verschweißt oder verschraubt wurden. Dies geschah in physischer und maschineller Präzisionsarbeit, natürlich längst unterstützt von einer modernen Phalanx von computergesteuerten Maschinen und Geräten, aber doch noch immer als höchste Kunst des qualifizierten Facharbeiters. Die Zukunft könnte anders aussehen: Das Produkt entsteht zunächst virtuell als dreidimensionales Objekt (3-D), und dieses wird dann gemäß den digitalisierten Maßen und Anweisungen von einem „3-D-Drucker“, wenn man es so nennen will, „ausgedruckt“. Dies geschieht Schicht für Schicht, wobei die jeweilige Schicht extrem dünn sein kann, bis hinein in den kleinsten Nanobereich. Und wenn nötig kann sie aus den verschiedensten Materialien bestehen. Auch jede noch so komplexe innere Gestalt des Produkts kann auf diese Weise erzeugt werden, mit Kurven, Krümmungen und Knicks, die sich jeder mechanischen Bearbeitung entziehen.

    All dies wird natürlich erst möglich durch Fortschritte in anderen, komplementären Technologiebereichen. Vor allem braucht es neuartige Werkstoffe, die für den spezifischen Zweck die bestmöglichen Eigenschaften aufweisen. Sind diese vorhanden, steht allerdings nicht weniger als eine industrielle Revolution bevor – die dritte nach der Einführung der mechanischen Maschinen im späten 18. und der Fließbandfertigung im frühen 20. Jahrhundert. Es ist dabei eine Revolution, die jenen fundamentalen Charakter der Industriewirtschaft infrage stellt, der rund 200 Jahre die Welt beherrschte: die ökonomischen Größenvorteile. Denn ein Maschinenpark der traditionellen Art ist vorhanden und fixiert; die Arbeit findet „an ihm“ statt, und seine Veränderung ist in aller Regel technisch schwierig und teuer. Ein virtuelles 3-D-Produkt ist dagegen perfekt portabel, variabel und jederzeit „ausdruckbar“ – durch einen Mausklick, der den 3-D-Drucker erreicht.

    So weit der Gedankengang. Was er beschreibt, das hätte, wenn es Realität würde, enorme volkswirtschaftliche Konsequenzen. Es wäre eine Art Wiedergeburt des verarbeitenden Gewerbes – als zukunftsweisender Sektor der digitalisierten Wirtschaft, der Maßarbeit herstellt und nicht Massenware. Dabei würde der traditionelle „Maschinenpark“ der Industrie verschwinden. An seine Stelle träten eine virtuelle Welt der 3-D-Produktdesigner und eine komplementäre physische Welt von 3-D-Druckern. Ein gigantisches neues Investitionsprogramm, aber bei niedrigen Realzinsen durchaus finanzierbar. Die Revolution böte sogar enorme Chancen, jene ökonomische Wachstumsbremse zu lockern, die der maximalen Nutzung niedriger Realzinsen scheinbar unüberwindlich entgegensteht: die Kosten der Erhaltung und Pflege des maschinellen Kapitalstocks. Denn gerade diese Kosten würden in einer Welt der digitalen Maßarbeit wohl auf Dauer viel geringer sein als im traditionellen Kosmos gigantischer mechanischer Anlagen und Maschinenparks. Der Trend der Technik könnte also dem Trend der Weltwirtschaft in die Hand spielen.

    Doch Vorsicht, Spekulation! Ingenieure warnen, dass vor allem die Werkstofftechnik noch enorme Fortschritte machen muss, bevor die dritte industrielle Revolution überhaupt stattfinden kann. Vorerst also bleiben wir wohl doch im „Ancien Régime“ der Schrauben und Schweißnähte. Aber gerade dort kennen wir Deutsche uns ja gut aus.

      

      2.3 Innovationskraft wird knapp!

      Wie steht es mit der Innovationskraft der deutschen Wirtschaft und Gesellschaft? In der Vergangenheit erwies sie sich als sehr groß, denn sonst ließen sich der hohe Lebensstandard des Landes sowie die anerkannt hohe technologische Leistungsfähigkeit seiner Industrie nicht erklären. Fast alle Statistiken zeigen, dass Deutschland in der industriellen Forschung und Entwicklung einen europa- und damit auch weltweiten Spitzenplatz einnimmt (Schaubild 13). So liegt der Anteil der privatwirtschaftlichen Ausgaben für Forschung und Entwicklung (F&E) an der Wertschöpfung fast doppelt so hoch wie im EU-Durchschnitt. Ähnlich sieht es mit dem Anteil des in F&E tätigen Personals an der gesamten Belegschaft aus. Noch deutlicher ist Deutschlands Spitzenstellung in der Anmeldung von Patenten insgesamt und in Bereichen der Hochtechnologie. Auch was die Anzahl der Techniker und Ingenieure betrifft, dürfte Deutschland in Europa und der Welt weit vorne liegen. So sind in Deutschland eine Million Erwerbstätige als Ingenieure tätig, also immerhin fast 2,5 Prozent der Erwerbsbevölkerung.84 Zum Quantitativen kommt das Qualitative, denn die Ingenieurausbildung an den Technischen Universitäten und Fachhochschulen hat im internationalen Vergleich einen unverändert guten Ruf.
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      Der Status quo der Innovationskraft ist also sehr ermutigend. Allerdings zeigen sich heute bereits Engpässe, was die Verfügbarkeit von technischen Fachkräften betrifft. So lag die Arbeitslosenquote in jüngster Zeit unter Ingenieuren mit drei bis vier Prozent schon so niedrig, dass von Vollbeschäftigung gesprochen werden kann (Schaubild 14). Nichts deutet darauf hin, dass in den kommenden Jahren eine Rückkehr zu den Verhältnissen der frühen 2000er-Jahre mit Arbeitslosenquoten von über neun Prozent zu erwarten wäre. Im Gegenteil, spätestens mit dem schrittweisen Ausscheiden der Babyboomer-Generation ab dem Jahr 2020 wird es im Bereich der innovationsfähigen Techniker mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Knappheit geben, die weit über das Ausmaß der generellen Knappheit an Arbeitskräften hinausgeht.
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      Hinzu kommt ein weiteres Problem: die Alterung der Gesellschaft. Der demografische Trend könnte dazu führen, dass die Umsetzung von technologischem Wissen und technischen Fähigkeiten in tatsächliche Innovationskraft erheblich schwieriger wird, als dies in der Vergangenheit der Fall war. Es gibt kritische Beobachter, die genau darin den tieferen Grund dafür sehen, warum es der deutschen Wirtschaft in den kommenden Jahren zunehmend an Dynamik fehlen wird. Die gängige Vorstellung lautet: Eine ältere Gesellschaft ist zwingend eine weniger innovative.85 Es ist deshalb wichtig, sich im Rahmen des prognostisch Möglichen das Ausmaß und die Konsequenzen der Alterung der Erwerbspersonen für die gesamtwirtschaftliche Innovationskraft vor Augen zu führen. Was wissen wir darüber? Und wie können wir uns künftige Veränderungen vorstellen?

      
    Schumpeter heute:

    Was ist eigentlich eine Innovation?

    „Allgemeiner geht‘s nicht!“ Das ist der moderne Leser versucht auszurufen, wenn er Joseph Schumpeters Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung aus dem Jahr 1911 zur Hand nimmt, um herauszufinden, was die Wirtschaftswissenschaft unter „Innovation“ versteht. Der später berühmte österreichische Ökonom definierte in seinem längst klassischen Werk das „Wesen der Unternehmerfunktion“ als die „Durchsetzung neuer Kombinationen“. Dazu zählt praktisch alles, was einem Unternehmen einfallen könnte, um die Wertschöpfung zu steigern: neue Produkte, neue Produktionsprozesse, neue Märkte, neue Methoden der Markterschließung, neue Organisationsformen etc.

    Dieses weite Begriffsverständnis Schumpeters ist bis heute die Grundlage für das, was wir unter Innovationen verstehen. Allerdings hat die Wirtschaftsgeschichte längst gezeigt, dass es doch vor allem die technische Innovation ist, die im Reigen der Neuerungen als zentrale Antriebsquelle des Fortschritts eine herausragende Bedeutung hat. Sie liefert in aller Regel den Anstoß für Neues in Organisation, Produktionsprozessen und Markterschließung, und nicht umgekehrt. So sorgten zum Beispiel die Siegeszüge des elektrischen Stroms und später der Mikroelektronik für eine breite Welle von Neuerungen, die weit über das rein Technische hinausgingen – bis hin zu der weltweiten Kommunikation, die das Internet heute erlaubt.

    Andererseits braucht die Innovation die Lenkung durch den Markt, um nachhaltig profitabel zu sein. Eine marktblinde technische Neuerung mag das Wissen der Menschheit mehren, trägt aber nichts zu ihrer Wertschöpfung bei, jedenfalls nicht auf absehbare Zeit. An dieser Stelle kommen dann doch all jene komplementären Innovationen zum Tragen, die – angestoßen durch neue Technik – diese erst zur Marktreife führen. Hier sind vor allem Organisation und Marketing gefragt, und diese eröffnen dann natürlich wieder breiten Raum für ganz andere Sparten der Innovationskraft, die oft gar nichts mehr mit dem Technischen zu tun haben. Nachhaltig innovativ sind deshalb zumeist jene Regionen und Nationen, deren Bevölkerung über ein breites Spektrum von Fähigkeiten und Qualifikationen verfügt, um das technisch Neue nicht nur zu schaffen, sondern auch in neuen Produkten und Verfahren erfolgreich umzusetzen. Nicht die extreme Spezialisierung auf Technisches ist das Erfolgsrezept, sondern jene technische Exzellenz, die eingerahmt wird von einem breiten Band zusätzlicher „skills“. Dazu zählen auch die Domänen der Geistes- und Kulturwissenschaft, die erst die nötige Farbe und Originalität in der Umsetzung von marktfähiger Technik beisteuern.

    Auch die moderne Arbeitsteilung der Weltwirtschaft erweitert das Feld für „neue Kombinationen“ im Sinne Schumpeters. Dabei wird wahrscheinlich die traditionelle Unterscheidung zwischen „high tech“ und „low tech“ immer mehr an Bedeutung verlieren. Der Grund: Riesige neue Märkte in Entwicklungs- und Schwellenländern verlangen oft neue Varianten von Produkten und Prozessen, die anderswo längst in hochwertiger und komplexer Form entwickelt wurden. Diese werden gewissermaßen zum zweiten Mal erfunden, diesmal in einfacher und preiswerter Gestalt, die in anderen Teilen der Welt so gar nicht gebraucht wird. Es entsteht damit Neues durch „frugale Technologie“. Und diese kommt oft gerade nicht aus den bestens gerüsteten Forschungslabors, wo hoch spezialisierte Wissenschaftler mit systematischer Akribie vorgehen. Stattdessen ist sie immer öfter das Ergebnis von intelligentem Suchen und Probieren, das von einer riesigen Zahl von Anwendern geleistet wird.

    Ganz Ähnliches beobachten wir inzwischen in hoch entwickelten Industrienationen. Die moderne Informationstechnik macht es möglich: Sie ist so bedienungsfreundlich, dass etwaige Verbesserungen oft von bescheidenen Nutzern und Anwendern ausfindig gemacht werden. Forschung wird damit zur alltäglichen Beschäftigung, und es eröffnen sich neue Chancen für eine innovative „Unternehmerfunktion“. Also „neue Kombinationen“, wo man nur hinschaut. Allgemeiner geht‘s nicht. Schumpeter hatte wohl doch recht.

      

      Zunächst zu den Fakten der Alterung: Wie werden deren Eckdaten konkret aussehen? Schaubild 15 zeigt das Durchschnittsalter der deutschen Bevölkerung im 100-jährigen Zeitraum 1950 bis 2050, wie es vom Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung in seinem zwölften Bericht ermittelt wurde.86 Für Männer wird es von 2010 bis 2050 um sieben Jahre von 44 auf 51 Jahre steigen, für Frauen sogar um acht Jahre von 46 auf 54 Jahre. Dies ist eine bedeutende, wenn auch im Trend keineswegs neue Strukturveränderung, denn sie setzt nur eine Entwicklung fort, die es schon seit dem Ende des Babybooms Anfang der 1970er-Jahre gibt. So lag im Jahr 1970 das Durchschnittsalter für Männer bei 32, für Frauen bei 37 Jahren, also zwölf beziehungsweise neun Jahre unter dem heutigen Niveau. Die Alterung der Gesellschaft als Ganzes war demnach im 40-jährigen Zeitraum 1970 bis 2010 deutlich stärker, als sie es im gleich langen Zeitraum 2010 bis 2050 sein wird. Es geht also demografisch um die – sogar leicht abgeschwächte – Fortsetzung eines längst beobachtbaren Trends.
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      Allerdings werden die Erwerbstätigen in der Zukunft im Durchschnitt schneller altern als die Gesamtbevölkerung. Dies war in der Vergangenheit anders. Der Grund liegt in jenen Anpassungen der Erwerbsbeteiligung, die gerade als Reaktion auf die Veränderungen am Arbeitsmarkt zu erwarten sind. So gab es in den letzten Jahrzehnten bei insgesamt hoher Arbeitslosigkeit zwar eine gemäßigte Tendenz zu späteren Eintrittsaltern ins Berufsleben, aber gleichzeitig einen starken Trend zu früheren Zeitpunkten des Ausscheidens (Frühverrentung). Per saldo dämpfte dies die Wirkung der Demografie auf die Altersstruktur der Erwerbstätigen. Genau das Gegenteil ist für die Zukunft zu erwarten: Mit den verbesserten Perspektiven am Arbeitsmarkt werden junge Menschen geneigt sein, ihr Erwerbsleben etwas früher zu beginnen. Vor allem aber werden ältere Menschen das Ausscheiden aus dem Erwerbsleben hinauszögern. Genau wie früher ist zu erwarten, dass die Wirkung bei Älteren die bei Jüngeren dominiert, und zwar allein schon wegen der größeren Flexibilität im Alter: Ausbildungszeiten in der Jugend lassen sich nur begrenzt verkürzen, zumindest dann, wenn dies nicht zulasten der Qualität der Bildung gehen soll. Demgegenüber ist die Verlängerung der Lebensarbeitszeit viel leichter disponibel, zumal dann, wenn bei gestiegener Lebenserwartung sich auch der durchschnittliche Gesundheitszustand der Bevölkerung im siebten Lebensjahrzehnt deutlich verbessert und körperliche Arbeit aufgrund technischer Hilfsmittel an Bedeutung verliert. Genau dies ist in der Zukunft zu erwarten.

      In dieselbe Richtung wirken auch die Zwänge der Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme.87 Vor allem Renten-, Kranken- und Pflegeversicherungen beruhen in Deutschland im wesentlichen Kern auf Prinzipien einer Umlage, bei der die gegenwärtig arbeitende (und relativ gesunde) Generation durch ihre Beiträge die Leistungen für die (relativ krankheitsanfälligen und pflegebedürftigen) Ruheständler finanziert. In einer Welt mit schnellem (und teurem) medizinischem Fortschritt sowie immer höherer Lebenserwartung wird es deshalb zunehmend schwieriger, ohne massive Beitragserhöhung die Systeme zu finanzieren. Zwar mag es im Gegenzug durch die verbesserte Arbeitsmarktlage deutliche Senkungen des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung geben, doch lässt allein schon die Größenordnung der Beitragszahlungen eindeutig erwarten, dass es insgesamt im Trend eine Zunahme der Sozialversicherungsbeiträge geben wird.88 Zentrale Stellschraube zur Abfederung dieses Trends ist die Verlängerung der Lebensarbeitszeit, denn sie hat für die Entlastung des Rentensystems eine Art doppelte Dividende, weil sie die aktive Arbeitsphase verlängert und gleichzeitig die Ruhestandsphase verkürzt. Sie hilft damit, die Beitragsbelastung in Grenzen zu halten, sorgt aber im Gegenzug für eine noch verstärkte Alterung der Erwerbstätigen im Vergleich zur Bevölkerung als Ganzes. Die Zeit der Abfederung demografischer Trends auf dem Arbeitsmarkt ist deshalb vorbei, eine Zeit des direkten oder sogar akzentuierten Durchschlagens steht bevor.

      Damit ist klar: Ausgangspunkt aller Überlegungen zur Innovationskraft der deutschen Wirtschaft muss die Tatsache sein, dass die deutsche Erwerbsbevölkerung altert, und zwar deutlich. Leider wissen wir erstaunlich wenig darüber, wie sich dies auf die Innovationskraft der Gesellschaft auswirkt. Dafür gibt es zwei Gründe: Zum einen sind die marktgetriebene Suche nach neuem Wissen und deren Erfolg außerordentlich komplexe Phänomene, die sich der direkten empirischen Messung entziehen. Zum anderen stellte sich die Frage nach dem Zusammenhang von Alterung und Innovationskraft in der Vergangenheit noch nicht wirklich mit Brisanz, sodass die wissenschaftliche Erforschung auch nicht mit Nachdruck vorangetrieben wurde. Dies beginnt sich erst in jüngster Zeit zu verändern, aber bis heute ist unser Wissensstand noch sehr lückenhaft. Jedenfalls sind die Lektionen, die wir aus den vergangenen vier Jahrzehnten der Alterung lernen können, eng begrenzt. Bestenfalls lässt sich aus der bisherigen Entwicklung schließen, dass es zu einem extremen Pessimismus kaum Anlass gibt, denn die deutsche Wirtschaft hat den bisherigen Prozess der Alterung ihres Personals eigentlich sehr gut verdaut, ohne gesamtwirtschaftlich erkennbaren Einbruch an Innovationskraft. Allerdings geschah dies eben zu einer Zeit, in der trotz steigendem Durchschnittsalter der Erwerbstätigen über lange Zeit ein steter Zufluss an jungen, gut ausgebildeten Menschen gewährleistet war. Wirkliche Engpässe gab es nicht. Genau dies ist die Kehrseite der relativ hohen Arbeitslosigkeit. Sie erlaubte den Unternehmen, immer wieder „aus dem Vollen zu schöpfen“.

      Die zentrale Frage für die Zukunft ist: Was geschieht, wenn dieser stete „Zustrom an jungen Köpfen“ versiegt? Psychologen und Arbeitsökonomen haben mit ihren Forschungen ein erstes Raster zur Beantwortung dieser Frage geliefert, zumindest, was die wirtschaftliche Leistungskraft einzelner Altersgruppen in Beschäftigung betrifft.89 Startpunkt ist dabei die sogenannte Altersproduktivitätskurve. Sie beschreibt den Zusammenhang zwischen dem Alter eines Beschäftigten und der Produktivität, die er am Arbeitsplatz erzielt. Es gibt inzwischen eine Fülle von Studien über diesen Zusammenhang, und die Ergebnisse deuten auf eine Art „Buckelform“ hin: Nach dem Eintritt ins Berufsleben steigt die Produktivität zunächst mit dem Alter an, erreicht dann im Alter zwischen 30 und 50 Jahren ihren Höhepunkt und nimmt dann bis zum Beginn des Ruhestands ab. Dieses Bild ist dabei überaus robust. Es zeigt sich in einer Vielzahl von Berufen und Branchen, also nicht nur in jenen Tätigkeiten, bei denen die im Alter abnehmende physische Körperkraft eine entscheidende Rolle spielt. Allerdings erlaubt es noch keine aussagekräftige Quantifizierung der Alterswirkung. Zu unterschiedlich sind die untersuchten Industrien und Arbeitsumstände sowie die Methodiken – von der Auskunft über die individuelle Leistungsfähigkeit von Arbeitnehmern und Arbeitgebern bis hin zum Versuch, die Arbeitsproduktivität in Firmen in Abhängigkeit von der Zusammensetzung der Belegschaft nach Alter zu schätzen.90 Jede einzelne dieser Untersuchungen hat dabei ihre eigenen (und sehr unterschiedlichen) Grenzen und Probleme. In der Summe bleibt aber festzuhalten, dass gerade die Abnahme der Leistungsfähigkeit ab etwa dem 50. Lebensjahr als Faktum recht gut gesichert ist.

      Auch über die Gründe für diesen Befund gibt es wissenschaftlich gestützte Erkenntnisse. In körperlich anstrengenden Berufen spielt offenbar das Nachlassen der Muskel- und Körperkraft sowie der physischen Belastbarkeit eine zentrale Rolle. Allerdings verliert dies im volkswirtschaftlichen Trend an Bedeutung, weil durch technischen Fortschritt und Strukturwandel der Anteil der rein körperlichen Tätigkeiten abgenommen hat und wahrscheinlich noch weiter abnehmen wird.91 Im breiten Spektrum der „Kopfarbeit“, die im Wirtschaftswachstum an Bedeutung gewinnt, geht es dagegen vor allem um die kognitiven Fähigkeiten. Sie sind nach aller Erkenntnis von überragender Bedeutung für die Leistungsfähigkeit am Arbeitsplatz. Dabei wird zwischen zwei Arten unterschieden, die sich mit zunehmendem Alter ganz unterschiedlich entwickeln. Sogenannte „fluide“ kognitive Fähigkeiten – schnelle Auffassungsgabe, originelle Problemlösung, lernbereite Flexibilität – nehmen mit dem Alter ab; „kristalline“ Fähigkeiten – sprachliche Gewandtheit, Blick für das Wesentliche, Breite des Wissens – nehmen zu oder bleiben zumindest konstant. Soweit nun eine Abnahme der Arbeitsproduktivität mit dem Alter festzustellen ist, lässt sie sich weitgehend auf den Rückgang der „fluiden“ Fähigkeiten zurückführen.92 All dies legt den Schluss nahe, dass das Leistungspotenzial einer alternden Gesellschaft pessimistisch beurteilt werden muss. Dies gilt bei steigendem Anteil Älterer für die Gesellschaft insgesamt, aber es gilt insbesondere dann, wenn zur Entlastung der Rentenkassen mehr Ältere länger im Erwerbsleben verbleiben. Der zentrale Grund ist dabei die Abnahme „fluider“ Kompetenzen, die gerade für die Innovationskraft einer Gesellschaft von entscheidender Bedeutung sind.93

      So weit, so richtig. Allerdings muss nochmals nachdrücklich betont werden, dass die Forschung über diese Zusammenhänge wirklich noch in den Kinderschuhen steckt. Vor allem fehlte ihr bisher eine gesamtwirtschaftliche Systematik, die es erlauben würde, aus plausiblen – und empirisch gesicherten – Erkenntnissen der Psychologie und verwandter Disziplinen auf volkswirtschaftliche Ergebnisse rückzuschließen. Möglicherweise wird sich diese Forschungslücke in den nächsten Jahren zumindest im Ansatz schließen. So untersucht das Munich Center for the Economics of Aging unter der Leitung von Axel Börsch-Supan in Zusammenarbeit mit Unternehmen aus unterschiedlichen Branchen, wie sich das Alter auf die Häufigkeit und Schwere von Fehlern in der Herstellung von Produkten oder Dienstleistungen auswirkt. Abgeschlossen ist dabei eine Studie für den Fahrzeugbau, in Arbeit sind Studien für die Chemie- und die Versicherungsbranche.94 Das Bild ist dabei recht eindeutig: Ältere Arbeitskräfte machen zwar mehr Fehler, aber die Schwere der Fehler ist deutlich geringer als bei jungen, sodass sich am Ende, ökonomisch bewertet, sogar eher eine Verbesserung der Produktivität mit dem Alter einstellt. Dieses Ergebnis liefert eine erste umfassende Abwägung der volkswirtschaftlichen Kosten von „fluider“ und „kristalliner“ Intelligenz. Das Bemerkenswerte: Die kristalline Intelligenz hat sogar ein Stück weit die Nase vorn. Von einer „Produktivitätsschwäche des Alters“ kann jedenfalls keine Rede sein. Die Diskussion bleibt also offen.

      
    Lasset uns forschen!

    Die versteckte Innovationskraft der deutschen Universität

    Junge Fachkräfte werden knapp. In der Wissenschaft heißt dies: Junge Forscher werden knapp. Dies ist für die deutsche Industrie ein großes Problem, das vielfältige Anpassungen verlangt. Für die deutschen Universitäten ist es noch mehr, nämlich eine existenzielle Herausforderung. Denn neben der Lehre ist die Grundlagenforschung der zentrale Zweck der Universität. Und wenn dort unüberwindliche Engpässe auftreten, die das Entstehen neuer Ideen behindern, dann stellt sich gleich die Frage, warum sich die Gesellschaft einen solchen nutzlosen Luxus überhaupt leisten soll.

    Die Natur der Sache macht das Problem nicht einfacher: Vieles spricht dafür, dass gerade begabte junge Menschen besonders gut zu motivieren sind, sich in hoch spezialisierte Detailprobleme der Grundlagenforschung zu vertiefen, und seien sie auch noch so abstrakt. Ihre unverbrauchte und relativ vorurteilsfreie Kreativität hilft ihnen dabei, Neues aufzuspüren und Altes zur Disposition zu stellen. Tatsächlich waren es meistens die Ideen ihrer jugendlichen Forscherzeit, die den Nobelpreisträgern in den Natur- und Wirtschaftswissenschaften die Preiswürde sicherten. Ihre entscheidenden Durchbrüche zu neuen gedanklichen Ufern fanden fast immer recht früh statt. Der verbleibende Rest des Lebens – oft viele Jahrzehnte – diente dann dem Forschungsmanagement auf der Grundlage des Neuen.

    Kurzum: Kein Terrain der Gesellschaft ist so auf die Ideen der Jungen angewiesen wie die Grundlagenforschung der Wissenschaft. Auch dem Ersetzen von Jüngeren durch Ältere sind hier engere Grenzen gesetzt als in der angewandten Forschung der Industrie. Denn dort gibt es viele Arbeitsvorgänge, die stark durch Routine geprägt sind – etwa im Experimentieren und Testen von neuen Produkten mit Blick auf deren Sicherheit und Marktfähigkeit. Nicht so in der Grundlagenforschung: Es gibt dort nicht in gleichem Maße jenen Großbetrieb der Arbeitsteilung von Forschung und Entwicklung, der auch den Älteren noch einen gesicherten Platz bietet, außer in der Lehre und im Management des Universitätsbetriebs.

    Die Konsequenz daraus ist einfach: Die deutsche Universität muss alles tun, um den wenigen, begabten Jungen den Weg zu ebnen, ihre Kreativität möglichst gut und möglichst lange in Ergebnisse umzusetzen. Das heißt konkret: völlige Entlastung von administrativen Bürden und Einsatz in der Lehre nur dort, wo andere begabte Studierende und der Lehrer selbst motiviert und bereichert werden. Daraus folgt: möglichst wenig Beteiligung an zeitaufwendiger universitärer Selbstverwaltung und keine riesigen Lehrveranstaltungen mit Bergen von Klausuren, die auf Korrektur warten. Stattdessen maximale Zeit für Forschung auf hohem Niveau und Einsatz in jenem Bereich der Lehre, der sehr forschungsnah ist. Und vor allem: möglichst viel Freiheit für die gedankliche Entfaltung, und zwar auf Augenhöhe mit den älteren Kollegen der Fakultät.

    Genau in diese Reformrichtung bewegen sich die deutschen Universitäten bereits heute. Der Schlüssel dazu: die Einrichtung von Juniorprofessuren mit sehr schmalem Lehrdeputat und praktisch ohne administrative Verpflichtungen. Die traditionelle „Statusgruppe“ der Assistenten spaltet sich damit stärker auf als früher: in die ganz jungen, noch nicht promovierten, die noch beweisen müssen, dass sie gut forschen können; und die „Post-Docs“, die auf eine Juniorprofessur berufen wurden und dort fast nur das tun, was sie am besten können – forschen! Deutschland nähert sich damit dem Modell der angloamerikanischen Spitzenforschung an.

    Auch auf diesem neuen Weg gibt es Risiken. Sie liegen vor allem darin, dass die Selbstverwaltung der Hochschulen – ein hohes Gut der Wissenschaftsfreiheit – weiter wegrückt von jenen, die diese Wissenschaft durch ihre Forschung tragen. Die klassische Universität im Geiste Humboldts wird immer mehr zur professionell durchorganisierten Produktionsstätte von neuen Ideen. Vielleicht ist dies der unvermeidliche Preis, den Wettbewerb, Globalisierung und eben auch Demografie verlangen. Ob es wirklich lohnt, ihn zu zahlen, wird die Zukunft zeigen.

      

      Aus einer ökonomischen Zukunftsperspektive ist das Bild ohnehin noch viel komplexer, als sich vielleicht jemals in empirischen Studien zur Vergangenheit zeigen lässt. Der Grund: Unternehmen passen sich an neue Verhältnisse an. Die historische Erfahrung lehrt, dass sie, wenn es denn sein muss, eine beträchtliche Fähigkeit entwickeln, mit veränderten Knappheiten bestmöglich umzugehen. Den Anstoß dazu gibt die Alterung der Gesellschaft selbst. Sie sorgt dafür, dass junge Fachkräfte mit den benötigten „fluiden“ kognitiven Fähigkeiten am Arbeitsmarkt sehr gesucht und teuer werden. Die Lohnstruktur wird sich deshalb verändern, und zwar zunächst eindeutig zugunsten der Jüngeren und zulasten der Älteren. Genau dies ist in Deutschland bereits für die nächsten Jahre zu erwarten, wenn es zunehmend schwieriger wird, junge Auszubildende überhaupt am Markt zu finden. Und dies setzt dann eine lange Kette von Reaktionen in Bewegung, die im Ergebnis gerade die Produktivität der Älteren – und schließlich aller zusammen – deutlich erhöht.

      Der Prozess könnte dabei wie folgt aussehen. Der hohe Marktlohn junger Fachkräfte sorgt dafür, dass Unternehmen alles tun, um diese Kräfte bestens zu motivieren und einzusetzen (und nicht zu verlieren!). Eine neue Welle der Optimierung betrieblicher Strukturen wird die Folge sein. Man könnte sie als Spezialisierung hin zu den Kernkompetenzen bezeichnen, eine verstärkte Arbeitsteilung auf betrieblicher Ebene: Junge Fachkräfte werden nur mehr dort eingesetzt, wo tatsächlich ihre Fähigkeiten besonders stark zur Geltung kommen. Dies ist gerade der Bereich der „fluiden“ Kompetenz: Überall dort, wo Innovationskraft, Lernfähigkeit und Flexibilität in besonders hohem Maße gefordert sind, wird die (relativ kleine) Zahl junger Menschen das Feld beherrschen. Alle anderen Aufgaben erledigen die Älteren.

      Wie diese Arbeitsteilung in der konkreten betrieblichen Organisation aussehen wird, ist heute weitgehend Spekulation. Sie kann bedeuten, dass Ältere und Jüngere durchaus eng zusammenarbeiten, aber stets in Teams, in denen die Aufgaben so verteilt sind, dass sich „fluide“ und „kristalline“ Fähigkeiten optimal ergänzen. Vorstellbar ist aber auch, dass sich die betriebliche Organisation stärker nach Aufgabenbereichen zerlegt, in denen Jüngere und Ältere unter sich bleiben. Sie kann auch zwischen Branchen mit unterschiedlichen Techniken und Produkten oder sogar zwischen Unternehmen mit eigenen Philosophien unterschiedlich ausfallen. Jedenfalls wird das Ergebnis so sein, dass schließlich viel mehr Reserven an Produktivität mobilisiert werden, als ohne die extreme Knappheit an jungen Fachkräften ökonomisch nötig gewesen wäre. Wie stets wird die schiere Not die Suche nach neuen Lösungen beflügeln und die betriebliche Fantasie anregen.

      Eine solche neue Arbeitsteilung hat weitreichende Folgen. Sie wird zunächst bedeuten, dass für „kristalline“ Aufgaben junge Fachkräfte praktisch nicht mehr zur Verfügung stehen. Die Unternehmen werden versuchen, den Übergang talentierter junger Menschen vom „fluiden“ zum „kristallinen“ Bereich möglichst lange hinauszuzögern – und zwar vor allem dadurch, dass neue Aufstiegsmöglichkeiten und Chancen der Weiterbildung im „fluiden“ Bereich geschaffen werden. Die traditionelle Hierarchie der Seniorität – der Aufstieg vom „Fluiden“ zum „Kristallinen“ als Beförderung mit erweitertem Verantwortungsbereich und höherer Bezahlung – wird ins Wanken geraten. Führungsaufgaben werden völlig neu definiert und geteilt, möglicherweise im Sinne einer mehr horizontalen Organisation, in der ein begabter „Techniker“ sich sehr lange dem Zugriff „kristalliner“ Vorgesetzter entziehen kann.

      Damit nicht genug. Sind die teuren begabten Jungen im „fluiden“ Bereich gebunden, ergibt sich eine verstärkte Nachfrage nach den – relativ preiswerten – älteren Arbeitskräften. Allein die Aussicht auf eine längere Lebensarbeitszeit erhöht den Anreiz für jedes Unternehmen, in die Fähigkeiten auch der älteren Arbeitskräfte mehr zu investieren. Wird zum Beispiel das siebte Lebensjahrzehnt zum selbstverständlichen Teil der Arbeitsplanung, dann steigt die Rentabilität von Ausbildungsprogrammen im sechsten Lebensjahrzehnt massiv an, und zwar für das Unternehmen genauso wie für die Beschäftigten selbst. Damit wiederum werden sich auch im Ausbildungsbereich völlig neue didaktische Angebote für Ältere entwickeln: Nicht mehr der reine Konsum von Wissen wie etwa beim Seniorenstudium wird im Vordergrund stehen, sondern wirklich noch der Erwerb von Fähigkeiten. Zu bedenken ist dabei, dass künftige Generationen von älteren Arbeitskräften sich fast nur noch aus Menschen zusammensetzen werden, die in ihrem Arbeitsleben mit der neuen Welt der Informationstechnologie vertraut geworden sind. Dies gilt selbst noch für die späteren Jahrgänge der Babyboomer-Generation.

      
    Auseinanderfallen oder Zusammenwachsen?

    Gedanken zur Einkommensverteilung in Deutschland

    Coming Apart, so lautet der provokante Titel eines wichtigen Buches, das jüngst in den Vereinigten Staaten erschien. Charles Murray, der Autor, liefert darin eine brisante Diagnose: Amerika verwandelt sich in eine Klassengesellschaft. Oben steht die kleine Schicht der Kreativen – mit hohen Einkommen, anspruchsvollen Berufen, durchdachtem Lebensstil sowie hoher Sensibilität für Gesundheit, Bildung und Erziehung: Unten dagegen bleibt die Masse der normalen Amerikaner, die für mäßige Löhne durchschnittliche Arbeit abliefern und sich mehr schlecht als recht durchs Leben schlagen, mit hohen Scheidungsraten, Übergewicht, Fernsehen und Kindern, die nicht in die Top-Schulen gehen und nie eine Top-Universität besuchen werden.

    Der Autor belegt seine Diagnose überzeugend, und zwar für das weiße Amerika. Was er beobachtet und seziert, das hat also nichts zu tun mit der traditionellen Spaltung des Landes nach Rassen, denn die hat sogar eher abgenommen. Es geht um ein neues Phänomen: der Schwund einer breiten bürgerlichen Mittelschicht. Ein Hauptgrund für diese Entwicklung ist wirtschaftlich: die Schrumpfung der amerikanischen Industrie. Die Vereinigten Staaten sind eine Nation, in der Arbeitsplätze im verarbeitenden Gewerbe selten geworden sind. Nicht einmal jede fünfte Erwerbsperson hatte im Jahr 2010 ihren Job im „manufacturing“. Längst ist das verarbeitende Gewerbe abgewandert – nach Mexiko, China oder wo auch immer hin, durch „outsourcing“ und „offshoring“. Und mit der Industrie verschwanden die Arbeitsplätze für Facharbeiter, das klassische Sprungbrett für den Wohlstand des Mittelstands und die Treppe zum amerikanischen Traum. Es blieben die Dienstleistungen, mit höchst anspruchsvollen Jobs für Kreative, aber auch vielen einfachen Tätigkeiten vom Straßenkehrer bis zum Kassierer im Supermarkt. Steht uns in Deutschland Ähnliches bevor? Wird auch der deutsche Traum von der gediegenen bürgerlichen Existenz zerstört, sobald die Innovationskraft wirklich knapp wird? Kommt auch bei uns die Segregation der Kreativen? Tatsächlich gibt es Anzeichen, die Besorgnis erregen. So ist seit den 1980er-Jahren eine Zunahme der Ungleichheit in der Einkommensverteilung zu beobachten. Allerdings war dies genau die Zeit der hohen Arbeitslosigkeit, in der ein Teil der Erwerbspersonen es enorm schwer hatte, überhaupt ein Markteinkommen zu erzielen. Die Arbeitswelt hatte zwei Seiten, drinnen und draußen, und wer draußen war, der rutschte natürlich im Einkommen nach unten. Anders als in Amerika war die Spaltung der Gesellschaft die Konsequenz der Arbeitslosigkeit, und die wird zurückgehen.

    Und noch eines ist anders: Die deutsche Industrie hat überlebt, und zwar als wesentliches Standbein der Wirtschaft. Zugegeben, auch sie schrumpfte und errichtete Zweigwerke im Ausland, um die Weltmärkte bestmöglich bedienen zu können. Aber was blieb, war groß, stark und wettbewerbsfähig genug, um ab Mitte des letzten Jahrzehnts wieder jene gut ausgebildeten Fachkräfte aufzusaugen, die in den Krisen der letzten Jahrzehnte so gelitten hatten. Mehr als das: Auch die junge Generation fand gute Arbeit, es kam zum neuen deutschen Jobwunder. Möglich machte dies die Innovationskraft der guten alten Industrie.

    Aber halt, wird dies nicht doch heißen, dass auch in Deutschland die reichen Kreativen gewinnen und die Normalbürger verlieren? Nicht ganz, denn die Demografie wird dafür sorgen, dass gerade die intelligenten Jungen schnell knapp und teuer werden, und das sind meistens (noch) nicht die Reichen. Wichtiger noch aber sind die Wellen der Anpassung, die von der allgemeinen Knappheit der Arbeitskraft ausgelöst werden: Wer noch billig zu haben ist, wird nachgefragt und dann auch schnell teurer; und wem es an beruflicher Qualifikation fehlt, der kann auf die Unterstützung der Unternehmen zählen, und zwar aus rein betrieblichem Eigeninteresse. Im Ergebnis profitieren alle vom steigenden Lohnniveau. Also: Vielleicht nicht „coming together“, aber wenigstens nicht „coming apart“ – dank Industrie und Vollbeschäftigung.

      

      Vieles hängt also davon ab, was Menschen im siebten Lebensjahrzehnt noch an Herausforderungen bewältigen können. In der Zeit der Abundanz junger Arbeitskräfte hat sich dabei eine Art Konsens herausgebildet, dass Ältere in ihrem körperlichen und kognitiven Potenzial nach Überschreiten des 60. Lebensjahrs stark nachlassen. Neuere Untersuchungen, die sich genau mit dieser Frage beschäftigen, bestätigen dieses Bild nicht. Tatsächlich zeigen Indikatoren für den (subjektiv bewerteten) Gesundheitszustand sowie die (objektiv) gemessene geistige und körperliche Verfassung von 60- bis 70-Jährigen, dass die Leistungskraft bei den beruflich Aktiven sich kaum verschlechtert. Der zentrale Befund lautet: In jeder Altersstufe teilen sich die Menschen in zwei Gruppen ein, „Gesunde“ und „Kranke“ (oder genauer: „weniger Gesunde“), wobei die Gesunden durchweg im siebten Lebensjahrzehnt die große Mehrheit ausmachen (rund drei Viertel aller). Unter den Gesunden lässt aber die geistige und körperliche Verfassung in diesem zehnjährigen Lebensabschnitt nur minimal nach. Studien zur Wirkung des Ruhestands zeigen schließlich, dass der Ruhestand selbst dazu führt, dass die kognitiven Fähigkeiten der Menschen nachlassen und sich häufig – nach einem ersten Genießen der neuen Freiheit – psychische und körperliche Gebrechen einstellen.95 Kurzum: Es deutet vieles darauf hin, dass ältere Menschen im siebten Lebensjahrzehnt sehr wohl zu mobilisieren und zu motivieren sind, sich höchst aktiv an der Arbeitsteilung der Zukunft zu beteiligen. Dies wird in der Zukunft von großer volkswirtschaftlicher Bedeutung sein. 

      Aus alledem folgt: Das statische Bild einer unabänderlichen Lücke der Produktivität zwischen Jung und Alt greift zu kurz. Es spricht vieles dafür, dass die Knappheit an „fluiden“ Fähigkeiten einen umfassenden und tief greifenden Wandel der betrieblichen Strukturen nach sich ziehen wird. Der Prozess könnte Ähnlichkeiten haben mit jenem Schub an vertikaler Mobilität, den die Knappheit an Arbeitskräften in den 1960er-Jahren in Deutschland (und in Westeuropa insgesamt) auslöste. Damals sorgte der demografische Wandel für eine extreme Knappheit an qualifizierten Fachkräften insgesamt. Die Folge war keineswegs eine Stagnation des Wachstums der Produktivität, sondern fast das genaue Gegenteil: Die Unternehmen in Deutschland investierten in die Qualifikation ihrer Arbeitskräfte, übertrugen ihnen größere Verantwortung und besetzten die verwaisten Stellen für einfache Arbeit mit Zuwanderern aus Südeuropa. Auch praktisch ohne aktive Arbeitsmarktpolitik des Staates kam es zu einer kraftvollen Eigendynamik der beruflichen Ausbildung, und zwar allein auf betrieblicher Ebene.96

      Wichtig ist allerdings: Der betriebliche Strukturwandel muss von den Tarifvertragsparteien zugelassen, besser noch aktiv unterstützt werden. Dies heißt vor allem: Das traditionelle Muster der Lohnstruktur muss sich wahrscheinlich stark verändern. Der Wandel hat dabei viele Dimensionen, aber die alles dominierende ist die Veränderung der relativen Preise zwischen „fluiden“ und „kristallinen“ Fähigkeiten. Zu vermuten ist, dass sich dies zugunsten der Jungen, der Frauen und überhaupt der intelligenten Newcomer auswirkt, und zulasten der Älteren, der Männer und der „Alteingesessenen“. Genau deren Interessen sind aber typischerweise in den mächtigen Lobbyorganisationen des Arbeitsmarkts überrepräsentiert, und zwar auf beiden Seiten, in Arbeitgeberverbänden und in Gewerkschaften.

      Auch die Politik kann diesen Strukturwandel nachhaltig befördern. So sollte sie keinesfalls Regeln schaffen oder zementieren, die der flexiblen Anpassung betrieblicher Strukturen der Gehälter und der Verantwortung entgegenwirken. Dies gilt für den Arbeits- und Kündigungsschutz genauso wie für den gesetzlichen Rahmen der Tarifverträge und die betriebliche Mitbestimmung. Auch die Arbeitsmarktpolitik kann helfen: Sie sollte verstärkt versuchen, die Mobilisierung älterer Menschen zu erleichtern. Dazu gibt es eine breite Palette von Möglichkeiten – vom Unterstützen der Weiterbildung auf betrieblicher Ebene bis zu Programmen der Gesundheitsförderung.97 Auch die Einwanderungspolitik in Deutschland (und auch anderen Industrienationen) sollte die neuen Knappheiten im Auge behalten. Das heißt konkret: Zuwanderung vor allem von Menschen, die einen wesentlichen Beitrag zum Angebot an „fluiden“ kognitiven Fähigkeiten liefern, also: junge, gut ausgebildete Fachkräfte. Allerdings geht dies im Zweifelsfall zulasten der Herkunftsländer der Zuwanderer, die ein wichtiges Potenzial hochproduktiver und innovativer Arbeitskräfte verlieren. Genau diese Frage wird uns vor allem aus europapolitischer Sicht noch in Kapitel 3 ausführlich beschäftigen.98

      
    Blue Card Blues:

    Noch fehlt eine deutsche Einwanderungspolitik

    Es ist eigentlich schon ein altes Thema: Seit den 1990er-Jahren wird hierzulande darüber nachgedacht, die Zuwanderung zu liberalisieren. Ein erster Versuch wurde mit der Einführung der „Greencard“ gemacht – im Rahmen des sogenannten Sofortprogramms zur Deckung des IT-Fachkräftebedarfs, wie es in gestelztem Bürokratendeutsch hieß. Das Programm lief von 2000 bis 2004. Es war kein wirklicher Erfolg, denn zu gering war das Interesse der Zielgruppen in Entwicklungsländern, in Deutschland Arbeit zu suchen. Auch die politische Debatte missriet gründlich. Das Motto „Kinder statt Inder“, das ein damaliger Spitzenpolitiker prägte, ließ Deutschland nicht gerade als weltoffene Nation erscheinen.

    Daran änderte auch das neue Zuwanderungsgesetz, ab 2005 in Kraft, nur wenig. Es regelte die Verfahren der Einbürgerung vor allem mit Blick auf das Feststellen von Sprachkenntnissen, sah aber keine wesentlichen Erleichterungen für die Immigration oder auch nur für das Arbeiten von Ausländern in Deutschland vor. Hauptgrund dafür war zweifellos die unverändert hohe Arbeitslosigkeit: Bis Mitte des letzten Jahrzehnts fehlte der Öffentlichkeit noch jede Fantasie, sich vorzustellen, dass sich alsbald ein Fachkräftemangel abzeichnen könnte.

    Erst in jüngster Zeit begann sich dies zu ändern. Die Politik hat reagiert: Im April 2012 beschloss die Regierungsmehrheit des Bundestags, die sogenannte „Blue Card“ einzuführen. Damit nutzte sie eine gesetzgeberische Möglichkeit, die durch eine Direktive der Europäischen Union zur „Blue European Labour Card“ im Jahr 2009 geschaffen wurde. Die deutsche Blue Card beseitigt Hemmnisse für den Zuzug von Akademikern und Fachkräften aus Ländern außerhalb der Europäischen Union. Vor allem senkt sie den Mindestverdienst, der nachgewiesen werden muss, und zwar auf 45.000 Euro, in sogenannten Mangelberufen 35.000 Euro Jahresgehalt. Dies war einer der Gründe, warum die SPD-Opposition die Zustimmung zu dem Gesetz verweigerte. Sie sah darin ein Tor zum Lohndumping durch Auslandskonkurrenz.

    Eine merkwürdige Argumentation: Zeichnet sich nämlich wirklich eine Knappheit an Fachkräften in Mangelberufen ab, so ist kaum damit zu rechnen, dass ein ausländischer Einsteiger am deutschen Arbeitsmarkt allzu lange im kritischen Bereich relativ niedriger Einkommen verharrt. Er wird schnell einen Aufstieg erleben und dabei auch nicht den Arbeitsplatz eines deutschen Kollegen gefährden, denn es geht ja gerade um „Mangelberufe“, in denen besonders große Übernachfrage herrscht. Natürlich reduziert sich dadurch jener Zusatzgewinn der Knappheit, den deutsche Arbeitskräfte sonst erzielen könnten. Aber dies ist ja aus volkswirtschaftlicher Sicht gerade der Sinn der Zuwanderung: Sie hilft, Engpässe des Wachstums zu beseitigen. Und sie kommt deshalb letztlich der gesamten Gesellschaft zugute.

    Klar ist allerdings auch, dass sich diese Erkenntnis in Deutschland noch nicht in der Breite durchgesetzt hat. Der Mangel an Fachkräften wird noch immer nicht als Problem wirklich ernst genommen. Es müssen wohl noch einige Jahre vergehen, bis die Klagen der Wirtschaft so laut werden, dass ein Umdenken erfolgt. Dann mag die Zeit kommen für ein völlig neues Modell der Einwanderung, etwa ein sogenanntes Punktesystem wie das in Kanada übliche, das verschiedene Kriterien wie Schulbildung, berufliche Qualifikation und Erfahrung, Alter und Anpassungsfähigkeit sowie Sprachkenntnisse angemessen gewichtet. Und erst dann werden auch die privaten Unternehmen bereit sein, massiv in zugewanderte Auszubildende zu investieren.

    Bis dahin können jedenfalls die Politiker in bevölkerungsreichen Entwicklungsländern mit wanderungsbereiten Fachkräften noch relativ ruhig schlafen. Allerdings ist die langfristige Sorge über einen „brain drain“ nur zu berechtigt. Ihr zu begegnen liegt allerdings auch in der Verantwortung der betreffenden Länder. Sie müssen durch kluge Politik Standortbedingungen schaffen, die den Menschen im eigenen Land eine Perspektive geben, ihr Leben vernünftig zu gestalten. Denn sein Glück dort zu suchen, wo es zu finden ist, gehört zum Recht des Menschen.

      

      Es bleibt schließlich als wichtiges Instrument die „klassische“ Bildungs- und Ausbildungspolitik. Der Staat kann natürlich alles daransetzen, auf längere Sicht die Zahl der Absolventen all jener Berufsausbildungen und Studiengänge zu erhöhen, die im (erfreulichen) Verdacht stehen, besonders viele und gute technisch innovationskräftige Arbeitskräfte hervorzubringen. Entsprechende Maßnahmen liegen auf der Hand: von der Verbesserung der mathematischen und naturwissenschaftlichen Ausbildung in den Grund-, Real- und Berufsschulen sowie Gymnasien über die selektive Unterstützung höherer Lehreinrichtungen (Fachhochschulen und Universitäten) bis zu gezielten Werbemaßnahmen für entsprechende Studiengänge und Berufe. All dies ist sinnvoll und möglich, zumal bei den sehr niedrigen Kapitalkosten, mit denen für den Staat und für private, möglicherweise subventionierte Kreditnehmer zu rechnen ist. Allerdings bleibt fraglich, wie viel zusätzliches Potenzial an Menschen hier überhaupt noch erschlossen werden kann. Immerhin verfügen bereits heute rund 25 Prozent aller Erwerbstätigen über einen Universitäts-, Fachhochschul- oder Meisterabschluss.99 Eine drastische Erhöhung dieses Anteils ohne Qualitätseinbuße ist wohl keineswegs leicht zu erreichen. Geht aber der Anstieg einzelner (guter) Qualifikationen zulasten anderer, so zieht dies bei weitverbreiteter Knappheit an Arbeitskräften besondere Engpässe an anderer Stelle nach sich.

      Lediglich in zwei Bereichen gibt es wohl auf absehbare Zeit noch einen deutlichen Spielraum für eine Verbesserung der qualifizierten Erwerbstätigkeit. Dies betrifft zum einen die Frauen, deren Erwerbsbeteiligung heute in Deutschland im europäischen Vergleich im Mittelfeld – und nicht in der Spitzengruppe – liegt.100 Ihre Mobilisierung bringt zwar nur wenig Entlastung für den Arbeitsmarkt als Ganzes, weil ihre hochproduktive Tätigkeit in privaten Haushalten ersetzt werden muss durch entsprechende Haushaltsunterstützung und Familienbetreuung, die zusätzliche Arbeitskräfte leisten müssen, die dann wiederum für andere Aufgaben nicht zur Verfügung stehen. Es könnte aber durchaus dabei ein Zuwachs an Innovationskraft herauskommen, und zwar vor allem dann, wenn begabte junge Frauen weit stärker als bisher in technikaffine Berufe strebten. Dazu bedarf es angemessener Maßnahmen der Familienpolitik, vor allem der Verbesserung des Angebots an Plätzen zur Kinderbetreuung. Entsprechende Reformen sind in Deutschland auf dem Wege. Selbst wenn sie erfolgreich sind, wird allerdings die Wirkung der Mobilisierung wohl spätestens Mitte der 2020er-Jahre auslaufen, weil sich dann Deutschland den skandinavischen Niveaus der Frauenerwerbsbeteiligung angenähert haben dürfte.

      Das zweite verbleibende Potenzial der Mobilisierung sind junge Menschen, die bisher ohne Berufsabschluss auf den Arbeitsmarkt strömen. Deren Anteil an der jeweiligen Alterskohorte hat über die letzten Jahrzehnte kontinuierlich zugenommen; zuletzt betrug er 17 Prozent.101 In diesem Trend liegt bildungspolitisch eines der Hauptprobleme der deutschen Gesellschaft. Dies gilt umso mehr, als sich in dieser Gruppe ein überproportional großer Anteil von Jugendlichen mit Migrationshintergrund findet. Hier sind es oft auch sprachliche und kulturelle Hindernisse, die einer Motivation und Mobilisierung für eine bessere Qualifikation entgegenstehen. Auch daran wird bildungs- und sozialpolitisch in Deutschland gearbeitet. Gelänge es jedenfalls, in der nächsten Generation den Anteil der jungen Menschen ohne Ausbildungsabschluss deutlich zu senken, so böte dies sicherlich zusätzliche Möglichkeiten, die Innovationskraft der Erwerbstätigen als Ganzes zu stärken. Keinesfalls darf man hier als Ergebnis einen gewaltigen Sprung erwarten, da es sich im Durchschnitt nicht um junge Menschen handelt, die bei abgeschlossener Berufsausbildung eine große Befähigung zu innovativer Tätigkeit erwerben würden. Andererseits darf man auch hier die indirekten Effekte nicht unterschätzen: Zusätzliche Qualifikation in den unteren Segmenten des Arbeitsmarkts schafft neue Möglichkeiten der innerbetrieblichen Arbeitsteilung bis in die verantwortungsvolleren Bereiche.

      Unser Fazit lautet: Es gibt auch heute noch eine Fülle von Wegen, um die Innovationskraft, die in einer Wirtschaft steckt, zu vergrößern und zu wecken. Diese Wege zu erforschen wird in den kommenden Jahren und Jahrzehnten eine zentrale Aufgabe der Wissenschaft sein. Und die Wege dann auch für die Gesellschaft passierbar zu machen, wird eine zentrale Aufgabe für die Wirtschaft und die Politik. In dieser Hinsicht stehen wir wirklich erst am Anfang. All dies zeigt aber auch eines klar: Die Wege werden nur genau deshalb ökonomisch interessant und gesellschaftlich ertragreich, weil die Innovationskraft auf Dauer der zentrale Engpass der weiteren Entwicklung sein wird. Denn nur mit ihr lässt sich das reichlich vorhandene Angebot an Kapital nutzen, um die Wertschöpfung pro Arbeitsplatz so zu verbessern, dass trotz knapper und teurer Arbeitskraft ein gedeihliches Wirtschaftswachstum möglich ist. Gerade mit ihr muss deshalb klug und pfleglich umgegangen werden. Tun wir dies in Deutschland?

      
    Knappe Zeit:

    Chance für Menschen ohne Bildung

    Eines ist klar: Es wird immer Menschen geben, denen es nicht gelingt, eine Schule oder eine einfache Berufsausbildung abzuschließen. Die Gesellschaft sollte alles Verantwortbare unternehmen, um ihre Zahl klein zu halten, aber es wird sie trotzdem geben. Was passiert nun mit ihnen, den am wenigsten Kreativen, in der schönen neuen Welt der Knappheit der Innovationskraft? Bleiben sie allein und völlig verarmt zurück, angewiesen auf Sozialhilfe, oder werden auch sie teilhaben an der aufkommenden Vollbeschäftigung?

    Zunächst gilt es festzuhalten: Phasen der allgemeinen Vollbeschäftigung waren in der Vergangenheit stets auch Zeiten, in denen die Arbeitslosigkeit unter Menschen ohne formale Bildung deutlich niedriger lag als in Phasen der Unterbeschäftigung. Der Grund ist einfach: Wenn die Hoch- und Normalproduktiven knapp und teuer werden, wird auch ihre Zeit knapp und teuer – und sie werden immer mehr Wege suchen, um Zeit zu sparen. Genau das ist die Chance für die Menschen ohne Bildung. Deshalb steigt in Phasen der Vollbeschäftigung die Anzahl der Hilfskräfte in den privaten Haushalten, aber auch in den Betrieben; und in Zeiten der Arbeitslosigkeit sind diese dann leider meistens die Ersten, die entlassen werden.

    Ganz Ähnliches beobachten wir im Raum: In urbanisierten Regionen mit hoher Konzentration von Führungskräften und Leistungsträgern ist auch die Nachfrage nach unterstützenden Dienstleistungen relativ groß. Sinnbildlicher Extremfall dafür ist ein besonders merkwürdiger Beruf: der „dog walker“. Er ist in Metropolen wie New York und London, aber auch in deutschen Großstädten inzwischen weitverbreitet. Der „dog walker“ komplettiert die Lebenswelt der Führungskräfte, indem er das beiträgt, was diese nicht haben: die Zeit, um den geliebten Hund während des Arbeitstages auszuführen, damit dieser dann am späten Abend und am Wochenende als Freizeitbeschäftigung für die Führungskräfte zur Verfügung steht, gut gepflegt und wohlbehalten. Manche „dog walker“ entwickeln dabei ein beträchtliches organisatorisches Talent als Kleinunternehmer. Sie arbeiten – höchst effizient – wie mobile Sammelstellen: Sie fahren mit dem Wagen von Haus zu Haus, holen die Hunde ab, führen sie in einem städtischen Park aus und bringen sie zurück. Auf dem flachen Land sind solche Dienstleistungen dagegen kaum gefragt, und zwar nicht, weil es keine Hunde gibt (es gibt pro Kopf weit mehr als in der Stadt!), sondern weil die Besitzer selbst zumeist über genügend Zeit verfügen, den Hund auch während der Woche selbst auszuführen. Oder es gibt dort genug freundliche Nachbarn, die das tun, und zwar ohne Servicevertrag und Honorierung.

    Wichtig ist dabei: Der „dog walker“ ist kein alter, sondern ein hochmoderner Beruf. Er entstand erst durch die Knappheit der Zeit in den Zentren, und zwar in einer kapitalistischen Welt, in der selbst wohlhabende Familien oft nicht mehr wie früher über eine festangestellte Dienerschaft verfügen, die solche Aufgaben am Rande der Haushaltsführung mit erledigen kann. Analoges gilt für Berufe wie Haushaltsgehilfen und Hausgärtner. Diese sind Teil jener modernen Wirtschaft persönlicher Dienstleistungen, die sich entwickelt, wenn die Zeit extrem knapp wird und ein Rückgriff auf traditionelles Personal (oder die Ehepartner, gleich welchen Geschlechts) unmöglich ist.

    Genau dies wird in Deutschlands Zukunft der Fall sein. Die privaten Haushalte der Kreativen stehen nämlich bei der Organisation ihres Lebens vor einem ernsten Problem: Es fehlt an Personal. Im Ergebnis könnte es gar zu einem Boom der Nachfrage nach einfachen persönlichen Dienstleistungen kommen. Genau darin liegt eine große Chance für diejenigen, die den Zug der formalen Bildung verpasst haben. Ihr Schicksal bleibt natürlich alles andere als beneidenswert. Denn auch wenn sie schließlich ebenfalls von der Vollbeschäftigung profitieren, so tun sie es nur als Derivat einer Entwicklung, deren Dynamik irgendwo ganz anders liegt. Auch wenn sich ihre Marktlage verbessert, werden wohl die meisten von ihnen keinen großen gesellschaftlichen Aufstieg erleben. Um das zu schaffen, braucht es weiterhin vor allem eines: Bildung.

      

      2.4 Der Preis der Energiewende

      Seit der Industrialisierung hatte jede beschleunigte Wachstumsphase der deutschen Wirtschaft mindestens einen Branchenschwerpunkt. Zwischen 1850 und 1870 war es der Eisenbahnbau, zwischen 1890 und 1914 die Chemie und Elektrotechnik, zwischen 1950 und 1973 der Automobil- und Maschinenbau. Kennzeichnend für diese Schwerpunkte war allerdings, dass sie sich im Wesentlichen aus einer marktgetriebenen Entwicklung ergaben: Die entsprechenden Branchen nutzten die Chancen, die der technische Fortschritt in den Welt- und Binnenmärkten eröffnete, zur nachhaltigen Expansion. Diese wurde vorbereitet und begleitet durch eine Bildungs- und Wissenschaftspolitik, die dafür sorgte, dass das nötige Fachpersonal möglichst reichlich vorhanden war. Und sie wurde befördert durch einen Ausbau einer Infrastruktur, der die industrielle Erschließung unterstützte, von Verkehrswegen bis zu Versorgungs- und Kommunikationsnetzen. Eine gezielte massive Förderung der Branchen durch das, was wir heute Technologie- und Industriepolitik nennen, fand in der Regel nicht statt.

      Indes gilt: Keine Regel ohne Ausnahmen, und die gab es auch in der deutschen Wirtschaftsgeschichte. Sie blieben allerdings im Wesentlichen auf jene Phasen beschränkt, in denen weitreichende politische Zielsetzungen die wirtschaftlichen klar dominierten. Dies gilt für die militärische Aufrüstung im Nationalsozialismus genauso wie für die planwirtschaftliche Lenkung in der DDR, wobei in beiden Fällen die Zielsetzungen einen totalitären Charakter hatten. Und es gilt – politisch und humanitär ungleich überzeugender – für die Zeit der Deutschen Einheit nach 1990, als der Wiederaufbau einer leistungsfähigen industriellen Basis im Territorium der ehemaligen DDR im wiedervereinigten Deutschland absolute Priorität hatte und regionale Branchenschwerpunkte der Förderung gezielte und gewollte Berücksichtigung fanden (zum Beispiel das sogenannte Chemiedreieck in Sachsen-Anhalt und die Mikroelektronik im Großraum Dresden).102

      Ausnahmen gab es schließlich auch für einzelne industriepolitische Initiativen. Typischerweise handelte es sich um solitäre Projekte, die durchaus beeindruckende Summen an Subventionen auf sich lenkten, im gesamtwirtschaftlichen Bild aber eher eine bescheidene Rolle spielten. Spektakulärstes Beispiel dafür ist der Aufbau einer europäischen Flugzeugindustrie mit dem Airbusprojekt, das Ende der 1960er-Jahre aus einer Mischung von politischem Prestige und wettbewerblicher Initiative zur Brechung des Quasi-Monopols amerikanischer Flugzeughersteller ins Leben gerufen wurde. Über dessen Erfolg lässt sich aus dem Blickwinkel von Verbrauchern und Steuerzahlern streiten, aber wie auch immer man dazu steht, war es in der gesamten Wirtschaftsgeschichte Deutschlands eher eine Randerscheinung. Die industrie- und technologiepolitische Abstinenz blieb in Deutschland die Regel, zumindest was die Konzentration auf einzelne Branchen betrifft.

      Spätestens seit der Jahrtausendwende gibt es diese Abstinenz für eine große und wichtige Branche der Wirtschaft nicht mehr: die Energieversorgung. Hier hat es in mehreren Stufen eine radikale Kursänderung gegeben, die ganz eindeutig von der Politik gewollt, initiiert und gesteuert wurde. Sie trägt inzwischen zu Recht den Namen „Energiewende“. Genau genommen müsste man sie stets als „schnelle“, „beschleunigte“ oder „forcierte“ Energiewende bezeichnen, um sie zu unterscheiden von einem eher marktwirtschaftlich getriebenen, evolutionären Wandel der Energieversorgung; wir bleiben aus Gründen der begrifflichen Einfachheit im Folgenden beim Begriff „Energiewende“.

      Klar ist natürlich, dass die Energiewirtschaft schon immer durch politische Zielsetzungen maßgeblich beeinflusst wurde. Auch der „Energiemix“, der sich über Jahrzehnte in Deutschland herausbildete, war durch politisch bestimmte längerfristige Energieversorgungspläne in der Grundrichtung vorgezeichnet – von der Dominanz der Kohle und dann des Erdöls über Erdgas und Kernkraft bis zu ersten Experimenten mit erneuerbaren Energien. Dies gilt vor allem für die intensive energiepolitische Diskussion, die im Zuge der Ölkrisen der 1970er- und 1980er-Jahre aufkam und zum Entstehen der Antikernkraftbewegung maßgeblich beitrug. Allerdings dominierte damals das Ziel der Versorgung in seinen zentralen ökonomischen Aspekten – Preis und Verfügbarkeit – die politischen Entscheidungen. In gewisser Weise folgte die Politik dem ökonomischen Kalkül der Energiewirtschaft, und dies tat sie vor allem auch, um Wirtschaft und Verbraucher möglichst verlässlich mit (preiswerter) Energie zu versorgen.

      Genau dieses „Primat“ der wirtschaftlichen Kalkulation gilt seit der Jahrtausendwende ganz eindeutig nicht mehr. Die Beschlüsse zum Ausstieg aus der Kernenergie – beginnend mit der rot-grünen Bundesregierung im Jahr 2000 und endend mit der schwarz-gelben Bundesregierung 2011 – sind dabei nur ein Element der veränderten politischen Prioritäten. Ein anderes, industriepolitisch weit wichtigeres Element ist der sukzessive Ausbau der Förderung von erneuerbarer Energie, wie er sich zunächst in Ansätzen im Stromeinspeisungsgesetz von 1991 und dann – grundsätzlich und wegweisend – im Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG) niedergeschlagen hat. Das EEG – verabschiedet im Jahr 2000 und novelliert in den Jahren 2004 und 2009 – liefert in gewisser Weise die „Magna Charta“ für eine umfassend politisch lenkende Technologie- und Industriepolitik im Bereich der Energieversorgung, wie es sie noch nie gegeben hat. Eine Vielzahl anderer Länder sind dem deutschen Beispiel gefolgt und haben in der Stoßrichtung ähnliche, wenn auch zumeist nicht so weitreichende Gesetze verabschiedet. Die Europäische Union hat mit ergänzenden Richtlinien und Zielsetzungen diesen Prozess begleitet und maßgeblich unterstützt. Es ist deshalb nicht übertrieben, von einem der größten industrie- und technologiepolitischen Experimente der Wirtschaftsgeschichte zu sprechen. Dies gilt zumindest für Deutschland, die Europäische Union und einige weitere hoch entwickelte Industrieländer, vor allem Australien und Neuseeland.

      Uns interessiert die Energiewende in Deutschland mit Blick auf zwei zentrale Fragen: Wie wirkt sich diese Wende auf die Nutzung der mehr oder weniger knappen Produktionsfaktoren in unserer Wirtschaft aus? Und welche Rückwirkungen ergeben sich daraus für die Nachfrage nach Arbeit, Kapital und Innovationskraft? Wir können deshalb die Details des gesetzlichen Regelwerks getrost außer Acht lassen. Entscheidend sind für uns die volkswirtschaftlichen Folgen. Es genügt also eine Art intellektueller Holzschnitt, mit dem wir die wahrscheinlichen langfristigen Konsequenzen dieser Politik versuchen offenzulegen. Startpunkt ist dabei das überragende politische Ziel, den Anteil der erneuerbaren Energie an der Energieversorgung in Deutschland in den nächsten Jahrzehnten drastisch zu erhöhen – von heute knapp zwölf Prozent auf 20 Prozent im Jahr 2020 und 50 Prozent zur Mitte des Jahrhunderts. Noch zur Jahrtausendwende lag der Anteil unter vier Prozent. Es geht also um eine gewaltige Veränderung. Sie wird nur zu erreichen sein durch eine massive staatliche Lenkung, die sich im Wesentlichen auf drei Schwerpunkte konzentrieren muss: die Unterstützung von Produktion und Verbrauch regenerativer Energien; den Ausbau der Infrastruktur zum weiträumigen Transport und zur Speicherung der erzeugten Energie; und schließlich die Förderung des Einsparens von Energie.

      Bei dem ersten dieser drei Schwerpunkte sind mit dem EEG wesentliche Weichen gestellt. Dies gilt zumindest für den wichtigen Bereich der Erzeugung von elektrischem Strom. Zweifellos hat diese Weichenstellung ihre Wirkung gehabt, wie die bereits erreichte Zunahme der Nutzung erneuerbarer Energien im letzten Jahrzehnt belegt. Auch im Landschaftsbild Deutschlands ist sie gut erkennbar. So sind die windreichen nord- und ostdeutschen Tiefebenen längst gut bestückt mit Windkraftanlagen; ein beträchtlicher Teil der landwirtschaftlichen Nutzflächen (derzeit etwa zehn Prozent) wird inzwischen zum Anbau von Ölsaaten verwendet, die wiederum zur Gewinnung von Treibstoff dienen; und immer mehr Dächer von Einfamilienhäusern, Wohnanlagen und gewerblichen Gebäuden sowie sonnenexponierte Hang- und Hochlagen des agrarwirtschaftlichen Brachlandes werden zur Installation von fotovoltaischen Solaranlagen zwecks Energiegewinnung eingesetzt. Parallel dazu sind ganz neue Industrien entstanden, die sich der Herstellung der benötigten Investitionsgüter widmen, allen voran Windkraftanlagen und Fotovoltaikzellen. 

      Ganz anders beim Ausbau der Infrastruktur, wo es noch einen gewaltigen Rückstand gibt. Denn es fehlt fast völlig an leistungsfähigen Stromtrassen für den Energietransport von Regionen mit günstigen zu solchen mit ungünstigen Bedingungen der lokalen Produktion von erneuerbarer Energie. Analoges gilt für die Energiespeicherung, also den Ausgleich von Angebot und Nachfrage über die Zeit. Denn es fehlt bislang noch an Pumpspeicherwerken und anderen technischen Lösungen, die es ermöglichen, die bei Wind und Sonne naturgemäß stark schwankende Energiezufuhr in eine gleichmäßige Abgabe an die Nachfrager zu transformieren. Hier steht Deutschland eigentlich erst ganz am Anfang der Entwicklung. Bisher ist auch nicht erkennbar, inwieweit Großinvestitionen in diesen Bereichen überhaupt von der betroffenen Bevölkerung akzeptiert werden. Jedenfalls sind die bisherigen Erfahrungen zum Beispiel mit der Planung von Stromtrassen und dem Ausbau von Pumpspeicherwerken (so etwa im Südschwarzwald) keineswegs ermutigend. 

      Ziemlich am Anfang steht Deutschland auch beim Energiesparen. Denn jenseits der Beseitigung grober Ineffizienzen, die relativ leicht fällt, bedarf es gerade im Lebensumfeld privater Haushalte einer neuen physischen Infrastruktur für das Energiesparen. Gemeint sind damit all jene technischen und baulichen Veränderungen, die nötig sind, damit eine massive Einsparung von Energie überhaupt technisch möglich wird beziehungsweise nicht allzu drastisch zulasten der Lebensqualität geht. Dazu zählen zum Beispiel die Wärme- und Kältedämmung des Wohnungsbestandes und die Entwicklung von neuen Formen der Motorisierung und Mobilität, die nicht mehr auf den Verbrennungsmotor zurückgreifen. Auch in dieser Hinsicht beginnt erst der Weg in eine „grüne“ Zukunft, und er erfordert massive Investitionsprogramme mit entsprechenden politischen Weichenstellungen der Kapitalumlenkung.

      Was wird uns die Energiewende kosten? Klar ist: Wird sie wirklich konsequent durchgeführt, so handelt es sich bei ihr um das größte Programm der staatlichen Investitionslenkung, das es jemals in einer marktwirtschaftlichen Ordnung auf deutschem Boden gegeben hat. Ihre Kosten sind natürlich wegen der langen Zeiträume, um die es geht, und ihrer ungeheuer komplexen Wirkungen sehr schwierig abzuschätzen. In einer Welt mit Vollbeschäftigung geht es ja ökonomisch um nicht weniger als die Frage, ob die Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital und Innovationskraft ein Mehr oder ein Weniger an Wertschöpfung erzielen könnten, gäbe es die Energiewende nicht. Es geht also um eine kontrafaktische Frage, und dann auch noch um eine, die nicht die Interpretation der Vergangenheit, sondern die der Zukunft betrifft. Und es geht um die weitere Frage, ob ein etwaiger Verlust an Wertschöpfung dadurch gerechtfertigt werden kann, dass bestimmte ökologische Zielsetzungen auch wirklich erreicht werden. Im Rest dieses Kapitels werden wir versuchen, beide Fragen anzugehen, und zwar im Lichte unserer vorangegangenen Überlegungen zu der relativen Knappheit von Arbeit, Kapital und Innovationskraft. Die erste Frage – die eigentliche Frage nach den ökonomischen Kosten – ist Gegenstand dieses Abschnitts. Die zweite Frage, die in den Bereich der Sozialphilosophie hineinreicht, wird im folgenden Abschnitt 2.5 behandelt.

      Zunächst also zu den ökonomischen Kosten. Startpunkt ist die Tatsache, dass die Energiewende vor allem eine massive zusätzliche Kapitalnachfrage schafft: Der Staat subventioniert Investitionen im Bereich der erneuerbaren Energien und finanziert dies mit Besteuerung des Konsums oder, soweit rechtlich möglich, mit öffentlicher Verschuldung. Er trifft dabei, wie wir in Abschnitt 2.2 gesehen haben, in einer Welt sehr niedriger Realzinsen mit großer Wahrscheinlichkeit auf relativ leichte Möglichkeiten der Finanzierung. Verdrängt er private Investitionen, so werden es tendenziell solche sein, die ohnehin keine allzu hohe Rendite aufweisen.103 Die Kosten im Sinne entgangener Sachkapitalbildung in der privaten Wirtschaft und deren direkte Wachstumswirkung werden deshalb durchaus überschaubar sein. Dafür sorgt eben die globale Kapitalschwemme. Vielleicht ist sie sogar ein verdeckter Grund dafür, warum die Energiewende gerade in diesen Jahren zustande kam: Ohne es sich selbst klarzumachen, nutzten öffentliche Entscheidungsträger die Aussicht niedriger Realzinsen, um massive öffentliche Subventionsprogramme ohne allzu starke Verdrängungswirkungen anzuschieben. In den Hochzinsphasen der 1970er- und 1980er-Jahren wäre dies jedenfalls sehr viel schwerer gefallen.

      In gewisser Weise „verführt“ eine Konstellation niedriger Realzinsen zu großen öffentlichen Projekten. Dies bringt eine verstärkte Gefahr der Blasenbildung mit sich, und zwar selbst dann, wenn es, wie in Deutschland ab Ende dieses Jahrzehnts, eine Schuldenbremse für die öffentlichen Haushalte gibt. Denn diese bremst nur den Staat selbst in seiner Funktion als Kredit suchender Investor. Nichts hindert ihn aber daran, durch steuerfinanzierte Subventionsprogramme der privaten Wirtschaft zu erlauben, verstärkt in „grüne“ Projekte zu investieren und sich zu diesem Zweck am Kapitalmarkt zu refinanzieren. Es ist dabei offensichtlich, dass auf diesem Wege – bei mäßig rentablen Projekten – mächtige Kapitalmarktblasen entstehen können. Die Analogie zur staatlichen Förderung der Wohnungsbauprogramme in den Vereinigten Staaten der frühen 2000er-Jahre liegt auf der Hand. Auch damals sorgte der Staat durch Subventionen für eine Aufblähung des Kreditvolumens im privaten Sektor, was dann schließlich nach dem Platzen der Blase 2007/08 zur Weltfinanzkrise führte.104

      Gerade diese Gefahren machen allerdings klar: Der volkswirtschaftliche Engpass der Energiewende liegt offenbar nicht auf der Seite des Kapitalangebots. Weit schwerwiegender ist der Engpass auf der Seite der Innovationskraft. Wir haben gesehen: Sie wird zunehmend knapp. Gerade die Energiewende und ihr enormer infrastruktureller Bedarf verlangen aber nach einem kräftigen Wachstum des technischen Wissens in fast allen Bereichen des Energietransports, der Energiespeicherung und des Energiesparens. Tatsächlich reicht das derzeitige Wissen nicht annähernd aus, um überhaupt vielversprechende Investitionsprojekte zu identifizieren und umzusetzen. Es wird deshalb einer kräftigen Umlenkung nicht nur der Investitionen, sondern vor allem auch der industriellen Forschungskapazität bedürfen, um die neuen Herausforderungen mit den nötigen Innovationen zu meistern. Gerade dies ist ja auch ein Kernpunkt der technologischen Fantasie, die den ökologischen Großprojekten der Energiewende zugrunde liegt. Engagierte Befürworter sprechen deshalb auch sehr gerne von einer „zweiten industriellen Revolution“, was aber doch eine Überhöhung der Vorgänge darstellt, denn an die ungeheuer umwälzende Kraft des Übergangs von der Agrar- zur Industriegesellschaft im Deutschland des 19. Jahrhunderts reicht die künftige Veränderung – bei allem Respekt vor dem Ehrgeiz der Zielsetzungen – nicht annähernd heran.105

      Trotzdem geht es zweifellos um einen gigantischen Kraftakt der Umlenkung von Innovationskraft. Genau an dieser Stelle dürften aber in Deutschland die höchsten volkswirtschaftlichen Kosten der Energiewende liegen. In gewisser Weise wird eine immer kleiner werdende Kohorte von Ingenieuren und Wissenschaftlern in eine bestimmte Richtung der Spezialisierung gelenkt, die sich nicht mehr an Gesichtspunkten des Marktes, sondern – direkt oder indirekt – an politischen Zielvorgaben orientiert. Es geht dabei keineswegs nur um den engen Bereich dessen, was heute schon als Energiewirtschaft firmiert, also – schlagworthaft formuliert – um die Umrüstung von Forschern aus der Kohle-, Öl- und Nukleartechnologie auf die neue Kraftwerkswelt der erneuerbaren Energien. Es geht vielmehr um die überaus breite Palette der Forschungswege, die durch die Investitionslenkung in traditionell energiefernen Branchen des verarbeitenden Gewerbes begünstigt werden. Man denke nur an die Werkstofftechnik zur Isolierung von Häusern, die Entwicklung von energiesparenden Motoren oder die Pflanzenzucht mit Blick auf Biotreibstoff.

      
    „Green Growth“:

    Die Renaissance des Positivismus

    Es ist ein dickes Buch von 630 eng bedruckten Seiten, veröffentlicht im Jahr 2011. Sein Titel: Towards a Green Economy: Pathways to Sustainable Development and Poverty Eradication. Sein Verfasser ist das United Nations Environment Programme (UNEP), eine Art umweltpolitische Unterorganisation der Vereinten Nationen, die 1972 gegründet wurde.

    Das Buch liefert einen Bericht über Nutzen und Kosten einer globalen ökologischen Politik. Die Botschaft, die dabei herauskommt, ist eindeutig und klar: Eine Investition von zwei Prozent des globalen BIP in grüne Technologien lohnt sich, und zwar nicht nur, um die Ressourcen der Welt zu schonen und den Klimawandel zu bremsen, sondern auch, um auf längere Sicht das Wachstum der Weltwirtschaft zu beschleunigen. Also (in den Begriffen des Berichts): „green economy“ statt „brown economy“, das ist nicht nur aus ökologischer, sondern auch aus ökonomischer Sicht eine tolle Sache.

    Wie kommt der Bericht zu diesem Ergebnis? Die Antwort lautet: durch Modellanalysen und Computersimulationen. Das angewandte Modell hat den zeitgemäßen Namen T 21 (T für „threshold“). Es ist ein Weltmodell, das in der langen Tradition der Systemdynamik steht, die unter anderem vom Club of Rome in den frühen 1970er-Jahren entwickelt wurde. Das Hauptverdienst von T 21 ist das systematische Abbilden von Interdependenzen der wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Sektoren auf globaler Ebene. So heißt es jedenfalls in dem Bericht, der ansonsten, was die Struktur des Modells betrifft, erstaunlich wortkarg ist: Weniger als 40 Seiten sind dem Modell gewidmet, bestenfalls zehn davon seiner Mechanik, so gut wie nichts dem analytischen Kern seiner Logik.

    Vieles bleibt deshalb im Dunkeln oder Halbdunkeln. Es lässt sich eigentlich nur aus der Struktur der Ergebnisse und ihrer Kommentierung ermitteln. Daraus ergibt sich folgendes Bild: Eine Politik des „business as usual“, also das schlichte Festhalten an der traditionellen „brown economy“ und deren technologischen Trends, führt mittelfristig in eine Verknappung von Ressourcen, Zerstörung der Umwelt und Erwärmung des Klimas, die auch das Wirtschaftswachstum bremsen – durch steigende Kosten und sinkende Produktivität. Der technische Fortschritt, den es durchaus gibt, ist nicht stark genug, um der üblichen Wirkung des unerbittlichen wirtschaftlichen Ertragsgesetzes erfolgreich entgegenzuwirken. Es kommt langfristig zu Wachstumseinbußen. Ganz anders beim frühen Umschalten auf die „green economy“ durch massive Investitionen in grüne Technologien. Dieses kostet zwar anfangs mehr, sorgt aber mittelfristig durch Effizienzgewinne, Ressourcenschonung und Minderung des Ausstoßes von Treibhausgasen für das Vermeiden von Schäden, deren nachträgliche Beseitigung sehr teuer beziehungsweise technisch gar nicht möglich wäre. Genau hier greift die entscheidende Annahme: Grüne Technologien – einmal massiv gefördert – ziehen eine lange und starke Welle von Lerneffekten nach sich. Diese erlauben es, die Kosten im Bereich der Erzeugung erneuerbarer Energien drastisch zu senken und die Effizienz der Energienutzung drastisch zu steigern. Kurzum: Das Ertragsgesetz der Ökonomie ist in der „green economy“ auf lange Sicht außer Kraft gesetzt, während es in der „brown economy“ seine unbarmherzige Wirkung tut.

    Was sagt uns ein solches Modell? Eigentlich nichts jenseits dessen, was wir mit gesundem Menschenverstand schon wissen: Wenn tatsächlich die Welt des neuen Wissens so asymmetrisch strukturiert ist, dass sie gerade in der grünen Technologie zu wunderbaren Steigerungen der Effizienz führt, dann liegt genau dort der Schlüssel zu einer Art „Perpetuum mobile“ des Wachstums. Gesicherte empirische Evidenz gibt es allerdings zu der behaupteten Asymmetrie nicht. Es ist natürlich legitim, an diese Annahme zu glauben. Es geht dann eben um eine Renaissance des positivistischen Fortschrittsglaubens, wie er im 19. Jahrhundert herrschte – diesmal angewandt auf die Macht der Technik im Bereich der Ökologie. Ebenso legitim ist es aber, einen solchen Glauben zu hinterfragen. Denn die Politik braucht mehr als glaubensbasierte Modelle. Und die Wissenschaft übrigens auch.

      

      Wie stets bei großen industrie- und technologiepolitischen Experimenten handelt es sich bei der Energiewende um eine Art „Wette“: Die Politik behauptet, sie wisse besser als der Markt, wohin die Ressourcen der Gesellschaft strömen sollten. Im Falle der Innovationskraft, dem zentralen Engpass der kommenden Jahrzehnte, ist der Einsatz für diese Wette aber heutzutage besonders hoch. Denn erst nach Jahrzehnten wird sich herausstellen, ob der Staat richtig- oder falschlag, und dann wird die Umlenkung der knappen Innovationskraft längst in anderen vormals innovativen Bereichen der Wirtschaft zu einer Stagnation der Ideenproduktion geführt haben. Die Energiewende erschwert es also dem „Rest der Wirtschaft“, ihre Ideenproduktion wie in der Vergangenheit auf breiter Front fortzuführen. Dies kann für eine klassische Industrienation wie Deutschland bedeuten, dass sie ihre traditionellen Vorteile des Wissens in vielen wichtigen Produktlinien und -branchen nach und nach verliert. Sie wird zu einer Art „Öko-Nation“, mit hervorragender Energiespartechnologie, aber mit weit weniger industrieller Exzellenz in der Breite, wie sie für Deutschland in seiner Wirtschaftsgeschichte charakteristisch war.

      Befürworter der Energiewende in ihrer derzeitigen Form lassen in aller Regel die Knappheit der Innovationskraft als Gefahr für die volkswirtschaftliche Leistungsfähigkeit Deutschlands völlig außer Acht. In der politischen Argumentation wird dabei zumeist implizit unterstellt, die Innovationskraft sei einfach unendlich vermehrbar. In Modellrechnungen zu „green growth“ sorgen regelmäßig spezifische Annahmen für eine Struktur der Ergebnisse, die praktisch das Problem „wegdefiniert“. So unterstellt zum Beispiel ein Modell des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung106, dass die Umstrukturierung der Volkswirtschaft – weg von konventionellen und hin zu „grünen“ Branchen – dafür sorgt, dass die Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt steigt. Dies geschieht im Modell nur deshalb, wie die Verfasser der Studie selbst einräumen, weil in der „grünen“ Branche der Erwerb und die Entwicklung neuen technischen Wissens erheblich schneller erfolgen als im Rest der Wirtschaft. Die Begründung dafür liefert eine behauptete Parallele zum enorm schnellen Produktivitätsfortschritt, der durch Lernprozesse in der Informationstechnologie seit den 1980er-Jahren erzielt wurde.107

      Warum diese Parallele bestehen sollte, bleibt völlig offen und empirisch unbelegt. Sie resultiert wohl allein aus einer Vermutung, dass eine „neue“ Branche mehr oder weniger automatisch einen überaus schnellen Lernprozess durchläuft. Es kann deshalb überhaupt nicht überraschen, dass das Modell des Potsdam-Instituts zum Ergebnis kommt, dass die Energiewende zu einer kraftvollen Wachstumsbeschleunigung führt – eben „green growth“. Mehr als das: Aus dem Modell ergeben sich sogar zwingend Argumente für eine noch stärkere Beschleunigung des Weges in die Öko-Gesellschaft, als dies die Energiewende in ihrer jetzigen Form vorsieht. Auch das ist logisch: Wer unbegrenzte Lerneffekte durch Industrie- und Technologiepolitik in die Modelle implantiert, der kommt schnell zu dem Schluss, dass man gar nicht genug davon bekommen kann. Ohne ein ökonomisches Ertragsgesetz, das die Lerneffekte bei zunehmendem Einsatz der Lenkungsinstrumente bremst, verspricht ein Mehr davon einen größeren Wohlstand.108 Dabei ist das Modell des Potsdam-Instituts kein Einzelfall: Bei Modellen anderer Forschungseinrichtungen mag sich der Mechanismus des Produktivitätsgewinns im Detail davon unterscheiden. Die Ergebnisse werden aber stets maßgeblich getrieben von Annahmen, die eine systematische Verzerrung des Wachstums der Wertschöpfung pro Arbeitseinsatz zugunsten ökologisch orientierter Produktion enthalten und ohne substanziellen empirischen Rückhalt gesetzt werden.109

      Eine solche Modellphilosophie ist natürlich völlig legitim. Als ökonomische Beweisführung ist sie allerdings nicht akzeptabel. Tatsache ist eben, dass wir sehr wenig über die Effizienz der Forschung sowie die Geschwindigkeit und Breite der Lernprozesse in verschiedenen Branchen und Produktionslinien wissen. Sicherlich gab es historische Zeiten und Beispiele, in denen im Nachhinein festzustellen war, dass die technologische Entwicklung ungeheuer dynamisch verlief und volkswirtschaftlich weit ausstrahlte. Dies gilt gerade für jenes neue Wissen, das – einmal entstanden – zur „general purpose technology“ wurde und praktisch alle Branchen durchdrang.110 Der elektrische Strom und die Mikroelektronik sind dafür herausragende Beispiele. Im besten Fall lässt sich für eine Nachwende-Energietechnik sagen, dass wir heute noch nicht wissen, ob sie entsprechende Qualitäten einer „general purpose technology“ mitbringt. Allein dies spricht für eine gewisse Skepsis gegenüber positivistischen Hoffnungen auf ein „green growth“. Bei realistischer Betrachtung ist das Bild wahrscheinlich aber noch weniger ermutigend: Denn bei den großen „general purpose technologies“ der Wirtschaftsgeschichte ging es typischerweise um „offensive“ Innovationen, die das Tor zu einer völlig neuen Produktpalette eröffneten – zum Beispiel beim elektrischen Strom der Weg zur Vollausstattung mit Haushaltsgeräten, beim Verbrennungsmotor der Weg zur Massenmotorisierung, bei der Mikroelektronik der Weg zur räumlichen Informationsverdichtung und weiträumigen Vernetzung. Nichts dergleichen gibt es in den meisten anderen Branchen.

      
    „General Purpose Technology“?

    Die Energiewende auf dem Prüfstand

    Technischer Fortschritt verändert die Welt. Aber er tut dies in aller Regel nur inkrementell: hier eine kleine Verbesserung der Produktqualität, dort eine leichte Anpassung des Produktionsverfahrens. Der Alltag des technologischen Wandels ist deshalb eher undramatisch. Er gleicht dem Prozess der Evolution. Gelegentlich kommt es allerdings doch zu ganz grundlegenden Veränderungen. Im Nachhinein erscheinen diese als große revolutionäre Brüche, die weite Bereiche der Volkswirtschaft erfassen und zu einem tief greifenden Strukturwandel führen, der Jahrzehnte dauern kann. Anschließend ist die Produkt- und Prozesswelt dann aber kaum mehr wiederzuerkennen.

    Für die Wirtschaftshistoriker ist es relativ einfach, solche Brüche in der Geschichte auszumachen: Die eigentliche industrielle Revolution war einer davon – durch die Einführung der Dampfmaschinen und der mechanisch-maschinellen Produktionsanlagen zunächst in der britischen Textil- und Bekleidungsindustrie, später dann im breiten Spektrum aller Branchen des verarbeitenden Gewerbes in den heutigen Industrieländern. Ein Beispiel des frühen 20. Jahrhunderts ist die Nutzung des elektrischen Stroms, ein aktuelles Beispiel die umfassende Anwendung der Mikroelektronik von der Informationstechnologie bis zur Digitalisierung industrieller Fertigungsprozesse. „General Purpose Technology“ (GPT): So werden die Technologien genannt, um die es geht. Der Begriff wurde erstmals in der modernen Wirtschaftstheorie in den 1990er-Jahren konzeptionell präzisiert. Einigkeit herrscht dabei, dass eine GPT vier typische Charakteristika aufweist: großes Potenzial für Verbesserungen, viele unterschiedliche Anwendungen, starke Komplementarität zu anderen Technologien und breite Anwendbarkeit in weiten Teilen der Wirtschaft. Alle vier zusammen sorgen für jene Allgegenwart der Technologie, die erst die Welt erkennbar transformiert und sich in fast allen Kennzahlen der wirtschaftlichen Leistungskraft niederschlägt.

    Die Frage ist heute: Schafft die staatlich forcierte Energiewende eine neue GPT? Befürworter glauben dies, aber ein nüchterner Blick macht doch eher skeptisch. Der Vergleich mit der Mikroelektronik zeigt, warum dies so ist. Bei dieser Technologie geht es tatsächlich um Wellen von Innovationen, die kaum einen Produktionsprozess der Wirtschaft unberührt lassen. Die Digitalisierung sorgt für eine völlig neue Infrastruktur der Informationsübertragung; und sie ist inzwischen dabei, auch die Produktionstechnik des verarbeitenden Gewerbes umzukrempeln. Das enorme Anwendungspotenzial ergibt sich, wie früher beim Siegeszug des elektrischen Stroms, aus der Allgegenwart einer Technologie, die den technischen Raum der Möglichkeiten auf praktisch allen Produktionsstufen enorm erweitert: vom Analogen ins Digitale. Gerade in der Einfachheit ihrer Grundidee sowie im Fehlen einer Zielrichtung liegt ihr Vorzug: Sie macht alles besser, aber sie tut es „bottom-up“ und nicht „top-down“.

    Die Energiewende funktioniert ganz anders. Sie gibt – top-down – zwei Ziele politisch vor: erneuerbare statt fossiler Energieträger sowie möglichst viel Energie sparen statt verbrauchen. Sie lenkt damit den Fluss der Innovationen um, ohne ihn zu erweitern oder zu vertiefen. Ihr „general purpose“ besteht allein darin, dass alle Branchen der Wirtschaft den politischen Vorgaben folgen sollen. Eine technisch bedingte Allgegenwart ist nicht zu erkennen, zumindest nicht jenseits des normalen Ausmaßes „externer“ Anwendungen, die sich bei fast jeder neuen Technologie ergeben. Sonnen- und Windenergie machen dies deutlich: Sie liefern bestenfalls ein (gesellschaftlich gewünschtes) Substitut für bereits vorhandene fossile Energie; eine wesentlich höhere Leistungsfähigkeit oder eine breite technologische Verknüpfung mit anderen Bereichen der Wirtschaft ist damit nicht verbunden.

    Und noch eines fällt auf: Es hat bisher keinen einzigen historischen Fall einer großen erfolgreichen „General Purpose Technology“ gegeben, die vom Staat auf den Weg gebracht wurde. Wird ausgerechnet die Energiewende der erste sein?

      

      Tatsächlich hat die Energiewende aus Sicht des wirtschaftlichen Wachstums viel eher den Charakter einer „defensiven“ Technologie. Sie stößt keine neuen Türen auf, sondern verändert nur die Eingänge; denn sie versucht, bereits vollständig vorhandene (und funktionierende) Energiequellen durch andere zu ersetzen. Deren Funktionsweise muss erst mühsam entwickelt werden durch massiven Einsatz von Forschung und Entwicklung. Selbst wenn dies gut gelingt, liefern sie vor allem einen Ersatz für das bereits Vorhandene. Sie erschließen dagegen keine völlig neue Produkt- und Verfahrenswelt. Dies ist aus ökonomischer Perspektive auch überhaupt nicht überraschend, denn sie zielen ja gerade nicht auf eine Maximierung der Wertschöpfung des Arbeitseinsatzes durch neue Produkte und Verfahren. Ihr explizites Ziel ist es ja, die Effizienz des Energieeinsatzes zu verbessern, und zwar vor allem mit Blick auf die Minimierung des Ausstoßes an Treibhausgasen. Gerade dazu ist ja die staatliche Umlenkung geschaffen. Die Energiewende ist also ihrem Wesen nach keine Wachstumspolitik, sondern eine Politik der gezielten Strukturänderung. Man muss deshalb schon einige merkwürdige Modellannahmen bemühen, um schließlich doch zu einer Wachstumswirkung für die Wertschöpfung (und das Einkommen) pro Arbeitsplatz zu kommen. Wirklich überzeugend ist dies aber nicht.

      Vielleicht muss es das aber auch nicht sein. Denn manche Befürworter der Energiewende in Deutschland sind durchaus bereit zu konzedieren, dass es sich um eine Politik handelt, die Wachstum kostet und nicht schafft. Sie halten dies aber für gerechtfertigt, um das übergeordnete Ziel zu erreichen, und das heißt: Bremsung des Klimawandels und seiner Folgen für die Menschheit. Die Diskussion rückt damit ein Stück weg von der wirtschaftlichen auf die sozialphilosophische Ebene. Dies ist unvermeidlich, will man rational über die Zukunft einer (vollbeschäftigten) deutschen Wirtschaft nachdenken.

      2.5 Ein Vorbild mit Risiken

      Zunächst gilt es festzuhalten: Das Abbremsen des Klimawandels durch Kontrolle der Treibhausgasemissionen ist seinem Wesen nach ein globales Ziel. Eine nationale oder auch europaweite Energiewende würde also für sich genommen nur dann einen wichtigen Schritt zum Erreichen des Ziels bedeuten, wenn Deutschland beziehungsweise die Europäische Union einen hinreichend großen Anteil des zusätzlichen Ausstoßes an Treibhausgas kontrollieren, das die globale Energiebilanz bestimmt. Genau dies ist nicht der Fall. Schaubild 16 zeigt eine gängige Prognose der CO2-Emissionen bis 2035 für zwei wichtige Ländergruppen der Erde, die OECD-Länder und die Nicht-OECD-Länder, also gewissermaßen die Gruppe der Industrieländer und den Rest der Welt. Das Bild ist eindeutig: Die gewaltige Dynamik der Zunahme ergibt sich aus der Entwicklung in den Schwellenländern. Was die OECD-Länder tun (und damit auch Deutschland und die Europäische Union), hat für sich genommen nur minimalen Einfluss auf das globale Ergebnis.111

      Der Grund für dieses Ergebnis liegt auf der Hand: Die großen Schwellenländer der Welt – China, Indien, Indonesien, Brasilien und andere – werden mit hoher Wahrscheinlichkeit weit schneller wirtschaftlich wachsen als die bereits wohlhabenden Industrieländer. Und da mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung von dieser Wachstumsdynamik betroffen ist, dominiert sie das Gesamtbild. Pointiert formuliert: Der Weg der Schwellenländer in den Wohlstand ist der Weg der Welt in einen global steigenden Energieverbrauch und damit in einen massiven Anstieg der globalen Treibhausgasemissionen. Ein Plädoyer für die Energiewende in Deutschland (und auch in der Europäischen Union) kann sich also nicht auf deren direkte globale Wirkung stützen. Dafür sind Deutschland und Europa einfach zu klein. Genauer gesagt: Sie schrumpfen relativ zum Rest der Welt und werden damit immer kleinere Spieler im Kampf gegen den Klimawandel. Dieser ist eben seinem Wesen nach global und kann deshalb auch nur global bekämpft werden. Hinzu kommt, dass ökologische Alleingänge dieser kleinen Spieler auf längere Sicht zu Standortverlagerungen von emissionsintensiven Industrien führen können. Dieser Effekt – im Fachjargon als „carbon leakage“ bezeichnet – dürfte umso stärker ausfallen, je mehr auf eine starre nationale Regulierung zur Senkung von Treibhausgasen als Instrument der Umweltpolitik zurückgegriffen wird.112

      Kurzum: Es fehlt eine Brücke zwischen der Entscheidung für eine Energiewende auf nationaler oder europäischer Ebene und dem eigentlichen Ziel, dem erfolgreichen Kampf gegen den globalen Klimawandel. Ohne diese Brücke bliebe die Energiewende in Deutschland nicht mehr als die Beruhigung eines ökologischen Gewissens, eine Art ethisches Fundamentalpostulat, das aus moralischen Gründen nicht hinterfragt wird. Dies würde die ökologische Diskussion vollends aus dem Aktionsfeld einer rationalen gesellschaftlichen Diskussion hinausführen und auf eine Art quasi-religiöse Ebene heben. In einer freiheitlichen Gesellschaft wäre dies rundum inakzeptabel. Ein Plädoyer für die Energiewende in Deutschland muss also doch begründen, warum die Entwicklung in der Welt von Deutschland aus maßgeblich zu beeinflussen ist. Infrage kommen dafür zwei Kanäle: der Technologietransfer und die Rolle Deutschlands als Vorbild.

      Zunächst zum Technologietransfer. Es gibt im Grundsatz wohl keinen Dissens darüber, dass es sinnvoll ist, für einen möglichst zügigen Transfer umweltschonender Technologien von Deutschland in schnell wachsende Entwicklungs- und Schwellenländer zu sorgen. In dieser Hinsicht bieten sich hervorragende Möglichkeiten: Praktisch in allen Bereichen der Energietechnologie – vom Kraftwerksbau und -betrieb über die Transportnetze und Speicherkapazitäten bis hin zur Gebäudedämmung – ist Deutschland bereits heute führend in der Welt. Ein groß angelegtes Programm mit dem Ziel, diese Technologien in Entwicklungs- und Schwellenländern zum Einsatz zu bringen, um deren Energie- und Emissionsintensität des wirtschaftlichen Wachstums in den nächsten Jahren zu reduzieren, wäre in der Tat eine der naheliegenden Maßnahmen, um den globalen Zielen näher zu kommen. Genau dies ist inzwischen eine Standardforderung von Umweltökonomen, die zu Recht beklagen, dass Deutschland und Europa sich fast ausschließlich auf die Verbesserung ihrer eigenen Energiebilanzen konzentrieren, statt das globale Bild in den Blick zu nehmen. Dabei erreicht ein Euro an ökologisch motivierten Investitionen in Deutschland nicht annähernd die gleiche klimaschonende Wirkung wie die Investition dieses Euros in Entwicklungs- und Schwellenländern. Der fundamentale Grund dafür ist fast trivial: In einer Welt, die technologisch noch immer in einen „fortgeschrittenen“ und einen „zurückgebliebenen“ Teil zerfällt, sind die zusätzlichen Kosten einer weiteren Verbesserung der Energie- und Klimabilanz im fortgeschrittenen Teil weit höher als im zurückgebliebenen. Der einfache Technologietransfer, sei er kommerziell oder staatlich gefördert, kann deshalb enorm helfen, die Emissionsbilanz der Welt als Ganzes zu verbessern. Genau deshalb wird er von Umweltökonomen regelmäßig gefordert.113
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      Tatsächlich geht es hier um den Kampf gegen eine ganz offensichtliche Ineffizienz. Will man ihn wirklich erfolgreich führen, so müsste die deutsche Klimapolitik ganz anders aussehen als derzeit. Sie müsste ernsthaft versuchen, eine Art Rangordnung aufzustellen, mit welchem Instrument die globale Klimawirkung einer öffentlichen Subvention maximiert wird. Es ist zu vermuten, dass es dabei zu einer massiven Umlenkung der Mittel in den Bereich des Technologietransfers käme. Mehr als das: Es käme wohl auch zu einer völligen Umorientierung der energiepolitischen Prioritäten, und zwar gerade weg von einer (schnellen oder forcierten) Energiewende. Der Grund dafür: Deutschland hat über Jahrzehnte in fast allen Bereichen der Energietechnik eine hervorragende Expertise aufgebaut – von Kohle-, Öl-, Erdgas- und Kernkraftwerken bis zu Wind- und Solarenergie. Genau in dieser Breite werden auch – global betrachtet – die künftigen Kapazitäten der Energiewirtschaft in den großen, schnell wachsenden Schwellenländern aufgebaut. Für die nächste Generation der Entwicklung (sagen wir: die nächsten 30 bis 40 Jahre) wird es entscheidend sein, wie klimafreundlich (und bei der Kernkraft: wie sicher!) dieser Kraftwerkspark sein wird. Es ist deshalb aus globaler Sicht überhaupt nicht rational, wenn Deutschland sich in der Zukunft extrem stark auf regenerative Energieproduktion konzentriert, aus der Kernkraft aussteigt und Verbesserungen in der Technik der Kohlekraftwerke vernachlässigt. Denn gerade diese Technik wird in der Entwicklung der (kohlereichen) Giganten China und Indien voraussehbar eine große Rolle spielen.

      Dahinter steht eine Art Gesetzmäßigkeit, die sich mit etwas Mut zur Abstraktion aus der Wirtschafts- und Technikgeschichte ableiten lässt. Sie lautet: Ökonomisch nutzbare Technologien entwickeln sich kontinuierlich, evolutionär und mit durchaus starker räumlicher Konzentration.114 Sie sind, im Jargon der Ökonomen gesprochen, pfadabhängig. Es erscheint deshalb wirtschaftlich außerordentlich vernünftig, die Entwicklung nicht dramatischen Brüchen und Umlenkungen auszusetzen. Denn sonst besteht die Gefahr, dass die einmal vorhandene Expertise vollständig abstirbt, sobald sie einen gewissen Schwellenwert unterschreitet. Die Erfahrung der ehemals planwirtschaftlichen Länder Europas vor dem Fall des Eisernen Vorhangs Ende der 1980er-Jahre ist ein gutes, wenn auch extremes Beispiel dafür. Jedenfalls war das Ergebnis, dass es bis heute nirgends in Mitteleuropa (und auch nicht in Ostdeutschland) gelungen ist, an die alte wirtschaftliche Stärke kapitalistischer Vorkriegszeiten anzuknüpfen.115 Insofern steht auch eine sehr stark lenkende Energiepolitik in der Gefahr, über lange Zeit gewachsene Stärken der Innovationskraft auszuhöhlen und dafür zwar neue, aber hoch spezialisierte zu schaffen.

      Mit Blick auf die Klimaziele ließe sich eine solche Politik eigentlich nur rechtfertigen, wenn sie mit dem Willen und dem Ziel erfolgt, dass andere Industrieländer ihr eben nicht folgen. Dann nämlich mag man sie interpretieren als eine Art optimales internationales Spezialisierungsmuster, in dem jedes einzelne Industrieland sich auf den Transfer jener Technologie konzentriert, die es aufgrund seiner Expertise besonders gut beherrscht, sagen wir: Frankreich auf die Kernenergie, Deutschland auf erneuerbare Energien, Großbritannien vielleicht auf die Kohle. Tatsächlich könnte dies das Endergebnis einer Entwicklung sein, die gerade nicht eine uniforme europäische Energiepolitik hervorbringt, sondern ein durch den Weltmarkt bestimmtes differenziertes Bild. Allerdings würde sich auch dann die Frage stellen, ob die politische Entscheidung wirklich die ökonomischen und technologischen Realitäten widerspiegelt. Zumindest heute ist keineswegs klar, dass Deutschland im Bereich der Nuklear- und Kohlekraftwerkstechnologie hinter Frankreich beziehungsweise Großbritannien zurückhängt. Sollte dies irgendwann in der Zukunft der Fall sein, so ist es dann die Konsequenz politischer Weichenstellungen und nicht wirtschaftlich rationaler Anpassungen. Im Übrigen bleibt die Frage, ob es nicht gerade im Bereich der Energietechnik für den globalen Wettbewerb sehr wichtig ist, dass sich relativ viele Konkurrenten in einzelnen Sparten tummeln; denn die Branche hat wegen des technischen und ökonomischen Gewichts von Größenvorteilen eine gewisse Neigung dazu, in monopolistische Strukturen abzurutschen.

      In jedem Fall ist eines klar: Die derzeitige Energiepolitik in Deutschland hat ohnehin nicht zum Ziel, eine optimale technologische Arbeitsteilung der Industrieländer in den Weltmärkten zu erreichen. Insofern sind Folgen dieser Art eher als zufälliges Nebenergebnis denn als Ziel einer durchdachten Strategie zu interpretieren. Das Gleiche gilt für den Technologietransfer in Schwellen- und Entwicklungsländer. Er hat bei der bisherigen energiepolitischen Diskussion nur eine untergeordnete Rolle gespielt. Im Vordergrund steht stattdessen ganz eindeutig die Vorstellung, dass Deutschland in der Welt möglichst schnell mit gutem Beispiel vorangehen müsse – als vorbildlicher Orientierungspunkt für die künftige Entwicklung in anderen Ländern. Ein Vorbild, das ist zunächst eine moralische oder erzieherische Kategorie. Ihr wird häufig noch eine wirtschaftliche als Kräftigung beigegeben. Sie lautet: Sobald irgendwann die Entwicklungs- und Schwellenländer dem Vorbild folgen, wird Deutschland bereits in jenen Zukunftstechnologien eine Führungsrolle einnehmen, die dann weltweit maßgebend sind – und dies wird seine Prosperität steigern. Auf sehr lange Sicht gibt es also wieder einen Gleichklang zwischen moralischen Argumenten des guten Beispiels und den ökonomischen Argumenten der vorausschauenden Technologie- und Industriepolitik.

      So weit im Wesentlichen die gängige Interpretation der Lage, wie sie engagierte Befürworter der Energiewende vertreten. Sie liefert – jenseits von „green growth“ – wohl das eigentlich fundamentale Plädoyer für die ambitionierteste Industrie- und Technologiepolitik, die es bisher in der Geschichte der Marktwirtschaft in Deutschland gegeben hat. Sie läuft auf eine neue Definition des deutschen Wirtschaftssystems hinaus: Nicht mehr „soziale Marktwirtschaft“, sondern „ökologische und soziale Marktwirtschaft“, wie ja ihre Verfechter gerne betonen. Nimmt man sie in ihrem Anspruch ernst, so bedeutet sie eigentlich in zentralen Punkten das Ende der sozialen Marktwirtschaft – und nicht nur ihre Ergänzung um eine zusätzliche ökologische Ordnungskomponente. Um die Tragweite des Plädoyers zu ermessen, müssen wir im Folgenden einen kleinen Ausflug auf die sozialphilosophische Ebene der Diskussion unternehmen.

      Erinnern wir uns: Der zentrale Grund für die Überlegenheit einer Marktwirtschaft gegenüber einer umfassenden staatlichen Lenkung liegt in dem, was Friedrich Hayek treffend die „Anmaßung des Wissens“ genannt hat.116 Das Preissystem einer Marktwirtschaft dient dazu, die relative Knappheit der Waren und Dienstleistungen in einer Volkswirtschaft anzuzeigen. Damit werden Signale gesetzt für den effizienten Einsatz der Ressourcen: Billiges wird mehr nachgefragt und weniger produziert, Teures wird mehr produziert und weniger nachgefragt. Dies führt zu dem, was Ökonomen im Fachjargon eine „effiziente Allokation der Ressourcen“ nennen. Das ist ein statischer Aspekt, der wichtig genug ist, wie die geradezu grotesken Auswüchse der Ineffizienz der real existierenden Planwirtschaften in der Vergangenheit (und heute noch in Kuba und vor allem Nordkorea) zeigen. Langfristig noch viel wichtiger ist allerdings der dynamische Aspekt, also die Lenkung der Entstehung neuen Wissens durch das Preissystem: Dort, wo es sich aufgrund hoher Preise lohnt, wird mehr geforscht und deshalb auch mehr entdeckt als dort, wo die Preise niedrig sind. Wer die Lenkung seiner Innovationskraft von diesen Preissignalen abschottet, der läuft Gefahr, einen Blindflug der Forschung in Gang zu setzen. Auf lange Sicht kann dies eine Wirtschaft fast ihre gesamte industrielle Innovationskraft kosten, und zwar nicht, weil ihre Forscher und Ingenieure schlecht arbeiten, sondern weil sie die völlig falschen Signale erhalten. In der Tat spricht die Erfahrung mit Ostdeutschland und den postsozialistischen Ländern nach 1990 nachdrücklich dafür, dass der (dynamische) Verlust an Innovationskraft den viel größeren Flurschaden darstellt als die (statische) Ineffizienz, die relativ leicht zu korrigieren ist.117

      Zurück zur Energiewende. Auch sie setzt massive Anreize zum Einsatz der (knappen) Innovationskraft. Man kann sogar sagen: Genau darin liegt ihr eigentlicher Zweck. Anders als die Planwirtschaft lässt sie im Grundsatz die Funktionsweise des Preissystems intakt. Sie führt aber durch Einsatz weitreichender Lenkungsinstrumente die Forschung und die Kapitalbildung in eine wohldefinierte Richtung, die der Staat vorgibt. Implizite Annahme ist dabei, dass der Staat eindeutig besser weiß, wie die wahren Werte der globalen Ressourcen aussehen, die Eingang in die wirtschaftlichen Rechnungen finden. Dies gilt insbesondere für ihren Wert in der fernen Zukunft, also jenem Zeithorizont, in den normalerweise privatwirtschaftliche Kostenkalküle überhaupt nicht vordringen. Tatsächlich ist ja die Energiewende letztlich motiviert durch eine implizite, überaus langfristige Abschätzung dessen, was die heutige Aktivität der Wirtschaft an morgigem Nutzen und Schaden hinterlässt. Der Staat agiert als eine Art Treuhänder des Gesellschaftsvermögens: Er verwaltet das Erbe der Zukunft und stellt die Weichen heute, um die Welt morgen zu optimieren, und zwar ethisch und ökonomisch.

      So weit, so richtig und nachvollziehbar. Die zentralen Fragen sind allerdings: Woher nimmt der Staat sein Wissen? Wie zuverlässig ist dieses Wissen? Und wie weit darf der Staat in einer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft in der Lenkung des Verhaltens der Menschen gehen? Was die Quelle des Wissens betrifft, herrscht heutzutage Einigkeit: Die einzige akzeptable Quelle ist die Wissenschaft, also jene Gemeinschaft von Forschern, die nach professionell anerkannten Methoden der Wahrheitssuche vorgehen und ihre Ergebnisse offen zur Diskussion stellen. Damit ist aber schon von vornherein klar, dass es in vielen relevanten Fragen – mangels Einigkeit der Wissenschaftler – keine sicheren Erkenntnisse geben wird. Dies gilt generell, aber es gilt vor allem für Fragen der Industrie- und Technologiepolitik, denn diese betreffen ja selbst Veränderungen von Technik und Lebensbedingungen in der Zukunft, die wir nicht genau kennen; und es gilt a fortiori für Fragen der langfristigen Wirtschaftsentwicklung und des Klimawandels über sehr lange Zeiträume von ein, zwei, drei oder noch mehr Generationen.

      Umso dringlicher ist deshalb die Frage des Grades an Verlässlichkeit der Forschungsergebnisse. In dieser Hinsicht hat die Klimaforschung, wie sie durch das Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) repräsentiert wird, bisher einen überaus hohen Grad für sich beansprucht. Dies gilt zumindest für ihre zentralen Aussagen, was die Veränderung der globalen Durchschnittstemperaturen und deren Konsequenzen betrifft.118 Dieser Anspruch gerät indes zunehmend in die Kritik, und zwar vor allem aus zwei Richtungen. Zum einen sorgen neuere Forschungen von Astrophysikern für Zweifel, dass der Anteil der anthropogenen Einflüsse auf das Weltklima so stark ist, wie das IPCC bisher angenommen hat; sie deuten eher darauf hin, dass der Temperaturtrend aufgrund einer bevorstehenden Abschwächung der Sonneneinstrahlung in den kommenden Jahrzehnten nach unten zeigt und damit den anthropogen verursachten Erwärmungseffekt voll oder sogar überkompensiert.119 Zum anderen gibt es Klimaforscher, die den globalen Temperaturtrend für eine wenig bedeutende Größe halten, was die Veränderung der Lebensbedingungen in größeren Lebensräumen der Menschen betrifft; für viel wichtiger halten sie regionale Veränderungen, die bisher wenig erforscht sind und weitgehend unabhängig vom globalen Trend ausfallen.120 Weitere Ansätze der Kritik konzentrieren sich auf die Qualität der Klimasimulationsmodelle, die den Aussagen des IPCC zugrunde liegen.

      Diese Kontroversen sind, wenn überhaupt, nur von Spezialisten zu entscheiden. Es wäre unrealistisch zu erwarten, dass in dieser Hinsicht in den nächsten Jahren ein wissenschaftlicher Konsens entsteht. Die Diskussion der letzten Jahre hat eher das Gegenteil indiziert: Je mehr geforscht wird, umso größere Fragezeichen tauchen auf. Dies kann eigentlich nicht überraschen, spiegelt es doch ein Phänomen wider, das sich in vielen Bereichen der Wissenschaft abzeichnet. Allerdings sind die Ergebnisse der meisten Forschungsfelder – anders als bei der Klimaforschung – eben nicht von so großer politischer Bedeutung, dass dies in der Öffentlichkeit sonderlich auffallen oder stören würde. Was ist aber in einer solchen Situation die richtige Strategie für die Energiepolitik? In Deutschland lautet darauf häufig die Antwort, dass gerade die Fortdauer der Unsicherheit eine Energiewende verlangt. Denn es könne ja, wenn es dann nicht so schlimm kommt, nicht falsch gewesen sein, im Rahmen einer klugen Strategie der Vorsicht schon einmal das Nötige getan zu haben, um das Schlimmste zu verhindern. Man schließt eben eine Art Versicherung ab, um für alles gewappnet zu sein, und man ist gesellschaftlich bereit, eine gewisse Prämie für diese Versicherung zu zahlen.121

      So weit die typische Argumentation. In der Tat ist „kluge Vorsicht“ als grundsätzliche politische Richtschnur kaum zu beanstanden. Tatsächlich spricht vieles dafür, sie in weiten Bereichen der Politik unter Unsicherheit zur grundsätzlichen Leitlinie zu erheben. Es stellt sich allerdings die Frage, ob ausgerechnet der deutsche Weg der Energiewende einer solchen Politik der klugen Vorsicht entspricht. Denn prima facie bedeutet diese, dass man sich Optionen offenhält und es vermeidet, sich endgültig und unwiderruflich festzulegen. Dies gilt insbesondere in der Technologie- und Industriepolitik, die Pfadabhängigkeiten schafft und spätere Notausgänge erschwert. Die Problematik der Situation lässt sich am einfachsten verdeutlichen, wenn man um des Argumentes willen einmal unterstellt, die Astrophysiker hätten mit ihrer Abkühlungsthese durch Abnahme der Solaraktivität recht; es würde also, sagen wir, um das Jahr 2030 immer deutlicher, dass es im 21. Jahrhundert auch ohne besondere Anstrengungen möglich ist, die globale Erwärmung auf zwei Grad oder gar noch weniger zu beschränken. Wie steht dann die heutige Energiewende in Deutschland als Vorsichtsstrategie da?

      Die Antwort lautet: sehr schlecht. Dafür gibt es im Wesentlichen zwei Gründe: Zum einen ist Deutschland zu diesem Zeitpunkt, was die energiepolitische Struktur betrifft, längst festgelegt. Eine Rückkehr zu anderen technologischen Schwerpunkten ist schwierig: Die Kernkraftwerke sind abgeschaltet und sogar schon demontiert, die technische Weiterentwicklung der Kohle- und Gaskraftwerke ist ad acta gelegt, die riesige Infrastruktur für erneuerbare Energien errichtet oder im fortgeschrittenen Planungsprozess. Eine Rückkehr zu fossilen Energiequellen, wollte man sie versuchen, würde heißen: massive Abschreibung eines mit Mühe und hohen Kosten aufgebauten Kapitalbestands. Wichtiger noch: Sie würde an dem Mangel an Forschungskapazität und Fachpersonal scheitern. Infrage käme letztlich nur der komplette Import der Technologie. Kurzum: Gerade die starke Festlegung der Forschung auf einen einzigen Weg führt zu einem „locking-in“. Je nach der Preisentwicklung der verschiedenen Energieformen kann dies sehr weitreichende wirtschaftliche Folgen haben.

      Ökonomisch wichtiger ist aber noch ein zweiter Effekt: Deutschland verliert in einer solchen Situation seine Rolle als Vorbild und Vorreiter. Andere Länder, die sich eben nicht so früh festlegen – und das sind wahrscheinlich große Teile der Welt –, werden energiepolitisch ganz andere Wege gehen. Der erhoffte Vorsprung in der Avantgarde-Technologie kommt nicht zustande. Im Gegenteil, Deutschland bleibt energiepolitisch relativ isoliert, und die erwarteten Wachstumspotenziale für gute Auslandsgeschäfte verflüchtigen sich. Kurzum: eine miserable Bilanz eines technologie- und industriepolitischen Großexperiments. Das ähnelt dann doch dem Fiasko der Planwirtschaft zu früheren Zeiten, als die Planer der sozialistischen Politbürokratie bestimmte Branchen zur massiven staatlichen Förderung auswählten und in der Folge völlig am Weltmarkt vorbeiforschten und -produzierten. Als extremes Beispiel mag die sowjetische Raketentechnologie der 60er-Jahre dienen: Sie war im weltweiten Maßstab alles andere als schlecht, half aber dem Land nicht, sich in der Breite weiterzuentwickeln.

      Natürlich ist dies ein Negativszenario, das nicht eintreten muss. Aber es genügt eine gewisse Wahrscheinlichkeit, dass es so kommt, um die vermeintlich kluge Vorsichtsstrategie als das zu entlarven, was sie ist: eine gezielte Risikostrategie. Denn sie setzt gerade nicht auf ein breites Portfolio von Optionen, das sich Deutschland mit seinem hohen technischen Standard in der Energieversorgung bewahren könnte. Sie setzt stattdessen auf eine einzige Option, die erfolgreich sein kann, aber nicht sein muss. Dies hat eher den Charakter einer Wette mit hohem Einsatz auf einen bestimmten Ausgang der Wirtschafts-, Klima- und Energiegeschichte im 21. Jahrhundert. Man ist sich anscheinend seiner Sache so sicher, dass man glaubt, auf alternative Optionen verzichten zu können.

      Es dürfte auch klar sein, dass eine solche Strategie mit den Grundideen der sozialen Marktwirtschaft sehr wenig zu tun hat. Sie stellt insofern durchaus eine gezielte Abwendung von der traditionellen Philosophie unseres Wirtschaftssystems dar. Zwar ist es schwierig zu mutmaßen, was die ordoliberalen Väter der sozialen Marktwirtschaft wie Ludwig Erhard, Walter Eucken und Wilhelm Röpke zu einer Politik gesagt hätten, die sich mit einer globalen Herausforderung auseinandersetzt, von der sie zu ihren Lebzeiten noch nichts ahnen konnten. Gleichwohl ist doch zweierlei offensichtlich: Die Anmaßung des Wissens, die sich der Staat erlaubt, steht in krassem Widerspruch zu einer ordoliberalen Grundhaltung, die auf den „Markt als Entdeckungsverfahren“ (Hayek) setzt; und eine massive Subventionierung erneuerbarer Energien mit starker Lenkungswirkung des technischen Fortschritts passt überhaupt nicht in das, was der Ordoliberalismus als sinnvolle Rahmenbedingungen für die marktwirtschaftliche Entwicklung ansieht.

      Auch was die breitere sozialphilosophische Einordnung betrifft, verlässt die Energiewende und die damit verbundene Industriepolitik den tradierten Boden unseres Gesellschaftssystems. Bis dahin dominierte in der zunächst west- und dann gesamtdeutschen Wirtschaftsgeschichte seit den 1950er-Jahren im Allgemeinen eine Politik im Geiste eines kritischen Rationalismus, wie ihn Karl Popper oder Hans Albert vertraten.122 Ihre Stichworte lauten: „piecemeal engineering“, „trial and error“, Lernen aus Irrtümern in möglichst fehlerfreundlichen Systemen, also insgesamt eine evolutionäre Fortentwicklung des Wissens und seiner gesellschaftlichen Umsetzung. Es ist eine Philosophie, die stark der Aufklärung verpflichtet ist, aber stets die Grenzen des Wissens und die Fehlbarkeit menschlicher Entscheidungen betont. Die Energiewende steht dagegen viel stärker in der Tradition der radikalen Umwälzung, des „großen Sprungs nach vorn“, der von einer vermeintlich höheren Erkenntnis getragen wird. Es geht deshalb um viel mehr als den Streit um einen konkreten Maßnahmenkatalog der Politik. Zur Diskussion steht in gewisser Weise die philosophische Grundlage, auf der Politik in Deutschland überhaupt betrieben wird.

      All dies ließe eigentlich erwarten, dass die öffentliche Debatte um die Industriepolitik nach der Energiewende intensiv, lange und tief greifend geführt werden müsste. Denn sie betrifft Grundsätzliches, das weit in die Zukunft reicht, genauso wie die großen Auseinandersetzungen, die über die wirtschaftliche Ausrichtung der Bundesrepublik Deutschland in den 1950er-Jahren und mit dem Aufleben des Marxismus an den deutschen Universitäten in den frühen 1970er-Jahren stattfanden. Dazwischen lagen Phasen, die eher der Lösung pragmatischer Aufgaben gewidmet waren: in den 1960er-Jahren der Auf- und Ausbau eines Instrumentariums der konjunkturellen Globalsteuerung und der infrastrukturellen Gemeinschaftsaufgaben, in den späteren 1970er- und den 1980er-Jahren die Anpassung an gestiegene Energiepreise, in den 1990er- und 2000er-Jahren der Aufbau Ost und die Reformagenda, die sich im Zuge der Globalisierung eröffnete. Erst heute geht es wirklich wieder um eine ordnungspolitische Grundfrage ersten Ranges. Es ist deshalb merkwürdig, dass die öffentliche Diskussion über die Industriepolitik nach der Energiewende bisher eine so bescheidene Rolle spielt. Offenbar gibt es längst eine Art schleichenden Konsens, der diese Politik trägt – ohne Rückfragen, was deren tiefere Grundlage betrifft.

      Es ist nicht leicht zu erklären, warum dies so ist. Mit Blick auf die Kernkraft spielt sicherlich die Katastrophe von Fukushima eine wichtige Rolle – allerdings mehr als letzter Anlass in einem sozialen Klima, das schon lange durch eine überaus kritische Haltung gegenüber der Nukleartechnologie geprägt war. Was die Energiepolitik insgesamt betrifft, kommen möglicherweise mehrere gesellschaftliche Gründe zusammen. Aus ökonomischer Sicht fällt auf, dass die Idee der Energiewende ihren ersten großen Höhepunkt um die Jahrtausendwende erreichte, als es überhaupt keine wirklich spürbaren Knappheiten an Kapital und Arbeit sowie Innovationskraft gab. Die Zinsen waren niedrig, und es herrschte noch immer hohe Arbeitslosigkeit, selbst unter gut ausgebildeten Erwerbspersonen (zum Beispiel unter Ingenieuren, wie Schaubild 14 zeigt). Kaum jemand kam auf den Gedanken, zu vermuten, es könne irgendwann eine harte Konkurrenz um Innovationskraft geben. Tatsächlich ist dies auch heute noch die vorherrschende Stimmungslage. Gleichzeitig deuteten die Beobachtungen zum Klimawandel bis in die späten 1990er-Jahre auf einen überaus schnellen weltweiten Temperaturanstieg hin. Der scheinbaren Abundanz der menschlichen Innovationskraft stand für einige Jahre die globale Herausforderung in besonders greifbarer Dramatik gegenüber, eine ideale Konstellation, um weitreichende politische Entscheidungen in Richtung radikaler Veränderungen durchzusetzen.

      Es bleibt das Rätsel, warum gerade Deutschland, was die Energiewende betrifft, viel weiter ging als fast alle anderen Industrienationen. Zu ähnlich waren nämlich über einen langen Zeitraum die wirtschaftlichen Grunddaten im internationalen Vergleich, als dass sie den deutschen „Sonderweg“ plausibel machen könnten. So ist eine Erklärung ohne Rückgriff auf das geistige Klima im Land kaum möglich. Eine wichtige Rolle spielt dabei sicherlich die lange Tradition des Idealismus, der in der deutschen Geschichte zumindest phasenweise die nüchternen politischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte in den Hintergrund treten lässt. Blickt man mit kaltem rationalem Blick auf die Energiewende und ihre zugehörige Industriepolitik, so bleibt wirklich wenig an Substanz übrig: Für das Erreichen des globalen Klimaziels ist Deutschland zu klein; die Kosten an Umlenkung von Kapital und vor allem Innovationskraft sind hoch; die Erträge der Umlenkung sind ungewiss. Und schließlich: Ein vorsichtigerer, international koordinierter Weg wäre durchaus denkbar. Vor allem: Ein Offenlassen von Optionen heißt keineswegs, dass zu einem späteren Zeitpunkt nicht doch noch ein Umsteuern möglich wäre. Aber diese Zeit möchte man sich nicht geben, und zwar aus einem tieferen moralischen Empfinden heraus, dass dies unverantwortlich oder gar zynisch sei.

      Vielleicht ist es gerade diese Idee der Zeit beziehungsweise ihres Fehlens, die den psychologischen Schlüssel zur Erklärung der öffentlichen Meinung liefert. Für die Wirtschaftswissenschaft gehört es zu den professionellen Selbstverständlichkeiten, zu prüfen, wann der optimale Zeitpunkt für bestimmte Maßnahmen ist. Dieser hängt typischerweise von einer Fülle von Parametern ab, über die sich – akademisch und politisch – streiten lässt. Ob und wann eine bestimmte Maßnahme sinnvoll ist, wird damit zu einer grundsätzlich pragmatischen Frage. Wichtig ist dabei: Etwas Gutes tun zu wollen impliziert keineswegs, es unbedingt gleich tun zu müssen. Denn unter Maßgabe der Gesamtkonstellation mag es richtig sein, damit zu warten. Dafür kann es viele Gründe geben: die Dringlichkeit anderer „guter“ Dinge; die Wirkungslosigkeit der Maßnahme zum Erreichen des gewünschten Ziels; die Erwartung neuen Wissens, das in der Zukunft die gesellschaftlichen Kosten der Maßnahme deutlich senkt. Aus Sicht des Ökonomen ist die genaue Abwägung der Datenlage deshalb ein Gebot der Verantwortungsethik und eine etwaige Entscheidung gegen sofortiges Handeln alles andere als Zynismus. Im Gegenteil, es ist das „überhastete“ genauso wie das „verschlafene“ Handeln, das es aus gesellschaftlicher Verantwortung zu vermeiden gilt.

      Diese betont realistische Position der Ökonomie ist für eine Gesellschaft mit idealistischer Grundhaltung offenbar sehr schwer zu ertragen. Ihr wird schnell die Vorhaltung gemacht, sie sei verantwortungslos oder zynisch, mindestens aber blauäugig oder naiv. Dies gilt vor allem für sehr langfristige Weichenstellungen in einer Gesellschaft, denn diese lassen sich eben schwer in ein unstrittiges Datenkorsett zwängen. Es gibt deshalb großen Spielraum für alle möglichen Szenarien, von der apokalyptischen Großkatastrophe bis hin zur völligen Harmlosigkeit der Entwicklung. Die Frage des Klimawandels ist in dieser Hinsicht ein geradezu idealer Kandidat für alle möglichen Spekulationen, deren Wahrheitsgehalt ja erst in ein, zwei oder drei Generationen zum Test anstehen wird. Bis dahin sind fast alle Kombattanten an der öffentlichen Diskussion mindestens im Ruhestand, wenn nicht gar längst tot. Die Folge: Man kann ziemlich ungestraft gewagte Hypothesen formulieren, gleichgültig in welche Richtung sie zielen.

      Eigentlich ist diese Situation der Unsicherheit, was Prognosen oder Szenarien betrifft, ihrem Wesen nach symmetrisch. Tief pessimistisch-düstere und tief optimistisch-heitere Prognosen sollten sich vom intellektuellen Angebot her die Waage halten. Dem ist aber nicht so – zumindest in einer Gesellschaft, die zum Idealismus neigt. Denn die Nachfrage nach dem Negativen ist viel stärker, weil sie eben die Grundlage für einen akuten Handlungsbedarf schafft, den der Idealismus sucht. Dies hat weitreichende Konsequenzen: Jene Wissenschaften, die zu nüchterner Abwägung neigen – allen voran die Wirtschaftswissenschaft –, ziehen sich eher aus dieser Diskussion zurück, weil die Nachfrage für ihre Sicht nicht sonderlich groß ist. Auch innerhalb der verschiedenen Wissenschaftszweige gibt es eine Art „selection bias“: Jene Forscher, die zu einer eher pessimistisch-düsteren Sichtweise neigen, haben einen größeren Anreiz, sich zu Wort zu melden, als die Vertreter einer optimistischeren Sicht. Diese widmen sich anderen Themen, die weniger politisiert sind und sich für apokalyptische Szenarien weniger eignen. Denn wer lässt sich schon gerne öffentlich als Zyniker abstempeln?

      
    Deutscher Sonderweg:

    Hat sich unsere Staatsphilosophie verändert?

    Im September 1989, zwei Monate vor dem Mauerfall, wurde die Bundesrepublik Deutschland 40 Jahre alt. Im Vorgriff auf dieses Ereignis erschienen viele historische Schriften, die diesen Staat und seine Geschichte, Politik und Philosophie einzuordnen suchten. Das Ergebnis war dabei recht eindeutig: Dieser deutsche Staat – wenn man so will, die rheinische Republik – war nicht nur außen- und sicherheitspolitisch fest im Westen verankert; er hatte auch geistig längst die Züge westlicher Demokratien angenommen. Er fand sein inneres Gleichgewicht in den vielen kleinen Kompromisshändeln, die der Interessenausgleich in modernen Gesellschaften erfordert. Er bewegte sich in einer Art permanenten Suche nach pragmatischer Verbesserung, ein ewiges „trial and error“.

    Helmut Schmidt war der einzige deutsche Kanzler, der in seiner Amtszeit diese Politik auch explizit weltanschaulich begründete. Er bekannte sich zum Kritischen Rationalismus eines Karl Popper mit dessen Plädoyer für „piecemeal engineering“ statt staatlicher Großexperimente. Andere Spitzenpolitiker vor ihm und nach ihm, ob Christdemokraten, Liberale oder Sozialdemokraten, verzichteten zwar auf philosophische Selbstreflexionen, aber sie sahen die Dinge im Wesentlichen genauso. Jedenfalls handelten sie danach, zusammen mit einem breiten politischen Establishment, das gleichfalls dem Pragmatismus zuneigte.

    Diese dominante Staatsphilosophie machte die Bundesrepublik Deutschland zu einem überaus stabilen, aber auch ein wenig langweiligen Land. Es fehlte jenes Feuer an Idealismus und Romantik, für das der deutsche Geist und das deutsche Gemüt weltberühmt geworden waren. Grandiose ganzheitliche Entwürfe, das Markenzeichen deutscher Kreativität, fehlten völlig. Nichts von Beethoven und Wagner, nichts von Hegel und Fichte, kein Sozialismus von Marx, kein Nihilismus von Nietzsche, keine Untergangsvisionen von Spengler wie noch in der unglücklichen, aber kulturell höchst fruchtbaren Weimarer Republik. Lediglich in den Kämpfen der späten 1970er- und frühen 1980er-Jahre um Atomkraft und Nachrüstung blitzte auf der politischen Linken das Visionäre auf, aber die pragmatische Babyboomer-Generation ging dann doch schnell wieder zur nüchternen Tagesordnung über. Obendrein kam dann noch die Deutsche Einheit: Sie band die Kräfte der Nation in einer überaus bodenständigen Aufgabe, dem Aufbau Ost. Und sie erweiterte die Bevölkerung des freien Deutschland um 16 Millionen Menschen, die nach 40 Jahren sozialistischen Experimenten noch viel pragmatischer eingestellt waren als die über 60 Millionen im Westen.

    Kurzum: Der Pragmatismus schien auf breiter Front zu siegen, und zwar endgültig. Es ist eine Ironie der Geschichte, dass genau zu dieser Zeit eine neue ganzheitliche Vision die Gesellschaft zunehmend in den Bann schlug: der Kampf gegen den Klimawandel. Der Weg zu einer Welt der erneuerbaren Energien wurde zum Leitstern der Politik, der ökologische „Umbau der Gesellschaft“ zu einer dringenden Notwendigkeit, um die Menschheit zu retten. Zugegeben, das Thema begann weltweit eine enorme Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen, dank neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse, aber auch dank einer umfassenden medialen Umsetzung. Aber nirgends nahm die nationale Politik das Thema so ernst wie in Deutschland.

    Das ist tatsächlich etwas Neues in der Bundesrepublik Deutschland. Nicht mehr der pragmatische Interessenausgleich und der schrittweise, tastende Fortschritt stehen im Vordergrund, sondern die radikale Veränderung. Natürlich wird sich auch dann noch die praktische Frage stellen, wie pragmatisch der Weg zum Ziel gestaltet wird. Aber das Ziel selbst ist schon da: klar definiert, gut abgesteckt und am fernen Horizont durchaus erkennbar. Damit verändert sich die Staatsphilosophie: Im Zentrum steht nicht mehr das Glücksstreben des Einzelnen, wie es die amerikanische Verfassung formuliert. Stattdessen geht es um ein kollektives Ziel, dem sich der Einzelne letztlich unterordnen soll – durch Umstellung seiner Gewohnheiten, durch Wandel seiner Werte. Die Zukunft wird zeigen, ob er bereit ist, dies zu tun.

      

      Das Ergebnis ist eine öffentliche Diskussion, die den Druck auf die Politik maßgeblich erhöht, schnell und durchgreifend zu handeln. Sie tut dies viel stärker, als es ursprünglich, also zu Beginn der Selbstselektion, dem Meinungsbild der Wissenschaft entspricht. Allerdings lässt sich dieses Meinungsbild nach einer gewissen Zeit gar nicht mehr objektiv ermitteln, eben weil sich durch die geschilderte Spezialisierung die Gruppe der Experten immer mehr aus „Pessimisten“ zusammensetzt, weil die „Optimisten“ ausgeschieden sind. Sie gehören gar nicht mehr zur „peer group“, deren Meinung bei dem betreffenden Thema gefragt wird. In den anderen, weniger politisierten Bereichen bilden sie ihre eigenen „peer groups“, die gleichfalls gefragt werden, aber eben nur zu weit weniger politisierten Themen, für die sie unbestrittene Experten geworden sind. So gruppiert sich die Wissenschaft in einer Art evolutionären Prozess, der im Ergebnis zu einer intellektuellen Dominanz der Pessimisten in der öffentlichen Meinung führt. Man mag die Geschichte des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) durchaus in diesem Licht interpretieren. Jedenfalls tun dies jene Kritiker, die sich in jüngerer Zeit in größerer Zahl zu Wort gemeldet haben. Allerdings fällt die Position des IPCC in den unterschiedlichen Ländern nicht auf gleichermaßen fruchtbaren Boden. In einer idealistisch geneigten Nation wie Deutschland ist die Resonanz aber stark und nachhaltig.

      Aus politischer Sicht mag man übrigens die intellektuelle Dominanz der Pessimisten als eine Art nötiges Gegengewicht betrachten gegenüber der natürlichen Beharrungstendenz, die eine Gesellschaft und ihre Wirtschaft haben. Diese ergibt sich ganz von selbst aus den „vested interests“, die sich in den jeweils vorhandenen Industriezweigen sammeln. Ohne Zweifel haben diese Interessen eine eher konservative Tendenz: Sie wollen die von ihnen finanzierten Kapitalanlagen vor Abwertung und Abschreibung schützen, und sie kämpfen deshalb als Lobbygruppe gegen alles, was ihre Interessen gefährdet. In der Energiepolitik ist deswegen traditionell – und zumeist despektierlich – von der „Kernkraftlobby“, der „Kohlelobby“ oder der „Öl- und Gaslobby“ die Rede. Indes deutet die jüngste deutsche Wirtschaftsgeschichte auf eine beachtliche Gewichtsverschiebung der Lobbykraft hin: Längst gibt es – ins Leben gerufen und vitalisiert durch das EEG – eine überaus schlagkräftige Lobby jener Industriezweige, die erneuerbare Energie herstellen. Zumindest die „Windkraftlobby“ und die „Solarlobby“ stehen den traditionellen Lobbys kaum mehr nach. Dies ist ein ganz natürlicher Prozess: Wer wirtschaftliche Bedeutung gewinnt, entwickelt dann auch mit der Zeit eine dementsprechende Lobbymacht. Zum Teil sind es ja sogar genau jene Konzerne, die über Jahrzehnte fossile und nukleare Energie produzierten, die sich zunehmend in den neuen Sparten der regenerativen Energien tummeln. Insofern geht es im Einzelfall sogar um dieselben Unternehmen, gelegentlich sogar um dieselben Personen.

      Dahinter steht wiederum eine Art politökonomisches Naturgesetz: Die Wirtschaft verhält sich opportunistisch. Sie mag für oder gegen politische Weichenstellungen kämpfen, je nach den vorherrschenden Eigeninteressen. Sind diese allerdings festgelegt, so neigt sie dazu, die politischen Entscheidungen nach recht kurzer Zeit widerspruchslos zu akzeptieren und zum wirtschaftlichen Alltagsgeschäft überzugehen. Und das heißt konkret: Anpassung an die neue Lage. Tatsächlich war dies auch in Deutschland das charakteristische Verhaltensmuster, das die Energiekonzerne und ihre Vertreter an den Tag legten, als im Jahr 2000 der Kernkraftausstieg, dann 2009 die Laufzeitverlängerung für ältere Reaktoren und 2011 wieder der Ausstieg beschlossen wurden. Es ist deshalb damit zu rechnen, dass im Zuge der Industriepolitik nach der Energiewende auch die kritischen Stimmen aus der Energiewirtschaft immer mehr verstummen. Insofern bröckelt auch an dieser Front sehr schnell der Widerstand. Es ist deshalb aus politischer Sicht keineswegs so, dass die öffentliche Diskussion auf Dauer von einer Art „Kräftegleichgewicht“ beherrscht wird, wo auf der einen Seite die starke „intellektuelle Lobby“ der Befürworter der Energiewende, auf der anderen Seite die starke „wirtschaftliche Lobby“ dagegen steht. Vielmehr ist damit zu rechnen, dass mit der Entscheidung für die Energiewende die erste Gruppe immer stärker und die zweite Gruppe immer schwächer wird.

      Ist deshalb die Energiewende mit all ihren wirtschaftlichen Risiken unabänderlich – intellektuell, gesellschaftlich, politisch? Derzeit sieht es so aus, und darin könnte das größte Risiko für die Zukunft der deutschen Industrie in den nächsten Jahrzehnten liegen. In gewisser Weise könnte sie Opfer ihres eigenen Erfolgs werden: Ihre hohe Innovationskraft und die niedrigen Kapitalkosten geben einer idealistisch gestimmten Öffentlichkeit ein bemerkenswert starkes Vertrauen, dass eine staatlich getriebene, massive Umlenkung der Innovationskraft dem Land und den Menschen keineswegs schadet. Allerdings ist der weitere industriepolitische Weg in der Umsetzung der Energiewende doch noch gepflastert mit einer Fülle von Problemen, die dem Prozess seine Geradlinigkeit nehmen könnten. Mehr als das: Selbst ein Scheitern wäre denkbar, wenngleich eine Umkehr teuer und schwierig ausfiele.

      Das Hauptproblem ist dabei die Öffentlichkeit – und nicht irgendwelche mysteriösen Lobbykräfte. Denn sie setzt zwar auf idealistische Visionen einer besseren Welt in der noch fernen Zukunft, neigt aber gleichzeitig dazu, die Anforderungen auf dem Weg dahin zu ignorieren oder zumindest massiv zu unterschätzen. Dies gilt vor allem für zweierlei, den Aufbau der Infrastruktur und den Wandel der Werte. Beide könnten in den kommenden Jahrzehnten noch umkämpfte Terrains werden, auf denen die Auffassungen sehr viel härter aufeinanderprallen, als die Befürworter der Energiewende dies heute wahrhaben wollen.

      Beim Aufbau der Infrastruktur liegt dies eigentlich auf der Hand. Wind- und Solarenergie brauchen zu ihrer optimalen Verteilung im Raum riesige Transportsysteme, also breite Trassen leistungsfähiger Hochspannungsleitungen quer durch Deutschland. Sie sind „flächenintensiv“, ähnlich wie der Straßenbau. Hinzu kommt der massive Ausbau der Speichertechnologie, um zeitliche Schwankungen von Angebot und Nachfrage auszugleichen – über Pumpspeicherwerke oder Ähnliches. Es ist sehr wahrscheinlich, dass sich der bisher nur punktuelle Widerstand gegen diese Infrastrukturen zu einer größeren Bewegung formiert, sobald das Ausmaß des nötigen Ausbaus konkret wird. Schon in den nächsten Jahren könnte es dazu kommen, da der Fahrplan der Energiewende eine Verzögerung eigentlich nicht zulässt. Die einheitliche Front der Befürworter erneuerbarer Energien wird dann Risse bekommen: Realisten werden Utopisten gegenüberstehen, und die Realisten werden in der Argumentation der Utopisten zunehmend zur Zielscheibe jener Kritik, die sich zu früheren Zeiten gegen die klassische Infrastrukturpolitik richtete – vom Bau der Autobahnen bis zur Errichtung von Atomkraftwerken. Die Auseinandersetzung kann dabei schnell jene hässlichen Züge annehmen, die aus den 1970er- und 1980er-Jahren bekannt sind. Es ist dann keineswegs klar, wie die Politik darauf reagieren wird. Ein zumindest teilweises Zurückrudern von allzu ehrgeizigen Zielen, ganz im Stil der Politik in den 1970er- und 1980er-Jahren, ist dabei keineswegs ausgeschlossen.

      Noch grundsätzlicher könnte sich die Auseinandersetzung um einen Wertewandel darstellen, wenn dieser einmal zum Gegenstand konkreter Politik wird. Ansatzpunkt dafür ist das erklärte Ziel, massiv Energie einzusparen – ein Ziel, das in abstrakter Form in Deutschland einen geradezu unangreifbaren Status genießt. Natürlich weiß jeder, dass dies nicht ohne Opfer an Bequemlichkeit und Lebensstandard möglich ist. Insofern finden entsprechende Aufrufe einen breiten Widerhall. Die Frage ist allerdings, ob bei einer deutlich beschleunigten Geschwindigkeit des Drucks zur Anpassung nicht doch politische Widerstände wach werden, mit denen in der abstrakten Planung noch niemand rechnet. Dann geht es nämlich nicht mehr um das Erreichen einer einzigen guten Sache, sondern um einen Konflikt zwischen unterschiedlichen Zielen. Der Beispiele gibt es viele: Energieeinsparung durch Wärmedämmung versus Optimierung des Raumklimas in Wohngebäuden, Minderung des Pendlerverkehrs durch Rückwanderung in die Städte versus Aufwachsen von Kindern in der Atmosphäre gepflegter Vororte, Senkung des Benzinverbrauchs versus Unfallschutz durch stabile (und schwere) Karosserien etc., etc. Wieder spielt dabei die Zeit eine wesentliche Rolle: Gerade weil die schnelle Energiewende den Druck nur in die Richtung eines einzigen Ziels massiv verstärkt, kann es durchaus sein, dass im Urteil der betroffenen Menschen der Preis in Form anderer Ziele zu hoch wird. Widerstand gegen einen forcierten Wertewandel ist dann vorprogrammiert.

      Es ist völlig offen, wie die Politik dann auf diese Widerstände reagiert. All jene, die einen grundsätzlichen Wandel der Werte hin zu weniger Konsum fordern, lassen genau diesen kritischen Punkt offen.123 Sie fordern eine radikale Umkehr zu einer Gesellschaft, in der ökologische Werte einen viel höheren Stellenwert haben, als dies heute der Fall ist; aber sie erklären nicht, wie in einer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft mit einer Mehrheit von Bürgern umzugehen ist, die dies nicht wünscht.124 Sie rechtfertigen einen massiven Einsatz von Instrumenten zur Minderung des Verbrauchs von Ressourcen; aber sie erklären nicht, ab welchem Punkt ein solcher Instrumenteneinsatz zu faktischer Enteignung beziehungsweise zur Aushebelung von Freiheitsrechten führt, etwa wenn „prohibitive“ Steuern erhoben oder gängelnde Ge- und Verbote verhängt werden. Tatsächlich liegt hier ein grundsätzlicher Konflikt zwischen den individuellen Glücksvorstellungen und den übergeordneten Zielen einer „volonté générale“, die in der Energiewende und der zugehörigen Industrie- und Technologiepolitik zum Ausdruck kommt. Genau an dieser Stelle gibt es Risiken, die noch weit über das rein Wirtschaftliche hinausreichen.

      

    
    3. Europa: Leben mit Ungleichheiten

      3.1 Abschied von Illusionen

      Die merkwürdige Krise 2009: Das war am Anfang dieses Buches der Ausgangspunkt unserer Überlegungen zum Arbeitsmarkt in Deutschland. Unsere These lautete: Die überaus schwache Wirkung dieser Krise auf den Arbeitsmarkt ist das Wetterleuchten einer grundlegenden Veränderung, und zwar weg von der chronischen Arbeitslosigkeit hin zu einer ebenso chronischen Voll- oder gar Überbeschäftigung. Die Frage ist nun: Kommt diese Veränderung überall in Europa? Man könnte es vermuten, denn immerhin hat es ja auch über drei Jahrzehnte einen langen gemeinsamen Weg der hohen Arbeitslosigkeit gegeben, mit vielen Parallelen in den meisten Ländern des alten Kontinents. Im Übrigen sieht die demografische Entwicklung im Wesentlichen überall ähnlich aus. Wird es also auch auf dem Rückweg zur Vollbeschäftigung einen europäischen Geleitzug geben?

      Die Antwort lautet Nein, jedenfalls nicht auf absehbare Zeit. Tatsächlich ist die Weltfinanzkrise mit ihren Folgen für Europa eine Art Wasserscheide: bis dahin Konvergenz, seither Divergenz. Um die ersten Ansätze dieses Wandels zu erkennen, genügt eigentlich schon ein flüchtiger Blick auf die Statistik der Arbeitslosigkeit. Schaubild 17 zeigt die Entwicklung der Erwerbslosenquote im Zeitraum 2005 bis 2011 für Deutschland und die Europäische Union als Ganzes sowie die Eurozone.125 Das Bild ist eindeutig: Die Entwicklung in Deutschland war weit günstiger als im Durchschnitt Europas, und zwar unabhängig davon, ob man innerhalb der Währungsgrenzen des Euro bleibt oder darüber hinausgeht. Offenbar sind die Dinge hierzulande anders – und besser – verlaufen als anderswo. Innerhalb Europas lässt sich dabei eine klare regionale Struktur erkennen, in die sich auch Deutschland einfügt. Danach zerfällt Europa heute im Wesentlichen in zwei Gruppen: das „westliche Zentrum“ mit Deutschland und einer größeren Zahl kleinerer Nachbarn, alle mit ähnlich niedrigen Erwerbslosenquoten deutlich unter acht Prozent; und die übrigen Länder an der südlichen, westlichen beziehungsweise östlichen „Peripherie“126, alle im Jahr 2011 mit deutlich höheren Erwerbslosenquoten als das westliche Zentrum. Die zweite Gruppe zerfällt dabei mit Blick auf die Veränderung seit 2005 nochmals in zwei Untergruppen: jene mit deutlicher Verschlechterung, vor allem die Länder im Süden und Westen, und jene mit nur geringer Veränderung, vor allem im östlichen Mitteleuropa. Jedenfalls zeigt das Bild, dass sich die internationale Struktur der Arbeitsmarktlagen im Zuge der Weltfinanz- und Wirtschaftskrise verschoben hat: zugunsten des westlichen Zentrums und zulasten der südlichen und westlichen Peripherie, bei im Wesentlichen stabiler Lage im Osten, wobei das dort heißt: bei Erwerbslosenquoten, die noch deutlich über dem Durchschnitt verharren.

      Natürlich ist es noch viel zu früh, aus dieser Verschiebung am Arbeitsmarkt auf eine dauerhafte strukturelle Veränderung zu schließen. Denn noch wissen wir nicht, was sich in den nächsten Jahren im Zuge weiterer Anpassungen tun wird. Allerdings ist das Bild am Arbeitsmarkt auffallend stark korreliert mit anderen gesamtwirtschaftlichen Beobachtungen, die alle darauf hindeuten, dass sich die Schere zwischen dem westlichen Zentrum und der geografischen Peripherie eher weiter öffnen als schließen wird. So kämpfen derzeit genau jene Länder gegen nationale Überschuldungskrisen sowie hohe Defizite in der Leistungsbilanz und im Staatshaushalt, die bereits heute an relativ hoher Arbeitslosigkeit leiden, allen voran die Länder der südlichen Peripherie, also Griechenland, Italien, Portugal und Spanien, sowie Irland. Der Prozess der Anpassung – eher Reflation in den Überschuss- und eher Deflation in den Defizitländern – ist also noch keineswegs abgeschlossen, wir stehen wohl erst an dessen Anfang. Geht er aber weiter, so werden die Zustände an den nationalen Arbeitsmärkten weiter auseinanderdriften.
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      Um die Tragweite dieser Situation zu ermessen, ist es nötig, einen Blick zurück in die gemeinsame Wirtschaftsgeschichte Europas zu werfen. Es geht dabei zunächst vor allem um die Entwicklung seit den 1980er- und 1990er-Jahren, also in der Zeit, die man die mittlere Frist nennen könnte – etwa 30 Jahre, das heißt eine Generation. Es ist fast durchweg eine Zeit, in der die europäische Peripherie gegenüber dem westlichen Zentrum aufholte: zunächst der Süden und schließlich auch die östliche Mitte und der Osten, nach dem Fall des Eisernen Vorhangs und einem vielerorts turbulenten Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft. Das Muster ist dabei überall im Wesentlichen das gleiche: Aufbau einer wettbewerbsfähigen Industrie, gestützt auch durch Direktinvestitionen aus den führenden Industrieländern, allen voran aus dem westlichen Zentrum Europas; gleichzeitig Modernisierung und Expansion der Binnensektoren, von den Banken und Versicherungen bis zu Einzelhandel, Tourismus und öffentlicher Verwaltung; schließlich – mit Blick auf die Europäische Währungsunion und die Einführung des Euro – eine schrittweise Bekämpfung der Inflation, um am Ende das Maß an Stabilität vorweisen zu können, das im westlichen Zentrum Europas schon lange zum Standard gehörte und im Übrigen zur Bedingung für die Mitgliedschaft in der Eurozone gemacht wurde.

      Dieser Weg war bemerkenswert erfolgreich. So sah es jedenfalls lange Zeit aus. Europa bot das Bild der stetigen Konvergenz. Die schwächeren Länder holten auf, die stärkeren gingen nur mehr mit deutlich gebremstem Wachstum voraus. Die Pro-Kopf-Einkommen näherten sich an – scheinbar unaufhaltsam, wie von einer unwiderstehlichen ökonomischen Logik getragen. So stand Spanien 1985 bei gerade mal 50 Prozent des deutschen Pro-Kopf-Einkommens, im Jahr 2000 waren es etwa 63 Prozent und 2007, unmittelbar vor der Weltfinanzkrise, fast 80 Prozent. In den anderen Ländern war der Trend ähnlich, wenn auch der Abstand zum westlichen Zentrum in Griechenland und Portugal zuletzt noch deutlich größer blieb (und immer schon größer war!) als im Fall von Spanien. Irland gelang es sogar, Deutschland im Pro-Kopf-Einkommen deutlich zu überholen, was ihm den Ehrentitel „keltischer Tiger“ eintrug – in Anlehnung an die vier südostasiatischen „Tigerstaaten“ Hongkong, Singapur, Südkorea und Taiwan, die in den 1960er- bis 1980er-Jahren einen ungewöhnlichen Entwicklungsspurt erlebten. Mit dem wirtschaftlichen Aufholen kam auch die erwünschte Stabilität des Preisniveaus. Man näherte sich in der europäischen Peripherie den deutschen Verhältnissen an, zumindest bis zur Jahrtausendwende. Dabei handelte es sich wohl keineswegs um eine statistische Illusion, wenn auch gegenüber einzelnen Datenberechnungen der nationalen statistischen Ämter ein gewisses Misstrauen angebracht ist, eben weil die Konvergenz der Inflationsraten nach dem Maastrichter Vertrag von 1992 politische Bedeutung für die Aufnahme der jeweiligen Länder in die Eurozone hatte. Der allgemeine Trend ist allerdings zu eindeutig, um Ergebnis einer statistischen Täuschung zu sein.

      Alles sah also um die Jahrtausendwende nach einer baldigen realen Konvergenz der Pro-Kopf-Einkommen und einer nominalen Konvergenz der Inflationsraten aus. Was dann in den 2000er-Jahren folgte, zerstörte dieses Bild nachhaltig. Es kam nämlich – fast zeitgleich mit der Einführung des Euro – zu einer deutlichen Senkung der (nominalen) Zinsen in den Aufholländern, bei gleichzeitiger Zunahme eines gewissen inflationären Drucks, jedenfalls im Vergleich zu Deutschland, das ja genau in dieser Zeit den Tiefpunkt seiner schwierigen Anpassung am Arbeitsmarkt an die neuen Verhältnisse nach der deutschen Wiedervereinigung durchlebte.127 Das Ergebnis: Realzinsen, die in der Peripherie über Jahre außerordentlich niedrig ausfielen, noch deutlich niedriger als in Deutschland. Deren Folge: ein Binnenmarktboom, der die Wettbewerbsfähigkeit der weltmarktorientierten Güterproduktion in den betreffenden Ländern aushöhlte. Die Entwicklung der Lohnstückkosten, also des Lohnniveaus im Verhältnis zur Arbeitsproduktivität, belegt dies eindrucksvoll. Sie nahmen im Zeitraum 1999 bis 2008, also von der Einführung des Euro bis zur Weltfinanzkrise, in Deutschland um 2,8 Prozent ab; dagegen stiegen sie in Portugal um 26,2 Prozent, in Griechenland um 32,2 Prozent, in Spanien um 33,5 Prozent und in Irland sogar um 37,7 Prozent.128 Die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Peripherie gegenüber dem westlichen Zentrum wurde also Schritt für Schritt ausgehöhlt. Es kam zu großen strukturellen Defiziten in den Leistungsbilanzen der Aufholländer, also zu einer zunehmenden Nettoneuverschuldung im Ausland, wobei die Staatshaushalte (außer in Griechenland) zunächst keineswegs übermäßig große Defizite aufwiesen, weil durch das Wachstum auch die Steuereinnahmen sprudelten. Die übersteigerte Dynamik des Booms kam also vor allem aus dem privaten Sektor.

      Schließlich reagierten die Märkte, und zwar im Gefolge der Weltfinanzkrise, die weltweit in den Portfolios der Vermögensanleger eine fundamentale Neu-Evaluierung von Risiken mit sich brachte.129 Dies geschah überaus schnell und abrupt. Die „Problemländer“ wurden nach dem Platzen der Blasen in ihrer Kreditwürdigkeit drastisch herabgestuft, es kam zu einer dramatischen Zunahme der Zinsspanne zwischen dem stabilen „westlichen Zentrum“ mit Deutschland als Kern und der geografischen Peripherie der Eurozone. Damit war die Eurokrise – oder genauer: die europäische Schuldenkrise – auf der Tagesordnung der Finanzmärkte. Und somit in der Folge auch all jene schwierigen politischen Entscheidungen, die Europa verändert haben: im Mai 2010 die Hilfe für Griechenland (und damit die faktische Missachtung des No-Bail-out-Prinzips des europäischen Stabilitätsvertrags); in den Monaten danach und praktisch über das gesamte Jahr 2011 eine hektische politische Aktivität bis hin zum bisher undenkbaren Aufkauf von Staatsanleihen gefährdeter Länder durch die Europäische Zentralbank; eine Serie von Regierungswechseln jeweils mit Weichenstellung in Richtung strenger Austeritätspolitik. Und schließlich, im Fall Griechenland, ein Teilverzicht von privaten Gläubigern auf die Rückzahlung der Schulden. Wie diese dramatische Wende auch immer ausgehen mag: Sie addiert sich zu einem veritablen Zusammenbruch der Konstellation, die über Jahre geherrscht hatte. Diese erwies sich in den Finanzmärkten offenbar als völlig unhaltbar.

      Wen trifft die Schuld für diese Entwicklung? Wie fast immer in der Wirtschaftsgeschichte versagen Versuche, eine einzelne, alles entscheidende Ursache zu identifizieren, die für den Zusammenbruch verantwortlich zu machen wäre. So ist zweifellos die Weltfinanzkrise 2007/08 der entscheidende Auslöser für den Kollaps in Europa gewesen, und insofern sind all diejenigen „schuldig“ an der Entwicklung, die durch ihre politischen und wirtschaftlichen Handlungen die „Great Moderation“ an den globalen Finanzmärkten erst möglich machten. Dazu zählen die amerikanische Geldpolitik in den frühen 2000er-Jahren („money glut“) ebenso wie die globale „savings glut“ und vielleicht auch eine transatlantische „banking glut“. Alle halfen gemeinsam, eine letztlich unhaltbare Situation entstehen zu lassen.130 Gleichwohl bleibt die Frage: Wieso sorgte die globale Labilität ausgerechnet für eine Schuldenkrise in Europa, und zwar eine, die gerade die peripheren Aufholländer besonders hart traf und nicht das westliche Zentrum? Die Konstellation ist ähnlich wie bei der Erklärung der Weltwirtschaftskrise 1929/32 und ihrer Folgen für einzelne Nationen. Damals lag die Ursache der Krise eindeutig in den Vereinigten Staaten, aber in Europa wurden vor allem Deutschland und Österreich besonders hart getroffen. Dies hatte seinerzeit spezifische realwirtschaftliche Gründe,131 die weit tiefer reichten als die geld- und kreditwirtschaftlichen Bedingungen und Fehlentscheidungen, die zu dem gigantischen Ausmaß der Krise beitrugen.

      Genauso ist es heute, diesmal mit Blick auf die geografische Peripherie Europas. Die Kernfrage ist dabei: Warum floss in den Jahren der „Great Moderation“ so viel Kapital zu günstigen Zinsen in diese Peripherie? Die Antwort lautet: Der Markt antizipierte die schlichte Fortdauer des beobachteten Aufholprozesses gegenüber dem westlichen Zentrum. Es ging gewissermaßen um dessen letzte große Etappe: bei Spanien etwa 20 Prozent, bei Griechenland etwa 30 Prozent, bei Portugal noch über 40 Prozent, jeweils gemessen als Abstand von der Arbeitsproduktivität Deutschlands. In allen Erwartungen der politischen und wirtschaftlichen Akteure wurde dieser Weg vorweggenommen, eine Art gigantische Abschlagszahlung auf eine antizipierte Konvergenz. Man lebte über seine Verhältnisse, aber man tat es nur deshalb, weil alle erwarteten, dass sich diese Verhältnisse „in Kürze“ nochmals grundlegend verbessern werden, genauso wie in den vorangegangenen Jahrzehnten.132

      Es ist wichtig, sich klarzumachen, dass diese Erwartungen keineswegs begrenzt waren auf einen kleinen Teil von professionellen Akteuren an den Finanzmärkten, die stets zu spekulativen Geschäften bereitstehen. Viel plausibler ist im Rückblick die Interpretation, dass praktisch das gesamte politische und wirtschaftliche Establishment Europas diese fundamentale Sicht des alten Kontinents als konvergierenden Wirtschaftsraum teilte. Es gab seinerzeit nur sehr wenige Stimmen, die vor einer Überhitzung in der geografischen Peripherie warnten. Dabei gab es durchaus kritische Bestandsaufnahmen, aber die Kritik richtete sich vor allem gegen die Politik und die wirtschaftliche Entwicklung im westlichen Zentrum und gerade nicht in der Peripherie. Es war die Zeit, als hierzulande von prominenten Ökonomen Beiträge erschienen, die sich betont pessimistisch zur Zukunft Deutschlands äußerten. Paradigmatisch sind die Arbeiten des Präsidenten des ifo Instituts Hans-Werner Sinn, der unter anderem in zwei viel gelesenen Büchern mit den vielsagenden Titeln Ist Deutschland noch zu retten? und Die Basar-Ökonomie das Bild einer deutschen Wirtschaft (und Politik) entwarf, die ihren großen Herausforderungen – Arbeitslosigkeit, Deutsche Einheit, Globalisierung – nicht gewachsen war und immer mehr zu einer deindustrialisierten, wertschöpfungsschwachen Wirtschaft mit überbordendem Sozialstaat verkam. In diesem Bild wurde das alternde industrielle Zentrum Europas eher zum Opfer der Dynamik an der geografischen Peripherie, wo Direkt- und Finanzinvestitionen in großem Stil hinflossen. Von einer kritischen Sicht drohender Disparitäten konnte jedenfalls keine Rede sein.133

      Auch die gesamte Rhetorik der Europäischen Union sowie der OECD und anderer externer Beobachter ging in diese Richtung: Zwar gab es gelegentliche Mahnungen und Warnungen an die Aufholländer, keine allzu großen externen Defizite aufzubauen und die interne Absorption ihrer Volkswirtschaften wirkungsvoller zu kontrollieren. Aber diese Aufrufe hatten nichts von jener dramatischen Dringlichkeit, die man sich im Nachhinein gerne gewünscht hätte. Es mag dabei gerade auch bei der Europäischen Union eine gewisse politische Schönfärberei mit im Spiel gewesen sein, denn das statistische Bild der fortschreitenden Konvergenz schmückte natürlich die Bilanz von rund einem halben Jahrhundert europäischer Integration.134 Aber alles in allem lag der Hauptgrund für die blauäugige Darstellung mehr in Unwissen und Ahnungslosigkeit als in gezielter Manipulation durch die Politik und die Beamtenschaft. Auch die Expertenmeinung hatte eben offenbar keine Vorstellung davon, was Europa blühen könnte, käme es zu einer globalen Finanzkrise und einer ganz grundlegenden Veränderung der Eckdaten an den Finanzmärkten.

      Die damalige Expertenmeinung konnte sich dabei auch getrost auf anscheinend stabile säkulare Trends stützen. Es war nämlich gerade auch die langfristige Wirtschaftsgeschichte, die für die Fortsetzung der Konvergenz sprach. Ein Blick auf die Entwicklung in Spanien, dem größten der nachziehenden Aufholländer des europäischen Südens, gegenüber Deutschland macht dies deutlich. Seit dem späten 19. Jahrhundert war Spanien gegenüber Deutschland zurückgefallen, und zwar kontinuierlich in den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg und dann wieder in den 1950er-Jahren, der Zeit des deutschen Wirtschaftswunders, als Westdeutschland seine ungewöhnlich schwache Wachstumsdynamik der Zwischenkriegszeit hinter sich ließ. Seit etwa 1960, also noch deutlich vor seinem Beitritt zur Europäischen Union, holte Spanien aber kontinuierlich auf. War es nicht höchst plausibel, darin einen stabilen Trend zu erkennen? Greifbar nahe schien das Verschwinden jenes alten Rückstands Spaniens, der sich nach Ende des goldenen 16. Jahrhunderts aufbaute, als die Iberische Halbinsel den kolonialen Zugriff auf die Reichtümer an Gold und Silber in Südamerika nicht genutzt hatte, um seine wirtschaftliche Entwicklung voranzutreiben.135 Anders als in Nordwesteuropa – zunächst in den Niederlanden, Großbritannien und Frankreich, dann im deutschsprachigen Raum und in Skandinavien – folgte keine beschleunigte Handelsintegration, Industrialisierung und Urbanisierung. Bis eben nach langer Verzögerung der Aufholspurt in den 1960er-Jahren einsetzte. Warum sollte aber dieser Prozess nach 50 Jahren enden, wo er sich doch gerade beschleunigte und die Konvergenz noch nicht ganz erreicht war?

      Es gab also wirklich gute Gründe, an die Fortsetzung des Weges zur Konvergenz zu glauben und lange beobachtete Trends einfach fortzuschreiben. Die europäische Schuldenkrise hat diesen Hoffnungen zunächst ein jähes Ende gesetzt. Die Frage ist: Wird es ein Ende auf sehr lange Zeit sein oder nur eine Art vorübergehende Atempause? Geht es also wirklich um zerstörte Illusionen oder nur um eine schnell korrigierte blasenhafte Fehleinschätzung? Um diese Frage zu beantworten, müssen wir etwas tiefer in die bevorstehenden Prozesse der Anpassung und den längerfristigen Strukturwandel hineinblicken. Beides hat große wirtschaftliche und politische Bedeutung für die Zukunft Europas.

      Wer nicht mehr über seine Verhältnisse leben will, muss versuchen, zwei Dinge zu tun: mehr zu sparen und mehr zu verdienen. Für eine nationale Volkswirtschaft bedeutet dies: weniger verbrauchen und mehr produzieren. Das heißt konkret: Senkung des privaten Konsums, der Investitionen und der Staatsausgaben sowie Aktivierung der Leistungsbilanz durch Zunahme der Exporte und Abnahme der Importe. Der Weg dahin führt über eine Deflation des inländischen Preis- und Lohnniveaus zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit. Verfügt das Land über eine eigene Währung, kann dies durch eine („externe“) Abwertung der Währung zumindest unterstützt werden, denn diese sorgt ruckartig für eine Verbilligung in den Weltmärkten. In einer Währungsunion wie der Eurozone ist das nicht möglich. Dort muss das Ziel durch tatsächliche (also „interne“) Preis- und Lohnsenkungen erreicht werden.

      Die Deflation ist ein überaus schmerzhafter, schwieriger und politisch brisanter Prozess. Es geht letztlich darum, durch ein kräftiges Umsteuern die Struktur der nationalen Wirtschaft vom Binnenmarkt hin zum Weltmarkt zu orientieren. Es ist für die betroffenen Länder in Europa eine Art mühsame Rückkehr zur gesamtwirtschaftlichen Nachhaltigkeit: Da die binnenwirtschaftliche Blase geplatzt ist und die vormals aufgeblähten Vermögenswerte auf absehbare Zeit nicht zurückkehren, bleiben für die inländischen Arbeitskräfte und das Kapital nur der Weg des Verzichts auf Einkommen und/oder Beschäftigung sowie der Strukturwandel hin zur Produktion handelbarer (und exportfähiger) Waren und Dienstleistungen. Nur so ist auf Dauer auch der Kapitalmarkt davon zu überzeugen, dass das Land „solvent“ ist, also seinen Schuldendienst langfristig leisten kann. Dies gilt gleichermaßen für den Staat wie für die privaten Unternehmen (und auch die Bürger).

      Die derzeitige Lage in den Ländern der südlichen und westlichen Peripherie Europas ist ein Schulbeispiel für die Dramatik der Deflation: Überall ist die Folge der begonnenen Anpassung eine tiefe Rezession mit schrumpfendem BIP; überall ist die Arbeitslosigkeit gestiegen, zum Teil sogar drastisch; überall geht die Preisinflation relativ zum Rest Europas zurück, werden Löhne gekürzt, sinkt der Lebensstandard. Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede in dem, was man die gesamtwirtschaftliche Sanierungsdynamik nennen könnte: Dort, wo die staatliche Schuldenlast im Verhältnis zum BIP besonders hoch und die Integration in die Weltwirtschaft besonders gering ist, fällt die Anpassung besonders schwer. Der extremste Fall ist dabei Griechenland, denn der griechische Staat ist besonders hoch verschuldet und die griechische Wirtschaft ist mit einer Exportquote von unter 25 Prozent nur recht schwach in die Weltmärkte eingebunden. Nur jeder vierte verdiente Euro in Griechenland wird also im Ausland erwirtschaftet, was für ein kleines Land von gerade mal elf Millionen Einwohnern ungewöhnlich wenig ist. Um die Stabilisierung zu erreichen, bedarf es deshalb einer wahrhaft drakonischen Umsteuerung mit tief greifenden Reformen.

      Das Gegenstück zum griechischen Fall ist Irland. Seine Schuldenlast ist geringer, und vor allem ist die Integration der irischen Wirtschaft in die Weltmärkte unvergleichlich stärker. So wies das Land bis zur Weltfinanzkrise eine Exportquote von etwa 45 Prozent auf – dank einer über Jahre gewachsenen exportorientierten Industrie, die vor allem durch Direktinvestitionen aus den Vereinigten Staaten entstanden ist. Für Irland genügt deshalb, bildlich gesprochen, ein viel kleinerer Reformhebel als für Griechenland, um über die interne Deflation und den damit verbundenen Strukturwandel in den Zustand der Nachhaltigkeit zurückzukehren. Die anderen der am stärksten betroffenen Länder liegen irgendwo dazwischen: Portugal wohl relativ nahe an Griechenland, Spanien und Italien näher an Irland, zumal beide Länder über größere Binnenmärkte, aber auch über eine relativ große Industrie verfügen, deren Produktion langjährig im Weltmarkt integriert ist.

      Es ist überaus schwierig vorauszusagen, wie schnell und wie erfolgreich die betroffenen Länder den deflationären Reformprozess durchlaufen. Derzeit jedenfalls sieht es so aus, als würde nach Regierungswechseln in allen fünf Ländern der Weg mit bemerkenswerter politischer Entschlossenheit und Konsequenz beschritten, trotz aller Härten. Überall gilt der Weg als praktisch alternativlos. Selbst wenn man annimmt, dass am Ende des Weges die Stabilisierung gelingt, bleibt allerdings die Frage: Auf welchem Niveau des Pro-Kopf-Einkommens – verglichen mit dem westlichen Zentrum Europas – werden sich die Länder einpendeln? Derzeit ist die grobe Vermutung, dass im Wesentlichen das gesamte Ausmaß der entstandenen Schieflage der 2000er-Jahre korrigiert werden muss. Nimmt man dafür die Entwicklung der Lohnstückkosten relativ zu Deutschland als ungefähren Maßstab, so geht es mindestens um eine Größenordnung von etwa 30 Prozent. Damit wäre der gesamte „Fortschritt“ an Konvergenz von einem Jahrzehnt zunichtegemacht, oder genauer: als nicht nachhaltig revidiert. Dies allein ist schon höchst dramatisch.

      
    Causa Graeca:

    Über das Versagen Europas

    Es lohnt sich, sie zu lesen, die Berichte des Internationalen Währungsfonds (IWF) zum Stand der Reformen in Griechenland. Seit das Sorgenkind der Eurozone auch vom IWF massive finanzielle Unterstützung erhält, werden solche Berichte regelmäßig veröffentlicht. Diese machen den Ernst der Lage deutlich. Aber nicht nur das: Sie zeigen, wie breit und tief der Reformbedarf in Griechenland ist.

    Es gibt praktisch kein Gebiet des öffentlichen Lebens, in dem die griechische Nation nicht vor einem Berg von Hausaufgaben steht, die Jahre, wenn nicht Jahrzehnte in Anspruch nehmen werden. Die Reformen gehen dabei weit über die reine Frage der Konsolidierung öffentlicher Haushalte hinaus. Nötig sind unter anderem ein Umbau der Sozialversicherung, eine grundlegende Steuerreform, der Aufbau einer effektiven Steuerverwaltung und -fahndung, die Rekapitalisierung der Banken sowie die Privatisierung staatlicher Unternehmen. Hinzu kommen Liberalisierung des Arbeitsmarkts, Deregulierung von Transportwesen und professionellen Dienstleistungen, Verbesserung der Justiz, Schaffung eines landesweiten Katasters, Bekämpfung der Korruption auf allen Ebenen, Entbürokratisierung des Handels sowie Reform des Bildungssystems und der Wissenschaftsförderung. Kurzum: ein Mammutprogramm. Es erinnert an jene gigantische Agenda, die nach dem Fall des Eisernen Vorhangs im postsozialistischen Mittel- und Osteuropa sowie in Ostdeutschland abgearbeitet werden musste, um überhaupt erst den Ordnungsrahmen für eine funktionierende Marktwirtschaft herzustellen.

    Tatsächlich gleicht Griechenland im marktwirtschaftlichen Europa einer sozialistischen Sonderzone, allerdings ohne systematische Planwirtschaft und ohne die rigide Abschottung vom Weltmarkt, die für die Welt des Sowjetsozialismus üblich war. Immerhin ist Griechenland seit über 30 Jahren Mitglied jenes europaweiten Freihandelsraums, den früher die Europäische Gemeinschaft garantierte und heute die Europäische Union gewährleistet. Griechenland wurde 1981 die zehnte Nation der Gemeinschaft. Im Rückblick ist es fast schon ein „Altmitglied“, also ein Teil des traditionellen europäischen Establishments.

    Genau diese Tatsache stimmt allerdings sehr nachdenklich. Offenbar konnte das Land 30 Jahre lang als geachtetes Mitglied des exklusiven europäischen Klubs seine völlig maroden Strukturen der Justiz, Verwaltung und Wirtschaft einfach beibehalten oder sogar noch in die falsche Richtung erweitern und ausbauen, völlig unbehelligt von lästigen Rückfragen aus Brüssel. Nirgends entstand ein substanzieller europaweiter Reformdruck, der die griechische Politik hätte veranlassen können, einen ernsthaften Versuch zu unternehmen, das Land zu modernisieren. Zeit genug war da, und es fällt schwer, zu glauben, dass die griechischen Missstände in den Hauptstädten Europas nicht zumindest in ihren Grundzügen und Dimensionen bekannt waren.

    Ganz offensichtlich fehlte es in Europa am politischen Willen, etwas zu unternehmen. Und vielleicht fehlte auch die Fantasie sich vorzustellen, wie dramatisch die Konsequenzen sein könnten, wenn ein Land mit derart maroden Strukturen dann tatsächlich einmal in eine Schuldenkrise geraten sollte. Sonst wäre kaum zu erklären, warum Griechenland schließlich 1999 auch noch zum Mitglied der Eurozone befördert wurde – sicherlich auf der Grundlage staatlich manipulierter Statistiken, aber auch wegen des bequemen Wunsches, sich nicht in innere Angelegenheiten einer einzelnen Nation einzumischen.

    Die Krise Griechenlands – egal wie sie ausgeht – ist deshalb eine Chance. Sie weist der griechischen Nation den einzigen Weg, doch noch ein modernes Industrieland zu werden, statt als billiger korrupter Hinterhof Europas auszubluten. Und sie liefert der Europäischen Union einen Spiegel, in dem sie ihr eigenes Versagen der Vergangenheit erkennen kann. Für die Zukunft bedarf es aber einer wachen europaweiten politischen Öffentlichkeit, die nationale Fehlentwicklungen frühzeitig identifiziert und anprangert. Entsteht diese Öffentlichkeit durch die Krise, könnte sich die Causa Graeca auf Dauer doch noch gelohnt haben.
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      Es geht aber letztlich um noch viel mehr. Denn klar ist, dass nach dieser deflationären Reformwelle eine einfache Rückkehr zu den früheren Wachstumsmustern nicht möglich ist. Soll es in der Zukunft einen neuen Anlauf zur Konvergenz geben, so muss der aus der Kraft jener Industrien und Dienstleistungen kommen, die nachhaltig für den Weltmarkt produzieren. Und soll es wirklich zur erstrebten Konvergenz kommen, muss die durchschnittliche Wertschöpfung pro Beschäftigten sich dem annähern, was im westlichen Zentrum Europas die Norm ist. Voraussetzung dafür ist aber nicht nur ein entsprechend moderner Kapitalbestand, sondern vor allem auch eine Produktpalette, deren Innovationsgrad auf das deutsche, österreichische oder Schweizer Niveau aufschließt. Wie sind die Chancen, dass es dazu kommt?

      Diese Frage zu beantworten ist enorm schwierig, weil es für die künftige Innovationskraft einer Volkswirtschaft natürlich keine verlässlichen Indikatoren gibt. Man muss sich behelfen mit aktuellen Maßzahlen zur Forschungsintensität der Produktion.136 Die obigen beiden Schaubilder präsentieren zwei Statistiken dieser Art für einige Länder der Europäischen Union: Schaubild 18 zeigt für 2010 den Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung (F&E) an der Wertschöpfung, Schaubild 19 für 2009 die Patentanmeldungen pro Million Erwerbstätige. Beide Indikatoren beziehen sich auf die private Wirtschaft.137 Das Gesamtbild ist überaus ernüchternd: Es gibt derzeit innerhalb Europas ein gewaltiges Gefälle in der Forschungsintensität der Produktion. Bei den Ausgaben für F&E, gewissermaßen der Inputgröße, ist das Gefälle dabei schon deutlich genug; bei den Patenten, also der „Outputgröße“, ist es dann noch dramatischer. Das Gefälle zeichnet dabei ziemlich gut den Produktivitätsvorsprung nach, den das westliche Zentrum (einschließlich Skandinaviens) noch immer gegenüber der geografischen Peripherie hat. Dies zeigt der Vergleich mit Schaubild 20, das für das Jahr 2011 die Wertschöpfung pro Erwerbstätigen wiedergibt: Die Reihung der Länder ist im Wesentlichen die gleiche, wobei das östliche Mitteleuropa in der Produktivität noch immer insgesamt ein Stück zurückhängt, auch gegenüber dem Süden und Irland. Dies mag damit zusammenhängen, dass es dort noch immer Blasen der Bewertung gibt, die noch nicht ganz abgeschmolzen sind. Vor allem die Statistiken für Irland geben Rätsel auf.
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      Das Gesamtbild der Daten lässt nur ein Fazit zu: Es gibt auch heute noch eine ganz tiefe Kluft in der Innovationskraft in Europa. Dabei fällt auf, dass die südliche Peripherie noch nicht einmal gegenüber dem östlichen Mitteleuropa einen substanziellen Vorsprung vorzuweisen hat. Länder wie Slowenien und Tschechien können sich danach durchaus mit Spanien in der Forschungsintensität messen. Offenbar hat der weit frühere EU-Beitritt der Länder der südlichen Peripherie nicht wirklich geholfen, eine innovationskräftige industrielle Basis aufzubauen. Im Gegenteil, der Anteil der verarbeitenden Industrie an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung liegt im Süden auch heute noch weit niedriger als in Deutschland (Schaubild 21). Demgegenüber ist das östliche Mitteleuropa zwar hoch industrialisiert, aber offenbar in einer Form, die noch lange nicht die Forschungsintensität des Westens verspricht – wohl eine Spätfolge aus sozialistischen Zeiten. Es gibt also noch immer, was das Innovationspotenzial betrifft, einen tief gespaltenen Kontinent: In Südeuropa fehlt es dabei generell an Industrie, im Osten fehlt der Industrie die Innovationskraft.
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    Ist der keltische Tiger wirklich gestrauchelt?

    Irlands Statistiken geben Rätsel auf

    Es war einer der dynamischsten Aufstiege, die es jemals in der Wirtschaftsgeschichte gegeben hat. Irland, ein „keltischer Tiger“, machte plötzlich gewaltige Sprünge nach vorne. Noch in den frühen 1980er-Jahren galt das Land als eine regenreiche, aber wunderschöne grüne Insel im Atlantik – mit vielen freundlichen, gebildeten Menschen, die gerne Gedichte schrieben und dazu ein Guinness tranken, die Schafe hüteten, Kartoffeln anbauten, Whiskey herstellten und sonntags zur (natürlich katholischen) Kirche gingen. Ein überaus sympathisches Land und Volk, aber für wirtschaftliches – und allemal industrielles – Wachstum eigentlich nicht geeignet, wie ja auch Jahrzehnte der Auswanderung von Iren nach Amerika und Großbritannien zu belegen schienen.

    Und dann dies: Ab Mitte der 1980er-Jahre ein Wachstumsspurt, der das Land schon um die Jahrtausendwende an die Spitze des Einkommenskegels in Europa katapultierte, mit höherer gesamtwirtschaftlicher Arbeitsproduktivität und höherem Pro-Kopf-Einkommen als Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Österreich und Schweden und gar nicht mehr weit entfernt von der superreichen Schweiz! Und dazu massenhafte Rückwanderung von Iren aus Amerika und England in ihr Heimatland und ebenso massenhafter Zuzug von Arbeitskräften aus Mitteleuropa, allen voran aus dem ebenfalls katholischen Polen. Was war geschehen?

    Die Antwort ist scheinbar einfach: Irland wurde zur Zielregion von industriellen Direktinvestitionen aus den Vereinigten Staaten und Europa, angelockt durch gut ausgebildete Arbeitskräfte vor Ort, eine mit EU-Hilfe ausgebaute Infrastruktur und niedrige Unternehmenssteuern. Eigentlich ein klassisches Erfolgsrezept, fast wie aus dem Lehrbuch. Tatsächlich erklärt das solide industrielle Wachstum einen guten Teil des irischen Aufholens, aber es erklärt eines nicht: das Überholen. Immerhin blieb die irische Wirtschaft, was ihre strukturellen Charakteristika betrifft, immer ein gutes Stück hinter den westeuropäischen Nachbarn auf dem Kontinent zurück. Niemals erreichte das Land jenes Niveau an industrieller Forschungsintensität, wie sie in Deutschland, Österreich oder Schweden üblich ist. Auch den hochproduktiven Fernhandel, dem extrem offene Länder wie Belgien und die Niederlande einen beträchtlichen Teil ihres Reichtums verdanken, gab es in Irland nicht. Was allerdings neben der Industrie entstand, das war eine aufgeblähte Bankenwelt, die im Großraum der Hauptstadt Dublin als Zentrum der globalen Offshore-Finanzdienstleistungen ein übergroßes Rad drehte, vergleichbar mit dem atlantischen Inselnachbarn Island. Eine massive Immobilienblase im relativ kleinen Irland tat ein Übriges. Die Binnenwirtschaft boomte.

    Wir wissen heute: All dies war nicht nachhaltig, Boom und Blase platzten, genau wie im benachbarten Island, und auch Irland stürzte ab 2007/08 in eine tiefe Krise. Es wurde schließlich Kandidat für den Euro-Rettungsschirm, steckt derzeit mitten in einer schweren Anpassungskrise und kämpft mit hoher Arbeitslosigkeit und hohen Defiziten im Staatshaushalt. Der Kampf ist nicht ohne Erfolg, aber dramatisch. Licht am Ende des Tunnels wird sich wohl erst in einigen Jahren zeigen. Der irische Tiger ist also gestrauchelt.

    Wirklich? Glaubt man den Statistiken der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, steht Irland immer noch deutlich vor Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Österreich und Schweden. Nun gut, der Abstand ist kleiner geworden, als er Mitte des letzten Jahrzehnts war, aber er hat überlebt – und dies, obwohl Irland in fast allen sonstigen Indikatoren der Entwicklung nicht ganz an diese Gruppe hoch entwickelter Industrienationen heranreicht. Vielleicht ist also doch noch was übrig von der Blase der Vermögenswerte und schlägt sich auf verschlungenen Datenwegen in der gemessenen Wertschöpfung nieder. Vielleicht stecken in der Messung der volkswirtschaftlichen Produktion überhaupt Fehlerquellen, die wir trotz allen Fortschritts der Wissenschaft noch nicht wirklich erkennen. Fragen über Fragen, aber keine überzeugenden Antworten.

      

      An diesen Mängeln wird sich in den nächsten Jahrzehnten so schnell nichts ändern, denn es geht beim Aufbau von Innovationskraft um sehr langwierige Prozesse. Europa wird also auf absehbare Zeit wirtschaftlich ein gespaltener Kontinent bleiben. Die Europäische Union steht tatsächlich vor einem Abschied von Illusionen, die den Integrationsprozess – ökonomisch, gesellschaftlich und politisch – über Jahrzehnte begleitet haben. Nun mag man einwenden, in der Geschichte Europas sei dies eigentlich überhaupt nichts Ungewöhnliches, denn es hätte auch zu früheren Zeiten Unterschiede im Lebensstandard zwischen den Regionen des alten Kontinents gegeben; und trotzdem sei das Wirtschaftsleben auch in den schwächeren Regionen weitergegangen, bis diese dann selbst irgendwann zum Aufholen oder gar zum Überholen ansetzten. Prominente Beispiele gibt es zuhauf. So wurden – nach allem, was wir wissen – in den norditalienischen und flandrischen Städten des späten Mittelalters und der Renaissance, von Florenz und Venedig bis zu Brügge und Gent, weit höhere Einkommen erzielt, als dies im übrigen Europa üblich war. In der frühen Neuzeit zog dann Holland dem Rest davon, im Zuge der Industrialisierung war es ab dem späten 17. Jahrhundert England, später folgten dann auch Deutschland und Frankreich. Immer gab es europaweite Gefälle von beachtlicher Größenordnung.138 Warum sollte dies heute anders laufen? Und warum sollten wir darüber besorgt sein? Die Antwort lautet: wegen der Mobilität der Menschen.

      3.2 Die mobile Generation

      Eine der großen humanitären Errungenschaften der Europäischen Union ist die Freizügigkeit. Jeder EU-Bürger kann seinen Wohnsitz und Arbeitsort grundsätzlich frei wählen, unabhängig von nationalen Grenzen. Die Freizügigkeit gehört zu den klassischen Freiheiten, die traditionell von demokratisch verfassten Nationalstaaten ihren Bürgern innerhalb ihrer territorialen Grenzen garantiert werden. Sie ist – neben dem Freihandel von Waren und Dienstleistungen sowie dem freien Kapitalverkehr – eines der drei konstitutiven Merkmale der Europäischen Union als sogenanntem Gemeinsamen Markt. Sie auf Dauer abzuschaffen oder einzuschränken wäre ein Bruch mit dem „acquis communautaire“, der in Geist und Gesetz die Grundlage der EU darstellt. In der Vergangenheit gab es tatsächlich nur temporäre Beschränkungen, und zwar bei der Aufnahme neuer Mitgliedsländer, deren (mobile) Arbeitskräfte noch für einige Jahre selektiven Ausnahmeregeln unterworfen wurden. Eine Wiedereinführung von Mobilitätsbarrieren, wenn sie einmal abgeschafft waren, hat es dagegen noch nie gegeben.

      Alles in allem hat die EU damit recht gut leben können, ohne allzu große wirtschaftliche und politische Verwerfungen. Dafür gibt es zwei Gründe: Zum einen erwies sich die inhärente Bereitschaft zur Mobilität der Bürger als nicht allzu groß – jedenfalls im Vergleich zu anderen hoch entwickelten Industrieländern wie den Vereinigten Staaten. Warum dies so war, liegt auf der Hand: Es gab in Europa – anders als auf dem nordamerikanischen Kontinent – hinreichend unterschiedliche Sprachen, Kulturen und Lebensweisen, um psychologische Barrieren aufzubauen, sein Glück in einem fremden Land zu suchen, und zwar selbst dann, wenn es beträchtliche internationale Lohn- und Einkommensunterschiede gab. Zum anderen waren diese Unterschiede zwar über lange Zeit sehr groß, aber im Trend schienen sie doch Schritt für Schritt abzunehmen. Dies hieß auch, dass ein Verbleib in einer Region mit aktuell noch niedrigeren Löhnen die Aussicht des schnelleren Aufstiegs versprach und damit half, die Menschen von der Abwanderung abzuhalten.

      In der Tat liegt die Zeit der ganz großen, ökonomisch motivierten Wanderungsströme innerhalb Europas recht lange zurück. So gab es zwischen 1895 und 1914 eine kräftige Ost-West-Wanderung in die großen expandierenden Montan- und Industrieregionen Deutschlands, vor allem auch aus Polen; und in den 1960er-Jahren die Welle der Gastarbeiter aus Südeuropa und der Türkei, die zwar als vorübergehend angelegt war, aber schließlich doch zu einer beträchtlichen dauerhaften Zuwanderung führte.139 Seit den 1970er-Jahren waren die internationalen Wanderungsbewegungen in Europa dagegen relativ schwach ausgeprägt. Dafür sorgte einerseits die recht hohe Arbeitslosigkeit in den industriellen Zentren (und das dortige Vorhandensein der Babyboomer-Generation!); andererseits waren die potenziellen Auswanderungsländer des Südens und Ostens zunächst noch nicht Teil der EU mit ihrer Freizügigkeit; und als sie es dann Land für Land wurden, gab es zunächst den in Abschnitt 3.1 beschriebenen, scheinbar stabilen Trend der Konvergenz, mit guten (und zunehmend besser bezahlten) Arbeitsmöglichkeiten im eigenen Land.

      Die Zukunft wird anders aussehen, und zwar praktisch in jeder Hinsicht, die für Wanderungsentscheidungen von Bedeutung ist. Migrationsforscher unterscheiden dabei gerne zwischen dem „Push“, also der Abstoßungskraft des Auswanderungslands, und dem „Pull“, also der Anziehungskraft des Einwanderungslands. Beide Kräfte werden zunehmen: Das Ende der Aussicht auf Konvergenz wird in den Ländern des Südens und des Ostens die Bereitschaft zur Abwanderung und damit den „Push“ erhöhen; und die Knappheit an Arbeitskräften und steigende Löhne im westlichen industriellen Zentrum Europas werden die Nachfrage und damit den „Pull“ verstärken. Alle ökonomischen Zeichen deuten also auf eine neue Welle der Wanderung – als Ergebnis des üblichen Standortwettbewerbs um mobile Arbeitskräfte.

      So weit, so normal – und im historischen Vergleich keineswegs besorgniserregend. Allerdings gibt es eine Reihe von Gründen, die darauf hindeuten, dass die Welle der Wanderung im Europa der Zukunft doch eine ganz neue Dimension und Qualität erreichen könnte. Da ist zunächst das schiere Ausmaß des Gefälles der Arbeitslosigkeit in der heranwachsenden Generation von Erwerbspersonen, das sich schon heute andeutet. Schaubild 22 zeigt die Jugendarbeitslosenquoten in verschiedenen europäischen Ländern. Das Gefälle ist überaus dramatisch, noch viel dramatischer als bei der Arbeitslosigkeit im Durchschnitt der Erwerbspersonen. So steht einer Quote von über 40 Prozent in Spanien eine Quote von unter zehn Prozent in Deutschland gegenüber. Das ist tatsächlich ein historisches Novum, denn so weit auseinander lagen die Quoten noch nie. Im Zuge der demografischen Entwicklung könnte sich dieses Gefälle sogar noch vergrößern, da hierzulande die Knappheit an jugendlichen Arbeitskräften immer akuter zu werden droht, während eine Tendenzwende im Süden noch lange nicht abzusehen ist.
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      Die Erfahrung lehrt: Junge Menschen sind besonders mobil, da sie zumeist noch keine tieferen Familienbindungen aufweisen, die einen Orts- oder Landeswechsel maßgeblich erschweren könnten. Hinzu kommt, dass gerade diese jüngste Generation als Ergebnis ihrer Sozialisierung einen besonderen Charakter hat. Es geht, schlagworthaft formuliert, um die Kinder der Globalisierung. Sie sind in einer Welt aufgewachsen, in der die globale Kommunikation über das Internet zu den Selbstverständlichkeiten des täglichen Lebens gehört, in der soziale Netzwerke wie Facebook einen natürlichen, völlig hindernisfreien Zugang zu einer offenen Welt gewährleisten und in der eine einzige Sprache verwendet wird: Englisch, oder genauer „Globish“, also jene drastisch vereinfachte Form des Englischen, die zu einer Art universellem Kommunikationsmedium geronnen ist. Den jungen Menschen dieser Generation fällt es im Durchschnitt psychologisch sehr viel leichter, Arbeit im Ausland zu suchen und zu finden als ihren Eltern und Großeltern. Kulturelle und sprachliche Barrieren haben für sie ein sehr viel geringeres Gewicht als für frühere Generationen.

      
    „Globish“:

    Das Latein der schönen neuen Welt

    Schleichende Veränderungen werden oft in ihrer Bedeutung unterschätzt. Sie können auf evolutionärem Weg – fast unbemerkt von der Öffentlichkeit – revolutionäre Wirkungen entfalten. Irgendwann wacht dann die Gesellschaft auf und stellt fest: Es gibt kein Zurück mehr, wir leben in einer völlig neuen Welt, mit neuen Möglichkeiten, aber auch neuen Herausforderungen.

    Eine solche Veränderung ist der Aufstieg des Englischen zur Sprache der globalisierten Welt. Wohlgemerkt: nicht das wortgewaltige Englisch Shakespeares, nicht das kultivierte Oxford English, nicht das bewusst nach dem Mutterland gestylte Englisch des Commonwealth und auch nicht ein gepflegtes Webster-Amerikanisch, sondern jenes flache, geradlinige, simple Englisch, das zu einem internationalen Medium der Kommunikation wurde, ohne dass sich irgendjemand mit einer besonderen Identität darum gekümmert hätte. Vielleicht ist „Globish“ wirklich die beste Bezeichnung dafür. Von George Bernard Shaw stammt der treffende Satz: „English is the easiest language to speak badly.“ Und genau dies macht es Abermillionen, vielleicht Milliarden von Menschen in der Welt so leicht, im World Wide Web oder sonst wo miteinander zu kommunizieren.

    Es mag merkwürdig klingen, aber der Siegeszug von Globish hat Ähnlichkeiten mit der Dominanz, die bis in die frühe Neuzeit die lateinische Sprache im globalen Kreis der Gelehrten hatte. Alle lasen und schrieben in Latein. Die damalige weltweite Gemeinschaft der Gelehrten bediente sich dabei einer Sprache, die grammatisch und vom Wortschatz her recht einfach strukturiert ist. Über deren zentrale Regeln gab es keinen Streit, weil sie seit den Zeiten Ciceros fast eingefroren war. Manche bezeichneten später die Sprache als „tot“, aber das führt in die Irre, wie moderne Latinisten wie Jürgen Leonhardt und Wilfried Stroh betonen. Die Sprache war lediglich fixiert, kanonisiert oder standardisiert, aber sie wurde in der Gemeinde der Schriftgelehrten gerade deshalb gerne angewendet. Vielleicht lässt sich eines Tages prüfen, ob auch Globish eine solche „Fixierung“ erleben wird – in einer globalen Kultur der Kommunikation. Wahrscheinlich wird dies nicht so sein, und zwar aus einem simplen Grund: die Größe und die Zahl der „communities“, die Globish nutzen. Das sprengt dann doch alle Dimensionen, die Latein jemals erreichen konnte. Es sind eben heute nicht mehr nur die kleinen elitären Kreise hochgebildeter Intellektueller, um die es geht, sondern die Schwärme der Internet-User mit all ihrer Originalität, Fantasie und Vitalität, aber auch ihrer Ungeduld und Respektlosigkeit. Daraus kann Globish – ganz anders als Latein – eine kraftvolle Dynamik beziehen.

    In dieser Dynamik schwimmt eine neue Generation junger Menschen ganz selbstverständlich mit, und zwar überall auf der Welt, und allemal im gesamten Europa. Diese Generation hat eine globale Sprache gefunden, mit der auch viele gemeinsame kulturelle und soziale Ausdrucksformen verknüpft sind. Das beobachtet man längst an allen Universitäten der Welt, die zu englischsprachigen Lehrprogrammen übergegangen sind, völlig unabhängig davon, was die Muttersprache des Landes ist und wo die Hochschule ihren Sitz hat. Die jungen Menschen wachsen in einem globalisierten Fluidum auf, das ihnen ein Höchstmaß an Mobilität gewährt. Sie können mühelos im Ausland leben – ohne Kultur- und Sprachschock, ohne schwere innere Konflikte, ohne all die traditionellen Barrieren, die noch bis in die 1980er-Jahre die Welt prägten.

    Die Konsequenzen sind klar: Dort, wo es die Freizügigkeit als Menschenrecht gibt, wird sie in der Zukunft in weit höherem Maße genutzt werden als in der Vergangenheit. Jedenfalls die breite intellektuelle Spitze der jungen Generation wird bereitstehen, ihr Leben dort aufzubauen, wo die Bedingungen am besten sind. Mit einem Mal wachsen Arbeitsmärkte ganz natürlich zusammen. Die Regierungen werden sich noch über Globish verwundert die Augen reiben: Was so harmlos als Medium der Kommunikation daherkam, das erweist sich als menschlicher Schlüssel zur Mobilität. Das ist die Herausforderung, vor der die Politik steht, wenn Freiheit und Bildung zusammenkommen.

      

      Hinzu kommen dazu passende Veränderungen in den potenziellen Zuwanderungsländern der westlichen industriellen Zentren Europas. Dort geht es – wiederum schlagworthaft formuliert – um eine globalisierte Arbeitswelt. So ist es in den urbanen Ballungsräumen Europas zunehmend üblich, die innerbetriebliche Kommunikation, wenn nötig, auf Englisch zu ermöglichen. Jedenfalls ist die sprachliche Barriere keineswegs mehr ein unüberwindliches Einstellungs- und Aufstiegshindernis, und zwar selbst in Tätigkeiten, die grundsätzlich eine sprachliche Kompetenz erfordern. Zumindest für längere Übergangszeiten bis zum Erlernen der Muttersprache des Gastlandes kann also ein Zuwanderer auf einfaches Englisch zurückgreifen, das von den meisten Kollegen zumindest verstanden wird. Damit öffnet sich ein ungeheuer weites Feld von beruflichen Einsatzfeldern, die traditionell für Ausländer weitgehend verschlossen waren. Die Situation ist insofern völlig anders als in den 1960er-Jahren: Damals ging es bei der Zuwanderung der Gastarbeiter in Deutschland um eine Generation von industriellen Hilfskräften, die vor allem einfache Arbeit leisteten. Heute bietet sich für Zuwanderer ein viel größeres Spektrum an Tätigkeiten, das bis in die Bereiche der höchsten Qualifikationsanforderungen hineinreicht.

      Gerade darin liegt für die Länder der geografischen Peripherie Europas eine große Gefahr: der massive „brain drain“, also die Abwanderung junger qualifizierter Arbeitskräfte in die westlichen Industriezentren. Dies hat es historisch bisher zwar noch nie gegeben; aber es hat eben auch die entsprechende wirtschaftliche Grundkonstellation in dieser Form noch nie gegeben – mit hoher Jugendarbeitslosigkeit einer globalisierten Generation in der Peripherie und mit einer zunehmend globalisierten Arbeitswelt bei extremer Knappheit an Fachkräften in den Zentren. Einmal etabliert, könnten Wanderungsströme dieser Art sogar eine starke Tendenz zur Selbstverstärkung entwickeln, und zwar durch das Entstehen von nationalen „communities“ in den Großstädten der Zentren, die weit attraktiver sind als die traditionellen Wohnviertel zugewanderter Ausländer, zumeist Industriearbeiter. Urbane Großräume wie die von Frankfurt am Main, Hamburg, München, Wien oder Zürich können sehr schnell zu Magneten für Griechen, Portugiesen und Spanier, aber auch Polen, Ungarn, Rumänen und Bulgaren werden, sobald sich dort entsprechend starke Gemeinden von Fachkräften aus den entsprechenden Ländern ansiedeln. Schon heute haben diese Städte zu großen Teilen den hässlichen Charakter von „Agglomerationen des Werkstorkapitalismus“ abgelegt und sind zu multikulturellen Sammelpunkten geworden, mit einem für Ausländer durchaus attraktiven Kulturleben. Setzen einmal kraftvolle Wellen der Zuwanderung von qualifizierten Fachkräften mit ihren Familien ein, so kann sich dieser Wandel noch deutlich verstärken.

      Dem Ausbluten der Peripherie steht also durchaus ein Aufblühen der Zentren gegenüber. Auch politisch ist der nationale Anreiz in den westlichen Zentren groß, den Prozess der Zuwanderung eher zu fördern als zu stoppen, und zwar nicht nur durch ein groß angelegtes Umschwenken der Zuwanderungspolitik, sondern auch durch kleine ergänzende Maßnahmen auf der Ebene der betroffenen Industriebranchen und Kommunen. Derzeit ist dies zwar erst in Ansätzen spürbar, aber das wird sich ändern, sobald die Anzeichen der Knappheit an Arbeitskräften in den innovationskräftigen Industrieländern Europas immer virulenter werden. Die üblichen Widerstände gegen die Zuwanderung können sehr schnell in ein offenes oder verdecktes Werben um hoch qualifizierte Fachkräfte umschlagen. Das Zentrum Europas wird dann zu einer neuen Einwanderungsregion, eine Art „Amerika des 21. Jahrhunderts“. Während allerdings die Vereinigten Staaten zu früheren Zeiten vor allem wegen ihrer riesigen Landflächen für Zuwanderer anziehend waren, so ist es das westliche Zentrum Europas heute wegen seines modernen industriellen Kapitalbestands, seiner Innovationskraft und seiner freien Kapazitäten, die der demografische Wandel hinterlässt.

      Für die Auswanderungsländer ist ein solches Szenario durchaus bedrohlich. Dies gilt umso mehr, als in diesen Ländern – anders als im 19. Jahrhundert – die Bevölkerung nicht wächst. Ein schlichter Austausch von Abgewanderten durch Neuankömmlinge am Arbeitsmarkt ist nicht möglich, denn die demografischen Trends laufen im gesamten Europa sehr ähnlich, mit wenigen graduellen Unterschieden. Die Abwanderung bedeutet damit eine beschleunigte Überalterung und ein „Ausbluten“, das volkswirtschaftlich in seiner Wirkung nicht abgefedert werden kann. Dies gilt in gleicher Weise für Süd- wie für Mittel- und Osteuropa. Lediglich die Gründe sind unterschiedlich: Im Süden liegt es am Scheitern eines allzu ambitionierten Aufholprojektes, im Osten an dem industriellen Flurschaden aus vier Jahrzehnten sozialistischer Plan- und Kommandowirtschaft, den die Politik im Vorhinein unterschätzte.140

      Das Ende der Konvergenzillusion stellt damit Europa vor eine fundamentale Herausforderung. Es gilt, mit Ungleichheiten zu leben, deren sich selbst verstärkendes Ausmaß jede Vorstellung überschreitet, die man sich in früheren Zeiten von zukünftigen Zuständen in Europa machen konnte. Damit steht die Europäische Union vor einem unerwarteten politischen Dilemma: Sie hat aus überzeugenden humanitären Gründen den „acquis communautaire“ der Integration des alten Kontinents auf den Prinzipien der Freiheit aufgebaut. Aber es ist genau diese Freiheit – genauer ein Element von ihr, die Freizügigkeit –, die sie heute in eine überaus schwierige strategische Lage bringt. Ohne ein Gegensteuern droht der alte Kontinent, wirtschaftlich auseinanderzufallen.

      Wie kann aber ein solches Gegensteuern in Europa aussehen? Bevor wir versuchen, diese politische Frage zu beantworten, lohnt sich ein Blick zurück auf einen weitgehend abgeschlossenen Großversuch, mit der Mobilität von Menschen vernünftig umzugehen: die Deutsche Einheit. Sie enthält wesentliche Lektionen darüber, was möglich ist und was nicht, wenn es darum geht, politische Rahmenbedingungen dafür zu setzen, dass Menschen nicht in Massen ihre Heimat verlassen, um irgendwo anders ihr Glück zu suchen.

      3.3 Déjà-vu: Deutsche Einheit

      Selten in der Geschichte ließ sich die politische Macht der Mobilität besser beobachten als nach dem Mauerfall am 9. November 1989. Denn dieses epochale Ereignis war nicht nur ein großartiger Sieg der Freiheit. Es war auch ein lautes Startsignal der Mobilität. Ab diesem Tag konnte jeder ostdeutsche Arbeitnehmer als deutscher Staatsbürger in den nahe gelegenen Westen abwandern. Die Verlockung dazu war sehr groß, denn es gab kaum natürliche Hindernisse: gleiche Sprache, gleiche Kultur, gleiche industrielle Tradition, aber im Westen ein hochmoderner Kapitalstock, eine im Weltmarkt bewährte Produktpalette, recht sichere Arbeitsplätze und vor allem hohe Löhne, die im globalen Vergleich mit an der Spitze lagen. Der kapitalistische Westen war attraktiv für Millionen Ostdeutsche, und dies vor allem für die Fachkräfte und Leistungsträger unter ihnen.

      Genau dies schränkte das politisch Mögliche nach dem Mauerfall stark ein. Theoretisch war es natürlich vorstellbar, eine Massenwanderung zuzulassen. Dies hätte bedeutet: Erweiterung West statt Aufbau Ost. Es hätte vielleicht sogar recht gut funktioniert, so wie die Integration der Vertriebenen in Westdeutschland in den 1950er-Jahren, die ja ein Wirtschaftswunder befeuerte. Es wäre im Westen zu einem Investitions- und Bauboom gekommen – bei vorübergehendem Druck auf die Reallöhne, aber mit schneller Erweiterung der bereits vorhandenen leistungsfähigen Industrieanlagen. All dies war ökonomisch denkbar. Politisch lag es aber jenseits aller Vorstellungskraft: Ein „Morgenthau-Plan Ost“ mit den ehemals stolzen mitteldeutschen Industrieregionen als Rentnerparadies, grünem Biotop und landwirtschaftlicher Nutzfläche, das wäre eine historische und moralische Bankrotterklärung der wiedervereinigten Nation gewesen.

      Damit war klar: Die Deutsche Einheit wird extrem schwierig und sehr teuer. Denn jede wichtige politische Entscheidung hatte fortan drei Grundbedingungen zu erfüllen: Sie musste schnell sein; sie musste Vertrauen schaffen; und sie musste Löhne in Aussicht stellen, die nicht allzu weit unter dem westdeutschen Niveau liegen. Nur so lassen sich die drei großen wirtschaftspolitischen Weichenstellungen verstehen, die das Jahr 1990 mit sich brachte: die Wirtschafts- und Währungsunion, die Einrichtung der Treuhandanstalt und der Beginn einer massiven Wirtschaftsförderung. Die Geschichte dieser Weichenstellungen ist an Dramatik kaum zu überbieten, denn es waren politische Kraftakte von bisher historisch einmaliger Dimension.141 Die Dramatik ergab sich vor allem aus dem Ausmaß des Zusammenbruchs der industriellen Produktion, den der Osten Deutschlands im Übergang zur Marktwirtschaft erlebte: Eine ehemals stolze Industrieregion durchlief eine fast komplette Deindustrialisierung, und was danach folgte, war ein überaus schwieriger und langwieriger Versuch, im Osten Deutschlands wieder ein verarbeitendes Gewerbe entstehen zu lassen, das hinreichend modern und wettbewerbsfähig ist, um in einer globalisierten Welt bestehen zu können. 

      Tatsächlich startete der Aufbau Ost mit einem Bauboom. In seinen Ausmaßen erwies er sich als übersteigert. Ergebnis waren zum Teil hohe Leerstände im städtischen Baubestand und ein frühes Platzen einer Immobilienblase, aber daneben eben doch auch eine nachhaltige Modernisierung der Infrastruktur und des Baubestands. Danach erst folgte ein kontinuierliches Wachstum der industriellen Wertschöpfung, das bis zur Weltfinanzkrise anhielt und seit einigen Jahren sogar wieder die Beschäftigung ein Stück weit nach oben zog. Die Ergebnisse sind heute in der Statistik ablesbar: Wurden 1992 noch gerade mal 3,5 Prozent der gesamtdeutschen Industrieproduktion im Osten erstellt, so beträgt seit 2008 der Anteil wieder rund zehn Prozent. Während die Bauwirtschaft seit Mitte der 1990er-Jahre schrumpfte, gewann das verarbeitende Gewerbe wieder einen prominenten Platz. Auch in der wirtschaftlichen Leistungskraft gab es deutliche Fortschritte. Ein ostdeutscher Industriebeschäftigter erwirtschaftet heute pro Jahr fast 80 Prozent der Wertschöpfung seines westdeutschen Kollegen; 1991 waren es weniger als ein Viertel, um die Jahrtausendwende etwa zwei Drittel. Gesamtwirtschaftlich dagegen verlief der Zuwachs der Produktivität im letzten Jahrzehnt schleppend, nach anfänglich rasantem Tempo. Dies lag aber vor allem an der Schrumpfung der Bauwirtschaft, der Stagnation der Dienstleistungsgewerbe und dem Rückgang staatlicher Aktivität. Dabei handelt es sich um notwendige Anpassungen: Nur durch einen Strukturwandel weg von der binnenmarktorientierten Produktion von Bauleistungen und Diensten hin zum exportfähigen verarbeitenden Gewerbe kann der Osten aus seiner Transferabhängigkeit herauswachsen. Der Motor des Wachstums musste die weltmarktorientierte Industrie sein.142

      Die Folgen dieser Entwicklungen zeigen sich seit einigen Jahren auch sehr deutlich in dem, was man die gesamtwirtschaftliche „Leistungsbilanz“ Ostdeutschlands nennen könnte, also die Differenz zwischen dem Wert der Produktion und des Verbrauchs.143 Diese „Leistungsbilanz“ wies in den 1990er-Jahren riesige Defizite auf, und zwar jährlich in der Größenordnung von 100 Milliarden Euro. Im Jahr 2008 betrug das Defizit noch etwa 27 Milliarden Euro. Dieser nachhaltige Fortschritt erklärt sich in erster Linie aus der kräftigen Zunahme der industriellen Produktion, aber auch aus der Konsolidierung der öffentlichen (und privaten) Ausgaben in den ostdeutschen Ländern. Was an Defizit derzeit noch übrig bleibt, resultiert aus den West-Ost-Transfers innerhalb des Renten- und Sozialsystems, die auf Rechtsansprüchen beruhen. 

      An dieser Stelle lohnt es sich, kurz innezuhalten. Denn die beschriebene Anpassung – von der Binnenmarkt- zur Weltmarktorientierung – ist exakt das, was heute von der südlichen Peripherie Europas unter großen Schmerzen der Anpassung vollzogen wird. Tatsächlich kann man den Binnenmarktboom der Bauwirtschaft im Ostdeutschland der 1990er-Jahre wirtschaftlich sehr gut vergleichen mit der Blase in der südlichen Peripherie ein Jahrzehnt später. Der einzige Unterschied liegt in der politischen Motivation: Die Blase Ostdeutschlands diente dem physischen Aufbau Ost und war damit notwendiges Instrument, um eine Generation von mobilen Menschen von der Wanderung in den Westen abzuhalten. Der Boom in Südeuropa dagegen ergab sich aus einer weltwirtschaftlichen Konstellation mit sehr niedrigen Realzinsen, die einen wirtschaftlich motivierten, also freiwilligen Zustrom an Kapital veranlassten. Beide Boomphasen mussten zu einem Ende kommen, beide waren nicht nachhaltig. Während die südliche Peripherie noch mitten in der schwierigen Anpassung steckt, ist sie in Ostdeutschland dagegen weitgehend abgeschlossen. 

      Was ist das Ergebnis des Aufbaus Ost? Bei allen Fortschritten der Industrie verbleibt ein zählebiges innerdeutsches Produktivitätsgefälle.144 Seit dem Jahr 2008 beträgt die Bruttowertschöpfung pro Erwerbstätigen fast 80 Prozent des Westens; pro Arbeitsstunde sind es noch weniger als 75 Prozent, da die Arbeitszeit in der ostdeutschen Industrie deutlich höher liegt als im Westen. Wie lässt sich dieser Rückstand erklären? Alle Indizien sprechen dafür, dass der Hauptgrund in der Art der Produkte liegt, die im Osten hergestellt werden. Diese haben offenbar Charakteristika, die im Durchschnitt eine niedrigere Wertschöpfung pro Arbeitseinsatz erzielen als ihre westlichen Gegenstücke. Vor allem bleibt die industrielle Forschung und Entwicklung (F&E) immer noch sehr stark auf den Westen Deutschlands konzentriert (Schaubild 23): Sowohl die Relation F&E-Ausgaben zu Wertschöpfung als auch der Anteil des Personals, das in F&E tätig ist, lag im Osten im Jahr 2009 noch deutlich unter den entsprechenden Anteilen im Westen, nämlich etwa bei der Hälfte. Auch die Exportausrichtung ist in Ostdeutschland noch immer schwächer als im Westen, wenngleich sich der Abstand in den letzten Jahren deutlich verringert hat. In jüngster Zeit lag die Exportquote im Westen bei etwa 40 Prozent, im Osten bei 25 Prozent, nach nur zehn Prozent noch Mitte der 1990er-Jahre. Schließlich arbeitet die ostdeutsche Industrie im Durchschnitt mit deutlich kleineren Betriebsgrößen als die westdeutsche Industrie. Es ist deshalb für sie auch schwieriger, die nötige innovative Schlagkraft in der Forschung und im Export zu entwickeln. 

      All dies führt zu einer einfachen Schlussfolgerung: Die ostdeutsche Industrie ist noch immer zu einem beträchtlichen Teil eine verlängerte Werkbank des Westens. Die Direktinvestitionen westlicher Firmen haben viel gebracht an Modernität und Effizienz, aber wenig an Brutstätten des Wissens und industrieller Innovationskraft. Obendrein ist die ostdeutsche Industrie noch nicht groß genug, um den Produktivitäts- und Einkommensabstand zum Westen auch in den Bereichen lokaler Dienstleistungen deutlich zu verringern. Kurzum: Sie hat Fortschritte gemacht, aber der Weg ist noch lange nicht zu Ende. Dabei bedeutet die strukturelle Schwäche der ostdeutschen Industrie keineswegs einen Mangel an Wettbewerbsfähigkeit. Allerdings liegt dies vor allem an einem Lohnniveau, das seit über zehn Jahren bei etwa zwei Drittel des Westniveaus verharrt. Entsprechend sind die Lohnstückkosten, definiert als das Verhältnis von Arbeitskosten zu Arbeitsproduktivität, relativ zum Westen kontinuierlich gesunken. Im Jahr 2010 lagen sie im verarbeitenden Gewerbe bei 88 Prozent des Westniveaus. Industriell ist also der Osten – was die Lohnstückkosten betrifft – ein wettbewerbsfähiger Standort geworden, trotz des fortdauernden Rückstands der Produktivität.145 Genau dies war eben auch Teil der Anpassung vom Binnen- zum Weltmarkt, die der südlichen Peripherie Europas noch zum Großteil bevorsteht.
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      Alles in allem ergibt sich also wirtschaftlich ein überaus ambivalentes Bild der Deutschen Einheit. Der Kraftakt des Aufbaus Ost war in dem Sinne erfolgreich, dass der Osten heute durchaus wieder über eine wettbewerbsfähige Industrie verfügt, die im Wesentlichen für eine Stabilisierung der Region sorgt – auch mit Blick auf deren Wanderungsbilanz. Gleichwohl ist offensichtlich, dass durch Deutschland qualitativ dieselbe Kluft der Wirtschaftskraft geht, die wir zwischen dem westlichen Zentrum Europas auf der einen Seite und dem Süden und Osten auf der anderen beobachten. In gewisser Weise gehört Ostdeutschland auch heute noch nicht zu diesem westlichen Zentrum, das in der Zukunft wie ein Magnet Arbeitskräfte aus dem Süden und Osten anzuziehen droht. Im Gegenteil, es könnte selbst im Zuge der weiteren Entwicklung auszubluten drohen: Zwar ist die Arbeitslosigkeit Ostdeutschlands durch die Reindustrialisierung der letzten Jahre im innereuropäischen Vergleich nicht mehr besonders hoch, doch könnte eine neue Dynamik des Westens sehr schnell eine neue Welle der Ost-West-Migration auslösen, und zwar von schlechter zu besser bezahlten Jobs mit besseren Perspektiven des beruflichen Fortkommens.

      In der Erfahrung Ostdeutschlands zeigen sich sehr deutlich die Grenzen der Politik. Zwei Jahrzehnte des Aufbaus Ost haben zwar eine industrielle Renaissance bewirkt, aber sie konnten nicht die Flurschäden der langjährigen sozialistischen Abschottung wettmachen. So ist zum Beispiel „Mitteldeutschland“, also etwa das Dreieck Dresden–Erfurt–Magdeburg, längst wieder eine beachtliche weltmarktorientierte Industrieregion; aber von dem herausragenden Niveau als eines der innovationsstärksten Ballungsräume Deutschlands, das es vor dem Zweiten Weltkrieg war, bleibt es noch weit entfernt. Ähnliches gilt für den Großraum Berlin, und zwar in wohl noch stärkerem Maße.146 Offenbar sind hier der Lenkungsmacht der Politik Grenzen gesetzt, und dies selbst dann, wenn Förderprogramme aufgelegt werden, die ihrer Größenordnung nach alles bisher Dagewesene sprengen. Insofern hat die Politik der Deutschen Einheit als Beispiel für den Umgang mit der Macht der Mobilität ein janusköpfiges Gesicht. Einerseits zeigt sie, wie selbst unter Bedingungen extrem starker Mobilität eine nachhaltige wirtschaftliche Wiederbelebung möglich ist. Andererseits zeigt sie aber auch, dass dabei die Kosten jeden realistischen Rahmen sprengen, den man sich für ein supranationales Programm auf europäischer Ebene vorstellen könnte; und sie zeigt, dass selbst dann das Ergebnis noch lange nicht die Angleichung der wirtschaftlichen Leistungskraft zwischen den betroffenen Regionen ist.

      3.4 Wachstums- und Regionalpolitik

      Unsere Analyse lässt eigentlich nur eine Folgerung zu: Die Lage Europas ist überaus vertrackt. Sie hat dabei unangenehme strukturelle Ähnlichkeiten mit der Lage des wiedervereinigten Deutschlands in den frühen 1990er-Jahren. Denn zwei Jahrzehnte nach dem Fall des Eisernen Vorhangs hat der Kontinent als Ganzes zwar ein Niveau an Freiheit und Wohlstand erreicht, das es in seiner Geschichte noch niemals vorher gab. Daneben treiben aber starke wirtschaftliche Kräfte die Länder in ihrer Leistungskraft auseinander, und dies bei zunehmender Mobilität der Leistungsträger innerhalb Europas. Die Erfahrung der Deutschen Einheit liefert dabei eher einen mahnenden Hinweis darauf, wie schwer es die Politik hat, in dieser Art von Grundkonstellation wirksam und nachhaltig gegenzusteuern.

      Man mag sogar die Frage stellen: Sollte die Politik überhaupt versuchen, gegenzusteuern? Sollte sie auf europäischer Ebene wirklich über das hinausgehen, was bisher im Rahmen ihrer regionalpolitischen Programme ohnehin geleistet wird? Sollte sie nicht den Rest der Anpassung jenen marktwirtschaftlichen Mechanismen überlassen, die dem Auseinanderdriften der nationalen Leistungskraft entgegenwirken? Zweifellos gibt es diese Mechanismen, und zwar vor allem auf der Nachfrageseite der Volkswirtschaften. Kommt es nämlich – als Folge der Knappheit an Arbeitskräften – in Deutschland und seinen Nachbarländern zu den erwarteten Lohnsteigerungen, so kann sich aufgrund der dort zunehmenden inländischen Nachfrage tatsächlich eine natürliche Korrektur der strukturellen Überschüsse der Leistungsbilanz ergeben, und zwar als Ergebnis der steigenden Importnachfrage. Dies wird den Ländern der südlichen und östlichen Peripherie helfen, ihre Beschäftigung, Produktion und auch Produktivität zu steigern und somit ein Stück weit ihren Platz in der europäischen Arbeitsteilung zurückzugewinnen.

      Mit einem solchen Trend ist durchaus zu rechnen. Er ist letztlich das Ergebnis des entstandenen Gefälles und somit nichts anderes als die daraus folgende natürliche Ausgleichsbewegung. Diese ist allerdings nicht wirklich politisch steuerbar, jedenfalls nicht in einer Marktwirtschaft mit freier Lohnsetzung am Arbeitsmarkt, sei es über Tarifverhandlungen oder in individuellen Verträgen. Die nationalen Regierungen und die Europäische Union können zwar den Prozess mit einer entsprechenden politischen Rhetorik begleiten, was auch praktisch geschieht; und sie können durch Veränderung der Rahmenbedingungen (zum Beispiel Steuersenkungen) die Eckdaten verändern, die den Lohnverhandlungen zugrunde liegen. Gleichwohl bleibt ein weiter Bereich unkontrollierbarer Entwicklungen, über deren Kraft und Stärke man im Vorhinein nur spekulieren kann.147 Ähnliches gilt für die längerfristige Ausrichtung der staatlichen Finanzpolitik, jedenfalls seit den jüngsten politischen Weichenstellungen. So ist in Deutschland durch die Föderalismusreform II eine Schuldenbremse in das Grundgesetz eingeführt worden – mit der Folge, dass ab 2020 die Nettokreditaufnahme in den Ländern bei null und im Bund bei maximal 0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts liegen darf. Wird die Schuldenbremse eingehalten – und danach sieht es derzeit tatsächlich aus –, kommen staatliche Defizite („deficit spending“) außer in konjunkturellen Extremsituationen zur Regulierung staatlicher Nachfrageimpulse nicht mehr infrage. Und damit entfällt auch der expansive Impuls für die Peripherie Europas.

      In jedem Fall bleiben Impulse der gesamtwirtschaftlichen Ausgaben – ob über den privaten Konsum, die Investitionen oder die Staatsausgaben – auf die Nachfrageseite beschränkt. Sie schaffen von daher für die Volkswirtschaften der Peripherie zwar eine Chance zum Wachstum, lassen aber völlig offen, ob diese durch Expansion des Angebots auch genutzt werden kann. Es geht letztlich darum, ob das gesamtwirtschaftliche Angebot darauf „elastisch“ reagiert. Dies gilt vor allem für die Produktion weltmarktfähiger innovativer Waren und Dienstleistungen, die allein einen Prozess des nachhaltigen pfadabhängigen Wachstums initiieren kann. Ist diese Elastizität der Wirtschaft nicht da, droht auch der Impuls der Importnachfrage aus Deutschland letztlich das Wachstum an anderer Stelle zu begünstigen: zum einen im nichteuropäischen Ausland, wo je nach Marktsegment vor allem Nordamerika und Asien profitieren würden, zum anderen sogar in Deutschland selbst, wo der wirtschaftliche Druck auf Erweiterungen der industriellen Kapazitäten zunähme und weitere Zuwanderungen von Fachkräften aus der Peripherie induzieren würde. Es entstünde dann sogar die paradoxe Situation, dass ausgerechnet der Nachfrageboom im westlichen Zentrum Europas das Ausbluten der Peripherie langfristig noch weiter anheizt.

      Geboten ist also mit hoher Priorität der Ausbau innovativer, wettbewerbsfähiger Industrien in der Peripherie selbst. Dazu müssen in den betroffenen Ländern der Peripherie all jene Reformanstrengungen fortgesetzt werden, die längst angelegt oder gerade beschlossen wurden – zum Aufbau einer effizienten Verwaltung, zur Liberalisierung des Arbeitsmarktes und zur Beseitigung von sonstigen Hemmnissen, die den Standort für industrielle Produktion und Investitionen qualitativ verschlechtern. Vieles davon ist in Mittel- und Osteuropa schon im Laufe der beiden letzten Jahrzehnte geschehen; in den Ländern der südlichen Peripherie geschieht es jetzt oder in naher Zukunft, im Zuge und als positive Folge der Schuldenkrise.

      Hinzu kommt das Arsenal regionalpolitischer Instrumente der Europäischen Union, die schon bisher zum Einsatz kamen. Reicht das? Große Zweifel sind angebracht. Dies liegt nicht in erster Linie am quantitativen Volumen der Programme. Immerhin macht die Regionalförderung seit einigen Jahren mehr als ein Drittel des gesamten EU-Haushalts aus. Sie wird dabei nur noch vom Ressort Landwirtschaft und Umwelt übertroffen, dem traditionell stärksten Politikfeld, das noch immer über 40 Prozent der EU-Ausgaben umfasst. In absoluten Zahlen bedeutet ein Drittel des Haushalts fast 50 Milliarden Euro im Jahr, also etwa in der Größenordnung von 0,4 Prozent des gesamten Bruttoinlandsprodukts (BIP) der Europäischen Union (und 20 Prozent des BIP Österreichs). Das ist für ein internationales Unterstützungsprogramm nicht wenig. So belief sich selbst das Volumen des berühmten Marshall-Plans auf nicht mehr als 2,1 Prozent des BIP aller 15 Empfängerländer, in Deutschland sogar nur 1,4 Prozent, und dies auch nur innerhalb eines sechsjährigen Förderzeitraums von 1948 bis 1953.148 Gemessen an den Transfers, die via Finanzausgleich innerhalb hoch entwickelter Industrieländer üblich sind, hat die EU-Regionalpolitik allerdings eine eher bescheidene Größenordnung. Dies gilt insbesondere im Vergleich zum Länderfinanzausgleich, der regionalen Zuordnung und Umverteilung von Steuereinnahmen sowie der Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur im föderal organisierten Deutschland, die zusammen als Anteil des Bruttoinlandsprodukts ein Vielfaches dessen ausmachen, was in der Europäischen Union für regionalpolitische Zwecke ausgegeben wird.149

      
    Klein, aber fein

    Wirklich?

    Auch in der Wirtschaftswissenschaft gibt es Modewellen. So galten Größenvorteile – „economies of scale“ – in der Blütezeit des Werkstorkapitalismus als eine natürliche Charakteristik der industriellen Produktionstechnik und -organisation. Sie ließen sich ja auch überall beobachten: Ob im Maschinenbau oder in der Elektrotechnik, ob in der Automobil- oder in der Chemiebranche, überall wuchsen bis in die 1970er-Jahre Großunternehmen heran, die offensichtlich durch Einsatz riesiger Maschinenparks mit modernster Technik die Möglichkeiten der Massenproduktion in großen Werkshallen voll ausnutzten.

    Irgendwann in den frühen 1980er-Jahren begann sich dieses Bild spürbar zu verändern. Die beiden Ölpreisschocks hatten die Großindustrie besonders hart getroffen. Gleichzeitig erlaubte die neue Computertechnik das kostengünstige Arbeiten in kleineren Einheiten, zunächst an den Bildschirmen von PCs und später dann voll vernetzt im World Wide Web. Die zunehmende Bedeutung produktionsbezogener Dienstleistungen tat ein Übriges: Diese konnten in kleineren Office-Einheiten erstellt werden, ohne Rückgriff auf große Maschinenparks. Die Management-Gurus reagierten. Ihre Schlagworte lauteten nun: Konzentration auf Kernkompetenzen und „Outsourcing“ von Zulieferleistungen. Daraus entstand eine Art positive Ideologie der Kleinheit, mit dem klein- und mittelständischen Betrieb als dem wahren Träger der technologischen Führerschaft – ganz im Geiste jenes viel gelesenen Buches mit dem Titel Small is Beautiful, das der britische Ökonom E. F. Schumacher bereits 1973 veröffentlicht hatte.

    Diese Modewelle beherrscht auch heute noch viele Köpfe, auch wenn einige wichtige und bekannte Fakten des volkswirtschaftlichen Wachstums doch sehr nachdenklich stimmen sollten. So ist in Deutschland nach einhelliger Meinung der ökonomischen Fachwelt eine der großen Schwächen der (postsozialistischen) ostdeutschen Wirtschaft ihre Betriebsgrößenstruktur. Es gibt dort in Industrie, Handwerk und Dienstleistungen zu viele Klein- und Kleinstunternehmen, und die erreichen im Durchschnitt der jeweiligen Branchen und der Volkswirtschaft doch nicht die Arbeitsproduktivität und Innovationskraft der größeren Einheiten des Westens. Ähnliches beobachten wir in Süd- und Mitteleuropa: Auch dort gibt es – Branche für Branche – weniger große Betriebe als im westlichen Zentrum Europas. Selbst der viel gerühmte „Mittelstand“ der süddeutschen Industrie in Baden-Württemberg und Bayern erweist sich dagegen doch als recht großteilig. Ein typischer Mittelständler hat dort oft ein paar Hundert Mitarbeiter.

    Wissenschaftlich ist wohl ein neuerliches Umdenken nötig, diesmal hin zu einem differenzierten Blick auf die Firmengröße. Man muss eben genau zwischen verschiedenen Arten von „klein“ unterscheiden. Jene Unternehmen, die klein sind und klein bleiben, sind oft nicht besonders innovativ. Ihnen gelingt es häufig auch nicht, Auslandsmärkte zu erobern. Und diejenigen, denen das gelingt, bleiben zumeist gerade nicht klein, sondern wachsen in eine für den Mittelstand beachtliche Größenordnung hinein. Dies zeigen empirische Untersuchungen zur „Heterogenität von Firmen“ auf Auslands- und Inlandsmärkten. Immer wieder schält sich dabei das Muster heraus, dass sich die Welt der kleinen jungen Unternehmen über die Zeit aufspaltet: in jene, die es schaffen, größer zu werden und in die Weltmärkte hineinzuwachsen; und jene, die es nicht schaffen, klein bleiben und sich auf lokale, regionale und nationale Märkte beschränken. Die erste Gruppe ist dabei sehr innovativ, die zweite weit weniger oder gar nicht.

    Nicht immer heißt also klein auch fein. Diese Erkenntnis hat weitreichende Konsequenzen für die Industriepolitik: Wer die Innovations- und Exportkraft einer Industrie und einer Region fördern will, der sollte sich vor diskriminierenden Vergünstigungen für Kleinunternehmen hüten. Er sollte jedenfalls zunächst einen Seitenblick auf das Alter eines Unternehmens werfen: Wer selbst nach Jahrzehnten der unternehmerischen Existenz noch immer klein ist, der muss nicht auch noch dafür belohnt werden.

      

      Unstrittig ist, dass die EU-Regionalpolitik in den Ländern der Peripherie auch heute schon einen substanziellen Anteil der Wirtschaftsförderung ausmacht. Dies gilt für Mittel- und Osteuropa genauso wie für die südliche und westliche Peripherie und in den vergangenen beiden Jahrzehnten auch den Osten Deutschlands. Auch subjektiv wird die Förderung von der Bevölkerung deutlich wahrgenommen, jedenfalls in jenen Regionen, die tatsächlich ein relativ hohes Maß an Förderung erhalten.150 Über die Wirksamkeit der Programme gibt es, wie fast immer bei regionalpolitischen Maßnahmen, eine intensive kontroverse Diskussion.151 Diese kann hier außer Acht bleiben, denn sie dreht sich fast ausschließlich um die Frage der effizienten Gestaltung im eher verwaltungstechnischen Detail. Uns interessiert dagegen vor allem die volkswirtschaftliche Bilanz. Für das letzte Jahrzehnt kann diese Bilanz aber nicht wirklich überzeugend sein, denn die EU-Regionalpolitik hat im Ergebnis weder die Blasenbildung an der Peripherie noch das anschließende Platzen der Blasen verhindern können. Im Gegenteil, manches spricht dafür, dass sie zur Blasenbildung beitrug – zum Beispiel durch die Förderung von Projekten der Infrastruktur, die der lokalen Bauwirtschaft Aufträge und Auslastung verschafften.

      Tatsache ist jedenfalls: Ihre Ziele hat die EU-Politik nicht erreicht. Es stellt sich deshalb die Frage, ob die Grundrichtung der Förderung überhaupt geeignet ist, die zentrale Herausforderung der Zukunft anzugehen: den Rückstand in der industriellen Innovationskraft der Peripherie gegenüber dem westlichen Zentrum Europas. Dies ist bisher nicht gelungen, und zwar weder für die südliche noch für die östliche Peripherie. Dies müsste aber gelingen, will man nach Ende der Schuldenkrisen zumindest ein langfristiges Auseinanderdriften Europas in der Wirtschaftskraft verhindern. Wenn nun unsere Diagnose der Lage im Kern richtig ist, dann liegt die politische Schlussfolgerung auf der Hand: Die Europäische Union muss der Peripherie helfen, genau jene Engpässe zu beseitigen, die eine nachhaltige Stärkung der industriellen Innovationskraft behindern. Diese Engpässe liegen vor allem in der Wissenschaft und der Bildung. Es mangelt in der Peripherie an einer leistungsstarken und wettbewerbsfähigen Infrastruktur der Wissensvermittlung, vor allem in den technischen Disziplinen. Diese Infrastruktur ist aber eine notwendige Bedingung für das dringend nötige industrielle Wachstum. Sie muss zum Großteil öffentlich finanziert werden. Dies ist für die Länder der Peripherie überaus schwierig, und zwar nicht zuletzt, weil das hoch qualifizierte Lehr- und Forschungspersonal zu den international mobilsten Gruppen des Arbeitsmarkts gehört. Ohne den Aufbau dieser Infrastruktur wird aber ein Aufstieg kaum möglich sein. Es lohnt sich deshalb, etwas grundsätzlicher über diese Engpässe und Möglichkeiten ihrer Beseitigung nachzudenken.

      Zunächst zur Wissenschaft mit technischer Orientierung. Das westliche Zentrum Europas verfügt in dieser Hinsicht über eine beispielhaft gute Infrastruktur: Es gibt ein dichtes Netz hervorragender Universitäten und Fachhochschulen, das permanent für einen Nachwuchs gut ausgebildeter Ingenieure und industrieaffiner Naturwissenschaftler sorgt. Ein solches Netz hat es in der südlichen Peripherie noch nie gegeben; es müsste dort weitgehend neu aufgebaut werden. In Mittel- und Osteuropa dagegen gab es ein solches Netz zu Zeiten der sozialistischen Planwirtschaft; es verlor allerdings im Rahmen der planwirtschaftlichen Isolation Schritt für Schritt den Kontakt zur Innovationsfront der Weltwirtschaft.152 Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs kam es dann zu einer Art inneren Erosion: Wegen der schlechten Besoldung in den durchweg öffentlich finanzierten Einrichtungen der Wissenschaft wandten sich begabte Forscher, soweit sie im Land blieben, zunehmend vom Wissenschaftsbetrieb ab und arbeiteten als private Dienstleister, sei es ganz außerhalb des öffentlichen Sektors oder von dort als vergleichsweise gut honorierte Berater der Wirtschaft. In weiten Teilen der mittel- und osteuropäischen Universitäten wurde noch gelehrt und verwaltet, aber nicht wirklich geforscht.

      Wie ließe sich dies ändern? Klar ist, dass die Länder selbst die Restrukturierung ihrer Wissenschaftseinrichtungen voranbringen müssen, was sie auch tun. Gleichwohl stoßen sie an Grenzen, die sie allein nur schwer überwinden können. So ist es vielen Universitäten im Süden und Osten kaum möglich, europaweit (und global) wettbewerbsfähige Gehälter zu zahlen, um Spitzenforscher im Land zu halten oder ins Land zu ziehen. Der „brain drain“ vor allem von eigenen jüngeren Wissenschaftlern ist deshalb ungebremst. Und es fällt schwer, diese zurückzugewinnen, wenn sie sich im westlichen Zentrum als Forscher etabliert haben. Genau hier müsste eine künftige innovationsorientierte Regionalförderung einsetzen. Es geht im Kern darum, einen Wissenschaftsbetrieb zu gewährleisten, der „auf Augenhöhe“ mit dem westlichen Zentrum agiert. Für die konkrete Umsetzung einer solchen Politik kann es ganz unterschiedliche Modelle geben, je nach den lokalen Verhältnissen: eine langfristige Unterstützung aus dem EU-Haushalt für den laufenden Betrieb einer nationalen Einrichtung, die schon existiert oder neu gegründet wird, bis hin zum Extremfall des direkten Betriebs einer EU-Einrichtung vor Ort.

      Jedenfalls geht es nicht mehr nur um einmalige Investitionszuschüsse, wie sie schon heute von der EU für Universitäten gewährt werden, also um eine Starthilfe. Vielmehr bedarf es der Unterstützung des laufenden Betriebs, denn nur so lassen sich die technische Forschung und die Besoldung auf einem Niveau halten, das für hoch qualifiziertes mobiles Personal attraktiv ist. Es geht also um eine Art „Exzellenzoffensive“, als deren Ergebnis über die gesamte Peripherie Europas das Niveau der technischen Ausbildung an das Niveau des westlichen Zentrums herangeführt wird. Die Philosophie einer solchen Offensive wäre ganz anders als bei der traditionellen Investitionsförderung: Geht es dort nämlich um eine Art „physischen Anschub“, also die Bereitstellung von modernen Gebäuden und Maschinen, geht es bei einer Exzellenzoffensive um die Träger des Wissens selbst.

      Ähnliche Modelle könnte man sich in der (nicht akademischen) Ausbildung technischer Berufe vorstellen. Auch in dieser Hinsicht hat das westliche Zentrum – und allen voran Deutschland – einen großen Vorsprung gegenüber der Peripherie. Hierzulande gibt es mit dem dualen System der Berufsausbildung ein überaus erfolgreiches Modell der Kombination von theoretischem Lernen in der Schule mit dem praktischen Lernen auf Betriebsebene. Dieses führt junge Menschen zu einem soliden praxisorientierten Qualifikationsniveau, das für eine hohe Attraktivität des Industriestandorts und eine niedrige Jugendarbeitslosigkeit sorgt. Eine Übertragung dieser Systemidee würde natürlich in den meisten Ländern der Peripherie eine grundlegende Reform des Bildungswesens erfordern, aber wenn diese ernsthaft angegangen würde, gäbe es einen bedeutenden Ansatzpunkt zur Unterstützung durch die Europäische Union. Dies gilt insbesondere für die Lerninhalte sowie in einer (wahrscheinlich langen) Übergangsphase für das Lehrpersonal. Jedenfalls geht es nicht um eine kurzfristige Hilfe in einem ansonsten unveränderten nationalen System, sondern um langfristige Hilfe in Richtung einer nachhaltigen Reform.

      So weit zumindest zwei grundlegende Neuausrichtungen der EU-Regionalpolitik. Weitere Reformschritte sind natürlich denkbar, so etwa bei der Förderung von Direktinvestitionen in peripheren Regionen, die stärker als bisher an die Forschungsintensität der entstehenden Industrieproduktion anknüpfen sollte. Im Gegenzug würde die Errichtung von „verlängerten Werkbänken“ sowie Produktionsstätten für ausschließlich regional und national gehandelte Waren und Dienstleistungen von der EU keine Unterstützung mehr erhalten. All diese Reformvorschläge ergeben sich aus der Logik unserer Problemdiagnose.

      Bereits diese wenigen Vorschläge würden indes der bisherigen Praxis radikal zuwiderlaufen. Denn die EU hat bisher ihre Regionalpolitik vor allem daran ausgerichtet, besonders benachteiligten Regionen mit Pro-Kopf-Einkommen unterhalb bestimmter Schwellenwerte Hilfe zukommen zu lassen, etwa beim Aufbau von physischer Infrastruktur in Gestalt von Verkehrswegen und Kommunikationsnetzen. Diese Politik hatte eher Kompensations- als Investitionscharakter, denn sie förderte innerhalb der Peripherie die entlegeneren Randregionen und weit weniger die dortigen Zentren, die in der Zukunft über ein gewisses Innovationspotenzial verfügen könnten. Dies mag in einer ersten historischen Phase der Integration Europas gerechtfertigt gewesen sein, um in Europa flächendeckend über ein Minimum an funktionsfähigen Verkehrs- und Kommunikationsstrukturen zu verfügen; und es mag auch heute noch Restbestände des Investitionsbedarfs geben, die mithilfe der Europäischen Union noch abzuarbeiten sind. Für den eigentlichen Aufholprozess der europäischen Peripherie gegenüber dem Zentrum sind diese Investitionen allerdings ohne große Bedeutung.

      Entscheidend für die wirtschaftliche Zukunft der Peripherie ist vor allem, was sich in ihren eigenen Zentren und Unterzentren an industrieller Innovationskraft entwickeln könnte. Dies ergibt sich allein schon aus der Verteilung der Bevölkerung: So leben in Griechenland etwa die Hälfte der Menschen in den beiden urbanen Großräumen Athen und Thessaloniki, in Portugal rund 40 Prozent in Lissabon und Porto. Wichtiger noch ist allerdings die Ballung für das Entstehen und die Verbreitung von Wissen: Es wäre vollkommen lebensfremd, zu vermuten, dass „auf dem flachen Land“ jene Standortbedingungen entstehen könnten, die der Peripherie einen Innovations- und Wachstumsschub ermöglichen – durch industrielle Unternehmensgründungen und Direktinvestitionen. Im Gegenteil, vieles spricht dafür, dass gerade die Ausrichtung der Europäischen Union auf die allerärmsten Regionen lokale Dienstleistungen ohne Innovationspotenzial besonders bevorzugte, etwa im Bereich des Tourismus und der Wohnungswirtschaft. Es ist durchaus möglich, dass gerade diese Politik das Entstehen der Immobilienblasen des letzten Jahrzehnts befördert hat.

      In dieser Hinsicht mag die Erfahrung der Deutschen Einheit für die europäische Regionalpolitik einige wichtige Lektionen liefern. Mehr als zwei Jahrzehnte nach dem Beginn des Aufbaus Ost zeigt sich im wiedervereinigten Deutschland sehr deutlich, dass die wirtschaftlichen Kernregionen des Ostens sich einigermaßen stabilisieren. Dies gilt vor allem für das mitteldeutsche Großstädtedreieck zwischen Dresden, Erfurt und Magdeburg mit Chemnitz, Halle/Saale und Leipzig. Dieses Dreieck hat wieder an seine frühere Stellung als industrielles Innovationszentrum Deutschlands angeknüpft, wenn auch auf erheblich bescheidenerem Niveau als vor dem Zweiten Weltkrieg.153 Dagegen fällt es ländlichen Regionen erheblich schwerer, in der Entwicklung voranzukommen, und soweit sie sich erholen, gelingt ihnen dies zumeist nur „im Schlepptau“ benachbarter Ballungsräume, wenn diese nicht allzu weit entfernt liegen. Auch in der Zukunft wird jede weitere wirtschaftliche Erholung Ostdeutschlands ihren Ausgang in den alten (und neuen) Industriezentren nehmen. Analoges gilt in noch größerem Maßstab für die südliche und östliche Peripherie Europas.

      Unseren Vorschlägen der radikalen Reorientierung der EU-Regionalpolitik lässt sich vor allem eines entgegenhalten: Sie verfestigen einen Zustand der Subventionierung vom Zentrum zur Peripherie – bis zu jenem fernen Tag, an dem die Peripherie tatsächlich einigermaßen zum Zentrum aufschließt oder zumindest bei einem Abstand zum Zentrum landet, der den erträglichen regionalen Unterschieden innerhalb der hoch entwickelten Industrieländer entspricht. Anders als die traditionelle Regionalpolitik der EU setzen unsere Vorschläge eben nicht auf die einmalige Unterstützung von Investitionen, sondern sie perpetuieren eine Förderung von Institutionen, die als Humus für künftige Innovationskraft angesehen werden, ohne dass man sicher sein kann, dass diese Kraft tatsächlich irgendwann entstehen wird. Wer ein wenig bösartig formulieren will, der könnte behaupten, unsere Vorschläge liefen auf eine Art „investive Transferunion“ hinaus. Dies lässt sich in der Sache nicht bestreiten, wenngleich man auch – terminologisch freundlicher – von einer Wachstumsunion sprechen könnte. Jedenfalls ist sie die logische Konsequenz der Erkenntnis, dass die bisherige EU-Regionalpolitik, also vor allem die Bereitstellung einer physischen Infrastruktur, in der Zukunft noch weniger als in der Vergangenheit helfen wird, die betreffenden Länder auf einen Wachstumspfad zurückzuführen. Sie mag vielleicht helfen, ein gewisses Pro-Kopf-Einkommen (und damit ein gewisses Konsumniveau) abzusichern, aber sie ist hoffnungslos überfordert, wenn es um das Ziel des Schaffens einer innovationskräftigen Industriewirtschaft geht.

      Im Grunde ist unser Vorschlag eine Art offensive Reaktion auf ein langfristiges „Leben mit Ungleichheiten“, auf das sich die Nationen der Europäischen Union einstellen müssen. Es zeigt sich hier der gewaltige Unterschied zwischen dem Europa der frühen Nachkriegszeit und dem Europa von heute. Damals ging es darum, der größten Industrienation des Kontinents mit dem European Recovery Program – genannt: Marshall-Plan – auf die Beine zu helfen. Dies gelang bemerkenswert rasch und erfolgreich, und zwar mit durchaus begrenzten Mitteln, die ausschließlich einmaligen investiven Charakter hatten. Der Grund dafür war einfach genug: Die deutsche Industrie war zwar kriegszerstört (und dies im Übrigen viel weniger, als ursprünglich vermutet!), aber die Wachstumsmotoren der Wirtschaft aus der Vorkriegszeit waren unverändert vorhanden: hoch qualifizierte Fachkräfte, technische Hochschulen, ein duales Bildungssystem, Zugänge zum Weltmarkt und vieles andere mehr.154 In dieser Situation genügte ein einmaliges Investitionsprogramm, um wirksam zu helfen, und der Marshall-Plan lieferte es. Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs zeigte sich, dass die Lage im Osten Deutschlands und Europas viel schwieriger war – im Sinne eines breiten „Flurschadens des Sozialismus“, den die vom Weltmarkt isolierte Planwirtschaft hinterlassen hatte. Und heute zeigt sich in ähnlicher Weise die fehlende industrielle Basis der südlichen Peripherie Europas. Bei dieser Art von Herausforderung scheitert das Modell der einmaligen Investitionsförderung.

      Es bleibt dann eigentlich nur die politische Alternative zwischen zwei Wegen. Der eine ist die hier beschriebene Wachstumsunion, also der Versuch, an der Wurzel der fehlenden Konvergenz anzusetzen – durch einen Kurswechsel bei der EU-Regionalpolitik und mit viel Ausdauer und Geduld, was die Ergebnisse des Kurswechsels angeht. Der andere besteht darin, weiterzumachen wie bisher oder gar die wenig wirksame bisherige Regionalpolitik zu streichen. Wirtschaftlich könnte dies in der Hoffnung geschehen, dass irgendwann doch der Standortwettbewerb zu einer Revitalisierung der Peripherie führt, auch ohne Unterstützung von außen. Diese Hoffnung hat allerdings keine überzeugende faktische Grundlage. Dies gilt vor allem auch mit Blick auf die künftigen Kräfte der Globalisierung: Der Aufstieg großer Entwicklungs- und Schwellenländer zu neuen Industrieregionen wird es für alle Länder in Europa immer schwieriger machen, sich auf Segmente der Billigproduktion zu spezialisieren. Denn diese Plätze in der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung werden zunehmend von den dynamischen Neuankömmlingen vor allem aus Asien besetzt. Die Marktkräfte der Weltwirtschaft drohen also, die Divergenz in Europa eher noch zu akzentuieren.

      Für künftige europapolitische Empfehlungen kommt es somit ganz entscheidend darauf an, ob man eine solche Entwicklung der zunehmenden Divergenz für harmlos oder für gefährlich hält. Das Urteil darüber und seine Begründung gehen zwingend über rein ökonomische Fragen hinaus. Sie betreffen grundsätzliche Fragen der Vision eines künftigen Europa. Und sie betreffen dabei vor allem auch die wirtschaftliche und politische Führungsrolle Deutschlands in einem Europa, das seinen Platz in der künftigen globalen Arbeitsteilung finden und verteidigen muss.

      3.5 Deutschlands neue Führungsrolle

      Die Erweiterung der Europäischen Union in den letzten beiden Jahrzehnten hat die Rolle Deutschlands grundlegend verändert. Bei oberflächlicher Betrachtung könnte man meinen, das Gewicht des Landes hätte dabei relativ abgenommen: Zwar sorgte die deutsche Wiedervereinigung 1990 für eine Vergrößerung des Landes selbst, sodass es von nun an in der Bevölkerungsgröße eindeutig an der Spitze stand. Doch stieg anschließend die Zahl der Mitgliedsländer Schritt für Schritt von zwölf auf 27 an und erreicht 2013 mit dem Beitritt Kroatiens die Zahl 28. Die Union wuchs also weit schneller als Deutschland selbst, egal an welcher Maßzahl man dies festmacht. Insofern teilte Deutschland trotz Wiedervereinigung das arithmetische Schicksal aller älteren Mitgliedsländer, die bei weitgehend unveränderter Bevölkerungsgröße eindeutig eine Abnahme ihres relativen Gewichts in der Union zu beklagen hatten, von Frankreich über Italien bis zu Großbritannien und Spanien.

      Lange Zeit schien die wirtschaftliche Konvergenz in der Europäischen Union, die zu beobachten war, diesen deutschen Gewichtsverlust sogar noch ökonomisch zu akzentuieren. Deutschlands langsames Wirtschaftswachstum, seine Konzentration auf den Aufbau Ost sowie seine schwierigen internen Reformprozesse stellten zunehmend jene Führungsrolle infrage, die von vielen internationalen Beobachtern Anfang der 1990er-Jahre vom wiedervereinigten Deutschland erwartet worden war, zum Teil mit einem skeptischen Seitenblick auf historische Erfahrungen. Spätestens mit dem Beginn der zweiten Dekade des 21. Jahrhunderts hat sich dies grundlegend verändert. Hauptanlass dafür ist die europäische Schuldenkrise, die einen Qualitätssprung der Rolle Deutschlands brachte, weil das Land plötzlich als eine Art Hort der Stabilität und des robusten Wachstums erschien – jedenfalls im Vergleich zur schuldengeplagten südlichen Peripherie des Kontinents. Diese Veränderung wird inzwischen auch von europäischen Politikern ganz offensiv als eine politische Realität formuliert. So forderte der polnische Außenminister Radoslaw Sikorski Ende November 2011 Deutschland auf, bei der Rettung des Euros eine maßgebliche Führungsrolle zu übernehmen, und zwar im breiten Konsens mit der Politik der Mitgliedsländer der Europäischen Union. Die Rede fand weltweit Beachtung und traf in der internationalen Presse und Politik überwiegend auf Zustimmung.155

      Dieser Stimmungswandel hat tiefe Gründe, die weit über die Probleme der Schulden- und Eurokrise hinausgehen. Um sie zu erkennen, muss man das erreichte Netzwerk der europäischen Integration in den Blick nehmen, wie es sich vor allem in Deutschlands Handelsverflechtung widerspiegelt. Zunächst gilt es dabei festzuhalten: Deutschland ist heute ganz ungewöhnlich stark auf den internationalen Handel ausgerichtet. So liegt die Exportquote, also der Anteil des Bruttoinlandsprodukts (BIP), der auf die Ausfuhr von Waren zurückgeht, in Deutschland weit höher als in den anderen großen Industrieländern wie Frankreich, Großbritannien, Japan und den Vereinigten Staaten; Ähnliches gilt für die Importquote, also die Relation des Importwerts zum BIP.156

      Ein strukturelles Unikat, das ist die deutsche Volkswirtschaft nach sechs Jahrzehnten der europäischen Integration. Sie spielt heute – bei der Größe der Bevölkerung und der Höhe des Pro-Kopf-Einkommens nicht überraschend – in der Liga der wirtschaftlichen Großmächte mit. Was ihre Außenhandelsorientierung betrifft, hat sie aber wohl auf Dauer die Struktur eines viel kleineren Landes mit naturgemäß viel stärkerem Gewicht von Aus- und Einfuhren aufgebaut. Deutschland liegt mit seinen Export- und Importquoten in der Größenordnung nördlicher und südlicher Nachbarn wie Dänemark, Finnland und Schweden sowie Österreich und der Schweiz, jeweils Nationen mit einer Bevölkerung unter zehn Millionen Menschen (und einer ähnlich wettbewerbsfähigen und innovationskräftigen Industrie wie der deutschen). Lediglich die westlichen EU-Nachbarländer Belgien und die Niederlande übertreffen Deutschland in ihrem Fokus auf den Außenhandel, aber das kann nun wirklich nicht verwundern, da es bei ihnen um zwei klassische Handelsnationen geht, die seit Jahrhunderten über höchst leistungsfähige Seehäfen und Binnenwasserwege verfügen.

      Die besonders starke Außenorientierung der deutschen Wirtschaft ist dagegen historisch etwas relativ Neues: Die Wirtschaft des Kaiserreichs und der Zwischenkriegszeit produzierte zwar natürlich auch erfolgreich für den Weltmarkt, aber der Grad ihrer globalen Integration entsprach nur in etwa dem, was auch Länder wie Großbritannien oder Frankreich vorzuweisen hatten. Es war erst das Hineinwachsen Westdeutschlands in die internationale Arbeitsteilung ab den 1950er-Jahren, das der deutschen Wirtschaft ihren besonders hohen Grad an Offenheit verlieh;157 und es war die Fortsetzung dieses Trends während der letzten beiden Jahrzehnte, der im wiedervereinigten Deutschland diese strukturelle Besonderheit konsolidierte und sogar noch verstärkte. Dabei blieb natürlich der zunächst deindustrialisierte Osten zurück, holte aber zügig auf, nachdem die neuerliche Industrialisierung zumindest teilweise gelang.158

      Es ist diese einmalige Verbindung von Größe und Offenheit, die der deutschen Wirtschaft im heutigen Europa eine besonders bedeutende Rolle zuweist, weit über ihre reine Größe hinaus. So ist Deutschland – anders als Frankreich, Großbritannien, Italien und Spanien – wirklich für alle Mitgliedsländer der Europäischen Union ein sehr wichtiger Handelspartner, und nicht nur für eine Untergruppe von regionalen Nachbarn. Für die große Mehrzahl der Länder ist es sogar der Handelspartner Nummer eins, und zwar sowohl auf der Import- als auch auf der Exportseite. Besonders große Bedeutung hat dabei die deutsche Wirtschaft für die Nationen des östlichen Mitteleuropas. Rund zwei Jahrzehnte nach dem Fall des Eisernen Vorhangs zeigt sich nämlich sehr deutlich, dass Polen, die Tschechische Republik, die Slowakei, Ungarn und Slowenien, aber auch Rumänien und Bulgarien sich schon sehr stark in die europäische Arbeitsteilung eingegliedert haben, weit stärker noch als West- und Südeuropa in den Jahrzehnten zuvor. Schaubild 24 macht dies deutlich: Alle genannten Länder weisen für ihre Größe sehr hohe Export- und Importquoten auf, und zwar mit einem durchweg sehr hohen Anteil Deutschlands an ihrem jeweiligen Außenhandel. Dies ist zumindest teilweise die Folge deutscher Direktinvestitionen im östlichen Mitteleuropa, eine Entwicklung, die zumindest qualitativ dem Aufbau Ost innerhalb Deutschlands ähnlich ist. Offenbar haben viele deutsche Industrieunternehmen Teile ihrer Produktion nach Mitteleuropa verlagert, was sich in einer entsprechend hohen Handelsverflechtung niederschlägt, zum Teil auch durch Export und Import von Vor- und Zwischenprodukten.
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      Ein gewisser Schwerpunkt der Investitionen liegt dabei in der Slowakei und Ungarn, die beide extrem hohe Export- und Importquoten erreichen. Tatsächlich lässt sich eine besonders starke Integration im mittleren Donauraum beobachten, also in jenen Regionen, die sich um die östlichen Bundesländer Österreichs mit dem Großraum Wien gruppieren. Hier zeigt sich auch, dass mit Blick auf Handelsintegration und industrielle Verflechtung im Grunde Deutschland und Österreich zusammen betrachtet werden müssen. Für Österreich selbst ist ohnehin Deutschland der mit Abstand wichtigste Handelspartner, der rund ein Drittel von Österreichs Exporten nachfragt und fast die Hälfte seiner Importe liefert. Es geht also eigentlich um einen „deutschsprachigen Industrieraum“, der zunehmend mit dem östlichen Mitteleuropa als der dazugehörigen verlängerten Werkbank zusammenwächst. Dies fällt nur deshalb in den Statistiken nicht gleich ins Auge, weil die österreichische Wirtschaft relativ klein ist und nur ein Bruttoinlandsprodukt in der Größenordnung von elf Prozent des deutschen erwirtschaftet; Österreich rangiert daher selbst bei seinem engsten mitteleuropäischen Nachbarland Slowenien als Handelspartner klar hinter Deutschland, obwohl es ganz offensichtlich in der Region des Donauraums eine zentrale Rolle spielt.

      All dies macht deutlich: Europa hat sich, was seine interne Verflechtung betrifft, seit dem Fall des Eisernen Vorhangs stark weiterentwickelt und durchaus grundlegend gewandelt. Die Veränderung ging dabei eindeutig zugunsten des Gewichts von Deutschland oder, wenn man so will, des deutschsprachigen Raums. Zwar ist völlig klar, dass für Deutschland selbst die neu erschlossenen Regionen der Handelspartnerschaft auch heute noch nicht an erster Stelle stehen. Dafür bleibt das Land mit seinen hoch entwickelten westlichen Nachbarn zu eng und unverändert stabil integriert. Gleichwohl ist nicht zu verkennen, dass sich die Gewichte verschoben haben, und zwar so, dass Deutschland als Industriestandort nun in alle Richtungen ausgreift, zunehmend auch in den Osten, und dort natürlich auf weit weniger etablierte Konkurrenz trifft als im Westen des Kontinents. Hilfreich ist dabei auch der typisch deutsche Fokus auf klassische Industrien: Vom Maschinen- und Fahrzeugbau über die Elektrotechnik bis hin zu Chemie und moderner Ernährungswirtschaft dominieren dieselben Branchen die Export- und die Importpalette. Dies deutet auf eine ausgeprägte regionale Zerlegung der Wertschöpfungskette hin, wie sie in global agierenden Unternehmen üblich ist, die jeweils vor Ort die vorhandenen Standortvorteile optimal nutzen.159

      Diese Entwicklung gibt Deutschland unweigerlich ein überaus starkes wirtschaftliches und damit auch politisches Gewicht in der Europäischen Union. Für die allermeisten EU-Länder lässt sich feststellen: Deutschland ist die Nation, mit deren Schicksal die eigenen nationalen Wirtschaftsinteressen am stärksten verknüpft sind; und dies hat realwirtschaftliche Gründe, die weit tiefer gehen als jene Bilanz der Solidität und Stabilität, die derzeit als Hauptgrund für Deutschlands Gewicht in der Europäischen Union ausgemacht wird. Umgekehrt gilt dies zumindest in der Summe genauso: Deutschlands Interessen hängen in hohem Maße von dem Schicksal der Gesamtheit der EU-Handelspartner ab. Dabei zählt weniger jedes einzelne Land, das im Bild der außenwirtschaftlichen Verflechtung aus Sicht Deutschlands zumeist klein ausfällt. Es zählt aber das gesamte Netzwerk von Handel und Direktinvestitionen, und zwar als die bei Weitem wichtigste einzelne Säule der Integration Deutschlands in die Weltwirtschaft. Immerhin machen die EU-Länder etwa zwei Drittel des gesamten deutschen Außenhandels aus, und zwar sowohl auf der Export- als auch auf der Importseite. Selbst wenn, was zu erwarten ist, die größte Wachstumsdynamik des deutschen Außenhandels künftig in anderen Regionen der Welt liegen wird, bleibt für die nächsten Jahrzehnte der wirtschaftliche Schwerpunkt in Europa von überragender quantitativer Bedeutung.

      Noch wichtiger ist diese Integration allerdings aus qualitativer Sicht. Sie liefert nämlich erst das realwirtschaftliche Fundament für den Gemeinsamen Markt, der seit 1992 als rechtlicher Rahmen besteht und Freihandel, freien Kapitalverkehr und Freizügigkeit von Arbeitskräften garantiert, aber erst in den letzten Jahren zur gelebten Wirklichkeit wird. Völlig unabhängig davon, wie stark Deutschland in der Zukunft mit den großen Schwellenländern der Welt durch Handel und Direktinvestitionen verflochten sein wird, bleibt der Gemeinsame Markt Europas eine eigene qualitative Dimension, und zwar als Vereinigung räumlich benachbarter Volkswirtschaften, deren natürliche Integration der Erste Weltkrieg für lange Zeit unterbrochen hatte. Im Westen Europas begann die Reintegration erst in den frühen 1950er-Jahren, im Osten sogar erst Mitte der 1990er-Jahre. Was sich jetzt schrittweise als wirtschaftliches Zusammenwachsen Europas durch Güterhandel und Direktinvestitionen vollzieht, ist insofern eine Art historische Rückkehr zu einem Trend der Integration, der früher unter ganz anderen politischen Verhältnissen schon einmal angelegt war, aber dann – jäh und für lange Zeit – gestört wurde. Dies gibt dem Prozess seine politische Tragweite, völlig unabhängig davon, ob Deutschland in der neuen globalen Arbeitsteilung noch weitere „Standbeine“ in großen Schwellenländern wie China, Indien, Indonesien oder Brasilien entwickelt.

      In diesem Sinne hat die Integration Europas tatsächlich weit mehr strukturelle Ähnlichkeit mit dem Zusammenwachsen Deutschlands nach der Deutschen Einheit als mit der Globalisierung im Weltmaßstab. In Europa wie in Deutschland geht es darum, in einem Gemeinsamen Markt ein neues nachhaltiges Gleichgewicht der Arbeitsteilung zu erreichen, und zwar in einem Zustand der umfassenden wirtschaftlichen Freiheiten bei sehr niedrigen Kosten der Mobilität von Arbeit und Kapital; und dies alles in einem geografisch engen Raum mit langer gemeinsamer (und konfliktreicher) Geschichte. In der Welt geht es dagegen um „klassische“ Handelsbeziehungen zwischen Regionen und Nationen, die geografisch weit voneinander entfernt liegen, untereinander nur sehr begrenzte internationale Freizügigkeit zulassen und sich zumeist in Kultur, Sprache und staatlichen Institutionen auch weiterhin stark voneinander unterscheiden.

      Die Rolle Deutschlands ist in den zwei Sphären – der „europäischen“ und der „globalen“ – eine jeweils völlig andere, und zwar nicht nur quantitativ. In der europäischen Sphäre ist Deutschland mit seiner starken, überall präsenten Wirtschaft ein wesentlicher Akteur des Aufbaus und der Entwicklung, und zwar zusammen mit Österreich insbesondere in den Aufholländern Mittel- und Osteuropas. In der globalen Sphäre ist Deutschland dagegen nichts anderes als einer von vielen Wettbewerbern, die sich um günstige Ausgangspunkte für Handel und Direktinvestitionen bemühen, um die Welt optimal mit Waren und Dienstleistungen beliefern zu können. Es ist schwer vorstellbar, dass sich an dieser qualitativen Grundkonstellation in den kommenden Jahrzehnten Wesentliches ändern wird. Aus diesen unterschiedlichen Rollen ergeben sich unterschiedliche Arten und Grade der politischen Verantwortung Deutschlands und der Handelspartner. Auf globaler Ebene beschränkt sich diese auf das Einhalten der üblichen Regeln des internationalen Waren- und Dienstleistungsverkehrs, gegebenenfalls gekoppelt mit einer gewissen globalen Abstimmung der makroökonomischen Politik im Rahmen von Gipfeltreffen, bei denen regelmäßig und vor allem in Krisenzeiten kommuniziert, koordiniert und kooperiert wird. Auf europäischer Ebene gibt es dagegen durch den erreichten Grad der Integration eine derart starke gegenseitige Abhängigkeit, dass von wirklich autonomer nationaler Politik nicht mehr die Rede sein kann.

      Dies gilt ganz offensichtlich für die Eurozone, wo jene Länder, die vom Tugendpfad der Stabilität abwichen, sehr harte Anpassungsprogramme durchlaufen mussten beziehungsweise noch durchlaufen. Es gilt aber auch weit darüber hinaus. So zeigt die Entwicklung der Eurowechselkurse der nationalen Währungen all jener mittel- und osteuropäischen Länder, die 2004 der Europäischen Union beitraten, aber bis heute nicht zur Eurozone gehören, dass keines dieser fünf Länder es seither gewagt hat, eine langfristige Abwertung der nationalen Währung gegenüber dem Euro zuzulassen. Schaubild 25 belegt dies eindrucksvoll: Im Zeitraum 2004 bis 2011 gab es im Ergebnis Aufwertungen der Währungen von Polen und Tschechien sowie im Wesentlichen einen perfekten „peg“ zum Euro in Litauen und Lettland (dort ab 2005). Lediglich Ungarn nahm im Nachgang der Weltfinanzkrise eine etwas deutlichere Abwertung seiner Währung in Kauf, aber selbst diese bewegte sich im Vergleich zur Dramatik der globalen Ereignisse in einer eher bescheidenen Größenordnung. Von einem allgemeinen Trend zur Abwertung gegenüber dem Euro kann jedenfalls nirgendwo die Rede sein. Es gibt also längst einen „Verbund der externen Stabilität“, der weit über die Eurozone hinausreicht. Die unter Ökonomen beliebte Vorstellung, die Aufholländer der Peripherie sollten sich die Option drastischer Abwertungen bewusst offenhalten, wird von den politisch Verantwortlichen dieser Länder anscheinend in der Praxis nicht geteilt.

      
    Ist Europa ein optimaler Währungsraum?

    Nein, aber ...

    International Economics: Theory & Policy, so lautet der Titel eines der erfolgreichsten Lehrbücher der Wirtschaftswissenschaft. Es erschien 2012 in neunter Auflage. Autoren sind drei prominente amerikanische Professoren für Volkswirtschaftslehre: Paul Krugman, Handelsökonom und Wirtschaftsnobelpreisträger 2008, Maurice Obstfeld, namhafter Makro- und Finanzökonom, sowie neuerdings Marc Melitz, vielleicht der innovativste junge Star der Außenwirtschaftstheorie.

    Was sagt nun dieses Buch des volkswirtschaftlichen „Mainstreams“ über die Europäische Währungsunion? Die einfache Antwort lautet: Die Währungsunion ist eine Fehlkonstruktion. Der Grund: Europa ist weit davon entfernt, den Bedingungen nahe zu kommen, die es für eine erfolgreiche und spannungsfreie Eurozone braucht. Konkret sind es drei Charakteristika, an denen es in Europa noch immer mangelt: die Integration des Handels, die Mobilität der Arbeitskräfte und die Synchronisation gesamtwirtschaftlicher Schocks. Vergleichsmaßstab sind dabei die Vereinigten Staaten: Das Ausmaß an Handelsverflechtung und Migration ist innerhalb der USA noch immer deutlich größer als in Europa; und auch die gesamtwirtschaftlichen Veränderungen sind zwischen den US-Staaten viel stärker gleichgerichtet als zwischen EU-Nationen. Hinzu kommt der Grad an politischer Integration: Als föderalistischer Bundesstaat verfügen die USA über ein weit größeres Arsenal an fiskalischen Ausgleichsmechanismen über Steuern und Transfers als die EU.

    So weit, so richtig. Und so allgemein anerkannt, denn diese Deutung der transatlantischen Unterschiede zwischen den USA und Europa entspricht genau dem, was die traditionelle Theorie des optimalen Währungsraums an Kriterien liefert. Sie ist in sich schlüssig. Sie beruht allerdings auf einer rein statischen Betrachtung: Die Währung hat dem zu folgen, was schon ist, und nicht das zu prägen, was noch kommen soll. Mit einem solchen rein statischen Blick hätte man wohl besser im 19. Jahrhundert die Vereinigten Staaten in den industriellen Nordosten und den agrarischen alten Süden zerlegt, jeweils mit einem eigenen Dollar; und auf die Bildung des Deutschen Reiches mit einer einzigen Reichsmark hätte man wohl auch besser verzichtet – zugunsten einer Währungsspaltung, sagen wir, zwischen dem hoch industrialisierten Rhein-Ruhr-Gebiet und dem (damals noch) landwirtschaftlichen Bayern. Gerade diese Beispiele zeigen, um was es wirklich geht: Die schwächeren Regionen bleiben (oder werden) Mitglied in einem „exklusiven Klub“; und sie werden dadurch – wirtschaftlich und politisch – Stück für Stück integriert. Der alte Süden Amerikas und Bayern haben es mit ihrer schließlich erfolgreichen Entwicklung bewiesen.

    Die schwächeren Regionen in Europa sehen dies heute offenbar ganz genauso. Anders ist nicht zu erklären, weshalb sie alles daransetzen, ihre Eurotauglichkeit unter Beweis zu stellen – und zwar gleichgültig, ob sie bereits Mitglied der Eurozone sind oder nicht. Für sie ist die Integration in Europa nicht irgendeine mögliche Option unter vielen, sondern der einzig zweckmäßige Weg in die Zukunft. Dies ist auch nachvollziehbar, denn sie sind – jeder für sich – mit dem Rest Europas hochintegriert, auch wenn insgesamt der Handel zwischen EU-Nationen noch nicht die gleiche Intensität erreicht hat wie der Handel zwischen den US-Staaten. Der regelmäßige Rückgriff auf Währungsabwertungen wird jedenfalls als realistischer politischer Weg nicht mehr wirklich ernst genommen.

    Es bleiben Risiken, wie die jüngste Schuldenkrise gezeigt hat. Aber es sind eben immer Krisen, die erst klarmachen, wo die strukturellen Schwächen eines Projektes liegen. So wird die derzeitige Krise Konsequenzen haben, die helfen sollen, die Währungsunion zukunftsfähiger zu machen – vom Rettungsfonds über die Fiskalunion bis zu einer Welle von Reformen in den Ländern der südlichen Peripherie, die sonst nie zustande gekommen wären. Europa erweist sich anscheinend als lernfähig. Noch mehr muss folgen, vor allem eine gemeinsame Wachstumspolitik. Ob dies ausreicht, wird die Zukunft zeigen. Ein „exklusiver Klub“ hat eben seinen Preis.

      

      Kurzum: Die Währungsabwertung ist dabei, überall zu verschwinden, zumindest als „natürliche“ politische Option. Der Grund dafür liegt auf der Hand: Der Preis des Verlusts an stabilitätsorientierter Glaubwürdigkeit im Fall eines Wertverfalls der Währung ist derart hoch, dass dies offenbar die nationale Politik fast nirgends riskieren will. Stattdessen nimmt sie überall harte Maßnahmen der Konsolidierung in Kauf, auch außerhalb der Eurozone. Blickt man auf die Bilanz der internen Geldentwertung in den Ländern, ist diese Haltung absolut nachvollziehbar. Denn auch ohne Abwertung gegenüber dem Euro gibt es in den Ländern noch eine Preisinflation, die deutlich über den EU-Durchschnitt hinausgeht.160 Eine „Freigabe“ des Wechselkurses würde also wahrscheinlich sehr schnell in einer beschleunigten Geldentwertung enden, mit langfristig verheerenden Folgen.

      Die Aufholländer der EU verfolgen also mit der Mitgliedschaft in der Eurozone oder mit einer weitgehenden Bindung ihrer Währung an den Euro eine völlig rationale Strategie des Imports von Stabilität, ohne den sie offenbar um ihren Ruf als attraktiver Wirtschafts- und Investitionsstandort fürchten. Sie übernehmen dadurch im Rahmen ihrer Möglichkeiten ein hohes Maß an politischer Verantwortung dafür, dass die Integration Europas erfolgreich weitergeht. Sie erfüllen geradezu vorbildlich die Bedingungen des „acquis communautaire“ mit Freihandel, freiem Kapitalverkehr und Freizügigkeit, auch wenn es ihnen harte Anpassungslasten aufbürdet. Es liegt nun in der politischen Logik der Europäischen Union, dass dieser Verantwortung der „Kleinen und Armen“ eine Verantwortung der „Großen und Reichen“ (und namentlich Deutschlands) gegenübersteht. Wie sieht diese Verantwortung konkret aus?

      Bis zur Euroschuldenkrise war die Vorstellung verbreitet, dass sich diese Verantwortung auf zwei wesentliche Eckpunkte beschränken würde: auf die Bereitstellung eines stabilen ordnungspolitischen Rahmens mit unabhängiger Zentralbank, hohem Vertrauen in die Kapitalmärkte (und damit relativ niedrigen Zinsen) sowie einer ergänzenden Regional- und Kohäsionspolitik der tradierten Art. Dies erwies sich als ein großer Irrtum, wie wir spätestens seit den Rettungsaktionen für Griechenland, Irland und Portugal wissen. Unter dem Druck der internationalen Finanzmärkte kam es zu Stützungskäufen von Staatsanleihen durch die Europäische Zentralbank und damit zu einem „Bail-out“, der eigentlich durch den Stabilitätspakt ausgeschlossen sein sollte. Das Endergebnis der Entwicklung ist nach heutigem Stand die dauerhafte Einrichtung einer Fiskal- und Bankenunion mit Koordinierung und Kontrolle der Finanz- und Bankenpolitik sowie einem großzügig ausgestatteten Rettungsfonds.
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      Diese Veränderung des Stabilitätspakts wird in Deutschland heftig kritisiert. Sie gilt im Urteil vieler Wirtschaftswissenschaftler und einiger Politiker als Tor zu einer Kollektivhaftung der Seriösen für die Unseriösen und als erste Stufe zu einer umfassenden „Transferunion“, qualitativ vergleichbar dem Finanzföderalismus innerhalb Deutschlands.161 Richtig daran ist, dass tatsächlich früheres Fehlverhalten im Nachhinein nicht so bestraft wird, wie es der Finanzmarkt ohne politische Intervention täte. Dies geschieht allerdings nur unter einem enormen politischen Druck in Richtung der Konsolidierung, wie sie im Rahmen der konditionierten Hilfsprogramme der EU und des IWF verlangt und auch Schritt für Schritt umgesetzt wird. Jedenfalls wirken diese harten Programme nicht gerade wie bequeme Auswege und damit Einladungen für künftiges Fehlverhalten („moral hazard“). Ganz im Gegenteil werden sie weithin als nationale Demütigungen angesehen, die man derzeit hinnehmen muss, aber in der Zukunft möglichst vermeiden sollte.

      Viel gewichtiger als die Suche nach einem „moral hazard“ ist dagegen die Frage nach den realistischen Alternativen. Was kann die Politik im Kern anderes tun als das, was sie tut, wenn sie den „acquis communautaire“ mit Freihandel, freiem Kapitalverkehr und Freizügigkeit von Arbeitskräften zukunftsfähig machen will? In der Tat sind Fiskal- und Bankenunion sowie Rettungsfonds ja nichts anderes als die Antwort auf eine allgemeine Fehleinschätzung der Kräfte zur wirtschaftlichen Selbststabilisierung Europas. Es hat sich eben gezeigt, dass die Eurozone eine schwere Finanzkrise einfach nicht überstehen kann, ohne dass es einen „lender of last resort“ gibt, der das System stabilisiert – und das können nur die Regierungen gemeinsam und die Europäische Zentralbank sein. Deren „Geschäftsrisiken“ müssen natürlich von den „Großen und Reichen“ der Europäischen Union garantiert werden, sonst kann eine Stabilisierung nicht zustande kommen. Wer sonst als Deutschland (und seine stabilen Nachbarn) kann dafür die Verantwortung und einen Großteil der Kosten übernehmen?

      Die Entscheidungslage ähnelt jener Konstellation, in der sich die Vereinigten Staaten auf dem Höhepunkt ihrer globalen Macht in den späten 1940er-Jahren befanden. Damals hatten die Amerikaner die Wahl, entweder Europa sich selbst zu überlassen oder einen Teil der Kosten des Wiederaufbaus in Europa zu übernehmen und damit den dortigen Reformprozess in die gewünschte (und nötige!) Richtung zu lenken. Es war letztlich die Wahl zwischen Intervention und Isolation. Sie wählten damals mit dem Marshall-Plan die Intervention, nachdem sie in den 1920er-Jahren die Isolation gewählt hatten, und zwar aus einer Mischung aus Konservatismus und Selbstunterschätzung. Ähnlich, wenn auch noch gefährlicher, ist die Lage für Deutschland heute. Denn immerhin ist Deutschland selbst hoch integrierter Teil des Europäischen Wirtschaftsraums und insofern von etwaigen Instabilitäten oder dem Verfall des Umfelds noch weit mehr betroffen, als dies seinerzeit für die Vereinigten Staaten der Fall war. Es ist deshalb im wohlverstandenen Eigeninteresse Deutschlands, seine Verantwortung zur Stabilisierung Europas zu übernehmen.

      Viele Skeptiker überzeugt diese pragmatische Sichtweise nicht. Sie pochen auf umfassende „Selbstverantwortung“ für nationales Fehlverhalten. Prima facie klingt dies überzeugend. In letzter Konsequenz plädieren sie damit aber für eine deutsche Politik, die durch Aussetzen der Hilfe billigend in Kauf nimmt, dass die Staaten in Bedrängnis den „acquis communautaire“ aufkündigen und zu massiven Beschränkungen des Kapitalverkehrs greifen. Denn wie anders als durch ein mindestens vorübergehendes Aussetzen dieser Freiheit könnten die betroffenen Länder Attacken der globalen Kapitalmärkte auf ihre Kreditwürdigkeit durchstehen? Auch noch weiter gehende Szenarien sind denkbar: Länder wie Griechenland und Portugal könnten gezwungen sein, aus der Eurozone auszuscheiden und mitten in einer turbulenten Finanzkrise die Einführung einer eigenen Währung anzukündigen, was ja tatsächlich in der deutschen Öffentlichkeit als Option ernsthaft diskutiert wird. Ohne massive Kontrollen des Kapitalverkehrs, aber auch Einschränkungen der Freizügigkeit und des Freihandels wäre dies kaum denkbar, denn die Menschen würden sich nicht freiwillig von ihren Beständen an Euros (der guten Währung!) trennen, um diese in „Neue Drachmen“ oder „Neue Escudos“ (den schlechten Währungen!) umzuwandeln. Darüber hinaus würden drastische Währungsabwertungen den Realwert der Staatsschulden massiv erhöhen und weitergehende nationale Insolvenzen nach sich ziehen. Deren Signalwirkung für die Finanzmärkte in Europa wäre höchst unsicher. Nimmt man die Erfahrungen der Finanzkrise in Südostasien 1997 zum Maßstab, wäre tatsächlich ein „Dominoeffekt“ nicht auszuschließen, bei dem dann auch gefährdete große Länder (Spanien? Italien? Frankreich?) betroffen sein könnten. Die Konsequenz wäre dann der Kollaps der Eurozone.

      Über den Realitätsgrad dieser Szenarien wird heftig gestritten. Manche halten sie für Horrorfantasien, andere (so auch der Verfasser) für im Kern angemessen und lebensnah. Im Einzelnen gibt es natürlich eine Fülle von weiteren Vorschlägen zur Lösung der Eurokrise – bis hin zum Modell einer „Euro-Ausstiegshilfe“, also dem Bereitstellen von Mitteln für die Einführung einer neuen Währung, oder zur Forderung, Deutschland selbst solle die Eurozone verlassen und mit anderen stabilitätsorientierten Ländern eine starke „Nord-Eurozone“ gründen.162 Es kann hier offenbleiben, wie diese Vorschläge in der Sache zu beurteilen sind. Gemeinsam ist ihnen stets eines: Sie zielen darauf ab, die dauerhafte Verantwortung Deutschlands für andere Länder der Eurozone und auch der Europäischen Union insgesamt deutlich zu mindern. Sie folgen dem Motto: Lieber ein Ende mit Schrecken als ein Schrecken ohne Ende. Sie sagen: Lieber einen Fehler – die Einführung des Euro in 17 Ländern – rasch korrigieren, als mit einer Fehlkonstruktion ewig „weiterwurschteln“.

      Die Argumentation der Euroskeptiker ist in sich schlüssig, aber in hohem Maße unpolitisch. Sie lässt vollkommen außer Acht, dass Politik ihrem Wesen nach nicht symmetrisch ist. Politik folgt eher der Erkenntnis Mephistos in Goethes Faust: „Das erste steht uns frei, beim zweiten sind wir Knechte.“ Vielleicht wäre es tatsächlich besser gewesen, Griechenland und Portugal (und Irland? Spanien? Italien?) nicht in die Eurozone aufzunehmen; aber es ist nun einmal geschehen. Die Rückabwicklung der Entscheidung würde nicht nur Ansteckungsrisiken für andere Länder schaffen. Sie würde auch das klare Signal setzen, dass der „acquis communautaire“, wenn er sich als wirtschaftlich schwierig und fiskalisch teuer erweisen sollte, von den starken EU-Ländern doch zur Disposition gestellt wird. Es wäre ein Zeichen der Kraftlosigkeit der Politik, das innerhalb Europas und weltweit zu einer völligen Neubewertung der Ernsthaftigkeit des EU-Integrationsprojekts führen würde. Die Kosten einer solchen Neubewertung sind natürlich nicht einfach zu messen. Es ist deshalb kein Zufall, dass der Hauptwiderstand gegen die derzeitige Politik aus den Reihen professioneller Ökonomen kommt, die daran gewöhnt sind, auf quantitative Untermauerung von Argumenten zu bestehen.163 Es geht aber gleichwohl um reale Kosten, politische und ökonomische, die von einer solchen Neubewertung drohen.

      Innerhalb der Europäischen Union wäre die Konsequenz relativ klar: Wenn schon die starken EU-Länder nicht mit letzter Konsequenz für den „acquis communautaire“ kämpfen, dann werden es die schwächeren Partner auch nicht tun. Die Bindekraft der EU wird abnehmen – zunächst vielleicht nur schleichend, aber doch kontinuierlich und unaufhaltsam. Dies gilt gerade auch für die Länder in Mittel- und Osteuropa, die noch nicht Teil der Eurozone sind. Ihre Motivation zu harten Reformen speist sich im Wesentlichen aus der Vision, in ein freiheitliches Europa hineinzuwachsen, in dem marktwirtschaftliche Prosperität und fiskalische Stabilität herrschen, aber gleichzeitig die Schwächeren durch die Stärkeren gefördert und unterstützt werden. Eine Perspektive, in der sich ausschließlich die (eng definierten) Interessen und Ordnungsvorstellungen des westlichen Kerns durchsetzen, ist wenig attraktiv. Es bedarf gerade in Krisenzeiten einer Bestätigung des kooperativen Geistes, um die langfristige Vision zu erhalten und zu stärken. Fehlt diese Bestätigung, wird auch in den betreffenden Ländern der politische Widerstand gegen Härten der Modernisierung und Anpassung zunehmen. Europa wird dann langfristig noch viel weiter auseinanderdriften, als es dies derzeit ohnehin schon tut.

      Es fällt schwer, eine solche Perspektive als politisch wünschenswert anzusehen. Dies gilt vor allem auch mit Blick auf ihre Außenwirkung: Ein Europa, das auseinanderdriftet, wird in der globalen Politik kaum als starker Akteur auftreten können. Dabei stehen in der Weltwirtschaft grundlegende Veränderungen an. So wird die klassische westliche Welt mit ihrem Kern in Europa und Nordamerika massiv an wirtschaftlichem Gewicht verlieren, jedenfalls wenn man es am Anteil der globalen Wirtschaftskraft misst. Dies ist im Wesentlichen ein erfreulicher Trend, ergibt er sich doch aus dem beschleunigten Wachstum jener riesigen Entwicklungs- und Schwellenländer, die sich aus bitterer Armut verabschieden und aus eigener Kraft in die Weltwirtschaft integrieren. Damit droht allerdings auch ein fundamentaler Wandel des weltpolitischen Klimas. Es geht nämlich bei den neuen wirtschaftlichen Großmächten fast durchweg um Länder, in denen freiheitliches Denken und demokratisches Handeln weit weniger gefestigt sind als in den westlichen Industrienationen. Was den Ausbau und Schutz der Prinzipien einer liberalen Weltwirtschaftsordnung betrifft, dürfte von diesen Ländern wohl kaum ein wesentlicher Impuls und Eigenbeitrag zu erwarten sein. Im Gegenteil, ihr zunehmender Einfluss erhöht die Gefahr, dass der erreichte Konsens über die Regeln der Fairness von Freihandel und Wettbewerb erodiert und zerbröselt. Gerade deshalb bedarf es starker – und vereinter – Stimmen des Westens. Ein Scheitern der europäischen Integration würde diesen Chor der Stimmen maßgeblich schwächen. Es wäre kaum vorstellbar, dass ein wirtschaftlich auseinanderfallendes Europa noch die nötige politische Kraft aufbringen könnte, seinen Einfluss auf die Gestaltung der Weltwirtschaftsordnung zu wahren. Dies gilt gleichermaßen für Fragen der Währungsordnung, des Güterhandels und der Finanzmärkte.

      
    Eine Frage von Krieg und Frieden?

    Helmut Kohl über Europa

    Es war wie ein Donnergrollen: Ende Februar 2012 äußerte Altbundeskanzler Helmut Kohl, es gehe in Europa um eine Frage von Krieg und Frieden. Also: Der Erhalt der Währungsunion, die Rettung des Euro und der Fortgang der europäischen Integration seien keine Fragen, die sich mit dem normalen Rechenschieber der Klein-Klein-Politik beantworten ließen. Es gehe um Entscheidungen von historischer Dimension, politisch und wirtschaftlich. Und Deutschland stehe dabei in besonderer Verantwortung. Hat Kohl recht?

    Zunächst gilt es festzuhalten: Mit der Europäischen Union ist tatsächlich etwas gelungen, das viele Menschen des Alten Kontinents vor zwei Generationen für völlig utopisch gehalten hätten: ein Kontinent des Freihandels, der Freizügigkeit und des freien Kapitalverkehrs, zum Teil mit einer gemeinsamen Währung, dem Euro, zum übrigen Teil mit nationalen Währungen, die sich praktisch an den Euro binden und damit eine Art europäischen Stabilitätsraum schaffen. Darüber hinaus ein Kontinent, dessen innere wirtschaftliche Verflechtung kontinuierlich zugenommen hat, mit einer Art natürlichen Führungsrolle Deutschlands als größte Wirtschaftsnation des westlichen Zentrums mit ungewöhnlich starker außenwirtschaftlicher Orientierung. Es ist wirklich – für Europa und für Deutschland – eine märchenhafte Erfolgsgeschichte, mit der Mitte des letzten Jahrhunderts niemand rechnen konnte.

    Allerdings ist es auch eine Geschichte mit einem äußerst schwierigen aktuellen Kapitel: Die Schuldenkrise hat fundamentale Schwächen aufgedeckt, die künftige Divergenz des Wachstums droht die Wirtschaft des Kontinents auseinanderzutreiben, und die stärkste Dynamik der weltwirtschaftlichen Integration wird von anderen Teilen der Welt ausgehen. Ist es da nicht sinnvoll, eine Art politische Pause der Integration einzulegen, bis alle ihre Hausaufgaben gemacht haben und Europa wieder wie früher voranschreiten kann, ohne übergroße Hast und Vorstellungen von angeblichen Handlungszwängen und Alternativlosigkeiten? 

    Wenn es nur so einfach wäre! Richtig ist natürlich, dass die EU in vielen Bereichen des täglichen Lebens mit ihrem Regulierungseifer zu Recht den Unmut der Bürger auf den Plan gerufen hat. Hier wären wirklich eine Pause und ein Umdenken angebracht: weg von dem, was man „Zwangsintegration“ nennen könnte, und hin zu einer ehrlichen Umsetzung des Gedankens der Subsidiarität, also des Vorrangs der Bürger- und Konsumentenwünsche auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene, bevor die EU mit detailverliebten Direktiven alles über einen Leisten schlägt.

    Die derzeitige Krise hat indes einen ganz anderen Charakter. Es geht nicht um die Regulierungswut im Detail, sondern um die Koordination auf der Ebene ganzer Volkswirtschaften. Es fehlt eine gemeinsame Politik, die ein dauerhaftes Auseinanderdriften der Wettbewerbsfähigkeit verhindert. Insofern heißt „mehr Europa“ nicht „noch mehr eines detailregulierenden Superstaats in Brüssel“, sondern „mehr Instrumente zur Durchsetzung der makroökonomischen Stabilität in der EU“. Denn es ist genau diese Stabilität, die dann auch von den Kapitalmärkten honoriert wird. Gerade deshalb sind allerdings auch die Risiken hoch: Wenn die Stabilität nicht zustande kommt, wird die Eurozone von den höchst sensiblen Finanzströmen „zerlegt“ werden.

    Es geht also letztlich um den Zusammenhalt eines exklusiven Klubs, der lange Zeit sehr erfolgreich war. Es ist merkwürdig unpolitisch gedacht, wenn manche glauben, einzelne Nationen könnten sich einfach aus diesem Klub verabschieden und in eine schwächere Liga „absteigen“, ohne dass dies zu einer nachhaltigen Verbitterung der Bevölkerung des betreffenden Landes führen würde. Gäbe es aber einmal genug „Absteiger“ und genug verbleibende „Musterschüler“, könnte es wirklich sehr schnell zum Wiederaufleben alter, nur scheinbar verschwundener Ressentiments kommen. All dies wäre natürlich noch nicht Krieg statt Frieden, aber es wäre ein gewaltiger Schritt zurück. Die Geschichte verläuft eben doch asymmetrisch: Ist einmal die Richtung vorgegeben, ist der Preis der Umkehr hoch. Und dies umso mehr, wenn der bisherige Weg sehr erfolgreich war. So wie in Europa.

      

      Es steht also viel auf dem Spiel. Dies erklärt, dass die Diskussion über das Engagement Deutschlands in diesen Jahren mit einer Leidenschaft geführt wird, wie sie lange nicht für europäische Themen zu beobachten war. So äußerte Altbundeskanzler Helmut Kohl in jüngster Zeit, es gehe bei der Eurorettung um eine Frage von Krieg oder Frieden.164 Selbst wenn man die Dinge viel nüchterner sieht, so steht Deutschland zweifellos vor einer Weggabelung, und egal welchen Weg die Politik wählt, wird es weit größere Risiken geben, als sie in der Vergangenheit absehbar waren. In gewisser Weise ist dies auch das Ergebnis des eigenen Erfolgs: Vier Jahrzehnte weltwirtschaftliche Integration des Westens und zwei Jahrzehnte zusätzliche Integration des Ostens haben zu einem wiedervereinigten Deutschland geführt, das wirtschaftlich an die traditionellen industriellen Stärken des Wilhelminischen Kaiserreichs anknüpft, aber gleichzeitig viel stärker in die europäische und die globale Wirtschaft eingebunden ist, als dies jemals der Fall war. Das ist eine große Leistung.

      Es ist eine böse Ironie des Schicksals, dass keine Gelegenheit bleibt, die Früchte dieser Leistung in Gelassenheit zu genießen. Dafür ist das europäische Umfeld zu spannungsgeladen und zu sehr abhängig von dem, was im westlichen Zentrum des Kontinents passiert. Denn Teil der deutschen Leistung spiegelt sich im zwiespältigen Zustand des Alten Kontinents wider. Einerseits befindet sich Europa auf gutem Weg zu einer immer dichteren Integration über Handel, Direktinvestitionen und Wanderungen; andererseits gibt es einen gefährlichen Trend zur Zementierung von regionalen Ungleichgewichten mit einem hoch industrialisierten, innovationskräftigen und vollbeschäftigten Zentrum gegenüber einer Peripherie, die in jeder Hinsicht noch zurückhängt und schwächelt. Das ist fast eine Konstellation aus dem raumwirtschaftlichen Lehrbuch, die für eine verantwortungsvolle Führungsrolle des Zentrums spricht, und zwar in einer neuen regionalpolitischen Wachstumsstrategie zugunsten der Peripherie. Gelingt der Weg aus der derzeitigen Schuldenkrise, so ist die künftige Aufgabe vorgezeichnet.

      Die Chancen für den Erfolg einer solchen neuen Wachstumsstrategie sind dabei gar nicht so schlecht, besser jedenfalls, als wenn der Pol der innovationskräftigen Industrien irgendwo am Rande Europas und nicht in dessen Zentrum läge. Immerhin sind die leistungsfähigen Netzwerke des Zentrums schon längst vorhanden und reichen in alle Richtungen. Europa startet eben nach der Schuldenkrise keineswegs „von null“, sondern von einem beachtlichen Niveau der etablierten Arbeitsteilung über Handel und Direktinvestitionen, die über Jahrzehnte gewachsen ist. Im Vergleich zu den Aufgaben, die in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg zu lösen waren, müsste dies eigentlich zu machen sein. Europa ist heute in einer schwierigen Lage, aber bestimmt nicht in der schwierigsten seiner langen Geschichte.

      

    
    Dank

      Am 5. Dezember 2009 starb Otto Graf Lambsdorff. Unser Land ist ihm zu großem Dank verpflichtet. Er hat über vier Jahrzehnte den Wandel der sozialen Marktwirtschaft in Deutschland präzise beobachtet, kritisch begleitet und konstruktiv mitgeprägt. Er wirkte in schwierigen Zeiten. Von 1977 bis 1984 war er Bundeswirtschaftsminister. Es ist im Rückblick genau jene Phase der bundesdeutschen Geschichte, in der klar wurde, dass die Gesellschaft auf Dauer mit hoher Arbeitslosigkeit würde leben müssen. Von 1984 bis 1997 war er wirtschaftspolitischer Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion, von 1988 bis 1993 Bundesvorsitzender der Liberalen. Mitten hinein in diese Amtszeiten fiel die deutsche Wiedervereinigung – und in deren Folge der komplette Zusammenbruch der ostdeutschen Industrie. In den neuen Ländern herrschte fortan eine Massenarbeitslosigkeit, wie es sie auf deutschem Boden seit der Weltwirtschaftskrise 1929 bis 1932 nicht mehr gegeben hatte. Die Jahrzehnte, in denen Lambsdorff wirkte, sind aber auch die Zeit des schrittweisen Wandels zum Besseren, wie ihn dieses Buch beschreibt. In einem mühsamen Prozess wurden die Weichen für die Rückkehr zu einem höheren Stand der Beschäftigung richtig gestellt. Daran war Lambsdorff maßgeblich beteiligt, als marktwirtschaftlicher Mahner und als politischer Gestalter. Für mich persönlich wurde er dabei zum väterlichen Förderer, dem ich viel verdanke.

      Auch vielen Freunden und Kollegen meines Fachs, der Volkswirtschaftslehre, verdanke ich Anregungen für dieses Buch. Drei von ihnen hebe ich besonders hervor: Axel Börsch-Supan, Gerhard Schwödiauer und Carl Christian von Weizsäcker. Bei jedem dieser drei ist der Dank anders gelagert. Axel Börsch-Supan ist ein herausragender Wissenschaftler auf dem neuen Gebiet der Ökonomie des Alterns. Er hat dazu maßgebliche Beiträge vorgelegt, deren Ergebnisse in dieses Buch Eingang fanden; und er verfügt über eine Agenda der Forschung, die für die Zukunft noch viele weitere wichtige Erkenntnisse verspricht. Gerhard Schwödiauer, mein Magdeburger Kollege, ist ein eminent wichtiger Gesprächspartner für mich. Gemeinsam neue Gedanken zu entwickeln und zu ordnen, das gelingt mit niemandem besser als mit ihm. Carl Christian von Weizsäcker ist einer der großen unabhängigen Denker der Volkswirtschaftslehre. Mit seinen jüngsten Forschungen zur Kapitalschwemme geht er wieder einmal ganz eigene Wege, die mich sehr beeindrucken. Deutliche Spuren davon finden sich in diesem Buch.

      Zunehmend hat es für mich in jüngster Zeit auch wichtige Anregungen aus anderen Fachbereichen gegeben, vor allem aus der Geschichte und der Politikwissenschaft. Hier nenne ich stellvertretend die Namen von vier Kollegen, denen ich besonders danke: Tilman Mayer (Bonn), Horst Möller (München), Werner Plumpe (Frankfurt am Main) und Andreas Roedder (Mainz). Hinzu kamen die stets fruchtbaren Kontroversen im Konvent für Deutschland unter der souveränen und humorvollen Leitung des Bundespräsidenten a. D. Roman Herzog. Und schließlich gab es viele Gespräche mit Ingenieuren, vor allem mit meinem Freund und Magdeburger Kollegen Michael Schenk.

      Dank gilt Fabian Flechtner und Kathrin Meyer-Pinger, die das gesamte Buchprojekt als wissenschaftliche Hilfskräfte bestmöglich betreuten. Für die Unterstützung in der Schlussphase danke ich allen, die an meinem Lehrstuhl mitwirkten, insbesondere Fabian Horn, Elisabeth Kutschka, Kristina John und Jessica Mohr. Großer Dank gilt meinem Verlagslektor Martin Janik sowie seinen Mitstreitern vor Ort, allen voran Martina Arendt, Christina Kubiak und Andrea Stolz. Schließlich danke ich meiner Frau, wie stets für sehr vieles und ganz Verschiedenes.

      Magdeburg, im Juli 2012

      Karl-Heinz Paqué
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      6 Sachverständigenrat (2010): S. 257: „In den Unternehmen fand eine in diesem Umfang nicht vorhergesehene Hortung von Arbeitskräften statt, indem die Anpassung hauptsächlich über eine Reduktion der Arbeitszeit vonstattenging. Dies war mit rückläufigen Veränderungsraten der Arbeitsproduktivität verbunden.“ Und S. 258: „Von einem Wunder kann allerdings keine Rede sein. Vielmehr beruht der robuste Verlauf der Erwerbstätigkeit im Wesentlichen auf einer in diesem Umfang unerwarteten Hortung von Arbeitskräften.“

      7 Dieser Begriff stammt von Arthur Spiethoff. Siehe dazu Spiethoff (1955).

      8 Die genannten Veränderungsraten von Größen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung sind – hier und im Folgenden – stets eigene Berechnungen auf Grundlage der Daten von Hoffmann (1965). Sie beziehen sich stets auf das Territorium in den Grenzen des seit 1871 bestehenden Deutschen Reiches (bis 1870 jedoch ausschließlich Elsass-Lothringens).

      9 Siehe Wehler (1995), Teil 5, Kapitel II, S. 38–105, mit ausführlichem statistischem Material zur Stützung der Interpretation im Text.

      10 Eigene Berechnungen mit Daten aus Hoffmann (1965), Tabelle 108 sowie Tabellen 248 und 249 (mit der Preisinflation gemessen am Deflator des privaten Verbrauchs in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung).

      11 U. a. Wehler (1995), S. 552.

      12 Einzelheiten dazu bei Wehler (1995), S. 552–595.

      13 O‘Rourke, Williamson (1999), Table 7.1., S. 122.

      14 Maddison (2003), Table 1a.

      15 Dabei ist zu bedenken, dass die Beschränkung auf die Industrie die Arbeitslosenquoten stärker schwanken lässt als bei Berechnungen für die gesamte Wirtschaft, denn die Industrie ist in aller Regel von Konjunkturbewegungen stärker betroffen als andere Sektoren der Wirtschaft. Wie stark dieser Effekt ausfällt, lässt sich nicht wirklich verlässlich abschätzen. Eine eher intuitive Interpretation der Daten, die Schaubild 3 zugrunde liegen, lässt vermuten, dass der „Verstärkungseffekt“ mindestens im Bereich von einem Drittel liegt, und zwar nach unten und nach oben. Die „wahre“ gesamtwirtschaftliche Arbeitslosenquote würde also deutlich weniger „konjunkturell ausschlagen“, als dies die abgebildete Arbeitslosenquote tut. Zur Methodik der Berechnung, siehe Eichengreen, Hatton (1988), S. 7 und Galenson, Zellner (1957).

      16 So u. a. Winkler (2005).

      17 Der Aussage im Text liegen die Statistiken zur Wertschöpfung von Hoffmann (1965), S. 455 zugrunde.

      18 Die DDR bleibt in Schaubild 4 unberücksichtigt, weil sie keinen freien Arbeitsmarkt hatte.

      19 Zu diesen Maßstäben u. a. Franz (2006), Layard, Nickell, Jackman (2005).

      20 Siehe dazu oben in Abschnitt 1.1.

      21 Zu den Gründen für das Nachkriegswachstum im Einzelnen, siehe Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Abschnitt 3.A.3.

      22 Steiner (2004), Tabelle 11, S. 105.

      23 Zwar lag die Quote der Frauenerwerbsbeteiligung in dieser Zeit trotz extrem starker Arbeitsnachfrage in Deutschland immer noch deutlich unter den entsprechenden Quoten einiger anderer Industrieländer (zum Beispiel Schweden). Trotzdem lässt sich für die Zeit nicht von einer „stillen Reserve“ unbeschäftigter Frauen sprechen, denn offenbar waren diese nicht bereit zur Aufnahme von Arbeit, aus welchen soziologischen oder psychologischen Gründen auch immer.

      24 Formal sind die realen Lohnstückkosten definiert als Bruttolohn dividiert durch das Produkt aus Erzeugerpreis und Arbeitsproduktivität. Die genaue Berechnung der einzelnen Größen mit Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ist dann wie folgt: Bruttolohn = jährliches Bruttoeinkommen (inkl. Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitgebers) je abhängigen Beschäftigten; Erzeugerpreis = Deflator der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung; Arbeitsproduktivität = Wertschöpfung (zu konstanten Preisen) je Erwerbstätigen. Intuitiv interpretiert liefern die realen Lohnstückkosten ein Maß für die Kosten relativ zur Leistung der Arbeit.

      25 Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Table 6, S. 69.

      26 So im Tenor Sachverständigenrat (1965), zitiert in Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Fußnote 10, S. 135. Im Einzelnen dazu Giersch, Paqué, Schmieding (1994), S. 134–135.

      27 So Harms (1966), Rüstow (1966), Föhl (1967) und später Merx (1972) und vor allem Schatz (1974).

      28 Dazu Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Fig. 11, S. 133.

      29 Dazu (und zum Folgenden) im statistischen Detail, Statistisches Bundesamt (2012d), S. 71.

      30 So der Sachverständigenrat (1975).

      31 Dies lässt sich den OECD-Statistiken zur Entwicklung der Zahl der Erwerbspersonen („labour force“) entnehmen. Siehe dazu OECD (2012).

      32 Dazu ausführlich Paqué (2009), Kapitel 1.

      33 Rechtsgrundlage war dabei das Bundesvertriebenengesetz in Verbindung mit der Regelung der deutschen Staatsangehörigkeit und Volkszugehörigkeit nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz sowie Artikel 116 des Grundgesetzes.

      34 Eigene Berechnungen aus Bundesministerium des Innern (2011).

      35 Diese und die folgenden Zahlenangaben sind eigene Berechnungen auf der Grundlage der Daten von Sachverständigenrat (2012).

      36 Dazu im Einzelnen Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Abschnitt 5.A.1.

      37 Also – im Sinne der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung – Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe, also in Bergbau, Energiewirtschaft, verarbeitendem Gewerbe und Bauwirtschaft.

      38 Dazu ausführlich Paqué (2009), Kapitel 1 bis 3.

      39 Dazu Paqué (2009), Kapitel 4.

      40 Auch unmittelbar nach der deutschen Wiedervereinigung gab es eine scharfe Zunahme der realen Lohnstückkosten, und zwar konzentriert auf die neuen Länder, wo durch den industriellen Zusammenbruch die (gemessene) Arbeitsproduktivität drastisch abnahm und die Löhne im Osten aufgrund der Lohnabschlüsse der Treuhandanstalt mit den Gewerkschaften deutlich anstiegen, dazu Paqué (2009), Abschnitt 2.2. Diese ist in Schaubild 8 nicht berücksichtigt, weil sie als extreme Sonderentwicklung mit den normalen Veränderungen der Lohnstückkosten im Rest des Beobachtungszeitraums nicht zu vergleichen ist. Des Weiteren gab es eine Veränderung des Staatsgebiets, die ohnehin die Vergleichbarkeit der Daten vor und nach der deutschen Wiedervereinigung im Oktober 1990 beeinträchtigt.

      41 Die Zahlenangaben im Text beruhen auf eigenen Berechnungen mit Daten aus Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2011).

      42 Dazu Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Kapitel 2.

      43 Dieses Gesetz war auch notwendig, um eine EG-Richtlinie aus dem Jahr 1999 in nationales Recht umzusetzen.

      44 Der Anteil schwankt zyklisch, mit Zunahmen im Aufschwung und Abnahmen in der Rezession, da wohl befristete Arbeitskräfte als erste zusätzlich eingestellt, aber auch gegebenenfalls als erste entlassen werden. Zu den Daten, siehe Statistisches Bundesamt (2010).

      45 Das tarifpolitische Umfeld der Zeitarbeit ist in Deutschland höchst komplex und noch immer im Fluss. Auf Seite der Zeitarbeitsfirmen gab es zunächst drei wichtige Verbände: den Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen (BZA), den Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ) sowie den Arbeitgeberverband Mittelständischer Personaldienstleister (AMP). Als Arbeitnehmervertreter standen dem die Christlichen Gewerkschaften für Zeitarbeit und PersonalService-Agenturen (CGZP) und die DGB-Tarifgemeinschaft Zeitarbeit gegenüber. Abschlüsse von Firmentarifverträgen für die Zeitarbeitsbranche gab es zwischen BZA und iGZ auf der Arbeitgeber- und der DGB-Tarifgemeinschaft auf der Arbeitnehmerseite. Außerdem bestand ein Flächentarifvertrag zwischen der CGZP und dem AMP. Laut Beschluss des Bundesarbeitsgerichtes vom Mai 2012 verlor indes die CGZP ihren Status als Gewerkschaft. Ihr Tarifvertrag – es war überhaupt der erste in der Zeitarbeitsbranche – ist damit rückwirkend unwirksam geworden. Die Aberkennung des Gewerkschaftsstatus für die CGZP hatte auch (negative) Rückwirkungen auf deren Vertragspartner AMP. Nach Mitgliederschwund fusionierte deshalb der AMP mit dem BZA im Jahr 2011 zum Bundesarbeitgeberverband der Personaldienstleister (BAP).

      46 Siehe oben in Abschnitt 1.1.

      47 Siehe dazu im Detail Paqué (2009), Abschnitt 4.2, S. 149–153 mit den im weiteren Text erwähnten statistischen Angaben.

      48 Den historischen Höchststand erreichten die Ausgaben für aktive Arbeitsförderung mit 29,5 Milliarden Euro im Jahr 1993. Danach gingen sie im Trend zurück, wobei es in den späten 1990er-Jahren nochmals einen vorübergehenden Anstieg gab. Dazu Bundesagentur für Arbeit (2011).

      49 Dazu u. a. Hujer, Thomsen (2006), Heinz et al. (2007), Dengler, Hohmeyer (2010), Bernhard, Wolff (2011) und Schütz et al. (2011).

      50 Dazu Lohse (2006), S. 71–73 und Koulovatianos, Schmidt, Schröder (2007), S. 2.

      51 Zu dem gesamten, überaus umfangreichen und komplexen Reformpaket, siehe Hartz et al. (2002). Die Reformen beschäftigten später auch die Rechtsprechung. U. a. gab es wegweisende Urteile des Bundesverfassungsgerichts, die zum Teil die konkrete institutionelle Umsetzung der neuen Regeln noch veränderte. Im Wesentlichen blieb allerdings das Regelwerk so erhalten, wie es der Gesetzgeber konzipiert hatte.

      52 Dies geschah im Verlauf des Jahres 2003, auch als Folge des Vorpreschens der Christlichen Gewerkschaften, die bei den Tarifabschlüssen für Zeitarbeiter eine Pionierrolle einnahmen. Die eigentlichen Tarifverträge wurden, wie stets in Deutschland, nicht vom Deutschen Gewerkschaftsbund selbst, sondern von einer tariffähigen Branchengewerkschaft abgeschlossen, und zwar der DGB-Tarifgemeinschaft Zeitarbeit. Dazu im Einzelnen Burda, Kvasnicka (2005), S. 8.

      53 Siehe dazu Paqué (2009), Abschnitt 4.2. So wurde in Sachsen im Tarifvertrag für das Friseurhandwerk vom 1. Oktober 2004 ein Stundenlohn für Fachkräfte von 3,82 Euro vereinbart, für Hilfskräfte 80 Prozent davon, also 3,06 Euro.

      54 Siehe dazu Briedis, Minsk (2007) und Schmidt, Hecht (2011).

      55 Zu den Daten des Altersaufbaus und der Größe der Bevölkerung, siehe Sachverständigenrat (2011), Schaubild 8, S. 28, und Hoffmann (1965), Tabelle 1, S. 172–174.

      56 Die folgenden Zahlenangaben beruhen auf den Daten von Sachverständigenrat (2011), die dem dortigen Schaubild 28 (S. 94) zugrunde liegen.

      57 Diese Erkenntnis findet sich in jedem makroökonomischen Standardlehrbuch, so u. a. Blanchard, Illing (2009), Kapitel 6, oder Burda, Wyplosz (2009), Kapitel 5.

      58 Siehe dazu Abschnitt 1.3.

      59 Eigene Berechnungen aus Daten zur Gewerkschaftsmitgliedschaft von Deutscher Gewerkschaftsbund (2012) und zur Beschäftigung von Sachverständigenrat (2012).

      60 Siehe dazu Abschnitt 1.2.

      61 Smith (1776) und Marx (1867, 1885, 1894). Auch andere klassische Ökonomen des 18. und 19. Jahrhunderts erkannten schon – explizit oder implizit – die Bedeutung des Kapitals. Siehe dazu Niehans (1990), Teil I.

      62 Der prominenteste Vertreter der These, dass praktisch das gesamte Wachstum einer modernen Volkswirtschaft auf die Akkumulation irgendeiner Form von Kapital zurückgeführt werden kann, ist der amerikanische Produktivitätsforscher Dale Jorgenson, u. a. Jorgenson, Griliches (1967), Jorgenson (1995a, 1995b). Die dezidierteste Gegenposition liefert der israelische Wachstumsforscher Elhanan Helpman, u. a. Helpman (2004). Der Kern der Kontroverse besteht darin, dass Jorgenson als empirischer Produktivitätsforscher dazu neigt, den Kapitalbegriff extrem weit zu fassen und dabei jeden Rest des Wachstums, der nicht durch Kapitalakkumulation erklärbar ist, auf Fehler beim (schwierigen) Messen des Kapitalstocks zurückzuführen; Helpman dagegen sucht nach einem tiefer liegenden Grund, warum Kapital weiter akkumuliert wird, und dieser besteht letztlich zwingend in der Zunahme des Wissens. Die Unterschiede in der Diagnose zwischen Jorgenson und Helpman sind letztlich Ergebnis unterschiedlicher Forschungsprogramme. Sie sind für die weitere Argumentation im Text ohne Belang. Zur Rolle von Wissen und Akkumulation im Wachstumsprozess, siehe Paqué (2010a), Abschnitt 1.1.

      63 Insofern kann die Arbeitsproduktivität im Extremfall auf null sinken, wenn der Kapitalstock nicht funktioniert oder zerstört ist, etwa nach einem Kriegsbombardement. Allerdings sagt dies noch nichts darüber aus, wie schnell er wiederhergestellt werden kann, wenn andere komplementäre Bedingungen erfüllt sind, insbesondere das technische Wissen in den Köpfen überlebt. Genau dies erklärt einen Großteil des unerwartet schnellen deutschen Wiederaufstiegs nach dem Zweiten Weltkrieg. Siehe dazu Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Abschnitt 3.A.

      64 Der Begriff selbst geht wohl auf Bernanke (2005) zurück, das Phänomen wird aber systematisch erst in Caballero, Farhi, Gourinchas (2008), Caballero, Krishnamurthy (2009), Caballero (2010), Greenspan (2010), Laibson, Mollerstrom (2010), Bernanke (2011) sowie am grundlegendsten in Weizsäcker (2011b) aufgegriffen.

      65 Die folgende Darstellung folgt in wesentlichen Strukturelementen der stilisierten Analyse, die Weizsäcker (2011b) vorgelegt hat. Allerdings stehen dort Fragen der Staatsverschuldung im Vordergrund, im Folgenden dagegen Fragen der Arbeitsproduktivität und des Pro-Kopf-Einkommens.

      66 Schaubild 12 berechnet den Realzins als nominale Umlaufrendite (p. a.) auf eine längerfristige Staatsanleihe abzüglich der Inflationsrate, gemessen als laufende Änderungsrate des Preisniveaus, wobei der Konsumentenpreisindex (Schaubild 12a) beziehungsweise der Deflator des privaten Verbrauchs (Schaubild 12b) als Messgröße dient. Der Realzins wird dabei als gleitendes Mittel über fünf Jahre ermittelt, um erratische kurzfristige Schwankungen der Preisinflation auszuschalten.

      67 Dazu Abschnitt 1.2 in Kapitel 1. Die Zwischenkriegszeit wird hier nicht weiter betrachtet, da sie wegen der massiven konjunkturellen Störungen keine stabile langfristige Kapitalmarktkonstellation erkennen lässt. Wirtschaftshistoriker, u. a. James (1986), sind allerdings der Auffassung, dass die einzig stabile Phase der Weimarer Republik (ca. 1925–1929) eher eine Phase angespannter Bedingungen am Kapitalmarkt war (und im Übrigen auch eine Zeit relativ hoher Arbeitslosigkeit, wie in Abschnitt 1.2 ausgeführt).

      68 Der Begriff stammt von Bernanke (2004).

      69 Dazu Paqué (2010a), Abschnitt 3.2 und detailliert Hellwig (2008).

      70 So neuerdings überzeugend Shin (2012).

      71 Dazu Hellwig (2008).

      72 So überzeugend Caballero, Farhi, Gourinchas (2008).

      73 Ausführlich dazu Weizsäcker (2011b), der den Gedankengang verbal formuliert und im Rahmen eines Modells darstellt.

      74 Dazu Paqué (2010a), Abschnitte 1.1 und 2.1.

      75 Weizsäcker (2010, 2011b). Im Englischen spricht er von „waiting period“.

      76 Zu der – sozial erzwungenen – Variante des Ansparens gehört auch die (verlässliche) steuerliche Finanzierung einer Sozialhilfe, die eine übergroße „Altersarmut“ verhindert.

      77 Natürlich mit entsprechender Diskontierung.

      78 Inzwischen klassisch dazu Giersch (1979).

      79 Lucas (1990).

      80 Zum deutschen Fall, siehe Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Kapitel 3 und 4. Zur Strategie der asiatischen Schwellenländer, siehe Krugman, Obstfeld, Melitz (2012), Kapitel 19 und 22.

      81 So auch Weizsäcker (2010, 2011b).

      82 Dazu Paqué (2010a), Abschnitt 1.1.

      83 Darauf hat Weizsäcker (2011b) hingewiesen.

      84 Bundesingenieurkammer (2012).

      85 So vor allem Miegel (2010).

      86 Das Durchschnittsalter der Bevölkerung wird hier und im Folgenden stets als das Medianalter definiert. Wir folgen damit der gängigen bevölkerungswissenschaftlichen Praxis.

      87 Dazu im Einzelnen Paqué (2010a), Abschnitt 4.1.

      88 Zur Entwicklung der Beitragssätze der Sozialversicherungssysteme, siehe Sachverständigenrat (2011), Kapitel 6. Speziell zu Kranken- beziehungsweise Pflegeversicherung, siehe Niehaus (2008, 2010), Sauerland, Wübker (2010).

      89 Zu nennen sind die Forschungsarbeiten und Publikationen von Axel Börsch-Supan, mit oder ohne Koautoren, so u. a. Börsch-Supan (2010, 2011) sowie Börsch-Supan, Düzgün, Weiss (2008), Börsch-Supan, Wilke (2009), Börsch-Supan, Roth (2011), Börsch-Supan, Schröder (2011), Börsch-Supan, Weiss (2011), Börsch-Supan et al. (2012), Börsch-Supan, Olshansky, Beard (2012). Erwähnenswert sind des Weiteren – mit unterschiedlichen thematischen Schwerpunkten: Cardoso, Guimarães, Varejão (2010), Chéron, Hairault, Langot (2011), Engelhardt et al. (2010), Langhoff (2008), Lallemand, Rycx (2009), Lindley, Duell (2006), OECD (2006), Ours (2009), Ours, Stoeldraijer (2010), Prskawetz et al. (2006).

      90 Eine Übersicht liefert Skirbekk (2008a). Relevant sind daneben auch Göbel, Zwick (2012), Roger, Wasmer (2009), Skirbekk (2008b, 2008c).

      91 Historisch ist dies gut belegt: Broadberry (1997), Spitz-Oener (2006), Skirbekk (2008b, 2008c). Die zunehmende Bedeutung der Pflegeberufe – selbst Ergebnis der gesellschaftlichen Alterung – könnte diesem Trend entgegenwirken. Aber selbst dort ist damit zu rechnen, dass es Fortschritte in Richtung von Techniken gibt, die immer weniger harte körperliche Arbeit erfordern.

      92 Dazu Skirbekk (2008a).

      93 So u. a. Skirbekk (2006).

      94 Börsch-Supan (2009), Börsch-Supan, Düzgün, Weiss (2006, 2009), Börsch-Supan, Weiss (2011). Über die noch laufenden Studien und ihre voraussichtlichen Ergebnisse berichtete Axel Börsch-Supan dem Verfasser im persönlichen Gespräch.

      95 Börsch-Supan et al. (2009), Bonsang, Adam, Perelman (2010), Rohwedder, Willis (2010) sowie Coe, Lindeboom (2008).

      96 Dazu Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Abschnitt 4.A.

      97 Zu einzelnen Maßnahmen, siehe Skirbekk (2008a), S. 7–8.

      98 Siehe vor allem Abschnitt 3.4.

      99 Dazu Sachverständigenrat (2011), Tabelle 4, S. 98.

      100 Dies zeigen europäische Vergleichsstatistiken, aus denen hervorgeht, dass die Erwerbsbeteiligung der Frauen in den vergangenen Jahren gestiegen ist – auf eine Quote von zuletzt rund 70 Prozent, Eurostat (2012). Sie liegt damit aber erst im europäischen Durchschnitt.

      101 Sachverständigenrat (2011), Tabelle 4, S. 98.

      102 Dazu Paqué (2009), Abschnitt 4.3.

      103 So treffend Weizsäcker (2011b).

      104 Dazu Paqué (2010a), Kapitel 3.2.

      105 So überzeugend Weizsäcker (2011a).

      106 Jaeger et al. (2011).

      107 Moore (1965) behauptete, dass sich die Komplexität von Schaltkreisen mit minimalen Komponentenkosten etwa jedes Jahr verdoppeln würde. Diese Feststellung wurde später als „Moore‘s Law“ bezeichnet. 

      108 Dies ist eine Gesetzmäßigkeit, die sich in allen Modellen der modernen Theorien des endogenen Wachstums zeigt. Siehe dazu u. a. Acemoglu (2009), Aghion, Howitt (2009), Barro, Sala-i-Martin (2004).

      109 Der prominenteste aktuelle Fall ist die sogenannte UNEP-Studie, United Nations Environment Programme (2011).

      110 Helpman (1998).

      111 Dieses Ergebnis ist im Kern absolut robust gegenüber Veränderungen der Annahmen im realistischen Bereich. Es wird auch von Prognosen anderer Organisationen als der amerikanischen Energy Information Administration bestätigt.

      112 Über das Ausmaß des bisherigen „carbon leakage“ wird in Deutschland intensiv diskutiert. Empirisch zeigt sich, dass der Effekt bisher wohl in überschaubarer Größenordnung liegt, Görlach et al. (2008), Tscherning (2011). Es bleibt allerdings völlig unklar, was daraus für die Zukunft zu schließen ist. Jedenfalls dürfte mit zunehmender Integration von großen Entwicklungs- und Schwellenländern in die weltwirtschaftliche Arbeitsteilung die Gefahr eines massiven „carbon leakage“ deutlich zunehmen.

      113 So u. a. Sinn (2008) und Weimann (2008).

      114 Dies ist ein immer wiederkehrendes Ergebnis der wirtschaftsgeschichtlichen Forschung. Siehe u. a. die Standardwerke von Landes (1973), Kindleberger (1996) und Cameron, Neal (2003).

      115 Dazu Paqué (2009), Kapitel 5.

      116 Hayek (1975).

      117 Paqué (2009), Abschnitt 5.2.

      118 Dazu Paqué (2010a), Kapitel 2.

      119 Dazu u. a. Svensmark, Calder (2008) und Vahrenholt, Lüning (2012).

      120 Dazu Paqué (2010a), Kapitel 2.

      121 Der Gedankengang wurde modellhaft von Weitzman (2007) beschrieben.

      122 Popper (1934), Albert (1968).

      123 So u. a. Miegel (2010), Weizsäcker, Hargroves, Smith (2010) und Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (2011).

      124 So vor allem die Kritik Carl-Christian von Weizsäckers an den Empfehlungen des Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen, Weizsäcker (2011a).

      125 Die vergleichenden Statistiken, die hier und im Folgenden verwendet werden, sind im Regelfall eigene Berechnungen aus Daten des statistischen Amtes der Europäischen Union (Eurostat), zumeist Eurostat (2012). Soweit andere Datenquellen Verwendung fanden, wird dies gesondert vermerkt.

      126 Hier und im Folgenden werden die Begriffe „Zentrum“ und „Peripherie“ in einem rein geografischen Sinn gebraucht, also ohne jede politische, wirtschaftliche oder gar moralische Wertung.

      127 Dazu Abschnitt 1.4 dieses Buches.

      128 Eigene Berechnungen aus Daten der OECD (2012).

      129 Siehe Paqué (2010a), Kapitel 3.

      130 Dazu summarisch Paqué (2010a), Kapitel 3; im Einzelnen zur „money glut“ Hellwig (2008), zur „savings glut“ Weizsäcker (2011b) und zur „banking glut“, siehe Shin (2012).

      131 Dazu James (1986).

      132 Theoretisch lässt sich der Vorgang als eine gezielte Abweichung von der Logik des sogenannten Balassa-Samuelson-Effekts darstellen, Balassa (1964), Samuelson (1964). Dieser stellt fest, dass sich bei intersektoraler Faktormobilität zwischen dem Binnensektor („nicht handelbare“ Güter, also vor allem Dienstleistungen) und dem Außensektor („handelbare Güter“, also vor allem Industrieprodukte) das Preisniveau im Binnensektor als Folge der – im Zuge des Wirtschaftswachstums typischen – Zunahme der Arbeitsproduktivität im Außensektor erhöht. Der Grund: die marktwirtschaftliche Konkurrenz um Arbeitskräfte, die im Gefolge der Produktivitätssteigerung im Außensektor die Löhne in allen Sektoren nach oben zieht, was im Binnensektor bei unveränderter Arbeitsproduktivität nur bei steigenden Preisen geschehen kann. Die Inflation im Binnensektor ist insofern die „natürliche“ Konsequenz der Produktivitätssteigerung im Außensektor. Genau dies war in den Ländern der südlichen Peripherie Europas während des letzten Jahrzehnts nicht der Fall. Dort gab es massive „eigenständige“ Lohn- und Preissteigerungen im Binnensektor, eben eine „Blase“, die keine „realwirtschaftliche Absicherung“ über eine entsprechend starke Zunahme der (physischen) Arbeitsproduktivität im Außensektor (oder sonst wo in der Wirtschaft) hatte.

      133 Es gab natürlich auch moderatere Stimmen, deren Grundton sich weniger pessimistisch und dramatisch ausnahm. Dazu zählte regelmäßig der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinen jährlichen Gutachten. Allein deren Titel zeigen allerdings, dass auch der Sachverständigenrat sich große Sorgen machte um die Zukunftsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und nicht um Schieflagen an der Peripherie Europas. Die Titel lauteten im Einzelnen: 1999 Wirtschaftspolitik unter Reformdruck, 2000 Chancen auf einen höheren Wachstumspfad, 2001 Für Stetigkeit – gegen Aktionismus, 2002 Zwanzig Punkte für Beschäftigung und Wachstum, 2003 Staatsfinanzen konsolidieren – Steuersystem reformieren, 2004 Erfolge im Ausland – Herausforderungen im Inland, 2005 Die Chance nutzen – Reformen mutig voranbringen, 2006 Widerstreitende Interessen – Ungenutzte Chancen, 2007 Das Erreichte nicht verspielen, 2008 Die Finanzkrise meistern – Wachstumskräfte stärken. Es gab auch (allerdings wenige) Ökonomen, die Deutschland als Wirtschaftsstandort optimistischer beurteilten, so u. a. Bofinger (2005); aber sie drangen nicht wirklich durch, blieben Randerscheinungen und erkannten im Übrigen auch nicht die Dramatik der sich anbahnenden Schieflage in Europa.

      134 Dies fällt besonders bei der Art der Präsentation von Daten in den statistischen Jahrbüchern des statistischen Amtes der Europäischen Union ins Auge. Dort bestand in den verbalen Interpretationen der Ergebnisse oftmals die Neigung, die Fortschritte zur Konvergenz sehr stark zu betonen und die verbleibenden Unterschiede herunterzuspielen. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die Veränderung von Pro-Kopf-Einkommen zu Kaufkraftparitäten (und nicht zu offiziellen Wechselkursen), die ein Ausmaß an Konvergenz suggerieren, das es, was die Wertproduktivität der Arbeit betrifft, nicht oder noch nicht gab (und bis heute nicht gibt). Siehe dazu ausführlich Paqué (2010a), S. 238–239 und Paqué (2010b).

      135 Dazu Cipolla (1994), Kapitel 10.

      136 Siehe auch Abschnitt 2.3 dieses Buches.

      137 Der öffentliche Bereich der Forschung wird hier ausgeschlossen – nicht weil er für die wirtschaftliche Entwicklung ohne Bedeutung ist, sondern weil er den Status quo der wirtschaftlichen Innovationskraft nicht wirklich abbildet. Rechnet man ihn hinzu, so ändert sich im internationalen Vergleich das Bild nicht wesentlich. Das Gleiche gilt, zieht man andere verfügbare Indikatoren zurate, zum Beispiel den Anteil des Personals, das in Forschung und Entwicklung tätig ist, an der gesamten Beschäftigung, oder die Zahl der Hochtechnologiepatente pro Million Erwerbstätige.

      138 Dazu Kindleberger (1996).

      139 Siehe Abschnitt 1.3 dieses Buches.

      140 Im Einzelnen dazu Paqué (2009), Kapitel 5.

      141 Umfassend dazu Paqué (2009).

      142 Dazu – theoretisch und empirisch fundiert – Simons (2009).

      143 Siehe dazu ausführlich Paqué (2009), Abschnitt 5.1.

      144 Siehe dazu ausführlich Paqué (2009), Abschnitt 4.2.

      145 Der Hauptgrund für diese Entwicklung liegt in der Erosion des Flächentarifvertrags: Wegen der hohen Arbeitslosigkeit gelang es im Osten weder den Arbeitgeberverbänden noch den Gewerkschaften, einen hohen Organisationsgrad zu erreichen. Der Anteil der Industrieunternehmen, die tarifvertraglich gebunden sind, ist extrem niedrig und allemal weit niedriger als im Westen. Offenbar haben sich auf breiter Front betriebsnahe Lösungen durchgesetzt, die ein hohes Maß an Flexibilität gewährleisten und die Löhne auf einem wettbewerbsfähigen Niveau halten. Dazu ausführlich Paqué (2009), Abschnitt 4.2.

      146 Dazu Paqué (2009), Abschnitt 4.3.

      147 Siehe dazu Abschnitt 2.1 dieses Buches.

      148 Zum Marshall-Plan, siehe Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Tabelle 12, S. 98.

      149 Der Löwenanteil der regionalen Umverteilung von Mitteln erfolgt dabei in Deutschland (und wohl auch in anderen Nationen) über den Schlüssel der Zuweisungen der Steuereinnahmen, die im Land erzielt werden. So wird in Deutschland zum Beispiel das Aufkommen der quantitativ bedeutsamen Umsatzsteuer nicht nach dem Prinzip des örtlichen Aufkommens, sondern pro Einwohner verteilt. Darin liegt bereits eine massive Komponente der „Umverteilung“ (definiert als Abweichung vom örtlichen Aufkommen). Genau dieser Zweig der Umverteilung existiert aber auf Ebene der Europäischen Union nicht, zumal sie selbst keinerlei eigene Steuern erhebt.

      150 Europäische Kommission (2010a, b).

      151 Dazu u. a. Becker, Egger, Ehrlich (2010), Mohl, Hagen (2010) und Breidenbach (2012).

      152 Dazu Paqué (2009), Abschnitt 5.2.

      153 Dazu Paqué (2009), Abschnitt 4.3.

      154 Dazu Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Kapitel 2 und 3.

      155 Siehe Sikorski (2011c), Sikorski (2011a) und Sikorski (2011b) für den deutschen beziehungsweise englischen Wortlaut der Rede. Zustimmende Reaktionen finden sich u. a. in Sattar (2011) und Economist (2011a, b).

      156 So liegt die Exportquote in Deutschland seit einigen Jahren in der Größenordnung von 40 Prozent – im Vergleich dazu Frankreich mit 20 bis 25 Prozent sowie das Vereinigte Königreich, die Vereinigten Staaten und Japan mit unter 15 Prozent. Bei der Importquote ist das Bild ähnlich, wenngleich die Importquote in Deutschland aufgrund des seit Längerem herrschenden Überschusses in der Leistungsbilanz regelmäßig einige Prozentpunkte niedriger ausfällt als die Exportquote.

      157 Dazu Giersch, Paqué, Schmieding (1994), Abschnitte 3.b und 4.b.

      158 Dazu ausführlich Paqué (2009).

      159 Dazu Paqué (2010a), Abschnitt 5.1.

      160 Dies ist in gewissem Ausmaß auch ganz natürlich, soweit der Produktivitätsfortschritt in diesen Ländern im Trend stärker zunimmt als in der EU insgesamt. Der Grund ist wieder der sogenannte Balassa-Samuelson-Effekt, Balassa (1964), Samuelson (1964), der in Anmerkung 132 erklärt wurde. Dieser stellt fest, dass sich bei intersektoraler Faktormobilität zwischen dem Binnensektor („nicht handelbare“ Güter, also vor allem Dienstleistungen) und dem Außensektor („handelbare Güter“, also vor allem Industrieprodukte) das Preisniveau im Binnensektor als Folge der – im Zuge des Wirtschaftswachstums typischen – Zunahme der Arbeitsproduktivität im Außensektor erhöht. Es gibt also im Zuge des wirtschaftlichen Aufholens eine Art „natürliche“ Preisinflation, die allerdings stets die Gefahr in sich birgt, sich in Boomphasen in eine „Inflationsblase“ zu steigern. Es ist deshalb besonders wichtig für die betroffenen Länder, nach außen und innen stabile Verhältnisse zu signalisieren. Gerade dies geschieht durch die – politisch gewährleistete – Bindung an die Stabilität des Euro.

      161 So – stellvertretend für viele – Hans-Werner Sinn in einem Interview mit der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 18. Februar 2012, in dem er wörtlich erklärt: „Der Zug ist in Richtung Transferunion abgefahren.“ Sinn (2012).

      162 So Henkel (2010).

      163 Charakteristisch dafür ist die klare Mehrheitsmeinung des sogenannten Plenums der Ökonomen, einer netzbasierten Zusammenarbeit von etwa 300 akademischen Volkswirten in Deutschland, die auf einer eigenen Website zu aktuellen Fragen der Wirtschaftspolitik Stellung nimmt.

      164 Kohl (2012).
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Schaubild 24: Mitteleuropa und Deutschland 2011
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Schaubild 18:
Ausgaben fiir Forschung und Entwicklung 2010*
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Schaubild 15: Alter der Bevélkerung 1950-2050*

55

50

45

Frauen

40

35

30
1950 1970 1990 2010 2030 2050

* Durchschnittsalter (in Jahren) in Deutschland, gemessen als Median; ab 2010
Prognose

Datenquelle: Bundesinsiitut fir Bevdlkerungsforschung (2011)






OEBPS/template.xpgt
 

   

     
       
    
    
     
      
       
    

     
       
    
    
     
       
    
    
     
       
	 
	 
	 
      
    

  

   
    
    
    
    
  





OEBPS/images/Abb_21_fmt.jpeg
Schaubild 21: Beitrag der Industrie zum BIP 2010*
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Schaubild 3:
Arbeitslosigkeit in der Industrie 1920-1938*

45
40
35 1
30
25 1
20 -
15
10
5

ol
1920 1923 1926 1929 1932 1935 1938

* Anteil der Arbeitslosen an der Gesamthit der industriellen Erwerbspersonen
(arbsitslose und beschéftigte Industriearbeiter und -angestellte) im Deutschen
Reich; in Prozent

Datenquelle: Eichengreen, Hatton (1988)







OEBPS/images/HANSERSW.jpg





OEBPS/images/Abb_08_fmt.jpeg
Schaubild
Lohne, Preise und Lohnstiickkosten 1973-2010
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Schaubild 14:

Arbeitslosigkeit von Ingenieuren 1996-2010*
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in Prozent
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Schaubild 20: Arbeitsproduktivitat 2011*
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Schaubild 22: Jugendarbeitslosigkeit 2010*
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Schaubild 25: Euro-Wechselkurse 2004-2011*

140

Tschechien

130

120

110

100

90

80
2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

* Wert der nationalen Wahrung in Euro; 2004 = 100
Datenquelle: Deutsche Bundesbank (2012b)






OEBPS/images/Abb_19_fmt.jpeg
Deutschland
EU

Italien

Irland
Slowenien
Spanien
Ungarn
Tschechien
Portugal
Griechenland
Slowakei
Polen

0

* je Mio. Erwerbstatige

Datenquelle: Eurostat (2012)

100 200 300 400

500 600






OEBPS/images/Abb_13_fmt.jpeg
Schaubild 13: Forschung und Entwicklung
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Schaubild 16: Globale CO-Emissionen*
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Schaubild 7: Arbeitslosenquoten 1995-2005*
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Schaubild 1: Konjunkturzyklen 1960-2011*
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Schaubild 4: Arbeitslosenquote 1950-2011*
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Schaubild 10: Langzeitarbeitslosigkeit 1970-2011*
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Schaubild 9: Entwicklung der Realléhne 1950-2010
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Schaubild 12: Entwicklung des Realzinses*
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Schaubild 6:
Léhne, Preise und Lohnstiickkosten 1950-1975
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Schaubild 11:
Zahl der Erwerbspersonen 1950-2060*
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Schaubild 23: Deutsche Wirtschaft: West vs. Ost
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Schaubild 17: Arbeitslosenquoten 2005-2011*
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Schaubild 5:
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